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Erster Tag, Vormittag 

Donnerstag, 27. September 1956 

Eröffnung und Begrüßung 

Vorsitzender Prof. Dr. Walther G. Hoffmann (Münster): 

Herr Bundespräsident! 

Magnifizenzen! 

Herr Oberbürgermeister! 

Meine Damen und Herren! 

Im Namen des Vorstandes des Vereins für Sozialpolitik, der Ge-
sellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, begrüße ich alle 
Anwesenden zur diesjährigen Tagung. Es handelt sich um die 36. Kon-
ferenz dieser Art, seitdem im Jahre 1872 von Männern der Praxis 
die Anregung zur Bildung dieses wissenschaftlichen Forums gegeben 
wurde. Der Verein für Sozialpolitik ist damit eine der ältesten wirt-
schaftswissenschaftlichen Vereinigungen, die es international über-
haupt gibt. Seine Geschichte ist ein Spiegelbild sowohl der Wirt-
sch·afts- und Sozialgeschichte als auch der Entwicklung der wirt-
schafts- und sozial wissenschaftlichen Ideen von nunmehr über acht 
Jahrzehnten. In einer stattlichen Anzahl von Sitzungen kleiner 
Arbeitsausschüsse zu verschiedenen Problemen - neben den großen 
Tagungen vor der Öffentlichkeit - hat sich deutsches Geistesleben 
geformt; die Fülle der Publikationen, die fast alle Lebensbereiche von 
Wirtschaft und Gesellschaft berühren, ist ein Zeugnis der von zwei 
bis drei Generationen insoweit geleisteten Arbeit. In dieser Kette 
von Äußerungen wissenschaftlichen Lebens bildet die diesjährige Ver-
anstaltung ein weiteres Glied. 

Nach dem zweiten Weltkrieg wurden Tagungen 1948 in Marburg, 
1950 in iBad Pyrmont, i952 in Salzburg und 1954 in Bad Nauheim 
abgehalten. Die Wahl der Standorte deutet vielleicht an, daß es zu-
nächst wieder darauf ankam, die Kräfte zu sammeln, nachdem der 
Verein sich im "Dritten Reich" freiwillig aufgelöst hatte, da das freie 
Wort unmöglich geworden war. Unser aller Dank gebührt Professor 
Gerhard Albrecht, Marburg, für die Wahrnehmung der Funktion des 
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10 Eröffnung und Begrüßung 

Vorsitzenden in diesen schwierigen Jahren des Wiederaufbaus. Nicht 
zuletzt seiner Mühe ist es zu verdanken, daß nunmehr wieder der 
Schritt in die breite Öffentlichkeit gewagt und damit ein Tagungs-
ort wie Köln gewählt werden konnte. 

Die letzte Konferenz fand hier im Jahre 1897 statt und stellte drei 
Themen zur Diskussion: die Handwerkerfrage, den ländlichen Per-
sonalkredit und das Arbeiter-Vereins- und Koalitionsrecht. Seitdem 
haben sich weltwirtschaftlich wichtige Verändel'Ungen vollzogen. Wenn 
diese wirtschaftswissenschaftliche Gesellschaft erneut in einer 
Stadt wie Köln zur Aussprache auffordert und über die Mitglieder 
aus Wissenschaft und Wirtschaft hinaus eine große Anzahl von Gästen 
einlädt, so sind dafür drei Gesichtspunkte maßgebend: 

1. Der rasche Wiederaufbau in der Bundesrepublik erfordert eine 
Besinnung auf die Problematik der Einkommensbildung und Ein-
kommensverteilung. 

2. Der heutige Stand von Forschung und Lehre läßt die Erörterung 
dieser zentralen Probleme der Wirtschaft gerechtfertigt erscheinen, 
auch wenn dabei viele Grenzen unserer Kenntnis in Theorie und 
Erfahrung sichtbar werden. 

3. Es besteht ein großes Interesse in der Öffentlichkeit an der Dis-
kussion dieser Fragen auf einer Ebene der Objektivität, die von jeher 
die Wissenschaft auszeichnet. 

Diese letztere Annahme scheint sich auf jeden Fall als berechtigt 
erwiesen zu haben, so daß ich heute einer stattlichen Anzahl und 
einem auserlesenen Kreis von Teilnehmern den Gruß an dieser Stelle 
entbieten darf. 

Gestatten Sie mir die Freiheit, daß ich den namentlichen Will-
kommensgruß auf ganz wenige Persönlichkeiten beschränke. Ich hoffe, 
daß sich jeder, der nicht namentlich erwähnt wird, schon durch die 
Einladung persönlich angesprochen fühlt. 

Ich begrüße als Staatsoberhaupt, Kollegen und Mitglied in auf-
richtiger Verehrung Herrn Bundespräsident Professor Heuss. 

Der Herr Bundeskanzler und mehrere Herren Bundesminister 
hatten ihr Erscheinen zugesagt. Infolge einer Kabinettssitzung 
sind sie jedoch verhindert. Ich bin gebeten worden, Ihnen die 
Grüße des Herrn Bundeskanzlers und der übrigen Herren der Bundes-
regierung zu übermitteln. Das Schreiben des Herrn Bundeskanzlers 
hat folgenden Wortlaut: 

"Der Verein für Sozialpolitik hat in den acht Jahrzehnten seines 
Bestehens durch seine von hohem wissenschaftlichen Gehalt getra-
genen Untersuchungen Wesentliches zur Klärung und Vertiefung der 
die Öffentlichkeit bewegenden sozial- und wirtschaftspolitischen 
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Vorsitzender Prof. Dr. Walther G. Hoffmann (Münster) 11 

Grundfragen geleistet. Meine besten Wünsche gelten seinem ver-
dienstvollen Wirken auch für die Zukunft. 

Da ich entgegen meiner ursprünglichen Absicht verhindert bin, an 
Ihrer .Eröffnungssitzung teilzunehmen, bitte ich, den Teilnehmern der 
Tagung auch meine guten Wünsche für einen erfolgreichen Verlauf 
ihrer diesjährigen Arbeiten zu übermitteln." 

Herr Bundesminister Erhard bedauert ganz besonders, nicht auch 
heute morgen anwesend sein zu können. 

Einen herzlichen Willkommensgruß entbiete ich Seiner Magnifizenz, 
dem Rektor der Universität Köln, in ganz besonderer Würdigung der 
Tatsache, daß wir alle wissen, was die Universität Köln hinsichtlich 
Lehre und Forschung auf unserem Gebiet bedeutet. 

Ich begrüße den Herrn Oberbürgermeister der Stadt Köbi in un-
serer Mitte und verbinde damit zugleich den aufrichtigen Dank für 
die abermals gewährte Gastfreundschaft. 

Ich darf mich schließlich darauf beschränken, nur noch einige 
Gruppen aus dem Teilnehmerkreis besonders anzusprechen: 

Es erfüllt uns alle mit Freude, eine große Anzahl von Gästen aus 
dem Ausland bei uns zu sehen. Selbst entfernteste Länder, wie z. B. 
Japan, haben es sich nicht nehmen lassen, Vertreter ihrer gelehrten 
Gesellschaften hierher zu entsenden. Ich bitte um Verzeihung, wenn 
ich statt der einzelnen Namen nur die Länder nenne, die hier ver-
treten sind: (Belgien, Finnland, Griechenland, Indien, Indonesien, 
Italien, Japan, Jugoslawien, Korea, Luxemburg, die Niederlande, 
Österreich, Schweiz und die Vereinigten Staaten. Der Präsident der 
französischen Fachvereinigung, Professor Louis Baudin, hat mich 
mehrfach gebeten, ihn zu entschuldigen. 

Aus dem Kreise der deutschen Teilnehmer darf ich alle Persönlich-
keiten der Wirtsch.aft ausdrücklich und sehr herzlich willkommen 
heißen. Es dürfte bereits deutlich geworden sein, wie großen Wert 
wir Ökonomen darauf legen, das Gespräch mit denen ständig zu 
pflegen, in deren Händen die Gestaltung des wirtschaftlichen Alltags 
liegt. Ihr Tun und Ihre Erfahrung sind Gegenstand unserer wissen-
schaftlichen Arbeit. 

:Die junge Generation schließlich möchte ich begrüßen mit dem 
Hinweis, daß sie eines Tages ein großes Erbe zu hüten und zu mehren 
hat. Denn wenn es auf unserem Gebiet im deutschen Sprachbereich 
eine Plattform gegeben hat, auf der Tradition und Fortschritt von 
jeher zur Auseinandersetzung drängten, so ist es sicher der Verein 
für Sozialpolitik gewesen. 

Allen Anwesenden danke ich zugleich für das groBle Interesse an 
unserer Arbeit und darf hierbei besonders die Herren Vertreter der 
Presse erwähnen. 
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12 Eröffnung und Begrüßung 

Nach dieser Begrüßung der Erschienenen wäre es sicher meine 
Pflicht, eine Reihe von Persönlichkeiten und Institutionen zu er-
wähnen, die leider heute nicht vertreten sind, der Tagung aber aus-
drücklich einen guten Verlauf wünschen. Ich bitte mich jedoch von 
weiteren Nennungen zu entbinden und mir zu gestatten, daß ich noch 
zwei Bemerkungen dem Beginn der Tagung vorausschicke: nämlich 
hinsichtlich der Lage der Wirtschaftswissenschaften im allgemeinen 
und hinsichtlich des Gegenstandes dieser Tagung im besonderen. 

Wer so unvoreingenommen als möglich die Lage der Wirtschafts-
wissenschaften international zu charakterisieren versucht, dem wird 
auffallen, daß die Ansprüche an dieses Fach seitens der Öffentlichkeit 
in den letzten Jahrzehnten außerordentlich gestiegen sind. 

Nach der Gründung des Vereins für Sozialpolitik nahm von Zeit 
zu Zeit ein relativ kleiner Kreis zu den wirtschafts- und sozial-
politischen Problemen der Zeit aus eigener Vollmacht im Namen der 
Wirtschaftswissenschaft Stellung. In der Gegenwart ist der Anspruch 
an diese Wissenschaft bereits weitgehend an feste Institutionen ge-
bunden. Dementsprechend werden nicht nur fallweise, sondern lau-
fend sachadäquate Entscheidungen von den Ökonomen erwartet. Vor-
aussetzung dafür war die Herausbildung eines selbständigen wirt-
schaftswissenschaftlichen Studiums. Die insoweit ausgebildeten Öko-
nomen stehen heute in den meisten Ländern der Erde teils der 
öffentlichen Verwaltung aller Stufen, teils der privaten Wirtschaft in 
Unternehmungen und Verbänden, teils den Parteien, der Presse oder 
für sonstige Aufgaben zur Verfügung und versuchen, eine fundiertE: 
Urteilsbildung in ihren Bereichen zu ermöglichen. Darüber hinaus 
werden - wenn auch in ganz unterschiedlichem Ausmaße - Hoch-
schullehrer in Form von "Councils", bzw. "Beiräten" laufend 
gutachtlich zu gewissen Grundsatzfragen gehört. Dieser Wandel in 
der öffentlichen Funktion einer Wissenschaft ist noch nicht abge-
schlossen. Die Ansprüche sind weiterhin im Steigen begriffen. Denn 
sowohl in den alten Industrieländern wie auch in den Gebieten der 
Erde, die durch eine Industrialisierung ihren Wohlstand zu steigern 
hoffen, wird ein vertiefter Einblick in die gesamtwirtschaftlichen Zu-
sammenhänge als notwendig erachtet, um wirtschaftliche Erschütte-
rungen im Interesse der sozialen und politischen Stabilität zu ver-
meiden. Der erst vor wenigen Tagen in Rom abgeschlossene, erste 
Weltkongreß der Wirtschaftswissenschafter, hat ein beredtes Zeugnis 
abgelegt von der wachsenden Verantwortung dieser Wissenschaft, 
gleichgültig, ob es sich um Äußerungen von Vertretern der Sowjet-
Union oder eines westlichen Landes handelte. 

Wieweit kann aber dieser Anspruch befriedigt werden? Die Frage 
soll an dieser Stelle nur aufgeworfen, aber nicht beantwortet werden. 
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Vorsitzender Prof. Dr. Walther G. Hoffmann (Münster) 13 

Denn dieser gesamten Problematik ist das Referat von Professor 
Erwin von Beckerath am heutigen Vormittag gewidmet, das mit 
gutem Grund der Tagung vorangestellt wurde. Der Vortragende hat 
in der Klärung des Spannungsverhältnisses zwischen Politik und 
Wirtschaft von jeher ein Stück Lebensarbeit gesehen, so daß wir ihm 
besonderen Dank wissen dürfen für die iBereitwilligkeit, das Grund-
satz-Referat zu übernehmen. 

Wenn ich bisher von dem wachsenden Anspruch an unser Fach 
sprach von seiten derer, die konkrete, praktische Antworten erwarten, 
so darf ich aber zugleich nicht unerwähnt lassen, daß seit den Tagen 
von Gustav von Schmoller diese Wissenschaft größte Fortschritte ge-
macht hat, die es u. a. verbieten, ohne sehr eingehende Analysen wirt-
schaftspolitische Aussagen zu machen. Je mehr sich jemand der 
Differenziertheit der gesellschaftlichen und technischen Zusammen-
hänge in unserer Zeit bewußt ist, um so mehr wird er nur mit Be-
dacht und Vorsicht ein Urteil abzugeben bereit sein. Der Ökonom 
ist dabei in einer etwas schwierigeren Lage als mancher andere Fach-
wissenschaftler. Denn sein Erkenntnisobjekt glaubt in den meisten 
Ländern fast jeder Bürger beurteilen zu können, so daß nicht selten 
auch "falsche Propheten" sich Gehör verschaffen. Der derzeitige Lei-
ter des Council of Economic Advisers in Washington, Professor 
Arthur Burns, sagte einmal, es sei seine Aufgabe, den Menschen 
unangenehme Dinge zu sagen. Dem gleichen Gedanken hat bereits 
der große englische Ökonom Alfred Mars hall vor einem halben Jahr-
hundert Ausdruck gegeben mit der Bemerkung: "es ist fast unmöglich 
für einen Ökonomen ein wahrer Patriot zu sein und gleichzeitig den 
Ruf eines solchen zu haben." 

Es geziemt sich wohl, zu Beginn eines wissenschaftlichen Kon-
gresses auf diese Grundproblematik hinzuweisen. Angesichts der 
wachsenden Verantwortung der Wirtschaftswissenschaft gegenüber 
der Öffentlichkeit und zugleich der Tendenz einer zunehmenden Ver-
feinerung des Denkapparates - im Sinne des Fortschrittes aller 
Wissenschaften - scheinen mir nun zwei praktische Schlußfolgerun-
gen möglich.: Zunächst sollte wohl - und damit spreche ich nur für 
die Bundesrepublik - weit mehr getan werden für die Förderung 
von Forschung und Lehre auf den Gebieten der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften. Es ist dies zwar ein in den letzten Jahren 
seitens der Wissenschaft schlechthin häufig erklingender Ruf; so-
weit ich sehe, hat sich aber die Wirtschaftswissenschaft bisher sehr 
zurückgehalten. Die Zeit ist jedenfalls vorüber, in der die Wirtschafts-
wissenschaft von wenigen Lehrstuhlinhabern an Universitäten oder 
Hochschulen vertreten werden kann. Eine gewisse Arbeitsteilung ist 
vielmehr erforderlich. Sie ist angesichts der großen Anzahl von Stu-
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14 Eröffnung und Begrüßung 

dierenden auch schon deswegen erwünscht, um dem akademischen 
Lehrer noch die Möglichkeit zu selbständiger Forschung zu geben und 
ihn nicht mit Lehrverpflichtungen zu überlasten. 

Allerdings gebietet die Eigenart des Faches, daß diese Arbeits-
teilung nicht zu einer Abschließung führen darf. So ist es sicher 
berechtigt, in Lehre und Forschung starke Kräfte den betriebswirt-
schaftlichen Problemen zu w~dmen. Es wäre aber sachlich nicht ver-
tretbar, nur aus einzelwirtschaftlicher Sicht den gesamtwirtschaft-
lichen Kreislauf zu beurteilen, ebensowenig wie eine gesamtwirt-
schaftliche Analyse ohne Kenntnis der spezifischen Probleme der ein-
zelnen Unternehmungen und der Haushaltungen - privaten und 
öffentlichen Charakters - durchgeführt werden kann. 

Ein ähnliches Problem der Spezialisierung hat sich gegenüber der 
Soziologie, bzw. dem engeren Gebiet der Sozialforschung ergeben. 
War es früher Sitte, daß in den üblichen Lehrbüchern auch gesell-
schaftliche Fragen mehr oder weniger tiefgründig abgehandelt wur-
den, so wird der Ökonom von heute geneigt sein, die in diesem 
Spezialbereich erarbeiteten Erkenntnisse - statt eigener Forschung -
zu übernehmen, zumal er auf sie nicht verzichten kann. Auch in 
diesem Falle darf Arbeitsteilung nicht zur Abschnürung führen. Im 
Gegenteil: ohne engste Zusammenarbeit der sozialwissenschaftlichen 
Dispizlinen ist fruchtbare Forschung nicht möglich. 

Die eine Schlußfolgerung aus der aufgeworfenen Problematik geht 
also dahin, daß den Wissenschaften von Wirtschaft und Gesellschaft 
breiteste Entfaltungsmöglichkeit gegeben werden sollte, um sie besser 
in die Lage zu versetzen, ihrer Verantwortung gegenüber der Öffent-
lichkeit gerecht zu werden. Die zweite Schlußfolgerung bezieht sich 
auf den Einsatz des mit den modernen Erkenntnissen vertrauten 
Ökonomen, und zwar nicht nur selbstverständlich in der öffentlichen 
Verwaltung, sondern in zahlreichen Funktionen, die ihm in einer 
"industriellen Gesellschaft" zufallen. Es geht dabei nur um das Be-
mühen, einen Beitrag zu leisten zur fachlichen Objektivierung wirt-
schafts- und sozialpolitischer Urteilsbildung. Denn je mehr an ver-
antwortlichen Stellen im privaten und öffentlichen Sektor die Sprache 
des gleichen Faches gesprochen wird, um so eher müßte es möglich 
sein, Verständnis zu finden für die Voraussetzungen und Annahmen, 
die einer Argumentation zugrundeliegen. Da es nur ein e Logik gibt, 
und da die Theorie des volkswirtschaftlichen Kreislaufes es einfach 
nicht gestattet, mehrere Größen gleichzeitig in willkürlichem Umfange 
zu ändern, wäre bei einer derartigen Versachlichung der Sprache 
vielleicht auf die Dauer zu erreichen, daß jede vorgeschlagene 
Therapie in ihren wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen voll 
sichtbar wird. In manchen Fällen werden diese Konsequenzen sogar 
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Vorsitzender Prof. Dr. Walther G. Hoffmann (Münster) 15 

quantifizierbar sein und daher denjenigen, die die Entscheidung zu 
fällen haben, die übernahme der Verantwortung erleichtern. Auf 
jeden Fall müssen aber bei einer derartig wissenschaftlich fundierten 
Argumentation Dinge ausgesprochen werden, die sonst im Bereich der 
zahlreichen Vorurteile oder bewußten Unterlassungen eine Verstän-
digung über Diagnose und Therapie in einer konkreten wirtschaft-
lichen Lage erschweren. 

Alles das setzt freilich voraus, daß jeder Ökonom, wo immer er im 
öffentlichen Leben steht, sich seiner Verantwortung gegenüber der 
Wissenschaft bewußt und daher nicht bereit ist, selbst berechtigte 
eigene Interessen mit irgendeiner Pseudowissenschaft zu verteidigen. 

Auf dem Hintergrund dieser allgemeinen Bemerkungen darf ich 
mich auf wenige Andeutungen hinsichtlich des speziellen Themas 
dieser Tagung beschränken. 

Die Probleme der Einkommensbildung und -verteilung sind offen-
sichtlich von so zentraler Bedeutung für eine Wissenschaft und eine 
Politik des Volkswohlstandes, daß dem Vorstand die Entscheidung 
zugunsten dieses Gegenstandes leicht gefallen ist. Es kann nicht das 
Anliegen der alle zwei Jahre stattfindenden Tagungen sein, Fragen 
von tagespolitischer Relevanz zu erörtern. Außerdem wird sicher der 
eingangs genannte Gesichtspunkt allgemein bejaht werden, daß das 
relativ schnelle Wachstum des deutschen Volkseinkommens in der 
Nachkriegszeit begleitet wird von einer Fülle offener Fragen etwa der 
funktionellen und personellen Verteilung. 

Die Schwierigkeit lag vielmehr darin, in vier Referaten die wich-
tigsten Probleme der Einkommensbildung und -verteilung aufzu-
werfen. Aus Zeitgründen mußten die Fragen der Einkommensverwen-
dung weitgehend ausgeklammert werden. Diese ,Einengung schien ver-
tretbar, zumal wenigstens über die Probleme der "Kapitalbildung und 
Kapitalverwendung" auf der Tagung in Salzburg 1952 diskutiert 
worden ist. 

Professor Hans Peter, Tübingen, wird in seinem Referat die theo-
retische Grundproblematik aufrollen; Professor Wilhelm Krelle, 
St. Gallen, geht in einer mehr ökonometrischen Analyse speziell auf 
die Bestimmungsgründe der Einkommensverteilung ein; Professor 
Horst Jecht, !Münster, behandelt - ebenfalls unter Benutzung um-
fangreichen empirischen Materials - die Bedeutung der staatlichen 
Wirtschaftspolitik und besonders der Finanzpolitik für die Einkom-
mensverteilung; Professor Heinz Kolms, Berlin, untersucht den Ein-
fluß von Verbänden und sonstigen nicht-staatlichen Instanzen auf die 
Einkommensverteilung. Allen Vortragenden sei aufrichtig gedankt für 
die Sereitwilligkeit, sich der nicht ganz einfachen Aufgabe zu unter-
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16 Eröffnung und Begrüßung 

ziehen. Zugleich darf ich Professor Erich Schneider, Kiel, danken für 
die wissenschaftliche Vorbereitung dieses Kongresses. 

Nun erhält eine Tagung erst ihren Charakter durch die Lebendig-
keit und Tiefe der Diskussion. Wer die Geschichte des Vereins für 
Sozialpolitik kennt, weiß, daß diese Tradition eine große Verpflich-
tung bedeutet. Um für die Aussprache geeignete Voraussetzungen zu 
schaffen, ist neben den Generaldiskussionen im Plenum eine Erörte-
rung von Spezialfragen der einzelnen Referate in parallel laufen-
den Arbeitsgemeinschaften am morgigen Nachmittag vorgesehen. 
Beide Formen des Gesprächs mögen dazu beitragen, die Teilnehmer 
zu fruchtbaren Auseinandersetzungen zusammenzuführen. Jeder, ,der 
es ernst meint mit der Deutung wirtschaftlich-sozialer Zusammen-
hänge in diesem Bereich und der glaubt, zur Klärung dieser Probleme 
im allgemeinen und in der Bundesrepublik im besonderen beitragen 
zu können, ist daher zur Mitwirkung aufgerufen. In diesem Sinne 
darf ich die Tagung für eröffnet erklären und zunächst unser Mit-
glied, Herrn Bundespräsidenten Professor Heuss, um die Liebens-
würdigkeit bitten, zu uns zu sprechen. 

Bundespräsident Prof. Dr. Theodor Heuss: 

Geehrte Anwesende, meine Damen und Herren! 

Die Bitte, ein pa'ar Worte an Sie zu richten, ist für mich eine leichte 
Belastung geworden. Ich folge ihr mit der Ungewißheit gegenüber 
meiner wissenschaftlichen Legitimation; ich kann sie vielleicht aus 
meinem persönlichen Leben beziehen. Von den Männern, die 1872 für 
das kommende Jahr die Gründung des Vereins für Sozialpolitik vor-
bereiteten, habe ich die für die nächsten J,ahrzehnte nach 1873 am 
wichtigsten gewordenen Gelehrten noch persönlich erlebt, zum Teil 
sehr ,von der Nähe, manchen wie Adolph Wagner und Gustav 
Schmoll er "nur als Dozenten". Zu Schmoller, der ein Heilbronner 
Landsmann von mir gewesen ist, wollte ich ins Seminar, aber sein da-
maliger Assistent, Spiethoff, komplimentierte mich mit der vollen-
dendsten Verbindlichkeit wieder zur Stube hinaus, als ich ihm mit der 
schönen Naivität eines jungen Menschen mitteilte, daß ich mit Bren-
tano bereits das Thema der Doktorarbeit verabredete hätte und Ma-
terial sammele (Heiterkeit). Lujo Brentano, der 1873 die erste Tagung 
mit einem sozialpolitischen Fachreferat eingeleitet hatte, wurde dann 
auch mein eigentlicher ,akademischer Lehrer und blieb den Jahren der 
Entfaltung der so wohlwollende als freundschaftlich-kritische Gönner. 
Zu dem vierten der damals jungen und später großen Gelehrten, 
Geol'g Friedrich Knapp, kam nach Jahrzehnten die Nähe der familiä-
ren iBindung. 
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Bundespräsident Prof. Dr. Theodor Heuss 17 

Die eigentlich wissenschaftliche Folge bin ich diesen Männern, bin 
ich den anderen Lehrern, ich nenne da Jastrow und Lotz, schuldig 
geblieben. Manchmal schmeichle ich mir, die Studie, die ich 1914 
schrieb für die Schülerfestschrift, die wir Brentano zum 70. Geburts-
tag widmeten, "Organisationsprobleme der freien Berufe", diese 
Arbeit könnte mit ein Anstoß! gewesen sein, daß nach dem ersten 
Krieg der "Verein für Sozialpolitik" sich diesem, bis1ang ökonomisch 
nicht gesehenen Sozialbezirk in einer großlen Enquete zugewandt habe. 
Die Thematik steht ja heute wieder in der Atmosphäre einer höchst 
schmerzensreichen Aktualität: die Spannung zwischen dem individu-
ellen schöpferischen Beruf, der sich zum mindesten in der Luft der 
Freiheit für schöpferisch hält und halten muß, und im Beg i n n im-
mer ein Wagnis auf eigene Gefahr ist, im Ausgang aber, zwischen 
den wohlerworbenen Rechten der anderen, zwischen den Sicherungen, 
Versicherungen der anderen, sie mögen bescheiden sein, doch sie sind 
da, vereinzelt, verloren, verlassen, schutzlos dasteht. 

Der Beginn des "Vereins für Sozialpolitik" sah auch vereinzelte 
Lohnempfänger des individuellen Arbeitsvertrages, aber es hatten 
doch ein paar J·ahre zuvor die Bemühungen begonnen, sie in Gruppen, 
in Verbänden zu sammeln. Brentano hatte in den 60er Jahren drüben 
in England die Trade Unions entdeckt, auch Max Hirsch, der die Ge-
nossenschaften suchen wollte, merkte etwas von Gewerkvereinen. Man 
soll, glaube ich, den Ausgangspunkt der Gründung ni.e vergessen; denn 
ihm war etwas wie ein humanitärer Elan beigemischt. Aber auch das 
bleibt nachdenkenswert: die verbandsmäßige Erörterung ökonomischer 
Dinge hatte in Deutschland schon vorher eingesetzt in dem sogenann-
ten "Volkswirtschaftlichen Kongreß", der sich selber als Interpret der 
" englischen", der "klassischen" Lehre der Volkswirtschaft begriff. Die 
Auseinandersetzungen jener Zeit, Ausgang der 60er, Beginn der 70er 
Jahre, zum Teil sehr heftige Auseinandersetzungen, sind heute ver-
jährt und mancher mag auch inzwischen begriffen haben, daß Adam 
Smith's die neue Wissenschaft recht eigentlich begründendes Werk 
"Wohlstand der Nationen" heißt und keine Anweisung für erfolgreiche 
individuelle Betriebsführun,g enthält, außerdem von einem Professor 
für Ethik stammte. 

Im Elementaren ging es und geht es wohl heute noch, nachdem das 
volkhafte und gesellschaftliche Leben aus den traditionell vielfarbigen 
Ordnungen oder Unordnungen der Vergangenheit heraustrat - sie 
mögen fürstlicher oder feudaler, kirchlicher oder korporativer Art 
gewesen sein - in den Zustand der rationalisierten Staatlichkeit ein-
fach darum, welchen Grad von ,,1 n t e r v e n t ion i s mus", an wel-
cher Stelle, zu welchem Ziele die in einer Befehlskraft oder doch in 
einem Anweisungsvermögen verfaßte Rechtsordnung zu entsenden 

2 Sozialpolitik xm 
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18 Eröffnung und Begrüßung 

weiß. Darf sie es? Soll sie es? Muß sie es? Ich zögere fast, vor Ihnen 
diese Banalität auszusprechen: eine Wirtschaft 0 h n e staatlichen Inter-
ventionismus gibt es nur in Lehr- und in Thesenbüchern, die schon 
bei ihrem Erscheinen veraltet sind (Zustimmung). Ich sage nur ein 
paar ganz primitive Worte: Straßen- und Brückenbau, Wirtschafts-
recht, zu dem auch das Strafrecht des Eigentumsschutzes gehört, Zoll-
und Handelspolitik, Geldschöpfung, das Dickicht der Steuerpolitik, das 
selbst die professionellen Wegbereiter, die Steuerberater, zum Stöhnen 
bringt, Diskont~olitik, auch wenn sie nicht vom Staate besorgt, aber 
in einem Rechtsprivileg delegiert ist. Und so fort, und so fort. 

Warum mache ich Ihnen diese "Mitteilungen"? Halten Sie bitte diese 
Abfolge von Selbstverständlichkeiten nicht für eine wichtigtuerische 
Plauderei; in jedem dieser Begriffe steckt eine Frage für den Problem-
kreis: S t a a tun d W iss e n s c h a f t, staatlicher Anordnungswille, 
gesetzliche Anordnungs-Nötigung, vielleicht Notwendigkeit und wis-
senschaftlich dargetane ökonomische Rationalität, wirtschaftliche 
Eigengesetzlichkeit, falls es derlei gibt, - die Wissenschaft muß sie 
als gegeben nehmen, um sich vor subjektivem Feuilletonismus zu 
sichern, der mehr als einmal durch eine Nebentür in ihren Bereich 
eingetreten ist. 

Die Dinge sind sehr komplex: Jede politische Führung tut gewiß gut 
daran, sich der Beobachtungsmethoden, der Rechenhaftigkeiten der 
Wissenschaft zu bedienen, aber: gibt es in diesem Bereich die Wissen-
schaft? Ich bin zu vorsichtig, um in die Argumentationen der Gegen-
wart zu greifen, auch gar nicht genug auf dem laufenden über die 
Entwicklung der nationalökonomischen, soziologischen Fragestellun-
gen. Aber zu der Zeit, als ich studierte, war etwa das Zentralproblem 
des staatlichen Interventionismus die Stellungnahme zur Erhöhung des 
agrarischen Schutzzolls, seine berechenbaren Wirkungen auf den öko-
nomischen Gesamttrend, auf den Lebensstandard, auf Handels- und 
Zahlungsbilanz, die Wissenschaft aber, Adolf Wagner, Oldenburg usf., 
usf. auf der einen Seite, Brentana, Latz, 'lIsf., usf. auf der anderen 
Seite, für, gegen die Erhöhung. Nachher ergab sich dies, daß' die tat-
sächliche Entwicklung, weil eine Anzahl entscheidender technischer 
Erfindungen auf ganz anderem Gebiet zur ökonomischen Auswirkung 
kamen, - etwa die weltweite Motorisierung, an die so kein Mensch 
gedacht hatte, obwohl sie schon auf dem Wege war, Einsetzen der 
breiten elektrischen Kraftübertragung, die jetzt zum Zug kam, Aus-
wertung bestimmter großer chemischer Erfindungen, kurz: aus einer 
ganz anderen Ecke heraus sind nachher alle Analytiker und alle Pro-
pheten vor dem Tatsachenvorgang, ich will nicht sagen desavouiert, 
aber überrollt worden. Das soll nun ganz gewiß keine Herabwertung 
oder gar Ironisierung des wissenschaftlichen Beitrags für 'Entscheidun-
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gen der ökonomischen Staatsräson oder für die Sicherung eines Be-
wußtseins, das sich oberhalb einer ständischen Interessenlage gesichert 
wissen möchte, sondern die M a r k i e run gei n e s G ren z -
g e f ü hIs bedeuten. 

Es ist in den letzten Jahrzehnten und ganz gewiß nach 1945 dies 
ein sehr interessanter Vorgang, daßI Wirtschaftsverbände der verschie-
dendsten Natur und Zweckhaftigkeit sich "wissenschaftliche Institute" 
angegliedert haben. Es wird dort sicher mancherlei notwendige, wohl 
auch nützliche Arbeit geleistet, aber es wäre doch eigentlich ganz 
schön, wenn sie sich über die Met h 0 d i k der Forschung verständigen 
möchten (Heiterkeit), - manchmal mag das ja wohl gelingen -. Denn 
dann wäre die Simplifikation im politischen Raum, die ja unvermeid-
bar ist, ganz gewiß geringer, auch ein Abschirmen leichter gegenüber 
eingängigen Begriffen, in die sich zum al die Deutschen so leicht ver-
lieben, etwa heute in das Wort "dynamisch". Ich glaube fast, es ist 
eine Fernwirkung von Keynes in ihm ziemlich fremde Gebiete. 

Ich. bremse jetzt ab; ich will ja nicht vor diesem illustren Kreise eine 
früher nicht gehaltene Vorlesung nachholen. Und da ich ja nicht 
Erhard, sondern bloß Heuss heiße (Heiterkeit), umkreise ich jetzt nicht 
die aktuellen Fragen, wo die öffentliche Kontroverse, die eine poli-
tische Entscheidung einleiten mag, einleiten soll, der Durchleuchtung 
durch Forschung, Argument und Urteil des Wissenschaftlers einfach 
bedarf. Die Wechselbeziehung ist gegeben; heute wohl viel dichter als 
ehedem, als langehin, da das komplizierter gewordene gesellschaftliche 
Gefüge stärker des Gestänges von Ordnungen und Entscheidungen aus 
dem außerökonomischen Raum bedarf, deren Sicherheit nun ni c h t 
i m Mac h t will e n, sondern in der E r k e n n t n i s und i m 
Maß, e gegeben ist. Fruchtbar wird dies Nebeneinander von Staat 
und Wissenschaft durch ein Ineinander von F r e i h e i tun d Ver-
t rau e n. (Starker anhaltender Beifall.) 

Rektor der Universität Köln, Professor Dr. Hans Kauffmann: 

Herr iBundespräsident! Herr Oberbürgermeister! Herr Vorsitzender! 
Meine Damen und Herren! 

Dem zu seiner Tagung versammelten Verein für Sozialpolitik, der 
Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, darf ich den 
Gruß der Universität Köln entbieten. Mit Hochachtung begegnen wir 
einer Gesellschaft, die für Nationalökonomen Ähnliches bedeutet hat 
und wieder bedeutet wie der Juristentag für Juristen oder die Ver-
sammlung der Naturwissenschaftler für diesen Gelehrtenkreis: eine 
freie Vereinigung von Forschenden mit Männern der Wirtschaft, der 
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der Rang einer Akademie zukommt, die in voller Unabhängigkeit um 
unsere Lebensordnungen bemüht ist. 

Sie blicken auf eine denkwürdige Geschichte zurück. Eine monu-
mentale Reihe von Publikationen bezeugt Ihre Tatkraft. In der Ver-
einsgeschichte, wie sie von Franz Boese bis zu einem tragischen Ab-
schnitt im Jahre 1936 zusammengefaßt worden ist, spiegelt sich, wie 
schon ausgesprochen wurde, getreu und erschöpfend die Geschichte der 
Sozialpolitik selbst und ihrer Probleme seit den Gründerjahren wider. 
Sind auch mit dem Wandel der Zeiten andere Fragen aufgekommen, 
die Sinnesrichtung von früher ist die gleiche geblieben. Nur der Wahr-
heit verschworen, auf das gemeinsame Ganze bedacht hat der Verein 
auch seit seiner Wiederbelebung sein Ansehen auf die Freiheit seiner 
Forschungen gegründet und als repräsentative Vertretung weltweite 
Achtung errungen. Aufgeschlossen für die Bewegungen des Lebens, 
dem Sittlichen verpflichtet wirkt er als sachkundiger Berater auch für 
gesetz·geberische Gestaltung und macht sich seit Jahrzehnten um die 
Allgemeinheit verdient. 

Uns belebt sich heute aufs neue die Erinnerung an die Tagung des 
Jahres 1897, mit der der Verein zugleich sein silbernes Jubiläum be-
ging und die er nach Köln verlegte. Ganz ausdrücklich war Köln 
ausersehen, weil die rheinische Metropole als Vorort des Industrie-
gebiets akute Probleme naherückte und die ehrwürdige Bürgerstadt 
von traditionswegen Gegensätze zu fruchtbringendem Ausgleich hat 
gelangen lassen. 

Ihre damalige Tagung schuf ein Forum, wo sich die Wissenschaft 
dem andrängenden Leben stellen mußte und die Praxis an systema-
tischer Forschung eine Stütze fand. Im Rückblick darauf scheint mir so 
etwas wie ein Dankeswort der Universität Köln wohl angebracht. 
Damals wurde Ihre Tagung von seiten der Stadt durch den Ober-
bürgermeister Wilhelm Becker begrüßt, und in seine Worte ließ er die 
Erinnerung an die alte Kölner Universität und das sehnsüchtige Ver-
langen nach deren Wiedererstehen einfließen, womit er Gustav von 
Mevissens, des Handelskammerpräsidenten, Gedanken weitertrug: "In 
Köln fehlt die Universität; kaufmännische Einseitigkeit ist nirgends 
wohl tuend. " 

Wilhelm Becker war es dann auch, dessen Initiative nicht einmal 
vier Jahre später, im Mai 1901, die Errichtung der Handelshochschule 
in Köln, der ersten selbständigen in Deutschland, zu verdanken war. 
Wer wollte ermessen, wie sehr die Tagung Ihres Vereins für Sozial-
politik 1897 die Stadt Köln und ihr damaliges Überhaupt inspiriert 
und sie in der Einsicht bestärkt hat. daß Praxis und Theorie einander 
nicht entbehren können, Industrie, Wirtschaft und Forschung vonein-
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ander leben? Gleichsam als Vorboten und Wegebahner der Handels-
hochschule waren Sie 1897 hier willkommen. 

Seitdem ist die Handelshochschule in der von Konrad Adenauer ins 
Leben gerufenen Universität aufgegangen, besteht in dieser fort mit 
vielen, besorgniserregend vielen Studenten, und unsere Wirtschafts-
und Sozialwissensch'aftliche Fakultät, vielseitig ausgebaut wie wohl 
keine zweite in Deutschland, stellte und stellt tätige, einflußreiche 
Mitglieder Ihres Vereins und seines Vorstandes. 

Ihren Studien in der Sozialpolitik und für sie ist damit ein Zugang 
mehr zur Jugend erschlossen worden. Im Angesicht unabsehbarer 
Neuerungen der Technik mit umwälzenden Konsequenzen für den 
Anteil der Menschen am Arbeitsgang, im Angesicht staatlicher Gebilde, 
die den Fortschritten von Technik und Forschung zuliebe an breitester, 
zielbewußter Förderung aufstrebender Jugend nicht sparen, wird der 
Verein für Sozialpolitik im Auge behalten wollen und müssen, was 
in den jungen Menschen vorgeht, die sich vielleicht einer anderen 
geistigen und sozialen Umwelt verbunden fühlen. 

Dabei wissen wir uns auf seiten der Universität mit Ihnen in der 
überzeugung einig, daß organisatorische Reformen nie ohne Ergän-
zung durch innerliche Menschenformung fruchtbar werden können. 

Bedeutungsvoll umfängt dieser Bau diese feierliche Versammlung. 
Als ein Wahrzeichen und Inbegriff dieser ,Bürgerstadt lenkt er die 
Gedanken auf die Geschichte der kulturbewußten Metropole. Alt und 
groß b~etet sie ein seltenes, Historiker verschiedener Zweige immer 
aufs neue bewegendes Beispiel einer reich differenzierten, aber ebenso 
harmonisch abgestimmten städtischen Gemeinschaft, und vorbildlich 
tritt mit ihr in Erscheinung, daß Wirtschaftskraft über Wohlstand hinaus 
schließlich der Veredelung dienstbar gemacht werden soll in Gestalt 
fortdauernder, bleibender Denkmäler der Pietät und der Ehrfurcht. 
Der genius loci und seine Atmosphäre möge Ihre T·agung befruchten. 
Meine aufrichtigen Wünsche für deren ersprießlichen Ertrag und für 
die weitere gesegnete Zukunft Ihrer Vereinigung lassen Sie mich in 
das Wort zusammenfassen: "Der Menschen Würde ist in Eure Hand 
gegeben." (Lebhafter Beifall) 

Oberbürgermeister der Stadt Köln Dr. Ernst Schwering: 

Herr BundespräsMent! Herr Professor Hoffmann! Magnifizenz! 
Meine Damen und Herren! 

Es ist mir eine große und herzliche Freude, Sie namens der Stadt 
Köln, der Sta.dt, in der Sie tagen, begrüßen zu dürfen. Man sagt 
manchmal, seltene Gäste seien besonders gern gesehen. Wenn das 
wirklich stimmt, so können Sie sich denken, wie sehr und wie herzlich 
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ich Sie hier willkommen heiße; denn Ihre letzte Tagung in Köln war 
vor 59 Jahren, (Heiterkeit) im Jahre 1897, als der Verein für Sozial-
politik sein 25jähriges Jubiläum feierte. Ich war zwar damals schon 
auf der Welt, aber noch ohne nähere Beziehung zur Sozialpolitik. 
(Heiterkeit) Dieser zwar offenbare, aber entschuldbare Mangel wurde 
dann später in einer ziemlich harten Zeit wettgemacht, als ich nämlich 
1925 als Beigeordneter dieser Stadt das Sozialdezernat übernahm. Das 
war in jener Zeit, als sich eine schreckliche Epoche vorbereitete, die 
kurz nach dem Jahre 1925 begann: die Arbeitslosigkeit, die von Jahr 
zu Jahr immer groteskere Formen annahm und die in einem geradezu 
diametralen Gegensatz zu dem steht, was wir heute erleben. 

Immerhin, um den Anschluß an Ihre Tagung im Jahre 1897 zU 
finden, blieb mir nichts anderes übrig, als die Protokolle Ihrer da-
maligen Tagung einmal anzusehen. Was mir dabei besonders auffiel, 
war der Glanz der Namen, der der Tagung von 1897 Rang und Ge-
wicht gab, und ich bin in der angenehmen Lage, noch den einen oder 
anderen Namen nennen zu können, der noch nicht erwähnt worden ist. 
(Heiterkeit) Selbstverständlich war SchmolleT dabei, der 1897 den Ver-
ein für Sozialpolitik ins Leben rief; ferner Brentano, Bücher, Sombart, 
Philippovich und andere. 

Im Laufe der Jahre hat sich der Verein für Sozialpolitik der Vielfalt 
und der Größ:e der immer neuen Aufgaben entsprechend zu einer um-
fassenden Gesellschaft für Wirtsch'afts- und Sozialwissenschaft ent-
wickelt. Seine alte Tradition hat Schritt gehalten mit den Forderungen 
der Zeit, mit der wirtschaftlichen, technischen und sozialen Entwick-
lung. 

So stellt sich dieser Kongreß dar als ein Forum der Wirtschafts-
wissenschaft, das heute ebenso wie damals Ruf und iBedeutung hat. 

Eine zweite Verbindungslinie zwischen den beiden Tagungen in 
Köln fand ich in der Idee und der geistigen Zielsetzung, die seit der 
Gründung des Vereins für Sozialpolitik unverändert lebendig ge-
blieben sind. Professor Schmoller hat in seiner Ansprache zur Eröff-
nung der Kölner Tagung von 1897 die Mitglieder des Vereins "Ge-
lehrte und humane Praktiker" genannt. Diese glückliche Verbindung 
von Wissenschaft und Praxis, die den Verein für Sozialpolitik aus-
gezeichnet hat, bestimmt auch heute sein Wirken auf der breiteren 
Grundlage. Nicht zuletzt scheint mir die Betonung des Humanen noch 
an Gewicht und Aktualität gewonnen zu haben. Viele der sozialen 
Fragen, die Anlaß zur Gründung des Vereins für Sozialpolitik gaben, 
sind gelöst oder durch die ,Entwicklung der Zeit überholt. Dafür sind 
wir aber vor ganz neue Probleme gestellt, mit denen auch die Stellung 
des Menschen in der modernen Wirtschaft stark in den Vordergrund 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



Oberbürgermeister Dr. Ernst Schwering (Köln) 23 

getreten ist. Allein das Wort "Automation" weist auf den Kern und 
die Fülle neuer Aufgaben hin, die es zu lösen gilt. 

Eine dritte Parallele zu der Tagung vor 59 Jahren ergibt sich dar-
aus, daß das wissenschaftliche Programm dieser Tagung wiederum 
höchst aktuellen Fragen der Wirtschaft gewidmet ist. Es heißt immer 
wieder: Probleme der Einkommensbildung und der Einkommensver-
teilung; das kehrt in fast allen Themen wieder. Die Relation zur 
Wirtschaftspolitik und ihrer Problematik ergibt sich auch hier von 
selbst, wie auch die aktuellen Fragen der Preisbildung bei diesen 
Themen anklingen. 

Wenn vorhin der Herr Präsident in seiner Einführungsansprache mit 
Nachdruck darauf hinwies, daß, es bei dieser Tagung nicht um Ein-· 
kommens ver wen dun g gehe, so wird er es doch hoffentlich vom 
Standpunkt der Wissenschaft dem einfachen Laien nicht übelnehmen, 
wenn er bei Einkommens ver t eil u n g auch an die Einkommens-
ver wen dun g denkt und sich gelegentlich in stillen Stunden dar-
über klar wird, wie sehr doch zwei starke Partner in Bonn für den 
Bund und Düsseldorf für dieses Land die Regelung der Einkommens-
ver wen dun g erleichtern (Heiterkeit). 

Noch ein weiterer Vergleich ist mir bei der Durchsicht der Proto-
kolle aufgekommen. Er bezieht sich auf den Ort dieser Tagung, auf 
unsere Stadt Köln. 1897 wies Professor Dr. Schmoller darauf hin, 
daß man die Jubiläumstagung nicht mit dem Gründungsort des Ver-
eins, nämlich Eisenach, verbunden, sondern, wie er gesagt hat, sich 
entschlossen habe - nun kommt es wörtlich -, "nach Köln, in diese 
industriereiche, aufblühende Stadt zu gehen, weil wir glaubten, hier 
mehr und besser zu wirken, weil wir die Berührung mit den Männern 
des praktischen Lebens stets suchen". Wie weisheitsvoll! Und Pro-
fessor Dr. Brentano nannte Köln die "Verkörperung der damaligen 
wirtschaftlichen .Entwicklung, die edelste Frucht dieser wirtschaftlichen 
Blüte, die Metropole großen wirtschaftlichen Schaffens". Ich zweifle 
nicht daran, daß das vor 59 Jahren den beteiligten Herren dieser Stadt 
ebenso wohlgetan hat wie uns heute. (Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, diese Worte sind in unseren Tagen in 
einem ganz andern Sinn wieder aktuell geworden: unsere Stadt, die 
sozusagen aus dem Nichts wiedererstanden ist, darf als gültiges Bei-
spiel für den wirtschaftlichen Aufschwung gelten, den unser Land 
nach dem Zusammenbruch genommen hat. Die Erwähnung der Stadt 
Eisenach auf der anderen Seite zeigt aber zugleich die tragische Pro-
blematik, die uns als Erbe einer in jeder Beziehung unseligen Zeit 
wirtschaftlich und sozial als drückende und bedrückende Last ver-
blieben ist. 
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Der wirtschaftliche Aufschwung kann uns nicht darüber hinweg-
täuschen, daß unserer Zeit mehr und größere Aufgaben gestellt sind, 
als wir jemals zu lösen hatten. Hierbei haben aber gerade die wirt-
schaftlichen und sozialen Fragen an Dringlichkeit und Gewicht nur 
gewonnen. 

Der Verein für Sozialpolitik ist in seiner langen Geschichte den 
jeweiligen Problemen, den aktuellen Problemen der Zeit nicht aus 
dem Wege gegangen. Er ist mit dem Rüstzeug der Wissenschaft auch 
kämpferisch für seine Erkenntnisse und Ziele eingetreten. Das Wort, 
mit dem Professor SchmolleT das Wirken des Vereins für Sozialpolitik 
auf der damaligen Kölner Tagung kennzeichnete, ist von neuem gültig 
geworden. Es heißt: "Wir wollen mit der Leuchte der Wissenschaft der 
Praxis auf ihren Wegen vorangehen, in den Kämpfen des Tages, der 
Interessen und der Leidenschaften der Stimme der Billigkeit, der 
Vernunft, der Wissenschaft Gehör verschaffen." Ich wiederhole diesen 
auf der Tagung von 1897 gesprochenen Satz, weil ich kein besseres 
Geleitwort wüßte, das ich Ihrer heutigen Tagung voranstellen könnte. 
Möge es auch das Motto bleiben für ihre weitere Tätigkeit in der 
Zukunft und die ,alte Tradition des Vereins für Sozialpolitik weiter-
führen! 

In diesem Sinne, meine verehrten Damen und Herren, heiße ich. Sie 
noch einmal sehr herzlich in diesem Köln willkommen mit den besten 
Wünschen für den Erfolg Ihrer Tagung. Mögen von diesem Forum der 
deutschen Wirtschaftswissenschaft Anregungen und Auswirkungen 
ausgehen, die dem friedlichen Aufbau und der weiteren erfolgreichen 
wirtschaftlichen Entwicklung dienen. Möge aber auch der Name un-
serer Stadt verbunden bleiben mit der Geschichte und dem Wirken 
Ihrer Gesellschaft! (Lebhafter Beifall) 

Vorsitzender Professor Dr. Walther G. Hoffmann (Münster): 

Meine Damen und Herren! 

Bevor wir uns dem ersten Referat der Tagung zuwenden, darf ich 
dem Herrn Bundespräsidenten, Seiner Magnifizenz und dem Herrn 
Oberbürgermeister den Dank aller Anwesenden für die liebens-
würdigen Worte der Begrüßung übermitteln. Sie, hochverehrter I1err 
Bundespräsident, haben dank Ihrer engen Beziehung zu führenden 
Nationalökonomen und zum Gegenstand unseres Faches die großen 
Themen wirtschafts- und sozialpolitischer Gestaltung anklingen und 
damit zugleich ein Stück Geschichte des Vereins für Sozialpolitik 
lebendig werden lassen. Dafür Ihnen zu danken, ist uns ein beson-
deres Anliegen. Sie, verehrte Magnifizenz, haben dem in unserem 
Verein sich seit mehreren Generationen zusammenfindenden Gelehr-
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tenkreis eine schöne Würdigung zuteil werden lassen, die wir dankbar 
entgegen nehmen dürfen. Sie, verehrter Herr Oberbürgermeister, 
haben nicht nur der Begrüßung den Charme des Kölner Humors mit-
gegeben, sondern auch zugleich durch Quellenstudium in glücklichster 
Weise die Beziehungen unserer Gesellschaft zu Ihrer Stadt aufgedeckt, 
so daß wir um so dankbarer uns auf Ihre Gastfreundschaft in diesen 
Tagen besinnen wollen. 

Doch nunmehr darf ich zum fachlichen Gespräch überleiten und 
Herrn Kollegen Erwin von Beckerath bitten, das Wort zu seinem 
Referat: Politik und Wirtschaft: ist eine rationale Wirtschaftspolitik 
möglich? zu ergreifen. 

Politik und Wirtschaft: 
ist eine rationale Wirtschaftspolitik möglich? 

Von Prof. iDr. Erwin von Beckerath (!Bonn): 

Herr Vorsitz er, meine Damen und H~rren! 

Das Thema, über das ich heute zu Ihnen spreche, berührt sehr 
verschiedene Wissensgebiete. Es hat es ebenso mit Politik und Philo-
sophie wie mit Soziologie und Ökonomik zu tun. Ich möchte ver-
suchen, die kühne Frage zu beantworten: "Ist eine rationale Wirt-
schaftspolitik möglich?" - oder, bescheidener, die ,Elemente klar zu 
legen, die als unerläßlich zu ihrer Beantwortung erscheinen. 

Die grundsätzliche Behandlung des Gegenstandes bedeutet zugleich 
einen Verzicht. Sie verbietet es, die reichen Erfahrungen, die in 
ökonomisch fortgeschrittenen Ländern zu diesem Thema gesammelt 
wurden, mehr als bloß anzudeuten. Unsere Ausführungen zeichnen 
sich auf einem Erfahrungshintergrunde ab, der meist aus Daten zur 
Wirtschaftspolitik Deutschlands gebildet wird. Wenn ich mich gelegent-
lich aphoristisch ausdrücke, so liegt dies an dem Ungleich'gewicht 
zwischen der zur Verfügung stehenden Zeit und der Dimension eines 
Themas, welches sich so tief in die Zusammenhänge von Wissenschaft 
und Leben erstreckt. 

I. 
Es ist nicht leicht, den Sinn des Wortes Politik zu bestimmen. Max 

Weber legt den Akzent auf "Streben nach Machtanteil oder nach 
Beeinflussung der Machtverteilung" ... : das gilt nicht nur für das 
Verhältnis der Staaten untereinander, auch innerhalb des Staates für 
die ",Menschengruppen" - Verbände und Parteien -, "die er um-
schließIt"1. 

1 Weber, Max, staatssoziologie, mit einer Einführung und Erläuterungen, 
herausgegeben von Joharmes Winkelmann, Berlin 1956, S. 27. 
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In der Verbindung mit Worten wie Kultur, Wissenschaft, Wirt-
schaft gewinnt die Vokabel Politik einen anderen Sinn. Hier bedeutet 
Politik "bewußte Gestaltung"; ihr Träger ist der Staat, dessen poli-
tische Physiognomie, wie wir aus Max Webers Definition erfahren, 
durch das "Machtstreben" der Parteien und Verbände geformt wird. 
Der Gegensatz ist nicht so groß, wie es den Anschein hat. Parteien 
und Parteienkoalitionen können sich durchaus mit den Zielen einer 
gestaltenden Wirtschaftspolitik einverstanden erklären, ohne damit 
ihrem Machtstreben zu entsagen. Das Interesse der Wählermassen, 
welche durch die Parteien vertreten werden, richtet sich ganz deutlich 
auf einen stabilen Ablauf wirtschaftlichen Geschehens - falls sie es 
nicht mit Lenins Inflationsthese halten und die "desorganisierende 
Wirkung" einer Geldentwertung herbeiwünschen2• Gleichwohl lassen 
sich Situationen denken, in denen das Machtstreben der Parteien, 
welches die Verstärkung der Zahl ihrer Wähler verfolgen muß, mit 
der immanenten Ratio einer Wirtschaftspolitik in Konflikt gerät. Auch 
das gehört zur Thematik meines Vortrags. 

Die Bezeichnung "rational" ist ebensowenig eindeutig wie das Wort 
Politik. Für die Aufklärung war die Ratio, deren Gesetze sich in 
jedem Menschen vorfinden, die sichere Führerin zu einer neuen und 
besseren Welt, deren Inhalte unsere Vernunft zu erkennen und zu 
fixieren vermag. Diesen Anspruch kann die Vernunft längst nicht 
mehr vertreten: ebensowenig wie es irgendeine "wissenschaftliche 
Methode" gibt, deren Befolgung im Stile Comtes die Erreichung einer 
höheren Stufe menschlicher Entwicklung garantiert. Wiederum Max 
Weber folgend, identifiziere ich die Worte "rational" und "zweck-
rational" und verbinde in Gedanken das zweite Epitheton mit einem 
Handeln, welches solche empirisch erprobten Mittel gebraucht, die 
das gesteckte Ziel, auf dessen Herkunft wir später noch eingehen 
werden, so genau wie möglich erreichen. Dieses "zweckadäquate" 
Verhalten deckt sich sachlich genau mit Paretas logischen Handlungen, 
deren Eigenart darin besteht, daß sie nicht nur in der (trügerischen) 
Vorstellung der Individuen gewisse Ziele erreichen wollen, vielmehr 
diese nach gesicherter Erfahrung auch tatsächlich errei<;hen. Sollten 
sich außer den gewollten Zielen "Nebenfolgen" ergeben, so wird 
dieser Umstand zu einer sorgfältigen Prüfung der gewählten Mittel 
und vielleicht zu einer Ersetz,-!ng durch andere führen. 

Die Wirtschaftspolitik als ein System von Mitteln, die sinnvoll auf-
einander und auf gegebene Ziele abgestimmt werden: diese Definition 
enthält eine Grundforderung, ohne die wir uns eine "rationale" Wirt-
schaftspolitik nicht vorstellen können. 

2 Schumpeter, Joseph A., Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, Bern 
1946, S. 361. 
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Macchiavellis genialer Verstand hat klar gesehen, daß für 
alles politische Handeln drei Momente wesentlich sind: die Situation, 
in der es wurzelt, die Ziele, die es sich setzt, und die Mittel, welche 
den Zwecken "adäquat" sein müssen. Die Unerbittlichkeit, womit er 
bei der Anwendung des Schemas vorging, hat seinem Ruf in der Nach-
welt geschadet. 

Auch jedes wirtschaftspolitische Handeln geht von einer konkreten 
Situation aus, die in allen Teilen durchforscht sein muß. Wird sie 
nur unzulänglich ausgeleuchtet, so fehlt die feste Basis, auf welche 
das wirtschaftspolitische Handeln aufbaut. Das Gleiche gilt von den 
Instrumenten. Greift man zu einem geld- und finanzpolitischen Mittel 
einer Diskonterhöhung, einer Senkung der Einkommensteuer, die ver-
schieden nuanciert sein kann -, so hält man Instrumente in der 
Hand, die ihrer Natur nach vielfältig wirken und nach allen Rich-
tungen durchanalysiert werden wollen. Geschieht es nicht, so ver-
schwimmt die reale Beziehung zwischen Mitteln, Zielen und Neben-
folgen, auf deren Kenntnis es entscheidend ankommt, in einem un-
durchdringlichen Nebel. 

Hier liegen weite Felder für sozialökonomische Forschung. Die 
älteren Bände des Vereins für Sozialpolitik sind angefüllt mit 
Enqueten, welche mit einfachen deskriptiven und statistischen Mitteln 
durchgeführt wurden. Die Möglichkeiten einer exakten Situations-
und Instrumenten-Analyse, besonders die Formen einer theoretisch 
induzierten Statistik, sind inzwischen ungemein verfeinert worden. 
Davon soll noch die Rede sein. 

Schon an diesem Punkte, gleichsam noch im Vorfelde unserer Be-
trachtung, zeigt sich die ganze Schwierigkeit des Gegenstandes, welche 
unserm Thema zu Grunde liegt: Ist die klärende Analyse der Wissen-
schaft, wie sie an der Situation und den Methoden einsetzen sollte, 
politisch immer erwünscht? 

Die Charakteristik der ökonomischen Situation und nicht minder 
der wirtschaftspolitischen Instrumente bildet selber das Kampffeld 
organisierter wirtschaftlicher und politischer Interessen. An der Art, 
wie man' die Ausgangslage sieht, hängt die konkrete Vorstellung, 
welche die Ziele formt, ebenso wie die Auswahl der passenden In-
strumente. Die Beziehungen sind sehr komplex. Verstößt der Einsatz 
gewisser Mittel - einer Diskont- oder Steuererhöhung - gegen 
massive Interessen, so liegt es nahe, die Ausgangslage, etwa eine 
überspannung der monetären Nachfrage, einfach zu leugnen: mag sie 
noch so klar aus den statistischen Ziffern hervorleuchten. Kommt es 
zur öffentlichen Besprechung der Mittel, so verlagern sich die Inter-
essengegensätze von der Situationsdiagnose zur Kritik der Instru-
mente, und es ist nicht schwer, hinter dem Kontrast vorgeschobener 
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Gründe die reale Verteilung der Interessen in der Gesellschaft zu 
erkennen. Daß der Mensch seine Wünsche, Neigungen und Interessen 
mit "logischen Ableitungen", also mit scheinbar objektiven Argu-
menten, verkleidet, gehört nach Pareto zu seinen "Lieblingsbeschäfti-
gungen"3 und vermag den Erfahrenen kaum noch zu täuschen. 

11. 

Darf sich die Wissenschaft mit der Aufgabe, wirtschaftspolitische 
Mittel aufeinander und auf gegebene Ziele abzustimmen, zufrieden-
geben? Die erregendste Frage im Bereiche der Wirtschaftspolitik ist 
unstreitig die nach den Zielen: den Werten, an welchen sie ihre 
Maßnahmen jeweils ausrichtet. Dekouvriert man, wie Pareto, der so 
entschiedene Anti-Platoniker, es getan hat, diese Werte als "gesell-
schaftlich anwendbare Symbole und Imperative"4, die ihrerseits auf 
gewisse nicht weiter auflösbare psychische Konstanten zurückgehen, 
so verlieren sie jede ethisch verbindliche Kraft. Die Aufgabe der 
Wirtschaftspolitik wäre dann keine andere, als zweck,adäquate Mittel 
für die "Wunschbilder" derjenigen Schichten bereitzustellen, die sich 
in einem soziologisch deutbaren Wechsel im Genusse der Herrschaft 
ablösen. 

Mit einer solchen Interp.retation begibt sich die rationale Wirt-
schaftspolitik auf einen gefährlichen Weg. Wenn die Wunschbilder, 
wie es in einer nicht weit zurückliegenden Vergangenheit der Fall 
war, extravagant und absurd sind, so müßte die Wirtschaftspolitik 
kritiklos die passenden Instrumente liefern. Aber die Mitverant-
wortung für das Geschehene wird sie dann auch zu tragen haben. 

Lehnt man die Vorstellung ab, die Menschheitswerte ließen sich auf 
psychische "IResiduen" reduzieren, so wie der Chemiker bei seiner 
Forschung auf die Elemente zurückgeht, dann erhebt sich die Frage, 
woher jene Werte kommen, welche die Wirtschaftspolitik als die 
für sie maßgebenden gelten lassen soll. Trotz aller Differenzierung 
im einzelnen gibt es ein einheitliches europäisches Kultul'bewußtsein, 
welches durch die Anerkennung gemeinsamer Werte konstituiert 
wird. Wäre es anders, so dürfte man das Wort von der europäischen 
Einheit nicht in den Mund nehmen; die Integration hinge in der Luft, 
wenn ihr Sinn nur im. Ökonomischen läge. Den Gehalt der gemein-
samen Werte gilt es wissenschaftlich auszuschöpfen: zu zeigen, wie 
sie sich innerhalb unseres dynamischen Kulturbewußtseins umformen 
und differenzieren und - mit Nicolai Hartmann zu reden5 - immer 
neue "Ausschnitte" aus der "idealen Ebene der Werte" offen legen. 

3 Pareto, Vilfredo, Traite de Sociologie G€nerale, Vol. I, § 180, Paris, 1932. 
• Brinkmann, earl, Vilfredo Pareto, Allgemeine Soziologie, ausgewählt, 

eingeleitet und übersetzt, S. 3, Tübingen 1955. 
5 Hartmann, Nicolai, Ethik, Berlin 1949, S. 49. 
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Die rationale Wirtschaftspolitik hat es letzten Endes mit Werten 
wie persönlicher Freiheit und sozialer Gerechtigkeit zu tun, die so 
sichtbar am Rande ihres Horizontes aufleuchten. Plato hat in einem 
seiner Dialoge gezeigt, daß alle Ziele, die auf den mittleren und 
unteren Ebenen liegen, im Grunde selber nur Mittel sind, um die 
höchsten Ziele zu erreichen; jene untergeordneten Ziele sind in Platos 
Sprache ledi,glich "Abbilder" der letzten Werte, zu deren Verwirk-
lichung sie eingesetzt werden6• 

Die Wirtschaftspolitik hat es meist mit abgeleiteten Werten zu tun, 
die ihre Legitimation der höchsten Wertebene entlehnen. Diese Werte 
erhalten schärfere Konturen, wenn wir in unserer Sprache Formu-
lierungen wie: stetig fortschreitende Entwicklung der Wirtschaft, freie 
Initiative, optimale Beschäftigung, leistungsgerechte Entlohnung ge-
brauchen. Es ist falsch. zu glauben, es ließen sich Forderungen aus 
dem schlecht definierten "Wesen" der Wirtschaft ableiten. Die Ver-
größerung des Sozia1produkts hat keinen Sinn, wenn die Vorstellung 
einer gerechten Verteilung fehlt oder die Stabilität des Geldwertes 
verloren geht, wodurch sich eine Hauptquelle sozialer Ungerechtigkeit 
auftut. 

Diese Betr,achtung bildet einen integrierenden Bestandteil unseres 
Themas. Sind die Ziele der Wirtschaftspolitik gleichsam Projektionen 
aus einer höheren Wertebene, die innerhalb einer umfassenden gei-
stigen Konzeption realisiert werden wollen, so gibt es eine klar aus-
gerichtete, in sich geschlossene Wirtschaftspolitik, deren Instrumente 
auf jenes soziale und ökonomische "Leitmotiv" gleichsam abgestimmt 
werden. 

Hier entsteht die eingangs angedeutete Möglichkeit, daß jenes 
Machtstreben der Parteien mit den gestaltenden Kräften der Wirt-
schaftspolitik in Konflikt gerät. Eine starke Tendenz unserer Zeit 
zielt allenthalben dahin, früher feste Bestandteile einer Ordnung des 
öffentlichen Lebens, etwa das Wahlrecht, von seiner ursprünglichen 
Auf,gabe zu lösen und zu einem Instrument parteipolitischen Macht-
strebens zu machen. Der Zug der Politik, sich alle Lebensbereiche zu 
unterwerfen, sie ihren eigentlichen Zwecken zu "entfremden", findet 
im totalen Staat seine volle Entfaltung; dagegen entspricht es der 
liberalen Tradition Europas, die relative Autonomie der Zweck-
bereiche zu beachten: zu ihnen gehört auch die Wirtschaftspolitik. Be-
trachtet man die Stabilisierung des ökonomischen Ablaufs als ein 
Ziel der Wirtschaftspolitik, so ist es natürlich falsch, in Zeiten kon-
junktureller Hochspannung aus taktischen Gründen die Steuern zu 
ermäß,igen oder die Masseneinkommen durch erhöhte Ausgaben an-

" Lysis 219 E - 220 C. 
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zuheben. Die besonders dem Verhältniswahlsystem immanente Ge-
fahr, die Gesetzgebungsarbeit schon direkt nach Beginn einer Legis-
laturperiode durch kommende Wahlen beeinflussen zu lassen, ver-
stärkt sich zum Nachteil einer rationalen Wirtschafts- und Finanz-
politik in dem Maße, wie die Parlamentswahlen näherrücken. 

Der WegLall des Goldmechanismus, . die wachsende Beanspruchung 
des Sozialprodukts durch die öffentlichen Finanzen haben mit der 
Zeit den Charakter der Wirtschaftspolitik wesentlich verändert; die 
Auswirkung von Fehlern wird um so größer, je differenzierter der 
Mitteleinsatz ist, welcher der Wirtschaftspolitik zu Gebote steht. 

III. 
Vergleicht man die Wirtschaftspolitik von heute mit dem Cha-

rakter, den sie vor einem halben Jahrhundert hatte, so wird deut-
lich, daß der Unterschied, den wir konstatieren, vollkommen den tief 
greifenden Wandlungen entspricht, die das technische, wirtschaftliche 
und soziale Leben inzwischen durchmachte. 

Vor Beginn des ersten Weltkrieges wurde das System einer wett-
bewerblichen Marktwirtschaft von einem Teil der Theorie kritisiert, 
vom Marxismus verworfen, aber seine Existenz war in der Praxis 
weitgehend gesichert, wenn auch das Vordringen der Kartelle den 
Bestand gefährdete. Die Instrumente staatlicher Wirtschaftspolitik 
ließen sich damals in Deutschland auf einen kurzen Nenner bringen. 
Zur Sicherung des Wirtschaftssystems selber geschah ebensowenig wie 
zur Beeinflussung des ökonomischen Ablaufs. Die politisch gestal-
tenden Kräfte konzentrierten sich auf institutionelle Maßnahmen der 
sozi'alen Strukturpolitik: mochte es sich um die iExistenzsicherung der 
Arbeiter, ihr Verhältnis zu den Unternehmern, um die Verbesserung 
der Chancen des Mittelstandes oder um die Erhaltung und Verbrei-
terung des ländlichen Grundbesitzes handeln. Die imponierende 
Tätigkeit des Vereins für SoziaLpolitik lag vorwiegend auf der glei-
chen Ebene; sie griff später auf methodologische und theoretische 
Bereiche über. Probleme, welche das Wirtschaftssystem als solches 
oder den ökonomischen Ablauf betrafen, wurden nicht gestellt. 

Vorsichtig wägend ging die Wirtschaftspolitik jener T,age an ihre 
eben skizzierten Aufgaben heran; oft dauerte es Jahre, ehe die 
Lösungen reiften. Langfristige Maßnahmen der Zollpolitik veränder-
ten Stärke und Richtung der Güterströme; ihr einkommenspolitischer 
Aspekt bildete den Streitgegenstand zwischen Schutzzöllnern und 
Freihändlern. Die relativ flexiblen Diskontsätze der alten Reichs-
bank, welche die internationalen Güter- und Kapitalströme beeinfluß-
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ten, hatten den Sinn, die Goldreserve zu schützen; hinter der Wäh-
rungspolitik trat die Rücksicht auf den inneren Geldmarkt erkenn-
bar zurück. 

Zahl, Art und Wirkungsgrad der wirtschaftspolitischen Instrumente 
haben sich inzwischen vervielfacht. Für die Bundesrepublik ergab 
sich nach der Währungsreform die Notwendigkeit, die planwirtschaft-
lichen Mittel der Kriegszeit gemäß dem Prinzip der Wettbewerbs-
wirtschaft nach Möglichkeit abzubauen und den Knappheitspreisen 
die Steuerung des ökonomischen Prozesses zu überlassen, soweit dies 
innerhalb einer modernen Volkswirtsch,aft noch möglich ist. Solche 
Maßnahmen der Wirtschaftspolitik, welche Einzelbetriebe und Haus-
halte gleichsam individuell ansprechen, können die ganze Skala vom 
direkten Befehl bis zur temperierten Einflußnahme durchlaufen, die 
den Subjekten die Freiheit letzter Entscheidung beläßt. Deutschland 
hat Maßnahmen der Steuerpolitik eingesetzt, welche Investition und 
Sparen förderten und die Kapitalströme zu kanalisieren suchten. Die 
Mittel waren erfolgreich im Sinne der gewollten Ziele; aber sie 
wirkten ungleichmäßig auf die Vermögensbildung und belasteten 
teilweise die Kapitalmarktpolitik in verhängnisvoll nachwirkender 
Weise. 

Die gedanklichen Keime zu einer Finanzpolitik, welche sich ihrer 
sozialen und wirtschaftspolitischen Möglichkeiten bewußt ist, liegen 
in dem Werke Adolph Wagners. Seine lange umstrittene These, wo-
nach die Steuer- und Ausgabenpolitik zu einer ex post erfolgenden 
Umverteilung der Einkommen verwendet, also der Gesellschafts-
politik eingefügt weruen solle, ließ in dem Moment, wo sie ausge-
sprochen wurde, die Konturen einer künftigen Entwicklung erahnen. 
Wagners Prognose über das ständige Ansteigen staatlicher Ausgaben 
- einer der wenigen Fälle, in denen ein Gelehrter des Faches eine 
entfernte Zukunft richtig vorausgesagt hat - enthielt insofern die 
Notwendigkeit einer sozial und wirtschaftlich gelenkten Finanzpolitik, 
als sie die wachsende Funktion des Staates bei der Umleitung des 
Sozialprodukts sichtbar machte. 

Die Möglichkeiten, welche in der Höhe, Differenzierung und zeit-
lichen Verteilung der öffentlichen Ausgaben sowie in der Auswahl 
der Steuern, ihrer Anlage und systematischen Verknüpfung liegen, 
ergeben gemeinsam mit den modernen Methoden der Kreditpolitik 
ein eindrucksvolles Instrumentarium zur Stabilisierung des ökono-
mischen Ablaufs: seine Handhabung erweist sich als eine theoretisch 
schwierige Aufgabe, welche durch mannigfache politische Gewichte 
belastet wird. Es ist durchaus denkbar, daß die Verzögerung in der 
politisch-parlamentarischen Aktion, welche dem Einsatz finanzpoli-
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tischer Mittel vorangeht, in einer zugespitzten Lage dazu nötigt, Last 
und Verantwortung des Handeins der Notenbank zuzuschieben, da 
sie - ein wertvolles Erbstück des Liberalismus - ihre Entschlüsse 
in politischer Unabhängigkeit zu fassen vermag. 

Die enorme Vermehrung und Differenzierung der Instrumente, 
welche der Wirtschaftspolitik zur Verfügung stehen, sowie das Maß 
der damit verbundenen Wirkungen erscheint manchen geradezu als 
eine Fehlleistung der Geschichte, als ein gefahrvoller Irrweg, von dem 
man so rasch wie möglich wieder abkommen müsse . 

. Was Krieg und Krisen, was Not und Unverstand zu einer solchen 
Entwicklung beigetragen haben: vor allem die Flucht der Staaten in 
die Autarkie-Bewegung der dreißiger Jahre -, das alles ist viel zu 
bekannt, um es hier zu wiederholen. Aber die Psyche der Völker 
hat sich inzwischen verändert, die Idee der sozialen Gerechtigkeit 
entfaltet sich in neuen Formen: Ziele wie Stabilisierung des Ablaufs, 
der Beschäftigung und des Geldwertes sind zu Leitbildern in der 
Vorstellungswelt der Völker geworden; starke Organisationen des 
sozialen und parlamentarischen Lebens stellen ihren politischen Ein-
fluß sicher. Nur durch den Ausbau des Marktmechanismus, so wichtig 
er ist, lassen sich diese Ziele nicht erreichen. Sollen sie optimal kom-
biniert werden, so muß die Wirtsch,aftspolitik von den vielfältigen, 
in ihrem Zusammenwirken sorgsam zu berechnenden, politisch oft 
schwer beweglichen Instrumenten Gebrauch machen. Das Maß an 
Verantwortung, welches die Wirtschaftspolitik auf sich nehmen muß, 
dürfte heute größer sein, als es je zuvor gewesen ist. 

IV. 

An diesem Punkte, wo wir die Verantwortung der Wirtschafts-
politik berühren, entsteht in der Konsequenz unseres Themas die 
Frage, welchen Beitrag sie bei dem Versuche, ihre Aufg.aben rational 
zu lösen, von der Wirtschaftstheorie heute zu erwarten hat. 

Der Vorwurf, den wir den Interessenten in Politik und Wirtschaft 
machten, ihren Wünschen und Neigungen den Mantel von logischen 
Ableitungen umzuhängen, trifft auch die Wissenschaft selber. Sie hat 
sich damit auseinanderzusetzen. Es handelt sich um die Möglichkeit 
objektiver Erkenntnis. 

Seitdem Schopenhauer die Beeinträchtigung intellektueller Tätigkeit 
durch den übermächtigen Willen behauptet, sein "tiefes Schweigen" 
zur Bedingung einer "objektiven Auffassung der Welt" gemacht hat; 
seitdem die klassische Theorie Englands von Marx auf die Interessen-
lage ihrer Verfechter reduziert wurde, ist diese Frage in National-
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ökonomie und Soziologie nicht mehr zur Ruhe gekommen, obwohl 
sie natürlich auch andere Wissenschaften angeht. 

Das wissenssoziologische Dilemma, dem "Ideologieverdacht" gegen-
über die Möglichkeit "echten" Wissens zu retten, führte Kar! Mann-
heim zu der geistreichen Konstruktion einer "freischwebenden In-
telligenzschicht", welche das "aktivistische Element", das allem Suchen 
nach Erkenntnis innewohnt, "kontrollierbar" macht und so über-
windet. 'Für Schumpeter, der von der Fähigkeit des Intellektuellen 
zur Objektivität gar nichts hielt, aber noch in den Notizen seines 
letzten, nachgelassenen Werkes gegen den Ideologie-Einwurf erbittert 
ankämpfte, vollzieht sich die Entwicklung unseres Fachs zur Wissen-
schaft im Zeichen seiner "tooled knowledge", welche fortschreitend 
immer vollkommenere Werkzeuge des Erkennens entdeckt und ver-
wendet: in dieser Grundfrage, wie auch in anderen Teilen seines 
Werkes, Pareto und seiner positivistischen Wissenslehre nahestehend, 
welche ihrerseits nur die rationalisierte Erfahrung als gültiges Er-
kenntnismittel gelten ließ. 

Man findet die Gefahr einer Verfälschung wissenschaftlicher Wahr-
heit durch Wünsche und Interessen sowie die Möglichkeit, sich ihrer 
zu erwehren, in unserer Literatur bis in die Gegenwart hinein häufig 
behandelt. Wie ein roter Faden zieht sich durch alle Versuche, dieses 
Dilemma zu lösen, die ethische Forderung nach "Selbstbesinnung" , 
"Selbstkontrolle" - gegebenenfalls durch die Benutzung möglichst 
exakter, aber anspruchsvoller Werkzeuge - und nach einer ganz 
auf "die Erkenntnis tatsächlicher Zusammenhänge" eingestellten 
,;Sachlichkeit", wie sie schon den machtvollen Grundakkord von Max 
Webers berühmtem Vortrage über "Wissenschaft als Beruf" gebildet 
hatte. 

Man kann das Problem seines ethischen Charakters nicht entklei-
den. Eine andere Frage ist es, ob unsere Wissenschaft in den letzten 
Jahrzehnten, die man innerhalb des raschen Wechsels altgewohnter 
Perspektiven für ihre Entfaltung ,als besonders fruchtbar ansieht, die 
Fähigkeit gewonnen hat, zu der rationalen Gestaltung der Wirt-
schaftspolitik entscheidend beizutragen. 

Moderne Naturwissenschaftler ha:ben den Unterschied zwischen 
ihrer Disziplin und den Geisteswissenschaften, denen wir wie jede 
Wissenschaft vom Menschen auch die unsere zurechnen, so umschrie-
ben, daß. die Naturforscher ein "faktisches Wissen" kontinuierlich 
"akkumulieren", wogegen die Geisteswissenschaftler dieses stetige 
Fortschreiten von Ergebnis zu Ergebnis, wobei eine Generation auf 
den Resultaten der vorangegangenen weiterbaut, in ihren Wissens-

3 Sozialpolitik XIII 
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gebieten nicht kennen7• Max Weber spricht irgendwo in seinen Wer-
ken von jenen Wissenschaften, "denen eine ewige Jugendlichkeit be-
schieden" - wozu er offenbar die unsere rechnet -, welchen "der 
Fluß der Kultur stets neue Problemstellungen zuführt"8. Das ist 
gewiß richtig; die soziale und wirtschaftliche Welt zeigt immer neue 
Ziele und Möglichkeiten, mit ihnen neue Probleme; gleichwohl gibt 
es gerade in den letzten Dezennien in unserem Fache ständig sich 
verbessernde Methoden, nicht zuletzt durch den Einbau der mathe-
matischen Logik, und demgemäß bedeutend verfeinerte Einsichten: 
auf den Gebieten der Kosten-, Preis- und Marktformenlehre, der 
Außenhandelstheorie, der Geld- und Kreditlehre, welche in der Wis-
senschaft weitervererbt werden. Hat Schumpeter Unrecht, wenn er 
sich auf die moderne Preis-Problematik beziehend, den anschaulichen 
Zweifel äuß.ert, ob ein zeitlich nicht weit zurückliegender Autor von 
dem Range eines John Stuart Mill die einschlägigen Partien in den 
Büchern von Hicks und Samuelson zu verstehen in der Lage wäre? 
Bei allem Skeptizismus, den wir gegen die Verwendung des Wortes 
"Fortschritt" mit Recht in uns tragen: er wird sich für die national-
ökonomische Theorie nicht leugnen lassen. Wenn Pareto in seiner 
sarkastischen Weise vor rund 40 Jahren unsere Wissenschaft zum 
Teil noch als eine "branche de la litterature" bezeichnete9, so dürfte 
sie diesen Charakter viel weiter als es damals der Fall war, abge-
streift haben. 

Untersucht man modernes theoretisches Denken in seiner Eigen-
schaft, für die wirtschaftspolitische Praxis fruchtbar zu werden, so 
zeigen sich große Gebiete, wo die Kontakte zwischen Denken und 
Handeln sich gleichsam mit Händen greifen lassen. Vielleicht ist die 
Ausrichtung auf die Praxis der hervorstechende Zug im gegenwärti-
gen Trend unserer Wissenschaft. 

Zwischen den beiden Weltkriegen fehlte die Orientierung der 
Wirtschaftspolitik an einem logisch in sich geschlossenen Wirtschafts-
system. Mit der Ordnungsidee, die Walter Eucken noch während des 
Krieges konzipierte, tauchten Zusammenhänge auf, die lange un-
beachtet geblieben waren. Sie hatten wirtschaftspolitisch eine große 
Bedeutung. Der Umstand, daß es innerhalb einer Ordnung kein parti-
kulares Geschehen gibt, vielmehr alles, was sich ereignet, selbst be-
einflußt ist und seinerseits wiederum auf anderes einwirkt: diese den 
Theoretikern wohl bekannte Tatsache der "Interdependenz" erhielt in 

7 Hartner, Paul, Humanismus und technische Präzision (Wissenschaft und 
Wirtschaft, S. 146 f.), Frankfurt a. M., 1956. 

8 Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre, Tübingen 1951, S. 206. 
g Traite de Sociologie Generale, § 1415. 
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Euckens Ordnungsidee einen hohen Grad geistiger Anschaulichkeit. 
Die Konsequenz für die Wirtschaftspolitik war leicht zu ziehen: mit 
der Interdependenz der ökonomischen Phänomene muß.te eine Zu-
sammenordnung, eine Koordination der wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen einhergehen, welche angesichts der nur historisch zu erklä-
renden Vielzahl der Instanzen, die sich in einem modernen Staate 
mit der Wirtschaftspolitik befassen, schwer zu erreichen und - jeden-
falls in der Bundesrepublik - noch längst nicht erreicht ist. Der 
Ordnungsgedanke hat für die Wirtschaftspolitik noch eine zweite 
Folge, die wir früher schon angedeutet haben. Wenn die Entscheidung 
über das Sozial- und Wirtschafts system selber gefällt ist, dann wird 
jede Maßnahme auf sie abgestimmt, mit ihr "kompatibel" sein 
müssen. Eine Maßnahme auf ihre Kompatibilität hin zu prüfen, ist 
eine spezifisch theoretische Aufgabe. Die Theorie hat jene analyti-
schen Methoden entwickelt, welche Wirkungen und Nebenwirkungen 
einer Maßnahme durchsichtig machen; von der Verwendung dieser 
Methoden hängt es ab, wie im Einzelfalle das Urteil ausfällt. 

Im Frühjahr 1954 kamen aus der Mitte des Bundestages Anträge, 
welche der Landwirtschaft eine Sicherung ihres Einkommens mittel::. 
der Aufwands-Ertragsparität gewähren wollten. Das gesamte Instru-
mentarium der Wirtschaftspolitik (Preis-, Handels-, Steuer- und 
Kreditpolitik) sollte in den Dienst dieses Zieles treten. Der Wissen-
schaft fiel es nicht schwer zu zeigen, daß, diese Maßnahme - ab-
gesehen von der unsinnigen Hypothek, die auf sämtliche wirtschafts-
politischen Mittel gelegt wurde - mit einer wettbewerblichen Markt-
wirtschaft schlechterdings nicht vereinbar war: denn sie veränderte 
die Startchance zugunsten der Landwirtschaft und verkoppelte die 
Agrarpreise in systemwidriger Weise mit der Höhe der Kosten. 

Selbst wenn es möglich wäre, die konkreten Bedingungen eines 
Systems wettbewerblicher Marktwirtschaft den Modell-Voraussetzun-
gen in idealer Weise anzupassen, würde dieses nicht imstande sein, 
Ansprüchen zu genügen, welche heute an die Entwicklung des Sozial-
produkts, die Stabilität von Geldwert und Beschäftigung und den 
Ausgleich der Zahlungsbilanz gestellt werden. 

Das Problem besteht darin, die Wirtschaftspolitik im Sinne dieser 
Ziele auszurichten. Hierzu bedarf es einer vorhergehenden Diagnose 
und späteren Kontrolle; für beides bietet die an das Werk von 
Keynes anschließende makro ökonomische Betrachtung, welche die un-
endliche Vielzahl der elementaren Einheiten zu den "für den Ablauf 
der Wirtschaft relevanten Größen10" zusammenfaßt, unschätzbare 

10 Schneider, Erich, Einführung in die Wirtschaftstheorie, Teil I, S. 50, 
Tübingen 1955. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



36 Politik und Wirtschaft 

Hilfe. Diese Methode ist wissenschaftlich weit genug entwickelt, um 
ökonomische Situationen, die so stark von der "Parteien Gunst und 
Haß" verwirrt werden, "transparent" zu machen: sowohl was ihre 
bestimmenden Elemente als auch was die in ihnen enthaltenen Ent-
wicklungstendenzen anlangt. Die makroökonomische Diagnose zeigt 
jene kritischen Punkte, an denen die Steuerung des wirtschaftlichen 
Ablaufs einsetzt, sie belehrt darüber, auf welche Weise die Mittel 
zweckmäßig dosiert und miteinander verknüpft werden. Eine De-
komposition der Aggregate in ihre individuellen Erscheinungsformev 
wird vorgenommen, je mehr man zum wirtschaftspolitischen "Fein-
schliff" fortschreitet. 

Tinbergens geistreich gestelltes Problem, wie die Mittel numerisch 
zu fixieren sind, wenn die Ziele bestimmte Werte erreichen sollen, ist 
seiner Natur nach auf "quantifizierbare" Instrumente beschränkt und 
leidet zudem dar an, daß menschliche Reaktionen sich nicht mit ge-
nügender Schärfe voraussehen lassenll . Wirtschaftspolitische Mittel, 
die durch eine Änderung in der :Struktur des Wirtschaftssystems wir-
ken, bleiben wegen ihres "qualitativen" Charakters der "wertenden" 
Entscheidung vorbehalten. 

Unschwer läßt sich zeigen, daß, alles, was den Funktionsmech,anis-
mus eines ISystems verbessert, etwa zur Erhöhung der Preisflexibili-
tät beiträgt, auch auf den Ablauf positiv einwirkt: ebenso wie die 
Stabilisierung des Prozesses den Bestand eines wirtschaftlichen 
Systems festigt, welches durch nichts so gefährdet wird wie durch 
Konjunkturausschläge nach unten. Daher wiegt die Wirkung einer 
rational verfeinerten Apparatur iur Kontrolle und Vorausschau des 
Ablaufs schwerer als die Möglichkeit ihres Mißbrauchs im "dirigisti-
schen" Sinne. Diese Ambivalenz ist nun einmal den technischen Mit-
teln generell eigen; deshalb werden die Menschen nicht auf sie ver-
zichten. Das Sauerstoffgebläse wird man nicht verbieten, weil es auch 
zu Einbrüchen mißbraucht werden kann. 

V. 

Entschließt man sich für eine rationale Gestaltung der Wirtschafts-
politik und folglich für die Teilnahme der Wissenschaft an den Ent-
schlüssen, die den Gang der Wirtschaftspolitik bestimmen, so gründet 
man sein Urteil vor allem auf die Richtung, in welcher sich die 
Wissenschaft in den letzten J'ahrzehnten so sichtbar bewegt hat. Es 
ist nicht zuviel gesagt, wenn ich behaupte, daß die immanente Logik 

11 Hierzu Tinbergen, Jan, On the Theory of Economic Policy, Amsterdam 
1952. 
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von Wirtschaftssystemen, der ökonomische Ablauf in seinen viel-
fältigen Komponenten, die wirtschaftlichen Situationen in ihren Be-
stimmungsgrunden und in den Entwicklungstendenzen, endlich die 
Wirkungsweise der zu verwendenden Mittel heute klarer und rich-
tiger gesehen werden, als es jemals zuvor der Fall gewesen ist. 

Sagte man früher, der Krieg sei eine zu ernste Sache, um ihn 
allein den Soldaten zu überlassen: man müsse auch den Politiker zu 
Rate zi:ehen, so gilt heute von der Wirtschaftspolitik, daß sie gerade 
auf jene Kräfte, welche im Dienste der Ratio stehen, nicht verzichten 
sollte. Ich bin weit davon entfernt zu glauben, die Welt bedürfe zu 
ihrer Gesundung der Lenkung durch eine Art "wissenschaftliche 
Priester-Kaste", wie sie dem alternden Comte vorschwebte. Umfassen-
des ökonomisches Wissen findet sich selbstverständlich nicht nur in 
universitären Hörsälen, in Wirtschafts- und Konjunkturinstituten, 
vielmehr ebenfalls in den Parlamenten und Verwaltungen sowie in 
allen Teilen der Wirtschaft selber. Das Unterscheidende liegt darin, 
daß der Gelehrte gegenüber den Vertretern von Politik und Wirt-
schaft zumeist die universelle Sicht voraus hat, welche das volks-
wirtschaftlich Nötige gegenüber dem partikular Nützlichen heraus-
hebt: eine Blickrichtung, die den Praktikern weniger gemäß ist und 
oft durch die Ziele, welche sie verfolgen müssen, geradezu verwehrt 
wird. Es ist gleichwohl ein interessantes Beispiel für die durch-
brechende Sachlichkeit auf unserem Gebiete, wenn in einem der 
Hearings des Joint Committee, das für die wirtschaftspolitische Aus-
richtung des amerikanischen Kongresses an Einfluß ständig zunimmt, 
vor kurzem der Wunsch, eine sichere Basis für wirtschaftspolitisches 
Handeln zu finden, unzweideutig Ausdruck gewann in den Worten, 
"man müsse zuerst die Fakten in den Griff bekommen"12. 

Wirtschaftspolitische Entscheidungen sind wesentlich Akte der poli-
tischen Willensbildung. Von der Modalität dieser Willensbildung, in 
die stets auch das Machtstreben der Beteiligten eingeht, hängt es ab, 
in welchem Ausmaß die Wirtschaftspolitik rational gestaltet oder -
vorsichtiger gesagt - dieses Ziel überhaupt "anvisiert" werden kann. 
Der spezifisch politischen Seite des Problems werden wir unsere Auf-
merksamkeit widmen. 

Gustav von SchmolleT war für seine Zeit politisch im Recht, wenn 
er durch die Tätigkeit unseres Vereins, der "praktische Sozialpolitik" 
treiben, also "die Gesetzgebung beeinflussen" wollte, auf Beamten-
schaft und Bürgertum zu wirken suchte: denn diese Mächte waren 
damals für die politische Willens bildung entscheidend. 

12 Konjunkturpolitik, 3. Heft, 1956, S. 180 f. 
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Das politische Milieu in der 'Bundesrepublik ist gänzlich anders. 
Generell kann man sich fragen, welche Chance die parteienstaatliche 
Demokratie bietet, rationale Argumente bei der Bildung der Wirt-
schaftspolitik zum Zuge kommen zu lassen. Die immense, in das 
Bewußtsein allenthalben eingegangene Bedeutung eines stabilen wirt-
schaftlichen Ablaufs für die Erhaltung des sozialen und politischen 
Gesamtgefüges, die mäßigende Kraft, welche im Wettbewerb der 
Parteien ebenso liegen kann wie der Zug zur übertreibung, der Aus-
gleich und die mögliche überwindung partikularer Interessen im 
Schoße von Koalitionen - all das wird sich positiv auswirken; da-
gegen ist negativ zu bewerten, daß der demokratische Parteienstaat 
im Rahmen einer Gesellschaft, die sich in starke Interessengruppen 
aufspaltet, diesen Kräften unvermeidlich den Zugang in die Parla-
mente öffnet, und es ihnen erleichtert, auch unmittelbar die Verwal-
tung auf allen Stufen unter Druck zu setzen. Wie der Kampf der 
Interessen die wirtschaftspolitische Problematik schon in den An-
sätzen verfälschen kann, wurde eingangs erwähnt. 

Die Ansatzpunkte, an denen der wissenschaftliche Einfluß auf wirt-
schaftspolitische Entschlüsse wirksam werden kann, wurzeln in den 
durch die Verfassung und das Herkommen verschiedenartig ausge-
prägten Formen, in welchen die demokratische Willensbildung erfolgt. 
Mag in einem konservativ-bevormundenden Beamtenstaate die 
Transformation des rational Notwendigen in Regierungsentschlüsse 
relativ reibungslos vor sich gehen: in der parteienstaatlichen Demo-
kratie bietet die Diskussion von Argumenten in der Öffentlichkeit 
der Wissensch,aft eine große Chance, auf die Bildung des Wähler-
willens, auf die Verwaltung, auf die Parlamente und ihre Ausschüsse 
einzuwirken, in welchen sich die "parramentarische Arbeit und Ent-
scheidung"13 mehr und mehr konzentriert. Diese Diskussion erreicht 
global alle an der Willensbildung teilnehmenden Elemente, sie gibt 
die Möglichkeit, Ideologien zu entlarven, Scheingründe so faden-
scheinig zu machen, daß sie sich nicht mehr sehen lassen können; 
sie gewinnt an Gewicht, wenn sich der wissenschaftliche Einfluß in 
irgendeinem Stadium der gesetzgeberischen Vorbereitung - bei der 
Verwaltung, der Legislative oder bei beiden - gleichsam konkreti-
siert: wenn er "institutionalisiert" wird, wie es in einer Reihe der 
ökonomisch fortgeschrittenen Staaten heute der Fall ist. 

Neben der Unabhängigkeit und Objektivität des Gelehrten, welche 
den ganzen Einsatz "intellektueller Rechtschaffenheit" (M. Weber) er-
fordert, bildet die Möglichkeit, die öffentliche Meinung mit ratio-

18 Dechamps, Bruno, Macht und Arbeit der Ausschüsse, Meisenheim am 
Glan 1954, S. 154. 
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nalen Argumenten zu durchdringen, einen wesentlichen Anspruch, 
welcher zur Institutionalisierung wissenschaftlichen ,Einflusses gehört. 
Die organisierten Interessen, welche unausgesetzt mit vielgestaltigen 
Mitteln die Öffentlichkeit zu formen versuchen, bleiben so nicht ohne 
Gegengewichte. 

International bietet unser Problem interessante Aspekte, die wir 
nur oberflächlich streifen können. Erwägt man, daß die wissenschaft-
lichen Berater des Präsidenten in den Vereinigten Staaten sich mehr 
und mehr aus dem Rampenlicht der Öffentlichkeit zurückziehen14, 

aber ihre 'Berichte der ungeschminkten Kritik einer gemischten Par-
laments-Kommission unterliegen, die über einen permanenten "Ex-
pertenstab" verfügt15, so wird klar, daß die Beteiligung der Wissen-
schaft an der wirtschaftspolitischen Willensbildung in aller Öffent-
lichkeit erfolgt: die von dem Joint Committee publizierten Hearings 
lassen zudem die einzelnen wissenschaftlichen Positionen in scharf 
profilierten Umrissen. hervortreten. Die wirtschaftspolitische Verant-
wortung ebenso wie die Last der Ämter~oordinierung liegt in Groß-
britannien beim Schatzamt. In seiner wirtschaftlichen Abteilung, 
welche auf die beteiligten Ministerien und besonders auf die für 
die Meinungsbildung der Regierung so wichtigen "interministeriellen 
Komitees" ausstrahlt, kommt die Wissenschaft zum Zuge. Die Arbeit 
selber vollzieht sich in der lautlosen Verschwiegenheit, welche das 
englische Beamtentum charakterisiert. Die öffentliche Diskussion, 
deren hoher Stand die klassische Tradition des Landes widerspiegelt, 
entzündet sich an der Budgetrede des Schatzkanzlers, welche die 
Richtlinien der Wirtschaftspolitik enthält. Ich versage es mir, weitere 
Streiflichter auf den institutionalisierten wissensch,aftlichen Einfluß 
im Auslande zu werfen - was für Skandinavien und die Nieder-
lande besonders reizvoll wäre. 

Eine partielle Einflußnahme, die durch Publizität an Wirkung ge-
winnen kann, ergibt sich, wenn regelmäßige Kontakte zwischen Ge-
lehrten und ma·ßgebenden Beamten der wirtschaftlichen Verwaltung 
eingerichtet werden, wie es bei den "wissenschaftlichen Beiräten" in 
der Bundesrepublik geschieht. Der Beamte, der ein Teilgebiet be-
arbeitet, hat eine tief dringende Detailkenntnis; der Gelehrte ist ge-
wöhnt, komplizierte interdependente Querschnitt-Zusammenhänge, in 
die er jede Einzelfrage hineindenkt, zu überschauen. Die rationale 
und verbindende Diskussion zwischen den Partnern, auf welche der 

14 Wissler, Albert, Das Dilemma des Konjunkturforschers in der Stellung 
eines konjunkturpolitischen Beraters der Regierung, Konjunkturpolitik, Drit-
tes Heft 1956, S. 172. 

15 Dechamps, S. 32 ff. 
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Liberalismus ehemals seine parlamentarische Theorie aufbaute, kann 
zur Objektivierung wirtschaftspolitischer Probleme beitragen: um so 
mehr, wenn die Ergebnisse der Öffentlichkeit prompt zugänglich 
gemacht werden. 

VI. 

Die These, daß die Ziele der Wirtschaftspolitik Projektionen aus 
einer europäisch verbindlichen Wertebene darstellen, spricht unsere 
Generation mit einem viel ruhigeren Gewissen aus, als es vor genau 
einem halben Jahrhundert - zur Zeit des Werturteil-Streites - der 
Fall war. Damals gab es unter den Angreifern niemand, der die 
Werte als solche in Frage stellte; das Streitgebiet waren nicht die 
Werte selber, wie sie die europäische Entwicklung geformt hatte, viel-
mehr Probleme der Wissensch·aftslehre: genauer die Frage, ob Wert-
urteile wissenschaftlich erlaubt seien oder nicht. Das im Grunde 
Selbstverständliche stumpft sich mit der Zeit ab; der Mensch erstirbt 
an der "Gewohnheit des Lebens" (Hegel). Daß ein Wert radikal "in 
Frage gestellt wird", vermittelt dem Menschen jenes Werterlebnis, 
welches den Werten selber einen viel höheren Grad von Konsistenz 
verleiht. 

Sofern diese Wert-Klammern halten, ist es nicht allzu tragisch, 
wenn selbst erhebliche Divergenzen in Gewichtung und Kombination 
wirtschaftspolitischer Ziele in den Politiken der Staaten und in den 
Parteiprogrammen bestehen. Im Wettbewerb der Parteien mögen 
manche Abweichungen taktisch bedingt sein, ohne von der Substanz 
her begründet zu werden. Ist es allzu kühn anzunehmen, daß sich im 
Laufe der Zeit wenigstens eine Angleichung allenthalben vollzieht? 

Die Auseinandersetzung zwischen westlicher und östlicher Hemi-
sphäre bildet das beherrschende politische Problem unserer Zeit. 
Dieser dynamische Kontrast, der immer neue Formen annimmt, 
immer neue politische Fragen aufwirft, stellt zwei in Geist und 
Durchbildung radikal verschiedene Sozial- und Wirtschaftssysteme 
einander gegenüber: er rückt zugleich alle i])ivergenzen, die innerhalb 
der westlichen Welt bestehen, tief in den Schatten. Wir haben alle 
Veranlassung, unser System unter Zuhilfenahme aller Kräfte - und 
die rationalen sind die spezifisch abendländischen - so leistungs-
fähig und stabil wie möglich auszugestalten. Die iErfahrung zeigt, wie 
ungeheuer die Konsequenzen einer Wirtschaftskrise für das soziale 
und politische Gefüge sein können, und ich glaube, daß wir mit den 
modernen Mitteln einer Krise wohl zu begegnen wissen. Verbinden 
wir in Gedanken die essentielle Situation auf dem Gebiete der inter-
nationalen Politik mit dem Problem einer rational ausgewogenen 
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Wirtschaftspolitik, so zeigt sich die weltpolitische Perspektive unseres 
Themas. Aus der Möglichkeit, die gestellte Aufgabe zu lösen, erhebt 
sich die Notwendigkeit, entsprechend zu handeln, wenn wir gewillt 
sind, unsere Welt, welche auf die europäische Kultur aufbaut, in 
dem weltpolitischen Kontrast unserer Zeit zu erhalten. 

Erster Tag, Nachmittag 

Donnerstag, 27. September 1956 

Vor s i t z : Prof. Dr. ,Erich Schneider (Kiel): 

Vorsitzender Prof. Dr. Erich Schneider (Kiel): 

Nach dem Festvortrag des heutigen Vormittags treten wir 
nunmehr in die Behandlung des Themas der diesj,ährigen Ta-
gung unseres Vereins ein. Gegenstand der Verhandlungen sind die 
Probleme der Einkommensbildung und Einkommensverteilung. Einer 
alten Übung entsprechend werden heute die grundsätzlichen theore-
tischen Probleme erörtert, die mit den Formen der Einkommensbil-
dung und Einkommensverteilung und mit den iBestimmungsgründen 
der Einkommensverteilung in der modernen Wirtschaft zusammen-
hängen. Die wirtschaftspolitischen Fragen, die sich an die Thematik 
unserer Tagung anknüpfen, werden morgen Gegenstand der Verhand-
lungen sein. Nach. Erstattung der Vorträge wird - das haben wir 
in der Geschichte des Vereins zum erstenmal vorgesehen - eine 
Generaldiskussion eröffnet werden, die mit bestellten Korreferaten 
beginnt; d. h. die Generaldiskussion wird eröffnet durch Referenten, 
die vorher das Manuskript der Vorträge geseh€n haben und die die 
großen Fragen, die sich an diese Referate anschließen, zum G€gen
stand der Diskussion machen. 

Es folgen die Referate von Professor Dr. Hans Peter (Tübingen), 
"Formen der Einkommensbildung und Einkommensverteilung" , und 
von Professor Dr. Wilhelm Krelle (St. Gallen), "Bestimmungsgründe 
der Einkommensverteilung in der modernen Wirtschaft". 

Ich erteile zunächst Herrn Kollegen Peter das Wort zu seinem 
Referat "Formen der Einkommensbildung und Einkommensvertei-
lung". 
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Formen der Einkommensbildung 
und Einkommensverteilung 

Von Prof. Dr. Hans Peter (Tübingen): 

Herr Vorsitzer, meine Damen und Herren! 

In der Marktwirtschaft definieren wir Reineinkommen als Preis der 
originären Produktionsfaktoren, die in der Periode auf den Markt ge-
bracht werden. Die gen aue .Nbgrenzung macht im Einzelfall wie im 
Ganzen Schwierigkeiten; denn auf den Markt kommt zumeist eine 
Ware - Gut oder Dienst -, die unter gleichzeitiger Aufwendung 
sekundärer Proouktionsfaktoren erzeugt worden ist; Werkzeuge wer-
den abgenutzt, Vorprodukte wer,den aus Lagern genommen. Was einer 
Periode genau zuzurechnen ist, läßt sich bestenfalls hinterher und 
stets ein bißchen willkürlich entscheiden. Auch das sorgfältigste Ein-
kommensteuergesetz kann nur sagen, wie weit der Gesetzgeber Ab-
schreibungen oder Werbungskosten anzuerkennen bereit ist; stets 
bleibt eine Spanne des Ermessens, innerhalb derer die Grenze liegt; 
über die gen aue Lage der Grenze wird man immer streiten können. 
Größen, die den Definitionen genau entsprechen, findet man nur im 
Modell, mit dem man sich als Theoretiker befaßt. 

Eine Volkswirtschaft ist zudem nie reine Marktwirtschaft. Man-
cherlei Bedürfnisse werden gewöhnlich kollektiv befriedigt, und es ist 
schwer, die Entsprechung von sozialem Nettoprodukt und sozialem 
Nettoeinkommen ohne Kunstgriffe zu zeigen. 

über die Struktur des Volkseinkommens haben wir wenig empi-
rische Kenntnisse. Das meiste, was wir aussagen, beruht in viel 
höherem Grade auf theoretischen Hypothesen, als wir uns oft klar-
machen. 

Die Reihe der klassischen Einkommensarten, Lohn, Zins, Rente ver-
sehen wir vorsichtshalber mit einem "usw.", das gegen vorwitzige 
Einwendungen decken soll. 

IStatistisches IMaterial über die gesellschaftliche Einkommensvertei-
lung verdanken wir vor allem der Statistik der Lohn- und Ein-
kommensteuer. 

Man hat die Verteilungskurve als J-Kurve bezeichnet. Die kleinsten 
Einkommen sind sehr häufig, die großen selten. Am instruktivsten ist 
die Darstellung durch die sog. Lorenzkurve, die abzulesen gestattet, 
wieviel Prozent des Gesamteinkommens eine ebenfalls in Prozenten 
angegebene reichste oder ärmste Gruppe der Bevölkerung bezieht. Das 
reichste Zehntel bezog in Deutschland 1936 39 % und 1950 34010. 
Durchschnittseinkommen war zu diesen Zeitpunkten 1800 RM und 
2860 DM. 1936 blieben 74 0/1} unter dem Durchschnitt, 1950 621}/0. 
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Zur Charakterisierung der Ungleichmäßigkeit hatte Pareta um die 
Jahrhundertwende einen einzigen Koeffizienten vorgeschlagen, der die 
Abhängigkeit der Zahl der Einkommensbezieher von der Größ'e des 
Einkommens, das sie überschritten, angibt. Bei dem damaligen Ma-
terial lagen die Logarithmen dieser Zahlen ziemlich genau auf einer 
Geraden. Das jüngste Material zeigt dagegen eine deutliche asymme-
trische Verteilung, die etwa beim Durchschnittseinkommen eine 
Häufigkeitsspitze hat. Der Grund dafür liegt wahrscheinlich nicht 
darin, daß sich wirklich die Verteilungsstruktur geändert hat, sondern 
darin, daß unsere Kenntnisse tiefer gedrungen sind. Da Quelle des 
Materials die Einkommensteuer ist, wird die Verteilungskurve nur 
bis zu den Einkommen hinab bekannt, die besteuert werden. Damals 
blieb der untere Ast der Verteilung unbesteuert, heute hat sich der 
Staat auch seiner bemächtigt. Die bisher unbekannte Verteilungs kurve 
taucht infolgedessen höher aus dem Nebel des Unbekannten auf. 

Bei aller Problematik bleibt der Koeffizient Paretos auch heute noch 
für Vergleiche ganz instruktiv, wenn man sich auf den absteigenden 
Ast rechts vom häufigsten Werte beschränkt. Der Koeffizient ist kon-
junkturempfindlich und hat im Trend ständig zugenommen. Das 
jüngste deutsche Material, das noch vorläufig ist, zeigt ihn gegenüber 
etwa 1,5 früher mit heute ungefähr 2,0. Jedenfalls ist die Schichtung 
also gleichmäßiger geworden. 

Aber was besagt das? 
Diese Statistik der Einkommensschichtung umfaßt Einkommen jeg-

licher Art. Es ist eine personelle Verteilung; aber es sind in ihr die 
Pyram1den der Lohnempfänger, derer, die vorzugsweise iBesitz- und 
Unternehmereinkommen beziehen, derer, die wie Handwerker und 
Bauern Arbeitseinkommen haben, aber ihre Produktionsmittel selbst 
besitzen, freie Berufe usw. zusammengeschoben. Errechnet man -
trotz aller Problematik - den paretianischen Koeffizienten für die 
Löhne und für die Einkommen, die veranlagt werden, so bekommt 
man die Koeffizienten 3,1 und 1,4. Das ist nun bei aller Skepsis 
gegenüber :Her Methode doch ein so exorbitanter Unterschied, daß, eine 
wesentlich verschiedene Verteilung nicht gut geleugnet werden kann. 

Mehr als diese Verteilung feststellen und zur Kenntnis nehmen 
können wir aber nicht. Winklers Siebungsthese ist kaum eine Inter-
pretation. Da in den veranlagten Einkommen die Besitzeinkommen 
enthalten sind, kann man kaum einen Erfolg der Nivellierungs-
bemühungen konstatieren. 

Es möge an dieser Stelle auch bemerkt werden, daß solche Schich-
tungsstatistiken eine sehr zweifelhafte Grundlage für die iBeurteilung 
der Gerechtigkeit der Verteilung sind. Ich erwähne diese Frage hier 
nur, um sie aus meinen weiteren Betrachtungen auszuschalten; sie 
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gehören nicht in die Theorie. Da diese Gedanken aber immer mit-
schwingen, ist eine Abschirmung notwendig. Ich merze sie nicht aus, 
weil sie unwichtig sind. Ich habe dem Problem der gerechten Ver-
teilung im Januar einen Vortrag gewidmet, der inzwischen in der 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft veröffentlicht wor-
den ist. 

Hier darf immerhin soviel gesagt werden, daß es an einem Kri-
terium fehlt, wie weit eine Minderung der Ungleichmäßigkeit eine 
größere Gerechtigkeit impliziert. Irgendwo muß die Minderung ja zu 
weit gehen, sonst käme man dazu, die vollständige Gleichmäßigkeit 
als Ideal anzusehen. Mehr als dieses Bedenken kann man aber auch 
kaum aussprechen. 

Was aber hat nun die Theorie zu sagen? 
Ich will gleich die skeptische Frage stellen: Ist das, was die Theorie 

herkömmlicherweise in dem Kapitel "Distribution" darbietet, eigent-
lich eine Verteilungstheorie? - Zumindest für die einfachste Preis-
theorie der stationären Wirtschaft kann man dar an zweifeln. 

Unbestritten ist, daß Einkommen - sicher in diesem Modell -
Preis originärer Produktionsfaktoren ist. 

Preisbildung und - sagen wir vorsorglich: sogenannte - Vertei-
lung vollziehen sich in dem von der Theorie beschriebenen Prozeß 
uno actu. Jeder startet mit bestimmten Mengen von Gütern, und jeder 
erstrebt seinen subjektiven Präferenzen gemäß den ihm zusagenden 
Warenkorb. Der Austausch vollzieht sich am Markt, und im Spiel von 
Angebot und Nachfrage bildet sich das Preissystem. Zu den Gütern, 
deren Preise sich einspielen, rechnet die Arbeit. Bei ihr könnte man 
Hemmungen haben zu sagen, sie sei von vornherein in bestimmter 
Menge gegeben; denn wieviel der einzelne arbeitet, hängt davon ab, 
wann der Grenznutzen seines Arbeitsertrages die Grenzarbeitsmühe 
aufwiegt. Aber diese Anpassung bleibt im Spiel von Angebot und 
Nachfrage verständlich. 

Wir können also allgemein sagen, daß die Mengen der Güter und 
Dienste, über die jeder einzelne zu Gebrauch und Tausch verfügt, die 
bestimmenden Daten des theoretischen Modells sind. Sie lassen sich 
zunächst nur in ihren natürlichen Maßen beziffern. Immerhin ist schon 
im Voraus festgelegt, wie die Mengen in der Wirtschaftsgesellschaft 
des Modells verteilt sind. Allerdings läßt sich die Verteilung nicht 
von vornherein in einfachen Zahlenverhältnissen angeben; denn die 
Verhältnisse der natürlichen Mengenziffern sagen nichts. Eine ver-
ständliche Aussage über Proportionen wird erst möglich, sobald sie 
durch Preise auf einen Nenner gebracht sind. Preise aber bilden sich 
erst im Marktprozeß. Mehr als das leistet aber diese Theorie nicht. 
Sie beziffert nur die Verteilung. 
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Das ist natürlich höchst unbefriedigend. Denn hier wird die Vertei-
lung nicht aus irgendwelchen Ursachen abgeleitet, sondern umgekehrt 
das Preissystem aus einer gegebenen Verteilung begründet. 

Das Distributionskapitel ist nun schon sehr früh weiterentwickelt 
worden. Ausgangspunkt bildet zunächst ein in noch höherem Maße 
fiktives Modell: das Ausgangsmodell der ricardianischen Arbeitswert-
theorie, in dem es nur den einen Produktionsfaktor Arbeit gibt, Boden 
frei und alle Güter beliebig vermehrbar sind. Das Modell hat nur den 
didaktischen Vorzug, daß sich die Preise auf ein Gut beziehen, das 
eine bestimmte Funktion im Produktionsprozeß hat. Dadurch werden 
schwierige Probleme umgangen. Personelle und funktionelle Vertei-
lung sind hier identisch. Das Nettoprodukt entspricht dem gesamten 
Arbeitseinsatz der Periode und verteilt sich pro rata der geleisteten 
Arbeit. Das kann man einen verteilungstheoretischen Satz nennen; 
aber man darf seine Tragweite nicht überschätzen; denn dieser Trick 
kann unmöglich aus dem speziellen Modell mehr herausholen, als sich 
aus dem allgemeinen gewinnen läßt. 

Der nächste Schritt der sog. Verteilungstheorien besteht darin, daß 
man mehrere Produktionsfaktoren unterscheidet, die sich nicht in-
einander überführen, wenn auch vielfach substituieren lassen. 

Die einfachsten Modelle sind die, in denen nur ein zweiter Produk-
tionsfaktor eingeführt wird. Als halbstatisch darf man das der Diffe-
rentialrente nennen, bei dem von der zufälligen Verteilung von Boden 
verschiedener Bonität ausgegangen wird. Der Grenzboden bestimmt 
den Preis des Produktes, bei dem die Arbeit ihren Konkurrenzlohn 
erzielt; bessere Böden bringen solange eine Differentialrente, wie die 
nivellierende Kraft der Konkurrenz noch nicht die vollständige An-
passung erzwungen hat. 

In den anderen Varianten tritt als zweiter Faktor das sachliche 
Produktionsmittel Werkzeug oder Boden neben die Arbeit. In der 
einen Gruppe von Modellen wird es als materielles Mittel eingeführt, 
das die Produktivität der Arbeit steigert; in den anderen als das Sub-
strat gesellschaftlicher Verhältnisse, in denen der Besitzer als zweiter 
personeller Typus neben den Arbeiter tritt. 

In dieser zweiten Form der Theorien handelt es sich um die Ände-
rung des Datums "gesellschaftliche Struktur"; es werden zwei Klassen 
unterschieden, deren jede einen der beiden Produktionsfaktoren kon-
trolliert, die eine die Arbeit, die andere die Produkionsmittel. Die 
entschei:dende soziale Tatsache ist die Sperrung des Eigentums, primär 
der Naturgaben, als pars pro toto Boden genannt, sekundär auch aller 
übrigen, so daß: Franz Oppenheimer die Identität von Profit und ab-
soluter Rente behaupten kann. Die Wirkung der Sperre geht dahin, 
daß der Lohn unterhalb der Grenze bleibt, die seinem Empfänger zu 
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sparen erlaubt. Daraus dürfte sich die ökonomisch empfehlenswerteste 
Definition des Existenzminimums entwickeln lassen. 

Die erste Form der Theorie unterläßt die iBetonung der Klassen-
scheidung im Modell, kann sie aber bei der funktionellen Verteilung 
nicht vermeiden; denn bei ihr wird unterstellt, daß die Einzelwirt-
schafter jeweils Träger nur eines einzigen Produktionsfaktors sind; 
das aber bedeutet nichts anderes als Klassenscheidung. Auf die 
mannigfaltigen Vokabeln, mit denen die Eigentümlichkeit des zweiten 
- oder wenn man den Boden besonders zählt - dritten Produktions-
faktors bezeichnet wird, die ihn zum originären Kostenfaktor werden 
lassen soll, wie "reine Nutzung", "Abstinenz" , "Waiting", brauche ich 
heute wohl nicht mehr einzugehen. Die sog. Produktivitätstheorien 
führen schon in die Diskussion der Dynamik. 

Was die Zweifaktorentheorien unzulänglich bleiben läßt, ist die Un-
möglichkeit, von der funktionellen Verteilung zur personellen überzu-
gehen. Es ist ja nicht damit getan, daß man die Bemerkung hinwirft, 
die realen Personen seien selten Träger bloß eines einzigen Faktors, 
sondern sehr häufig z. B. zugleich Arbeiter und Besitzer. Verhalten 
sich aber die Zweifaktorenträger nicht anders als die Einfaktoren-
träger? Und erfaßt man das Wesen einer Gruppe von ihnen auch 
nur annähernd richtig, wenn man sie in fiktive Gruppen von Ein-
faktorenträgern auflöst oder sie als Mischung solcher Gruppen denkt? 

In den Gruppenmodellen - ob makroökonomisch oder mikroökono-
misch behandelt - wird gegenüber der einfachen Markttheorie ein 
neues Problem in die Erörterung eingeführt. Im Grunde wird es ge-
stellt, indem der zweite Produktionsfaktor eingeführt wird: Warum 
hat er einen Preis? und, da er ein originärer Faktor ist: Warum 
erhält sein Träger ein Einkommen? 

Die Frage wird nur teilweise beantwortet. 
Der Versuch, in einer Wirtschaft mit freier Konkurrenz aus der 

Tatsache der Einführung produzierter Produktionsmittel einen ur-
sprünglichen Profit oder Kapitalzins abzuleiten, scheitert, weil die 
Konkurrenz auf die Dauer jeden Differentialgewinn beseitigen müßte. 
Nur für die Anpassungsperiode, in der die Preise noch nicht wieder 
auf die neuen Kosten gesunken sind, bleibt Schumpeters dynamischer 
Gewinn bestehen. Wenn immer wieder Neuerungen eingeführt wer-
den, entstehen solche Gewinne immer wieder neu, um immer wieder 
die Tendenz zu haben, zu verschwinden. Immerhin, ein solcher Ansatz 
läßt dauernde Einkommen, die nicht Arbeitseinkommen sind, ver-
ständlich erscheinen. 

Wer aber bezieht diese Einkommen? Ich sprech.e nicht vom An-
spruch! Theoretisch ist die Antwort: Wer besitzt und wer sparen 
kann. - Sparen ist nun aber nicht einfach eine moralische 'Qualität; 
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man mußt sparen können, und das hängt wesentlich vom Einkommen 
ab. Damit sind wir aber wieder bei demselben kritischen Punkt: Wir 
müssen bereits eine Verteilung vorgeben, und zwar tritt in diesen 
Modellen neben die Vorgabe der -Quantitäten wie im homogenen 
Marktmodell noch irgendeine Hypothese oder Fiktion, durch. die die 
beiden Faktoren oder Faktorengruppen zueinander in Beziehung ge-
setzt werden. 

In einem Teil der Theorien heißt diese Hypothese ganz einfach 
"Macht". In Marktwirtschaften ist es nicht mehr die nackte Gewalt 
der Sklaverei oder die rechtliche Degradierung der Leibeigenschaft, 
sondern eine gesellschaftliche Situation, bei der das Machtverhältnis 
in der Preisbildung zum Ausdruck kommt: Monopol, beschränkte Kon-
kurrenz, Klassenmonopol. Der Verteilung der Macht folgt die Ver-
teilung der Einkommen, möglicherweise vermittelt durch die Vertei-
lung des Besitzes. 

Einige Theoretiker mißverstanden das Grenzproduktivitätsgesetz, 
das sich als Bedingung der Minimalkostenkombination ergibt. Im 
Gleichgewicht müssen sich die Grenzproduktivitäten der Produktions-
faktoren wie deren Preise verhalten. Danach wird entschieden, welche 
Technik man wählt. In seiner einfachen Form wird das Gesetz für den 
Betrieb bei partiellem Gleichgewicht ausgesprochen und ist da bei 
Respektierung der ceteris-paribus-Klausel richtig. Beim ursprüng-
lichen Zins und beim Lohn geht es aber um ein Problem der allge-
meinen Interdependenz, und die Rückwirkungen jeder Veränderung, 
die bei der Methode des partiellen Gleichgewichtes in der ceteris-
paribus-Klausel untergeht, dürfen nicht mehr außer Acht bleiben. Der 
Fehler ist elementar. 

Einkommenstheoretisch ist man dann wieder bei den zeitweiligen 
Differentialgewinnen, die in jedem Anpassungsprozeß auftreten. Ein 
weiterer Ausbau der Mikroökonomik hat nur Aussicht bei Zugrunde-
legung des Interdependenzmodells. 

Faktisch liegt denn auch der Schwerpunkt der jüngeren Forschung 
bei der Makroökonomik und 'bei der Kritik der reinen Markttheorie 
und einer Beschränkung auf bloße Ablauf theorie. 

Den Verfeinerungen der stationären Modelle nachzugehen, fehlt hier 
die Zeit. Sie haben stets die Verteilungsdominante als Datum. Inter-
essant werden feiner gegliederte Modelle dadurch, daß auf Daten hin-
gewiesen wird, die in der komparativen Statik variieren oder zu 
Aktionsparametern auch nichtmarktwirtschaftlicher Strategien werden. 

Bestimmte Bemühungen richten sich auf die Einführung eines Mo-
nopolisierungskoeffizienten, um quantifizierte Aussagen über die Ab-
weichung der Monopol- oder ähnlicher Preise von den Konkurrenz-
preisen zu ermöglichen. Ich nenne Kuznets. 
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Kalecki baut das Marxsche Modell aus, indem er die Bezieher fixer 
Gehälter in eine Gruppe absondert und die variablen Löhne und Ge-
hälter in ein festes Verhältnis zum Gesamteinkommen setzt. Während 
bei Marx das Verhältnis des Profites zum Lohn, die Mehrwertrate, 
festliegt, ist bei Kalecki von dem Nettoeinkommen oder Sozialprodukt 
erst eine absolute Größe abzuziehen. Das ergibt natürlich bei Varia-
tion des Sozialproduktes andere Größenbeziehungen. Hier wie dort 
wird der Profit abhängig von Strukturgrößen wie der Mehrwertrate 
oder den konstant gehaltenen Einkommen. Hier wie dort wird man 
vorsichtigerweise solche Strukturkoeffizienten nur kurzfristig als kon-
stant ansetzen, wie das auch Föhl in seinem dynamischen Versuch tut. 

Sobald man weiterhin unterstellt, daß, die auftretenden Einkommen 
gemäß den Gepflogenheiten in den betreffenden Schichten gespart 
werden, und annimmt, daß investiert wird, und da Investitionen im 
allgemeinen Produktivitätssteigerungen im Gefolge haben, ist der 
übergang zu evolutorischen Wirtschaftsmodellen geradezu zwangs-
läufig. 

Es ist ein Leichtes, die Konstanten eines Modells so zu wählen, daß 
Randbedingungen erfüllt werden, wie sie das gerade vorliegende For-
schungsobjekt verlangt. Ich erwähne nur die Lehre von der sinkenden 
Profitrate bei Ricardo. 

Man kann auch an Stelle der zunächst konstant gehaltenen Größen 
Beziehungsgleichungen einführen, in denen sie variabel angesetzt sind 
und nur gewissen Bedingungen unterworfen werden. Der einfachste 
und wohl älteste Fall ist das Gesetz des relativen Mehrwertes bei 
Marx, in dem die Mehrwertrate an die Bedingung der Konstanz des 
Reallohnes - das sog. Eherne Lohngesetz Lassalles - gebunden ist 
und von der Produktivität abhängt. Das strahlt dann z. B. auf die 
Akkumulation und das Profitratengesetz aus. 

Alle diese Theorien haben das Gemeinsame, daß sie Preissysteme 
und Marktabläufe aus Strukturen ableiten, die gegeben sind. Diese 
Strukturen sind stets auch durch ein Verteilungsmoment gekenn-
zeichnet. Kern einer echten Verteilungstheorie ist aber die Frage, 
worauf die Verteilung zurückzuführen ist, welches ihre Ursache ist. 
Das ist keine normative Fragestellung. Es wird nicht gefragt, ob sie 
gut oder schlecht ist. Aber die Antwort auf diese Frage bietet erst die 
Möglichkeit, Mittel anzugeben, diese Verteilung zu erhalten, wenn 
man sie billigt, und sie zu verändern, wenn man sie für verbesse-
rungsbedürftig hält. Die statischen Theorien der Wirtschaft konsta-
tieren nur, wann der Zustand der Wirtschaft im Gleichgewicht ist, 
und wann das Gleichgewicht stabil ist. Die Voraussetzung über die 
Verteilung wird zumeist nur stillschweigend gemacht. Infolgedessen 
kann man einen bestimmten Zustand nicht aus immanenter Kritik, 
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sondern nur aus transzendenter Wertung loben oder tadeln. Bei der 
in der Theorie berechtigten Gegenüberstellung von extremen Typen 
scheint es dann leicht, als hätte man in der Realität nur die Wahl 
zwischen Konservatismus und Revolution. 

In der Dynamik wird nun allerdings auch in die Verteilung Be-
wegung gebracht. Liefert aber die dynamische Theorie die Antwort 
auf die aufgeworfene verteilungs theoretische Frage? - Aus dem 
Marktgeschehen kann die Verteilung im Zusammenhang mit der tech-
nischen Entwicklung und über die Vermögensbildung geändert werden. 
In der Phase der Anpassung an eine neue Technik ergeben sich Diffe-
rentialgewinne, die je nach dem Grade der Wirksamkeit der Kon-
kurrenz schneller oder langsamer wieder verschwinden. Es ist ins-
besondere eine Frage der Lohnbildung, ob und wie schnell sich die 
Produktivitätssteigerung auf die Reallöhne auswirken kann, und der 
Ersparnisbildung, wer die zur Investition notwendigen Mittel zur Ver-
fügung hat. Bestimmend sind hier dieselben Strukturelemente, die 
schon in der Statik vorausgesetzt werden: die Macht und die Ver-
teilung des Reichtums. Hinzu kommt die Auswirkung des Sparens, 
durch das Vermögen gebildet wird. Auf die Frage des Sparenkönnens 
gibt die vorgegebene Einkommensverteilung eine Antwort. Für die 
Dynamik ist weiterhin wichtig, wie weit von dieser Möglichkeit Ge-
brauch gemacht wird. Im Leben des einzelnen gibt es Phasen, in denen 
Vermögen aufgebaut wird, und solche, in denen auf Vermögen oder 
Einkommen aus Vermögen zurückgegriffen wird. Außerdem be-
stimmen Volkscharakter und Zeitgeist die Einstellung zum Sparen. 
All das gehört aber in den Datenkranz des Marktmodells. Die Frage 
nach der Ursache für das jeweilige Sosein der Bedingungen führt in 
Geschichte und Soziologie. Der Datenkranz der Dynamik ist um-
fassender als der der Statik. Auf die Notwendigkeit der Einbeziehung 
der Gesellschaftslehre in die Verteilungsdebatte hat Jean Marchal 
kürzlich mit Nachdruck hingewiesen. 

Zu den Daten, die die Einkommensverteilung bestimmen, gehört 
auch der Fiskus - im weitesten Sinne -; soweit der Umfang seiner 
Wirtschaft allein in LBetracht gezogen wird, ist er eine in das Markt-
geschehen eingebettete Einzelwirtschaft. Die Sonderstellung, die darin 
liegt, daß er in seiner Existenz nicht von der Gewinnerzielung ab-
hängt, gibt die Möglichkeit, sein Gebaren zur Beeinflussung der Ver-
teilung zu benutzen. Soweit er selbst Güter und Dienste auf den 
Markt bringt, kann er sie unter Preis, sogar unter Kosten, ja unent-
geltlich zur Verfügung stellen oder auch über Preis, was markt-
theoretisch auch als Monopol aufzufassen ist, volkswirtschaftlich eine 
Form der Besteuerung bedeutet. Damit geraten wir an die Grenze 
der marktwirtschaftlichen Betrachtung. 

4 Sozialpolitik XIII 
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Schon die Kosten der staatlichen Dienste, die gewisse Aufgaben 
kollektiv bewältigen, werden nach einem Schlüssel verteilt, der im 
Besteuerungs- und Abgabensystem liegt. Auch dieses Instrument 
kann planmäßig zur Beeinflussung der einzelwirtschaftlichen Einkom-
mensbildung benutzt werden und wird es auch. Das gilt aber nicht 
nur für die Verteilung der Lasten, sondern kann auch ergänzt werden 
durch die übernahme von Lasten auf den Fiskus, z. B. durch Sub-
ventionen. Doch das bedeutet volkswirtschaftlich auch nichts anderes 
als Umschichtung der Lasten und Korrektur einer sich selbst über-
lassenen Bildung von Markteinkommen. Bei dieser Problematik 
handelt es sich um eigentliche Verteilungstheorie, die nach der Ver-
ursachung der Verteilung fragt. 

Diese These trägt aber noch weiter. Die Möglichkeit, die Einkom-
mensverteilung zu beeinflussen, besteht nicht nur für die Gestaltung 
des Steuer- und Zollsystems; die ganze positive Gesetzgebung wirkt 
sich in dieser Hinsicht aus. Das wird gerade dadurch zugegeben, daß 
man sich oft um Lösungen bemüht, die verteilungsneutral sind. In 
den Daten der Markttheorie wird die Rechtsordnung oder die Wirt-
schaftsverfassung ausdrücklich benannt. Beide unterliegen der stän-
digen Wandlung, und somit modifiziert sich auch ständig der Einfluß 
auf die Verteilung. Das gilt keineswegs nur für unmittelbar wirt-
schaftsbezogene Gesetze, wie etwa ein Kartellgesetz oder allgemein 
die rechtliche Regelung jeder Koalitionsbildung. 

Das Problem der Macht stellt sich nicht nur in der Frage nach der 
Bedeutung der Wettbewerbsbeschränkung im Marktgeschehen, son-
dern in der nach der Gestaltung seiner Bedingungen. Damit bietet 
sich eine weitere Grundlage für die Diskussion des Problemes "Macht 
und ökonomisches Gesetz", das seinen antinomischen Charakter nur 
im Rahmen der Theorie einer geschlossenen Marktwirtschaft hat. 
Bei Einbeziehung der Gestaltung der Morphologie der Gesellschaft 
löst sich der scheinbare Widerspruch. 

Ähnliche Probleme ergeben sich immer dann, wenn in die Markt-
wirtschaft Institutionen hineinragen, die sich nicht ausschließlich wie 
die Einzelwirtschaften des Gossen-Paretianischen Modells verhalten, 
wie z. B. der Bankenapparat. Die Bankpolitik, Diskontpolitik wie 
eigentliche Kreditpolitik, vermag spontan Bedingungen zu schaffen, 
die den Prozeß bestimmen. Das gilt nicht nur für die Diskontpolitik, 
die z. B. bei der Konjunkturpolitik als Instrument eingesetzt wird; 
es gilt auch für die Auslese aus den Kreditbegehren. Gerade diese ist 
für die Vermögensbildung, besonders bei lebhafter Dynamik, geradezu 
von ausschlaggebender Bedeutung. 

Mit diesen Feststellungen wird nur die Schranke wieder aufgehoben, 
die der Wirtschaftstheoretiker sich in den Modellen setzt, die allein 
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den Markt betreffen. Erst das gesellschaftliche Geschehen als .Ganzes 
kann als interdependentes System der Realität angesehen werden. 
Die Interdependenz des Marktgeschehens ist eine Fiktion der reinen 
Markttheorie. Das Übrige ist nicht neben, unter oder über sie ge-
lagert, sondern mit ihr verschränkt. Andererseits wird man kaum 
einen Vorgang in der Gesellschaft aufzeigen können, der keine wirt-
schaftlichen Auswirkungen haben kann oder nicht durch andere Vor-
gänge über die Wirtschaft beeinflußt werden könnte. Politik hat stets 
ihre wirtschaftliche Seite, und sie wird immer besonders interessant, 
wenn sie die Verteilung berührt. Deshalb wird man auch den Inter-
essentenstreit weder aus der Politik noch gar aus der Wirtschafts-
politik ausschalten können. Die Aufgabe, die uns allerdings hier nicht 
beschäftigt, kann nur sein, ihn einer Ordnung zu unterwerfen. Aber 
das kann eben nur wirklichkeitsnahe vollzogen werden, wenn man 
die verteilungstheoretischen Ausstrahlungen beachtet. 

Beim Aufbau einer derartigen Verteilungstheorie mußI man auch die 
Verhaltensmaxime der handelnden, d. h. wirtschaftenden Personen 
erneut der Kritik unterwerfen und prüfen, ob die Maxime des ratio·· 
nalen HandeIns mit den Tatsachen in Einklang steht, wie das in der 
Spieltheorie geschieht. 

,Ehe wir aber darüber eine Bemerkung machen, möchten wir darauf 
hinweLsen, daß! mit der Heraushebung des Staates als eines Trägers 
der Macht, die auf das wirtschaftliche Geschehen ausstrahlt, die Wirk-
lichkeit noch nicht adäquat gezeichnet wird. Wohl ist damit schon 
der gefährlichen Alternative "Freie Marktwirtschaft und Zentral-
verwaltungswirtschaft" die stets bestehende Synthese von Markt- und 
Staatswirtschaft gegenübergestellt, deren Grenzfällen "Markt und 
Nachtwächter" und "Zentralverwaltungswirtschaft" man zu ausschließ-
liche Aufmerksamkeit gewidmet hat. Aber die gesellschaftliche Wirk-
lichkeit kennt eine Fülle von Gebi1den zwischen diesem Alles und 
Nichts, die gerade für die Beeinflussung der Verteilung von Bedeu-
tung ist. Die im Marktmodell atomistisch isoliert gedachten Einzel-
wirtschaften empfangen nicht nur Weisungen von oben, sie binden sich 
aus mancherlei Gründen untereinander. Sie tun das keineswegs immer 
primär aus wirtschaftlichen Gründen, und sie binden sich bei solchen 
Gebilden durchaus nicht immer in dem Sinne, daß sie ihr eigenes 
Dispositionsrecht g'anz an eine übergeordnete Institution abgeben. Sie 
binden sich für bestimmte Aufgaben, die allein zu bewältigen sie sich 
für zu schwach halten. Man denke nur an die verschiedenen Ziel-
setzungen, die zu Genossenschaftsbildungen geführt haben. Ich darf 
mir Einzelheiten ersparen und mich auf den Hinweis beschränken, 
daß durch die kostensparende, Nachfrage gestaltende und die Markt-
form modifizierende Auswirkung solcher Institutionen die Verteilung 
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beeinflußt wird. Ich brauche nur das einzige Beispiel der Dreiecks-
spannung zwischen Warenhaus, Konsumgenossenschaft und Einzel-
handel anzuführen. Bei der Analyse dieser Vorgänge bildet die 
Marktformentheorie ein Glied der Kette; sie zeigt die Auswirkung 
einer solchen "Datenänderung" im Marktmodell auf die Preis- und 
damit Einkommensbildung; aber sie zeigt nicht die Motive des Ent-
schlusses zur Koalitionsbildung und die Interdependenz des Ganzen. 

Mit der Einbeziehung der Gesellschaftsstruktur, die als Datum der 
Marktpreistheorie die Preis- und Einkommensbildung determiniert, 
wird auch die Charakterisierung des Einzelwirtschafters korrektur-
bedürftig. Solange er nur als Anbieter und Nachfrager fungiert, 
kommt man mit der Gossen-Paretianischen Verhaltensmaxime des 
rationalen Verhaltens als des Verfahrens nach dem Prinzip des 
kleinsten Mittels aus. Sobald man aber die Ansatzmöglichkeiten des 
Handeins erweitert - man braucht nur an die Koalitionsbildung zu 
denken -, langt das nicht mehr aus. Das Individuum greift von jeder 
Position aus, in die es gestellt ist, in das gesellschaftliche Geschehen 
ein; es wirtschaftet nicht nur als Marktperson, es gestaltet immer 
und überall auch das gesellschaftliche Geschehen und greift dabei in 
die Struktur der Gesellschaft an den verschiedensten Stellen ein, um 
seine Ziele zu verwirklichen. 

Die moderne Forschung weist dabei auf zwei Fortbildungen der 
Fragestellung hin. Die eine betrifft die Verhaltensweise des Einzel-
wirtschafters, von dessen Motiven und Eigentümlichkeiten seines 
individuellen Typus aus gesehen, die Gerhard Weisser untersucht; die 
andere betrifft den Schematismus des gesellschaftlichen Geschehens, 
den die Spieltheorie neu konzipiert. Die Neoklassik erzwang die Dar-
stellung der statischen Markttheorie durch die Fiktion, daß, der ein-
zelne sich in seinem wirtschaftlichen Handeln jeweils einer Umwelt 
gegen über sieht, die ihm gegeben ist und an die er sich nur anpassen 
kann. Die Simultaneität dieser Anpassung bedeutete die Interdepen-
denz des Systems. Punktförmiger Markt und zeitliche Koinzidenz von 
Wirkung und Gegenwirkung sind die keineswegs stillschweigenden, 
sondern oft genug betonten Vereinfachungshypothesen dieses 
Systems. 

In Wirklichkeit ist jede Handlung jedes einzelnen ein bestimmendes 
Moment für jede folgende Handlung irgendeines Wirtschaftssubjektes. 
Und diese Wirkung erfordert stets eine gewisse Zeit bis zur Aus-
lösung der Gegenwirkung. 

Der Gedanke, diesem Umstand durch Einführung von time lags 
Rechnung zu tragen, ist für die Marktmodelle verschiedentlich aus-
gesprochen worden, insbesondere für makroökonomische, die dem 
Marx- oder dem Keynes-Modell ähneln, so z. B. von Kalecki. Mit 
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diesem Ansatz lassen sich Wellen ableiten, die nicht nur als Kon-
junkturkomponenten der Bildung des Gesamteinkommens gedeutet 
werden können, sondern auch seine Verteilung auf die im Modell 
unterschiedenen Einkommensgruppen beschreiben. 

Aber das führt noch nicht zu dem eben angeschnittenen Problem der 
Zeitfrage der einzelnen Handlungen, das sich daraus ergibt, daß jeder 
Schritt durch den anderen, durch die Kenntnis des früheren und die 
Erwartung der Gegenzüge mitbestimmt wird. Dieser Ansatz ist in 
voller Klarheit erst in der Theorie der strategischen Gesellschafts-
spiele gemacht. Es muß hier genügen, darauf hinzuweisen, daß die 
Lösungsmaxime eines solchen Spieles nicht verständlich als die Wahl 
des besten unter den möglichen Zügen formuliert werden kann. Die 
Erfolgsbedingungen, die beeinflußt werden können, sind sehr ver-
schiedenartig. Wer auf Erzielung eines Markteinkommens ausgeht, 
sieht sich an die Rechts- und Gesellschaftsordnung und an die natür-
lichen Realitäten gebunden. Aber diese Marktbedingungen, vom ein-
fachsten Vertrag bis zum Grundgesetz, kann er kurz- oder langfristig 
gestaltend beeinflussen. Jede überlegung, wie man das am zweck-
mäßigsten tun kann, führt zu einer Theorie, zur Markttheorie, zu 
speziellen soziologischen Theorien. Von den speziellen Theorien strebt 
man zur Synthese. 

Gehen wir beispielsweise von einer Unternehmung aus, die den 
Markt abtastet und die optimale Produktionsweise sucht. Sie ent-
schließt sich vielleicht zu einer Koalition. Als schwächere weicht sie 
vielleicht; vielleicht aber bemüht sie sich auch um eine Änderung der 
Wirtschaftsverfassung, die ihr größere Chancen gibt. Vielleicht sucht 
sie das öffentliche Interesse zu wecken und Subventionen zu bekom-
men, erstrebt Zollschutz und dergleichen. 

Es wird im allgemeinen viele Wege geben, dasselbe Ziel zu er-
reichen. Jeder bringt besondere Vorteile, jeder läßt aber auch ver-
schieden gefährliche Gegners<;haft entstehen sowie unterschiedliche 
Schwierigkeiten sich auftürmen. Das alles und nicht nur die Markt-
vorgänge wollen bei der Verteilungspolitik berücksichtigt werden und 
müssen deshalb in die theoretische Überlegung einbezogen werden. 
Soweit ich hier als Theoretiker Kritik zu üben habe, darf das nur 
Kritik an dem theoretischen Bemühen sein. Und da ist meine Fest-
stellung, daß das Bild der Gesellschaft nur unvollkommen bleibt, 
wenn man sich auf die angeblich mögliche Isolierung des rein Wirt-
schaftlichen etwa in der Marktwirtsch·aft oder der Zentralverwal-
tungswirtschaft beschränkt, und womöglich sich mit Modellen befaßt, 
die noch wenig vom Dreifaktorenschema des Jean Baptiste Say unter-
schieden sind, das Otto Conrad Todsünde der Nationalökonomie 
nennt. 
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Die Konturen einer wirklichen Verteilungstheorie beginnen erst sich 
abzuzeichnen. Die bisherige Theorie liefert Teilaspekte, die höchst 
instruktiv sind, wenn man sie als solche versteht. Es ist nicht un-
gefährlich, das Ziel in einer Synthese zu sehen; denn das klingt arg 
nach der Weltformel des Laplaceschen Dämons. 

iDer Glaube an Teiltheorien hat noch immer die Menschen fanati-
siert. Aber es scheint nur charaktervoll, wenn man sich zu einer 
Alles-oder-Nichts-Entscheidung verpflichtet fühlt. Das gilt nur in der 
Alternative Recht oder Unrecht. Das gesellschaftliche Geschehen ist zu 
kompliziert, um es auf einfache Modelle zu reduzieren. Der Theore-
tiker möge bedenken, daß Logik und Mathematik, auf die er die 
Stringenz seiner Aussagen gründet, an sich nur negative Kriterien 
der Wahrheit sind. 
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Vorsitzender Prof. Dr. Erich Schneider (Kiel): 

Ich danke Herrn Kollegen Peter für seine Ausführungen und er-
teile nunmehr Herrn Kollegen Krelle das Wort zu seinem Referat 
"Bestimmungsgründe der Einkommensverteilung in der modernen 
Wirtschaft" . 
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Bestimmungsgründe der Einkommensverteilung 
in der modernen Wirtschaft 

Von Prof. Ur. Wilhelm KreHe (St. Gallen): 

I. Problemstellung und kurzer dogmengeschicbtlicber Rückblick 

Herr Vorsitz er, meine Damen und Herren! 

55 

Wie sich das Sozialprodukt unter die verschiedenen Klassen und 
Schichten der Bevölkerung verteilt, das war eines der Zentralprobleme 
der klassischen Nationalökonomie1. Bald allerdings wandte sich das 
Interesse anderen -Fragen zu, vor allem der Preis- und Beschäftigungs-
theorie. Und das ganz. mit Recht, wie man rückblickend sagen muß. 
Denn die Verteilungstheorie umfaßt Lohn-, Zins- und Beschäftigungs-
theorie zugleich., und nur auf der Basis eines soliden Ausbaus jeder 
dieser drei Säulen kann der tragfähige iBau einer Verteilungstheorie 
errichtet werden. Vielleicht ist jetzt die Zeit eher reif dazu. 

Das G rund pro b 1 emder Verteilungstheorie, mit dem wir uns 
hier beschäftigen wollen, ist: wie teilt der kapitalistische Wirtschafts-
prozeß das Sozialprodukt2 zwischen Arbeit und Kapital auf? Unsere 
Fragestellung bezieht sich allein auf die Einkommen, wie sie so-
zusagen frisch aus dem Produktionsprozeß hervorgehen, vor aller 
Umverteilung durch direkte Steuern, Sozialversicherung und andere 
Transferzahlungen. Wir haben es also nicht mit der per s 0 n e 11 e n 
Ver t eil u n g3 zu tun, sondern allein mit der fun k t ion elle n 
Ver t eil u n g. Die Beziehungen zwischen funktioneller und perso-
neller Verteilung, sowie letztere in ihrer zeitlichen Entwicklung, wer-
den in anderen Referaten behandelt. 

Befragen wir zunächst die D 0 g m eng e s chi c h t e, was andere 
Theoretiker zu unserem Problem zu sagen hatten. 

Ricardo glaubte, mit seiner Wert- und Preistheorie bewiesen zu 
haben, daß sich die Löhne auf die Dauer nicht über ein konventio-

1 Vgl. Ricardo: Grundsätze der Volkswirtschaft und Besteuerung, über-
setzung von Waentig, 2. Aufl., Jena 1921, Vorwort S. 6: "Die Gesetze aufzu-
finden, welche die(se) Verteilung bestimmen, ist das Hauptproblem der Volks-
v:irtschaftslehre. " 

2 Unter Sozialprodukte oder Volkseinkommen verstehen wir hier immer 
das Nettosozialprodukt zu Faktorkosten, wie es in den volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen der verschiedenen Länder ausgewiesen wird. 

S Dieses Problem ist seit Pareto insbesondere von statistischer Seite oft 
behandelt worden. Ein sehr interessanter Beitrag dazu ist vor einiger Zeit 
von Kuznets geliefert worden (Kuznets "Economic Growth and Income 
Inequality", Presidential Address, delivered at the 67th Annual Meeting of 
the Am. Ec. Ass., The Am. Ec. Rev. March 1955, pp. 1-28). Er kommt zu dem 
Ergebnis, daß die personelle Verteilung bei den bereits industrialisierten 
Staaten immer gleichmäßiger geworden ist. 
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nelles Existenzminimum erheben könnten und daß die gesamte Zu-
nahme das Volkseinkommen im Zuge des technischen Fortschritts dem 
Besitzeinkommen und hier wieder ausschließlich dem Renteneinkom-
men zufällt. 

Marx verschärfte diese Prognose sogar noch mit seiner Ver-
elendungstheorie und dem Gesetz der fallenden Profitrate. 

Dann kam die Grenzproduktivitätstheorie der Verteilung, vor allem 
von John Bates Clark und in einer gewissen Abart von Böhm-Bawerk 
entwickelt und von fast allen neueren Theoretikern, zum Teil bis in 
die Gegenwart hinein, vertreten4• Nach ihr sind es die relativen 
Seltenheiten von Kapital und Arbeit, die bei einem gegebenen tech-
nischen Wissen, d. h. bei einer gegebenen Grenzproduktivität von 
Arbeit und Kapital, unter dem Einfluß des Gewinnstrebens der Unter-
nehmer die Verteilung bestimmen und zwar derart, daß ein um so 
größerer Anteil des Volkseinkommens der Arbeit zufließt, je relativ 
knapper das Arbeitsangebot ist. 

Die Gegenposition wird von der Mac h t t h e 0 r i e der Ver-
te i I u n g gehalten, als deren frühe Vertreter Lujo Brentano und 
Tugan-Baranowski zu nennen sind. Nach ihr sind es überhaupt nicht 
ökonomische oder technische Daten, die die Verteilung bestimmen, 
sondern einfach die soziale und politische Macht von Arbeitern und 
Kapitalisten bzw. von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. 
Diese Theorie hat sich in Europa nicht recht durchsetzen können. Sie 
hat jetzt aber vor allem in den USA als bargaining power theory 
oder im mehr soziologischen Gewand als Prinzip der countervailing 
power5 Auferstehung gefeiert. 

Aber in allen diesen Theorien ist der Wurm drin. Die Entwicklung 
ist ganz und gar nicht so verlaufen, daß sich die Verteilung für die 
Arbeiter stets verschlechterte, vielmehr ist der Arbeitsanteil am Volks-
einkommen ziemlich konstant geblieben und damit der Lebensstandard 
der Masse stets gestiegen. Die! Profitrate ist nicht gesunken, und das 
Renteneinkommen hat nicht den größten Teil der Steigerung des 
Sozialproduktes aufgefressen; letzteres nimmt vielmehr jetzt eine ganz 
unbedeutende Stellung in der Verteilung ein. 

Auch mit den relativen Seltenheiten ist es nichts. Sonst müßte z. B. 
in den kapitalreichen und relativarbeitsknappen USA die Verteilung 
für die Arbeiter günstiger sein als etwa in dem kapitalärmeren und 
arbeitsreicheren Deutschland, was nicht der Fall ist. Wohl sind in den 
USA die Löhne höher als in Deutschland, aber das Kapitaleinkommen 

4 Z. B. von Fellner "Significance and Limitations of Contemporary Distri-
bution Theory", Am. Ec. Rev. Papers and Proceedings, M.ay 1953, pp. 484-494. 

5 Galbraith: "American Capitalism. The Concept of Countervailing 
Power", Boston 1952. 
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ist auch bei niedrigerem Zinssatz eben wegen des Kapitalreichtums 
gleichfalls höher, so daß die Ver t eil u n g, auf die es uns ja an-
kommt, in Deutschland und den USA nicht sehr unterschiedlich und 
in Deutschland für die Arbeiter sogar eher günstiger ist als in den 
USA. Ein Vergleich der Abb. 2 und 4 der Anlagen zeigt das sehr 
deutlich. 

überhaupt muß hier gleich zu Anfang dringend davor gewarnt 
werden, Lohn- oder Zinshöhe und Verteilung ohne weiteres zu identi-
fizieren. Eine Verknappung an Arbeitskräften kann selbstverständ-
lich den Lohn und somit das Arbeitseinkommen pro !B es c h ä f -
t i g t e n hochdrücken. Das ist die theoretisch richtige Grundlage einer 
Gewerkschaftspolitik der Knapphaltung des Arbeitsangebots. Hier 
hat die Grenzproduktivitätstheorie des Lohnes ihr legitimes Feld. 
Auf die Ver t eil u n g braucht das aber gar keinen Einfluß zu 
haben. Die Verteilung könnte bei sehr knappem Arbeitsangebot und 
sehr hohen Löhnen sogar für die Arbeiter ungünstiger sein als im um-
gekehrten Fall, indem sich bei knappem Arbeitsangebot in ein ge-
ringeres Gesamtarbeitseinkommen nur wenige Arbeiter teilen, so daß 
pro Kopf ein recht bedeutendes Arbeitseinkommen resultiert, während 
gleichzeitig eben wegen des geringeren Gesamtarbeitseinkommens das 
Besitzeinkommen insgesamt hoch. ist. Umgekehrt ist möglicherweise bei 
größerem Arbeitsangebot das Gesamtarbeitseinkommen absolut und 
relativ größer, wenn auch der auf den einzelnen entfallene Teil 
kleiner. iDann haben wir eine für die Arbeiter günstigere Verteilung, 
aber ein geringeres Arbeitseinkommen pro Kopf6• 

Kurz: mit der relativen Knappheit als Erklärungsgrund der Ein-
kommensverteilung kommen wir nicht weiter. Die relative Knappheit 
kann höchstens die Lohnhöhe pro Arbeiter erklären helfen; das ist 
aber nur ein Faktor unter vielen, der die Verteilung beeinflußt. -

6 Nennen wir a. den Anteil des Arbeitseinkommens am Volkseinkommen, 
A die Arbeitsmenge (etwa in Arbeitsstunden pro Jahr), 

offensichtlich 

I den durchschnittlichen Lohnsatz (etwa in DM pro Arbeits-
stunde), 

K das Privatkapital in DM, 
r die durchschnittliche Kapitalverzinsung pro Jahr, so ist 

A . I 
a. = 

A·I + K·r 
Das Argument ist, daß bei kleinerem A und größerem I (also höherem Lohn-
satz infolge größerer Knappheit an Arbeitskräften) a. durchaus kleiner sein 
kann als vorher. Bei A* < A und 1* > I und unverändertem Kund rist 

A . I 
offensichtlich a.* < a. falls > 1. Das ist aber ohne weiteres möglich; das 

A * . 1* 
Prinzip der Knappheit besagt darüber nichts. 
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Daß die Macht allein die Verteilung bestimmen sollte und ökono-
mische Verhältnisse gar keinen Einfluß hätten, ist nun ebenso offen-
sich tlich falsch. 

Die herkömmlichen Theorien sind also unbefriedigend. So sind in 
neuerer Zeit andere Erklärungsversuche vorgebracht worden, von 
denen wir die wichtigsten kurz aufführen wollen. 

Kalecki1 läßt den Arbeitsanteil am Sozialprodukt im wesentlichen 
invers abhängen vom Monopolgrad in der Volkswirtschaft und dem 
Verhältnis von Rohstoffkosten zu Lohnkosten. Der Monopolgrad steigt 
nach ihm stets im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung; bisher sind 
die Rohstoffkosten allerdings relativ gesunken, so daß. der Arbeitsan-
teil etwa gleich bleiben konnte. Nichts weist aber darauf hin, daß dies 
weiter der Fall sein wird; und dann muß der Arbeitsanteil sinken. 

Boulding8 konstruiert ein gesamtwirtschaftliches interdepententes 
Modell entlang den Keynesschen Linien, das Löhne und Gewinne 
explizit enthält. Danach ist die Lohnquote abhängig von der Konsum-
und Investitionsfunktion, der Geldbestandsänderung der Firmen, 
deren Gewinnausschüttungs-Gewohnheiten und von der Höhe der 
Konsumentenkredite. Die Abhängigkeit selbst läßt sich verbal nicht 
mehr einfach darstellen. 

Keirstead9 kommt von der Profittheorie aus zur Verteilungstheorie. 
Es sind die unternehmerischen Erwartungen in einer durch Risiko und 
Unsicherheit gekennzeichneten ökonomischen Welt, die die Profite be-
stimmen; die Löhne werden dann durch die relative Macht von Ge-
werkschaften und Arbeitnehmern festgelegt. Aus beiden resultiert die 
Verteilung. 

Schließlich hat Preiser10 die bestehenden Besitzverhältnisse selbst 
als mitentscheidend für die funktionelle Einkommensverteilung nach-
gewiesen. Das Arbeitsangebot ist um so starrer, der Lohn um so 
niedriger und die Verteilung um so ungünstiger für die Arbeiter, je 
geringer ihr Besitzhintergrund ist. Personelle und funktionelle Ver-

7 Kalecki: "Distribution of National Income", Ch. 2 in seiner "Theory of 
Economic Dynamics", London 1954. Eine frühere Version dieser Theorie 
findet sich in Kalecki's "Essays in the Theorie of Economic Fluctuations", 
London 1939, pp. 13---41, abgedruckt in der "Readings in the Theory of Income 
Distribution", Philadelphia/Toronto 1946, pp. 197-217. 

8 Boulding: "A Reconstruction of Economics", N.Y. and London 1950, Ch. 14, 
p. 243 ff. Eine abgekürzte Version der Theorie mit einigen Verbesserungen 
findet sich bei Boolding "The Fruits of Progress and the Dynamics of Distri-
bution", Am. Ec. Rev., Papers and Proceedings, May 1953, pp. 473-483. 

9 KeiTstead: "An Essay in the Theory oi Profits and Income Distribution", 
Oxford 1953. 

10 PreiseT: "Besitz und Macht in der Distributionstheorie", in "Synopsis", 
Festgabe für Alfred Weber, Heidelberg 1948, S. 233 ff. Vgl. auch "Erkenntnis-
wert und Grenzen der Grenzproduktivitätstheorie", Schweiz. Zeitschrift für 
Volkswirtschaft und Statistik, 89. Jahrgang (1953), S. 25-45. 
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teilung sind also nicht unabhängig voneinander. - Das ist sicher richtig. 
Immerhin sind aber die Besitzverhältnisse in normalen Zeiten ziem-
lich stabil, so daß dadurch eine funktionelle Verteilungstheorie ihre 
Bedeutung behält. Im übrigen wollen wir nichts anderes, als einen 
Erklärungsgrund für statistisch aufweisbare Verhältnisse beibringen. 

Es sind also die vielfältigen Ursachen für die bestehende Einkom-
mensverteilung verantwortlich gemacht worden. Und tatsächlich ist 
ja auch die Verteilung ein so komplexes Phänomen, daß man nicht 
erwarten darf, mit einem einzigen einfachen Erklärungsgrund auszu-
kommen. 

In solcher Lage ist es das beste, zunächst die Fakten zu befragen 
und unvoreingenommen zu prüfen, wie die Verteilung sich tatsächlich 
entwickelt hat. 

11. Statistische Ubersicht über die Verteilung 

Die Zeitreihen über die Verteilung in Deutschland und den USA 
finden Sie in den Abb. 1 bis 5 der Anlagen. Die Folgerungen, 
die man hieraus und aus ähnlichen Untersuchungen für andere Län-
er m. E. ziehen muß, sind: 

1. Die Verteilung schwankt, seit wir sie statistisch verfolgen kön-
nen, innerhalb einer gewissen Bandbreite, ohne einen Trend 
aufzuweisen. 

2. Diese Bandbreite ist für alle entwickelten Länder etwa gleich 
und beträgt 10 bis 25 % reines Besitzeinkommen. 

3. In der Depression steigt der Arbeitsanteil am Volkseinkommen, 
im Konjunkturaufschwung sinkt er. Das gilt übrigens nie h t 
für andere Definitionen der Einkommensverteilung. Betrachten 
wir z. B. nur das aus g e s c h ü t t e t e Einkommen, rechnen 
also die in der Firma zurückbehaltenen Gewinne nicht zum Be-
sitzeinkommen, so erhalten wir die umgekehrte konjunkturelle 
Abhängigkeit11• 

Eine Verteilungstheorie muß diesen Tatsachen Rechnung tragen, 
also die Bandbreite selbst und überdies die tatsächliche Verteilung 
innerhalb dieser erklären können. Wir werden im folgenden eine 
Theorie vortragen, die in ihrer Grundbeziehung relativ einfach ist, 
wenn auch dann die Ausarbeitung im einzelnen zu komplizierten Zu-
sammenhängen führt. 

111. Die grundlegende Beziehung 

Die grundlegende Beziehung, von der wir ausgehen wollen, ist die 
folgende: 

11 Vgl. hierzu Creamer "Personal Income during Business Cycles", N.B.E.R., 
Princeton 1956. 
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Es läßt sich zeigen, daß der Anteil des iBesitzeinkommens am Volks-
einkommen gleich dem Zinssatz multipliziert mit dem Kapitalkoeffi-
zienten ist. Hierbei ist unter dem Zinssatz die durchschnittliche reale 
Verzinsung des privaten Volksvermögens (der ursprüngliche Kapital-
zins im Sinne Böhm-Bawerk) und unter dem Kapitalkoeffizienten 
das Verhältnis von privatem Volksvermögen zum Volkseinkommen zu 
verstehen. Ist das private Volksvermögen etwa 500 Mrd. DM, das 
Volkseinkommen im Jahre 100 Mrd., so ist der Privatkapital-
koeffizient also 5. Die Ableitung dieser Beziehung finden Sie in 
den Anlagen, die in Ihren Händen sind. Sie ist aber auch so 
schon einsichtig. Wenn z. B. die durchschnittliche Kapitalverzinsung 
3 '0/0 im Jahr beträgt und das Verhältnis des Gesamtkapitals zum 
Volkseinkommen im Jahr 5: 1, d. h. der Kapitalkoeffizient 5 ist, so 
muß offenbar der Besitzanteil am Volkseinkommen 15 °/0 sein. 

Die Benutzung dieser Beziehung in einer Verteilungstheorie ist nur 
sinnvoll, wenn wir das Besitzeinkommen als Verzinsung des realen 
Vermögens auffassen dürfen. Das ist im Rahmen einer volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung aber sicher richtig. Die Kredite an Haushalte 
und deren Verzinsung bedeuten i. a. nur einen Einkommenstransfer 
innerhalb der Haushalte, der hier herausfällt und im übrigen auch in 
Deutschland volkswirtschaftlich keine große Rolle spielt. Alles übrige 
Nicht-Arbeitseinkommen, unter welchem Namen es immer erscheint 
(Zins, Risikoprämie, verteilter oder unverteilter Gewinn usw.), stammt 
letztlich aus IBesitzansprüch.en an realem Vermögen und kann daher 
als Realverzinsung des volkswirtschaftlichen privaten Kapitals ange-
sehen werden. 

Will man also die Verteilung erklären, so muß man nach unserer 
Formel 

1. eine Theorie der Realverzinsung des Privatkapitals und 
2. eine Theorie des Kapitalkoeffizienten liefern. 

Letzteres ist nicht zu schwierig, wenn wir uns mit den praktisch 
wichtigen Folgerungen aus einfachen überlegungen und empirischen 
Tatsachenfeststellrungen begnügen. Der Kapitalkoeffizient gibt an, wie-
vielmal der private volkswirtschaftliche Produktionsapparat (also der 
Kapitalbestand im weitesten Sinne des Wortes, einschließlich Wohn-
häuser z. B.) größer ist als das mit seiner Hilfe in einem Jahr produ-
zierte Sozialprodukt, wobei beide zu konstanten Preisen eines Basis-
jahres zu bewerten sind. Da wir es hier mit einer Verteilungstheorie 
zu tun haben, interessiert uns nur der in Privatbesitz befindliche Teil 
des Volksvermögens. Wir meinen also im folgenden stets den P r i -
va t kapitaI-Koeffizienten, nämlich das Verhältnis von Pr i v a t kapital 
zu Volkseinkommen, auch wenn wir das "Privat" nicht ausdrücklich 
davorsetzen. - Es folgt schon aus der Definition, daß der Kapital-
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koeffizient zunächst einmal von rein technischen Gegebenheiten ab-
hängt. In der Abb. 7 des Anlagenbandes finden Sie die Größe des 
Kapitalkoeffizienten für Deutschland und zum Vergleich für Groß-
britannien und die USA. Die zugrunde g,elegten Schätzungen der Ent-
wicklung des deutschen Volksvermögens sind in der Anlage 6 ange-
geben und erläutert. Sie sind natürlich außerordentlich unsicher. Wir 
sind mit den Schätzungen bewußt auf der konservativen Seite ge-
blieben, so daß die Zahlen eher die mögliche Untergrenze darstellen. 
Man muß! vielleicht mit einem Konfidenzintervall von - 10 und 
+ 50 % und mehr rechnen. Aber die absolute Größe des Kapital-
koeffizienten wird dadurch nicht so stark beeinflußt. iBetr,ägt er bei 
unserer Schätzung für Deutschland 1954 nach Anlage 7 z. B. 2,81, so 
würde er bei dem angegebenen Konfidenzintervall zwischen 2,5 und 4,2 
liegen. ,Für die D i f f e ren zen der Kapitalkoeffizienten verschie-
dener Jahre, auf den es hier ankommt, ist sowieso ein höherer Ge-
nauigkeitsgrad anzunehmen. - Aus diesen und ähnlichen Berech-
nungen anderer Autoren12 lassen sich folgende Erfahrungstatsachen 
ableiten: 

1. Der Kapitalkoeffizient sinkt leicht mit dem technischen Fort-
schritt. Das würde bedeuten, daß sich bei gleicher durchschnitt-
licher Kapitalverzinsung die Verteilung im Zuge des technischen 
Fortschritts zugunsten der Arbeiter ändern müßte. 

2. Der Kapitalkoeffizient ist stark konjunkturempfindlich. In der 
Depression ist er hoch, im Aufschwung niedrig. Nun, das ist 
selbstverständlich, da ja in einer Depression mit dem real gleichen 
Kapitalbestand ein geringeres Sozialprodukt erzeugt und das 
Verhältnis von Gesamtkapital zu Sozialprodukt dadurch größer 
wird. Je besser also die Ausnutzung des Produktionsapparates, 
um so kleiner ist der Kapitalkoeffizient. 

Daraus folgt, daß bei gleicher Verzinsung des Realkapitals der An-
teil des Besitzeinkommens in der Depression steigen, im Aufschwung 
fallen müßte. Tatsächlich ist wie gesagt das Gegenteil der Fall. Wir 
haben ja noch die Veränderung der durchschnittlichen Kapitalverzin-
sung, den zweiten Faktor bei der Bestimmung der Verteilung, zu 
berücksichtigen. 

Eine Theorie der durchschnittlichen Kapitalverzinsung ist nun sehr 
viel schwieriger zu leisten. Wir werden uns im nächsten Abschnitt 
ausführlich damit befassen. Zunächst ist erst einmal festzustellen, daß 

12 Vgl. z. B. Grosse: "The Structure of Capital", in: 00. Leontief "Studies in 
the Structure of the American Economy", N.Y. 1953, p. 213. Ebenso lassen 
sich. aus den Angaben bei Colin Clark "The Conditions of Economic Progress", 
2nd ed. London 1951, pp. 486-489 die Kapitalkoeffizienten fül" viele Länder 
über lange Zeiträume errechnen. 
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es sich hier keinesfalls um eine monetäre Zinstheorie handeln kann. 
Die Zinssätze auf dem Geld- und Kapitalmarkt haben kurzfristig 
nichts zu tun mit der Realverzinsung des privaten Volksvermögens, 
die uns hier in der Verteilungstheorie allein interessiert. Vergleichen 
Sie z. (ß. in der Anlage 8 die errechnete durchschnittliche Verzinsung 
des Privatkapitals mit dem Verlauf der Kurve der Durchschnittsrendite 
von Obligationen in Deutschland. In der Weltwirtschaftskrise waren 
z. B. die Zinssätze auf dem Geld- und Kapitalmarkt enorm hoch, die 
durchschnittliche Realkapitalverzinsung dagegen um 1 %, die Netto-
Gewinnsätze der Aktiengesellschaften sogar negativ. Dagegen folgen, 
wie man ebenfalls aus der Anlage 8 sieht, die Gewinnsätze der Aktien-
gesellschaften ohne Einrechnung der Verluste ziemlich gen au der 
durchschnittlichen Realkapitalverzinsung. Was wir brauchen, ist also 
eine Theorie der Gewinnsätze in der Volkswirtschaft, nicht eine mone-
täre Zinstheorie. 

Die Konjunkturabhängigkeit der Realverzinsung des Kapitals 
ist nach den Abb. 8 und 11 der Anlagen völlig kLar: die Real-
verzinsung ist in der Depression geringer als in der Hochkonjunk-
tur. Wie wirkt -sich das ,auf die Verteilung aus? Nach unserer 
Formel ist der Anteil des Besitzeinkommens gleich dem Produkt aus 
Kapitalkoeffizient und Realverzinsung. Wir hatten vorhin festgestellt, 
daß in der Depression der Kapitalkoeffizient größ~r wird; dafür ver-
ringert sich nun aber die Verzinsung. Umgekehrt sinkt in der Hoch-
konjunktur der Kapitalkoeffizient; dafür steigt aber die Verzinsung. 
Da beide Faktoren sich gegenläufig verändern, wird die Verteilung im 
Konjunkturverlauf also ziemlich gleich bleiben13. Nach welcher Seite 
kleinere Ausschläge erfolgen, ist nicht abzuleiten. - Somit erklären 
uns diese einfachen überlegungen immerhin schon die relative Kon-
stanz der Verteilung über den Konjunkturzyklus hinweg. Um tiefer 
in die Verteilungsproblematik einzudringen, brauchen wir allerdings 
eine Theorie der Realkapitalverzinsung, der wir uns jetzt zuwenden. 

IV. Die Bestimmungsgründe der Realverzinsung des Kapitals 

Es ist nun vielleicht für die nachfolgende Diskussion am einfachsten, 
das Ergebnis der überlegungen in Form von Thesen an die Spitze der 
jeweiligen Ausführungen zu stellen. Diese Thesen sind bewußt scharf 
und einseitig formuliert, um die entscheidenden Punkte klar heraus-

13 Ähnliche Gedanken finden sich bei Kuznets "National Product since 
1869", N.Y. 1946, p. 136 und Kuznets "Long-Term Changes in the National 
Income oi the USA since 1870", in: "Income & Wealth" Series II, Cambridge 
1952. Vgl. hierzu auch Brochier "Note sur le Coefficient de Capital et la Dis-
tribution des Revenues", Revue economique, Mars 1956, p. 257-271. 

Kuznets scheint der erste gewesen zu sein, der den Zusammenhang von 
Einkommensverteilung, Verzinsung und Kapitalkoeffizient entdeckt hat. 
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zustellen. Sie können auch nicht alle Einzelheiten zum Ausdruck 
bringen, sondern sollen die groben Umrisse des vorgetragenen 
Lösungsversuches zeigen. 

1. T h e se: Es gibt eine U n t erg ren z e für die Kap i tal -
ver z ins u n g, bis zu der Investition und damit Produktion und 
Beschäftigung erhalten bleiben. Sei geringerer Kapitalverzinsung 
funktioniert der marktwirtschaftliche Prozeß nicht mehr. Diese Unter-
grenze bestimmt die für die Arbeit günstigste Verteilung des Sozial-
produkts. Sie hängt bei gegebenen technischen und ökonomischen 
Fähigkeiten ab: 

1. Von der Unsicherheit bezüglich der künftigen Erlöse und Kosten; 
je größer die Unsicherheit, um so höher die notwendige Mindest-
verzinsung; 

2. Von den Alternativen zu einer produktiven Anlage des Kapitals 
im Inland; je schlechter sie sind, um so niedriger ist die not-
wendige Mindestverzinsung; 

3. Von der Risikoempfindlichkeit der Unternehmer; je größer die 
Risikoempfindlichkeit, um so höher die Mindestverzinsung. 

Lassen Sie mich nun diese 1. These kurz begründen. 
Eine Marktwirtschaft kann nur funktionieren, wenn Privatpersonen 

ihr Kapital auf eigenes Risiko zu Produktionszwecken einsetzen. Sie 
wollen es natürlich zumindest dabei nicht verlieren. Erlöse und Kosten 
liegen in der Zukunft; sie sind daher keine festen Größen, sondern 
nur mit einer gewissen subjektiven Wahrscheinlichkeit vorher zu 
schätzen. Aus der Wahrscheinlichkeit der Erlöse und Kosten ergibt 
sich diejenige der Gewinne bzw. Verluste14• Zum Beispiel kann ein be. 
stimmtes Investitionsvorhaben bestenfalls 30 (J/o Gewinn abwerfen; das 
ist aber reichlich unwahrscheinlich. Sagen wir, die subjektive Wahr-
scheinlichkeit sei 10 Q/o. Schlimmstenfalls gibt es einen Verlust von 
80 Q/o des Kapitals; dies aber nur mit der geringen Wahrscheinlichkeit 
von 1 % • Dazwischen liegen die übrigen Gewinn- bzw. Verlustgrößen 
mit den dazugehörigen subjektiven Wahrscheinlichkeiten ihres Ein-
tretens. Je größer nun die Unsicherheit in der Zukunft, d. h. je breiter 
die Erwartungsverteilung der Investitionsrendite, um so größer muß 

14 Gegeben seien die subjektiven Wahrscheinlichkeiten 
n 

eh es •••• eR mit E et = 1, 
i = 1 

daß der Erlös E die Größe 1, 2 ... n DM hat. 
Gegeben seien ebenfalls die subjektiven Wahrscheinlichkeiten 

m 
k l , k l , •••• km mit E kj = 1, 

j = 1 
daß die Kosten K die Größe 1, 2 ... m DM haben. 
Die Gewinnerwartlmgen ergeben sich dann aus der Gewinntabelle 
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der erwartete durchschnittliche Gewinn sein, der bei einer gegebenen 
RisikoempfindIichkeit des Unternehmers den Investitionsentschluß 
gerade noch herbeiführt15• Bei hoher Unsicherheit, wie in obigem Bei-
spiel, mag di:e notwendige durchschnittliche Mindestverzinsung viel-

~---

Erlöse von 1, 2 . . . n DM 

K 1 k1 el k1 e2 ... k1 en 

K2 k2 el k2 e2 ... k2 en 
---- -

... 

Km km el km e2 ... km en 

t Kosten von 1, 2 .•• m DM 

Alle Felder einer Diagonale von links oben nach rechts unten ergeben den 
gleichen Gewinn Q. Die Wahrscheinlichkeit dafür, daß der Gewinn die 
Größe p hat, ist also: 

{ 
1 ;;;:;; ... ;;;:;; m 

W (Qp) = I k .... el'+p für alle 
... 1 ;;;:;; ... + P ;;;:;; n 

Daraus ergibt sich die Kurve der Gewinn- bzw. Verlusterwartungen ein-
deutig. 

15 Wir wollen der Einfachheit halber annehmen, daß die Erwartungsver-
teilung von Gewinn und Verlust nur zwei diskrete Größen enthält: einen Ge-
winn der Größe G, G ;;;: 0, und einen Verlust der Größe V, V:;;; 0, die beide 
mit 50 v/o W:ahrscheinlichkeit erwartet werden. Jede beliebige Verteilung läßt 
sich mit Hilfe eines eh a n c e n - A e q u i val e n z f eid e s gemäß Abb. 1 
auf ein solches äquivalentes Größenpaar G und V zurückführen. In ein 
Risiko-Präferenzfeld gemäß Abb. 2 übertragen, wo im Urteil des 

,u~jekt/ve Wahrsche/nlichltelt 

Verlust ~--------------------~----------------------~. Gewmn , , 
Chancen - Aquwalenzfeld 

Abb.1 D/e /turven verb/nden im Urteil eines Jnveslors 9leichwerli;F R/sibn. 
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leicht bei 15 % oder darüber liegen; bei großer Sicherheit werden 
vielleicht 3 % genügen, um die Investition möglich erscheinen zu 
lassen. Politische und soziale Unruhen, Drohungen mit Enteignungen, 
monetäre Unordnung, Rechtsunsicherheit - alles das erhöht das Ver-
lustrisiko und hebt damit die notwendige Mindestverzinsung, bei der 
jemand noch zur produktiven Anlage von Privatkapitalien auf eigenes 
Risiko veranlaßt werden kann. - Natürlich kommt es bei einem In-
vestitionsentschluß auch auf die Alt ern at i v e n zu dem bestimmten 
Vorhaben an. Ist die Alternative bei Nichtanlage z. B. der sichere 
Kapitalverlust, was bei stark inflationistischen Prozessen etwa zutrifft, 
so wird man auch kleinste Gewinnchancen noch wahrnehmen oder 
anders ausgedrückt: größte Verlustrisiken in Kauf nehmen, die z. B. 
bei der Möglichkeit einer Aufbewahrung des Kapitals völlig indis-
kutabel wären16. Die Alternativen zur Inlandsinvestition sind nun 
Horten und Auslandsinvestition. Alles, was dies nachteiliger macht, 
ist aber geeignet, dem Unternehmer die bestehenden Gewinnchancen 
bei Inlandsinvestition günstiger erscheinen zu lassen und drückt daher 
die notwendige Mindestverzinsung herab. 

-z 

-1 

V"I",Jgro .16' m/f 
so~ slJbjek}iYllr 
'rI4hrsche/n/ichKei' 
des [infrelens. 

Risiko-Präferenzfeld 

-1 

Oie Kurven verpinden I", Urle,l eines Jnveslors gle/chwerfige Jnvesf/f/ons-
YOrhdben ",/1 hesll",mler Gewlnnavsslchl und bestim",/em Ver/vs/risiko. 

Abb.2 

Unternehmers gleichwertige Risiken durch Kurven verbunden siiIld, zeigt sich, 
ob das Investitionsprojekt Überhaupt eine Chance zur Verwirklichung hat, 
d. h. ob es durch einen Punkt im schraffierten Bereich unterhalb der Null-
Linie wiedergegeben wird. Je unsicherer nun die Zukunft, um so breiter ist 
die Erwartungsverteilung des Investitionsergebnisses, um so höher muß aber 
auch der äquivalente Gewinn sein, der den möglichen Verlust kompensiert. -

16 Z. B. wird in Abb. 2 eine durch den Punkt P2 dargestellte Investition noch 
vorgenommen, wenn die Alternative nur P1, nämlich ein Verlust von der 
Größe -2 ist. 

5 Sozialpolitik XlII 
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Bei gegebener Unsicherheit und gegebenen Alternativchancen ist es 
schließlich die R i s i k 0 e m p f i n d 1 ich k e i t der Unternehmer, die 
die Mindestverzinsung bestimmt. Gewinnerwartung und Verlust-
chancen müssen gegeneinander abgewogen werden. Es gibt hier eine 
Art Gesetz der abnehmenden Risikofreudigkeit bei zunehmendem ab-
soluten Risiko17• Keine noch so hohe Gewinnaussicht wird einen ver-
nünftigen Menschen dazu bringen, einen bedeutenden Teil seines Ver-
mögens an ein Unternehmen zu wagen, bei dem er es mit 99 % 

Wahrscheinlichkeit verliert. Umgekehrt werden wir jemand für über-
trieben vorsichtig halten, der wegen eines 1 0/oigen Verlustrisikos 
einen hohen Gewinn fahren läßt. Dazwischen rangieren sich nun die 
Unternehmer eines Landes nach ihrer Risikoempfindlichkeit ein. Je 
geringer die Risikoempfindlichkeit der Unternehmer, je mehr sie 
wagen, je besser sie den eigentlichen dynamischen Unternehmertyp 
verkörpern, um so geringer ist die notwendige Mindestverzinsung18. 

Auch vom Gesichtspunkt der Verteilung aus sollten wir also an der 
Heranbildung aktiver, unternehmerischer, wagender Typen in den 
Geschäftsleitungen interessiert sein. Der Rentner- und Verwaltertyp 
dort wirkt dahin, das Mindestzinsniveau zu steigern und die Vertei-
lung für die Arbeiter zu verschlechtern. 

Die hier gegebene Theorie leitet die Mindestverzinsung aus Risiko 
und Unsicherheit ab. Man darf aber deswegen diesen Mindestzinssatz 
nicht als eine Art Versicherungsprämie auffassen. Das unternehme-
rische Risiko ist unversicherbar, daher auch nicht über eine Prämien-
zahlung in Kosten zu verwandeln und so (zugleich mit dem Mindest-
zins) zum Verschwinden zu bringen. Solange wir eine auf Privat-
initiative beruhende Volkswirtschaft una dazu Unsicherheit und 
Risikoempfindlichkeit haben, muß es eine positive Kapitalverzinsung 
geben, wenn die Wirtschaft funktionieren solL Sie kann nicht auf 
null sinken - ganz unabhängig von allen geldwirtschaftlichen Be-
trachtungen, wie sie etwa Keynes anstellt. Das ist in guter überein-
stimmung mit der geschichtlichen Erfahrung. Vom Altertum über das 
Mittelalter bis jetzt lag der Mindestzinssatz für sichere Kapitalanlagen 
(soweit in einer Welt, deren konstitutives Element die Unsicherheit 
ist, überhaupt etwas sicher sein kann) zwischen 2 und 5 °10, ganz 
unabhängig von allen technischen Gegebenheiten, Grenzproduktivi-
täten o. ä.19• 

17 Dies Gesetz ist in der nach rechts abnehmenden Neigung der Risiko-In-
differenzkurven in Abb. 2 wiedergegeben. 

18 In diesem F'all verlaufen die Risiko-Indifferenzlinien in Abb. 1 steiler, 
so daß Investitionen schon bei geringeren GewilIlnchancen und höheren Ver-
lustrisiken vorgenommen werden. 

19 Normalerweise waren die Schuldzinsen im Mittelalter, besonders an 
Fürsten, enorm hoch, entsprechend dem hohen Risiko eines solchen Kredites. 
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Nach u n t e n ist also der Kapitalverzinsung und damit dem Be-
sitz.einkommen eine Grenze gesetzt, wenn eine Marktwirtschaft funk-
tionieren soll. Eine 0 b erg ren z e besteht vom Gesichtspunkt der 
Kapitalverzinsung aus nicht. Je höher die Kapitalverzinsung, um so 
erfreulicher für den Kapitalbesitzer. Es gibt von der Kapitalseite aus 
keinen Mechanismus, der eine zu hohe Kapitalverzinsung verhindern 
würde. Die 0 b erg ren z e der Kap i tal ver z ins u n g wird 
vielmehr von der Lohnseite her gesetzt. Wir wollen das wieder in 
Thesenform aussprechen: 

2. T h es e: Es gibt eine Untergrenze für den Reallohn und damit 
eine Obergrenze für die Kapitalverzinsung und das Besitzeinkommen, 
bei der das s 0 z i ale System einer freien Marktwirtschaft noch 
funktioniert, d. h. bei der eine soziale Revolution vermieden wird. 

Wird nämlich die Ungleichheit in der Einkommensverteilung zu 
einer schreienden Ungerechtigkeit, wie etwa im zaristischen Rußland 
oder in vielen feudalen, unterentwickelten Gebieten noch jetzt, so 
sprengt der Unwille der arbeitenden Bevölkerung das ganze System 
früher oder später in die Luft. 

Wann das allerdings eintritt, ist nicht primär ökonomisch bestimmt. 
Die sozialen und politischen Verhältnisse in ihrer Gesamtheit kommen 
hier ins Spiel. Es muß den Leuten jemand sagen, daß es ihnen schlecht 
geht; es darf ihnen wieder nicht so schlecht gehen, daß sie zu einer 
Aktion unfähig werden; der polizeiliche und militärische Machtapparat 
muß genügend geschwächt sein usw. Die Aufgabe der ungefähren Be-
stimmung der lBruchgrenze eines sozialen Systems bei zu hohem Be-
sitzeinkommen und damit die Obergrenze der möglichen Verzinsung 
ist eine solch·e der politischen Soziologie, und ich werde darauf nicht 
weiter eingehen. 

Damit haben wir zwei Grenzen, innerhalb deren die tatsächliche 
Verteilung liegen muß. Wie sie in diesen Grenzen bestimmt wird, will 
ich in Thesenform wieder an die Spitze stellen. 

3. T h e se: Die Verteilung hat primär nichts zu tun mit den rela-
tiven Seltenheiten von Kapital und Arbeit. Innerhalb der oben fest-
gelegten Grenzen hängt sie vielmehr ab 

1. von der relativen Stärke von Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbänden und dem praktischen Vorgehen bei Lohnverhand-
lungen; 

- Aus einer Mitteilung des Kollegen Lütge an mich auf eine Anfrage über 
Zinssätze im Mittelalter, für die ich ihm herzlich danke, gestatte ich mir zu 
zitieren: "Einen Satz von 5 % finden wir nur gelegentlich bei solchen An-
lagen, die die größte Sicherheit boten, so etwa in den südlichen Niederlanden 
um 1500. Aber zugleich finden wir in den nördlichen Niederlanden bei Kom-
munalkredit 10 bis 20 ~/o und bei Darlehen der Fürsten 25 bis 50 ~/o. Dies ist 
nur ein Beispiel für viele." 
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2. von der Bankpolitik; 
3. von den Marktformen; 
4. von der Vergangenheit, was ich als Pr i n z i p des re kur-

ren t e n Ans chI u s ses bezeichnen möchte. 

Die These bestreitet zunächst die heutige Anwendbarkeit von 
Theorien, mit denen wir sozusagen groß geworden sind, nämlich den 
Grenzproduktivitätssätzen von Lohn und Zins, die später zur Clark-
schen Verteilungstheorie ausgebaut wurden und die ihren konzis esten 
Ausdruck im Walras-Paretoschen-System des allgemeinen Gleich-
gewichts gefunden haben. Aus ihnen folgt, daß es nur ein System von 
Löhnen und Preisen gibt, das mit Vollbeschäftigung von Arbeit und 
Produktionsmitteln verträglich ist. Die Verteilung ist also sozusagen 
naturgesetzlich festgelegt, wenn man VOllbeschäftigung haben will, und 
zwar so, daß sie sich um so günstiger für die Arbeit gestaltet, je mehr 
diese mit Kapital ausgestattet, d. h. je relativ seltener sie ist. 

Es läßt sich nun statistisch, wie ich glaube, völlig einwandfrei zeigen, 
daß das falsch ist. Die Kapitalausstattung pro Arbeitsplatz ist in den 
industrialisierten Ländern sehr verschieden. In der Anlage 9 finden 
Sie einige Angaben darüber. Aber weder hat das monetäre Zinsniveau 
dieser Länder, das Sie in Anlage 10 finden, noch die Verzinsung des 
Realkapitals oder das Gewinniveau, das für Deutschland und die USA 
in Anlage 11 wiederg~geben ist, noch die Verteilung, die Sie für 
Deutschland und die USA in den Anlagen 2 und 4 vergleichen können, 
damit irgend etwas zu tun. Während in den USA etwa doppelt soviel 
Kapital pro Arbeitsplatz investiert ist wie in Deutschland, ist die Ver-
teilung doch praktisch gleich und in den USA eher nachteiliger für die 
Arbeit als in Deutschland. Auch das Gewinniveau der Aktiengesell-
schaften in den USA ist höher als in Deutschland, das monetäre Zins-
niveau allel'dings jetzt niedriger. Da wir das technische Wissen und 
Können in wesentlichen als gleich ansehen dürfen, ist die Grenz-
produktivitätstheorie als Erklärungsgrund für die Verteilung - nicht 
natürlich als Lohn- oder besser: Beschäftigungstheorie für kleine Be-
reiche der Volkswirtschaft - offensichtlich durch die Tatsachen wider-
legt. 

Die Gründe dafür sind die folgenden: 
1. Die moderne Technologie ist nicht mehr durch beliebige Sub-

stituierbarkeit eines Faktors gegenüber einem andern gekennzeichnet, 
wie es noch in der nicht-maschinisierten Landwirtschaft der Fall war, 
von der die klassischen Überlegungen ausgegangen sind. Vielmehr 
haben wir definitive Pro z e s s e. Zur Herstellung eines gewisssen 
Produktes hat man normalerweise die Wahl zwischen verschiedenen 
Verfahren. Jedes Verfahren oder jeder Pro z e ß, ist nun charakteri-
siert durch die Verwendung einer bestimmten Art und Zahl von Ma-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



Referat Prof. Dr. Wilhelm Krelle (st. Gallen) 69 

schinen, Rohstoffen und Arbeitskräften, die ni c h t untereinander 
substituiert werden können. Jeder Prozeß kann auf höherer oder 
niedrigerer Skala erfolgen, d. h. man kann mehr oder weniger End-
produkte erzeugen, braucht aber dafür entsprechend mehr oder 
weniger Faktorenpakete. Da praktisch mit der Installation einer 
Fabrikationsanlage definitiv auch über den Pro z e ß entschieden ist, 
der zur Anwendung kommen soll, können Produktionsveränderungen 
kurzfristig nur durch Veränderung der Skala erfolgen, auf der der 
Prozeß stattfinden soll, nicht durch Veränderung der Prozesse. Damit 
erhalten wir an Stelle der "klassischen" s-förmig gebogenen Kosten-
kurve über weite Bereiche proportionale Kosten, eventuell mit 
SprungsteIlen. 

2. Die klassischen Voraussetzungen der vollständigen Konkurrenz 
oder des Monopols sind heute unzutreffend. Beide Marktformen sind 
Ausnahmen geworden. Normalerweise ist jede Firma in ein Netz von 
Konkurrenzbeziehungen eingespannt derart, daß sie mit gewissen 
ökonomisch " umliegenden " oder "angrenzenden" ,Firmen konkurriert, 
diese wieder mit andern usf. Keiner kann hier handeln, ohne die 
Reaktion der Kunden und der Konkurrenten zugleich in Betracht zu 
ziehen. 

Die unvollständige (oder monopolistische) Konkurrenz ist die heut-
zutage typische Marktform. In ihr sind aber Nachfrage und Erlös-
kurven geknickt. Daraus folgt20, daß die Produktionsmenge weitgehend 

20 Abb. 3 zeigt schematisiert die jetzt vorherrschende Situation für eine 
Firma. N ist die Nachfragekurve, E die Erlöskurve, K die Kostenkurve. Man 
sieht unmittelbar, daß die optimale Produktionsmenge bei praktisch j e der 
Kostengröße (vgI. etwa die gestrichelt~ Kostenkurve K* für höhere Kosten) 

DM 

1,5 
"~,....-tf!'----I1i1K/~/er Gewinn 

Nr KoslenJ:urye J( • 

0,5 

L • "" Produkllonsfllen91: , . 
Kapaz"dlsgrenze 

Abb,3 
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unabhängig von den Kosten ist. Die Absatz- oder die Kapazitätsgrenze 
bestimmt die Produktion. Mit größerem Absatz steigt der Gewinn, 
und das gilt für alle möglichen Kostengrößen. Höhere Lohnkosten, 
soweit sie nicht direkt zu Verlusten führen, bewirken also keinen 
volkswirtschaftlich bedeutsamen Beschäftigungsrückgang, sondern eine 
Gewinnverminderung oder Preissteigerung, wenn eine überwälzung 
möglich. ist. Die iBeschäf1Jigungsobergrenze ist durch den vorhandenen 
Produktionsapparat bestimmt, nicht durch die Höhe der Löhne. In-
wieweit sie erreicht wird, hängt von der wirksamen Nachfrage ab. 
Hierbei ist, wie gesagt, immer vorausgesetzt, daß die Löhne die risiko-
bedingte Mindestverzinsung unangetastet lassen. 

Aus all dem folgt, daß Lohnhöhe, Beschäftigung und Verteilung 
nicht in einem eindeutigen, technisch bestimmten Zusammenhang 
stehen. Der Apparat der Marktwirtschaft arbeitet mit verschiedener 
Verteilung gleich gut. Er hat in Wirklichkeit viel mehr Freiheits-
grade, als die klassische Theorie glauben machen wollte. - Wovon 
hängt die Verteilung nun aber tatsächlich ab, wenn nicht von natural-

durch die Ab s atz g ren z e, d. h. den Knick in der Nachfragekurve, be-
stimmt ist, bzw. durch den Knick in der Kostenkurve, d. h. die Kap a z i -
t ä t s g ren z e, wenn diese tiefer liegt. Die Lage des Knicks in der Nach-
fragekurve, also die Absatzgrenze für die Firma, folgt aus der Marktsituation. 
Ihre Ableitung ist schwieriger; vgl. hierzu W. Krelle, "Unbestimmtheits-
bereiche in der Preisbildung als ein Erklärungsgrund für Änderungen der 
Einkommensverteilung", Schriften des Vereins für Sozialpolitik N. F. Bd. 12, 
S.61-96. 

Es läßt sich aus diesen Voraussetzungen ableiten, daß 
1. der Preis des Endprodukts gleich 0 der g r ö ß er als die Grenzkosten 

sein muß: 
:2: dK 

Px - dx 

Würde die Preisg·estaltung tatsächlich nur die Grenzkosten umfassen, so 
würden jetzt Verluste in Höhe der fixen Kosten entstehen; 

2. der Lohn gleich 0 der k 1 ein er als das Netto-Grenzprodukt der Arbeit 
sein muß dP 

1<· 
~ da 

wobei P das Nettoprodukt bedeutet und a die Arbeiterzahl. Würde, das 
Netto-Grenzprodukt der Arbeit an jeden Arbeiter ausgezahlt, so würden 
jetzt Verluste entstehen; jedeli Arbeiter ist ja bei einem gegebenen Pro-
duktionsprozeß nicht oder doch kaum substituierbar, jedem müßte nach 
dem Grenzproduktivitätssatz also ziemlich das ganze Produkt zufallen; 

3. der Preis eines sachlichen Produktionsmittels gleich 0 der k lei n e r als 
sein Grenzerlös ist: dP 

Pm ~ dm 
wobei P wieder das Nettoprodukt und m die Menge des betreffenden Pro-
duktionsmittels bedeutet. Auch hier würde wegen der fehlenden (oder 
doch sehr geringen) Substituierbarkeit eine Entlöhnung nach dem Grenz-
erlös Verluste für das Unternehmen bringen. 
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wirtschaftlichen Daten wie den relativen Seltenheiten von Kapital und 
Arbeit? 

1. Bei konstantem Preisniveau offensichtlich von den Gel d-
I ö h n e n. Bleiben die Preise, wie sie sind - ob das realistisch ist, 
werden wir gleich untersuchen -, so steigern höhere Löhne die 
Kosten und verringern den Gewinn, verbessern also die Verteilung 
für die Arbeiter, ohne die optimale Produktionsmenge und damit die 
Beschäftigung wesentlich zu beeinflussen. Die Geldlöhne werden aber 
in den Tarifverhandlungen von Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bänden gebildet, und dort entscheidet die relative Stärke der Ver-
handlungsposition und das Verhandlungsgeschick. Dies ist also ein 
entscheidender Faktor für die Verteilung. 

Aber auch die Art und W eis e der Loh n b e s tim m u n g ist 
von Einfluß. Es gibt hier zwei Extreme: entweder die Gewerkschaften 
bestehen auf gleichen Lohn für gleich.e Arbeit - dann muß man 
auf den schlechtesten Betrieb, den man noch erhalten will, Rücksicht 
nehmen und muß den besseren ihre Differentialgewinne lassen. Das 
ist im wesentlichen das deutsche System. Natürlich ist die Verteilung 
dadurch für die Arbeiter verschlechtert. Oder man macht Betriebs-
tarife und verlangt von guten Betrieben hohe Löhne, wiihrend man 
den schlechten Zugeständnisse macht. Das ist im wesentlichen das 
amerikanische System. Hier kann offensichtlich die Gewinnzitrone viel 
besser ausgequetscht werden, und die Verteilung ist insoweit günstiger 
für die Arbeiter. 

2. Kommt es bei der Bestimmung der Verteilung darauf an, ob 
durch Lohnerhöhungen die Preise steigen und in welchem Ausmaß. 
Das hängt im wesentlichen von der Stärke der Zentralbank, der 
Ela,stizität des Geschäftsbanksystems und dem ,Fiskus ab. Haben wir 
eine wachsame und aktionsLähige Zen t r alb a n k und sind die 
Geschäftsbanken an der Grenze ihrer Geldschöpfungsmöglichkeit, so 
werden restriktive Maßnahmen bei Versuchen der Überwälzung von 
erhöhten Lohnkosten auf den Preis die Gesamtnachfrage eindämmen. 
Das verringert den Absatz für jede Firma. Früher oder später wird 
einer der Konkurrenten mit Preissenkungen beginnen und somit für 
alle die Preisobergrenze wieder nach unten verschieben. Eine starke 
Zentralbank (in Verbindung natürlich mit einer entsprechenden Fis-
kalpolitik und einem unelastischen Geschäftsbanksystem) hat es also 
in der Hand, aus Geldlohnerhöhungen Verbesserungen der Verteilung 
für die Arbeiter zu machen. Das allein liegt im Interesse der Arbeiter; 
und so ist vom Gesichtspunkt der Verteilung aus die inflationsfreudige 
Haltung mancher sozialistischer Regierungen nicht recht verständlich. 
- Eine schwache Zentralbank, die eine Finanzierung der Lohn-
erhöhungen über zusätzliches Geld und damit eine Ausweitung der 
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Gesamtnachfrage zuläßt, ein sehr elastisches Geschäftsbank-System, 
das sich den Einwirkungen der Zentralbank lange entziehen kann, 
oder eine ausgabenfreudige Finanzgebarung der öffentlichen Hand 
führen dagegen die überwälzung der erhöhten Lohnkosten geradezu 
herbei und verhindern damit wirksam jede Veränderung in der Ver-
teilung. Natürlich kann bei partiellen Lohnerhöhungen immer noch 
eine Arbeiterschicht auf Kosten einer anderen gewinnen, aber der 
Nettoeffekt ist null. Da wir - leider - in den meisten westlichen 
Ländern durch rechtliche oder politische Hindernisse gehemmte Zen-
tralbanken, elastische Geschäftsbanksysteme und ausgabefreudige 
Volksvertreter haben, sind die Chancen, über Geldlohnerhöhungen zu 
Verteilungsänderungen zu kommen, praktisch nicht sehr groß. Die 
moderne Theorie, wie sie etwa von Erich Schneider dargestellt wird, 
zeigt dies eindeutig. 

3. Wie leicht nun überwälzungen erhöhter Lohnkosten vorgenom-
men werden können, inwieweit also bei einer gegebenen Fiskalpolitik 
eine schwache Zentralbank oder ein elastisches Banksystem zur Ge-
winnerhaltung ausgenützt werden können, das hängt von der 
M a r k t f 0 r m im einzelnen ab. "Unvollständige Konkurrenz" ist nur 
ein Sammelbegriff für eine Vielfalt von Möglichkeiten der Markt-
struktur. Ohne Preisabreden sind bei genügender Beweglichkeit der 
Nachfrage Preiserhöhungen eines Konkurrenten allein vor Erreichung 
der Kapazitätsgrenze nicht möglich. Er würde sich durch Verlust eines 
erheblichen Teils der Kundschaft schlechter steHen als vorher. Mit 
Preisabreden oder bei stillschweigender Anerkennung einer Preis-
führerschaft sind aber Preiserhöhungen ohne weiteres möglich, wenn 
nicht von Seiten der Zentralbank durch Zurückschrauben der Gesamt-
nachfrage entgegengewirkt wird. Hier liegt also die ganze Last der 
Gegenwirkung auf den Schultern der Zentralbank, während ohne Ver-
abredung das Konkurrenzsystem selbst allen oder jedenfalls einen 
großen Teil des Drucks sozusagen in sich abfängt. Das ist die ver-
teilungstheoretische Bedeutung der Kartellgesetzgebung. 

4. Neben diesen bisher erwähnten drei Hauptfaktoren, die wir kurz 
als Gewerkschaften, Zentralbank und Marktform bezeichnen können, 
wirken noch eine Anzahl von verschiedenen anderen Kräften bei der 
Bestimmung der Einkommensverteilung mit und zwar alle in der 
Richtung, eine einmal bestehende Einkommensverteilung zu konser-
vieren. Es ist nicht so, als ob man nur den Gewerkschaften den 
Rücken stärken, Absprachen der Produzenten verhindern und die Zen-
tralbank den Geldwert verteidigen lassen müßte, um ohne weiteres 
die Verteilung zugunsten der Arbeiter zu verändern. Dem stellen sich 
beträchtliche institutionelle und sachliche Hindernisse entgegen. Das 
System selbst besitzt sozusagen einen Trägheitswiderstand, der den 
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status quo zu erhalten trachtet. Damit wird eine Stetigkeit des An-
schlusses an die Vergangenheit bewirkt, die nur bei wirtschaftlichen, 
sozialen oder politischen Revolutionen unterbrochen wird. Wir können 
dieses Phänomen als P r i n z i p des r e kur ren t e n Ans chi u s -
ses bezeichnen. Eine der Hauptrollen hierbei spielt der langfristige 
monetäre Z ins s atz. Die Aufnahme von Fremdkapital mit lang-
fristiger Festlegung der Verzinsung nimmt der Firma die Möglichkeit, 
sich mit einer geringeren Gesamtkapitalverzinsung zufrieden zu geben. 
Während das Eigenkapital sich eine Zusammenpressung seines Ge-
winnes bis zu einem Minimum gefallen lassen muß, bleibt die Fremd-
kapitalverzinsung vertragsgemäß für sehr lange fest. Ein Versuch der 
Gewerkschaften, die Verteilung in ihrem Sinne zu beeinflussen, führt 
nun nicht mehr einfach zu einem Rückgang der Kapitalverzinsung 
ohne Folgen für Produktion und Beschäftigung. Vielmehr kann nur 
die Verzinsung des Eigenkapitals in jeder Firma bis zu dem mög-
l,ichen Minimum heruntergedrückt werden; die des Fremdkapitals muß 
unvevändert auf dem alten hohen Niveau bleiben, wenn die Firma 
nicht in Konkurs gehen soll. Je mehr also mit Fremdkapital gearbeitet 
wird, um so schwieriger ist eine Verbesserung der Verteilung für die 
Arbeiter, wenn sich der langfristige Zins einmal auf einem hohen 
Niveau eingespil~lt hat, weil sie nur im Zusammenhang mit schwie-
rigen Finanzoperationen wie Zinskonversionen, Umschuldungen usw. 
ohne größere Erschütterungen der Wirtschaft zu erreichen ist. - Wir 
sehen also, daß das Verhältnis von Eigenkapital- zu Fremdkapital-
finanzierung eine bedeutende Rolle bei der Bestimmung der Ver-
teilung spielt. Aber nicht nur ist das Zinsniveau für iFremdkapital 
sozusagen langfristig zementiert und damit dem Zugriff der Arbeiter 
weitgehend entzogen, vielmehr bewirkt eine hohe Fremdkapitalver-
zinsung auch ein Steigen des notwendigen Eigenkapitalzinses. Es ist 
dies das Phänomen, das man nach Kalecki21 das "P r i n z i p des 
s te i gen den R i s i k 0 s" (principle of increasing risk) nennt. Das 
Risiko, das sonst vom Gesamtkapital getragen wird, fällt ja nunmehr 
nur dem kleineren Eigenkapital zur Last. Die risikobedingte Mindest-
verzinsung, die nicht angegriffen werden kann, ist also höher, als 
wenn das Gesamtkapital am Risiko beteiligt ist. Auch aus diesem 
Grund wirkt eine hohe Fremdkapitalfinanzierung konservierend auf 
die Verteilung: die Unternehmer kämpfen bei Lohnverhandlungen viel 
früher mit dem Rücken an der Wand, als es beiausschließücher Eigen-
kapitalausstattung der Fall wäre22. 

~1 Kalecki: "The Principle of Increasing Risk", Economica 1937, pp. 440-447. 
Vgl. auch die Diskussion darüber in Economica 1938, pp. 445-460. 

22 Bei dieser Gelegenheit sei es gestattet, mit wenigen Worten auf die 
Z ins t h e. 0 I' i e einzugehen, wobei mit Zins der monetäre Zinssatz gemeint 
ist. Er hängt von zwei Faktoren ab: einmal von der durchschnittlichen Kapi-
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Die z w e i t e Hau p t roll e beim Prinzip des rekurrenten An-
schlusses spielt die Ver aus gab u n g des Einkommens. Das Lohn-
einkommen geht zum allergrößten Teil in den Konsum, das iBesitzein-
kommen unter entwickelten Verhältnissen zum größten Teil in die 
Investition. Jede Verteilungsänderung verschiebt also auch die In-
vestitionsquote und damit die Wachstumsrate, und zwar derart, daß 
ein hoher Lohnanteil automatisch eine geringere Fortschrittsrate be-
deutet und umgekehrt. Bei einer solchen Lage kann man sehr be-
zweifeln, ob eine Politik der Vergrößerung der Lohnquote am Sozial-
produkt überhaupt im langfristigen Interesse der Arbeiter selbst liegt. 
Denn jede jet z i geBesserstellung muß unvermeidlich zu einer nicht 
wieder aufzuholenden Verschlechterung in späteren Jahren führen. 
Gewiß hat auch die heutige Generation ihr Recht, und sie sollte nicht 
nur zugunsten einer doch unsicheren Zukunft Opfer bringen. Aber 
hier gibt es ein vernünftiges Mittelmaß, das aber z. B. schon im Hin-
blick auf die erzwungenen Wachstumsraten der kommunistischen Wirt-
schaften nicht zu tief liegen sollte. 

Mit jeder Wachstumsrate ist nun ein bestimmter Produktionsaufbau 
verbunden. Je größer die Wachstumsrate, um so relativ stärker ist die 
Grundstoff- und Produktionsmittel-Industrie entwickelt und um so 
schwächer die Konsumgutindustrie. Jede Verteilungsänderung mit der 
dadurch bedingten Änderung der Wachstumsrate erzwingt also einen 
erheblichen Umbau des ganzen Produktionsapparates, der nicht ohne 
partielle Krisen abgehen kann. Auch aus diesem Grund wird die ge-
samte Wirtschaft selbst sowie normalerweise auch die staatliche Wirt-
schaftspolitik sich drastischen Verteilungsänderungen widersetzen. Ein 
Ausweg aus dieser Situation wären Formen von Lohnerhöhungen, bei 
denen ein Teil des zusätzlichen Einkommens für die Investition ge-
sperrt bleibt. So sehr sich dieser Ausweg auch aufdrängt, so bietet er 
doch politische, psychologische, organisatorische und institutionelle 
Schwierigkeiten, die nicht so leicht zu nehmen, aber wohl auch nicht 
unüberwindbar sind. 

Ein d r i t t e rF akt 0 r der Konservierung eines einmal bestehen-
den Zustandes ist das unbewußte oder bewußte Streben aller Indi-

talverzinsung überhaupt, d. h. vom Gewinn-Niveau. Auf die D aue r kann 
das Zinsniveau nicht über dem durchschnittlichen Gewinn-Niveau liegen. Die 
durchschnittliche Realkapitalverzinsung gibt also nur eine 0 b erg r e ll1 z e 
ab und auch das nur sehr 1 an g f r ist i g. Wie die Erfahrung zeigt, kann der 
monetäre Zinssatz durchaus jahrelang übe r der durchschnittlichen Real-
kapital-Verzinsung liegen. - Der Hauptbestimmungsgrund des monetären 
Zinsfußes ist die Liquidität der Wirtschaft. Jede Verminderung der Liquidität 
treibt das Zinsniveau nach. oben, in Extremfällen, wie in der Weltwirtschafts-
krise, weit über das Gewinn-Niveau hinaus, da die Alternative zur Geldauf-
nahme für eine in Liquiditätsschwierigkeiten befindliche Firma ja nur der 
Konkurs ist. 
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viduen und Familien, ihre relative Stellung in der Sozialpyramide zu 
halten. Duesenberry23 und ModigZiani24 haben diese Tendenz bei der 
Konsumbestimmung sogar statistisch nachweisen können. Das wirkt 
sich so aus, daß jeder eine bessere Stellung für sich verlangt, wenn 
andere, die entweder unter oder über ihm auf der sozialen Stufenleiter 
stehen, ihre Lage verbessern konnten. Für das Wohlbefinden und die 
Befriedigung in einer Lebenssituation kommt es, wenn ein gewisses 
Minimum an Güterversorgung sichergestellt ist, nicht so sehr auf die 
absolute Größe des Realeinkommens an als vielmehr auf das Ver-
hältnis des eigenen Realeinkommens zu dem der Umgebung. Eine 
relative Besserstellung einer Schicht der Bevölkerung gegenüber der 
anderen ist also nur gegen erheblichen Widerstand der letzteren durch-
zusetzen. 

Alle diese Faktoren wirken nun dahin, die Verteilung trotz aller 
Änderungen in der Macht der Gewerkschaften, der Politik der Zentral-
bank und der Marktformen über lange Zeiträume relativ konstant zu 
lassen. Nur bei wirklichen Umbrüchen sind praktisch drastische Ver-
teilungsänderungen zu erwarten. Das ist die Macht des P r i n z i p s 
des r e kur ren t e n Ans chI u s ses. 

V. Schlußbemerkungen 

Damit sind, wie ich hoffe, die vorgetragenen Thesen zur Einkom-
mensverteilung einsichtig gemacht und begründet. 

Gestatten Sie mir noch einige Schlußbemerkungen. 

Zunächst einmal muß man davor warnen, sich übertriebene Vor-
stellungen von der Auswirkung einer möglichen Verschiebung der 
Verteilung zugunsten der Arbeiter auf den Lebensstandard der Masse 
der Bevölkerung zu machen. Wenn wir versuchsweise als risiko-
bedingte Untergrenze der durchschnittlichen Verzinsung 3 % anneh-
men, so können Sie die Beträge, die für eine Umverteilung in Deutsch-
land und den USA in Frage kämen, aus den Anlagen 12 und 13 des 
Anlagenbandes entnehmen. Sie sind nicht so groß' wie die Zunahme 
des Arbeitseinkommens in einem einzigen Jahr bei der jetzigen Wachs-
tumsrate. 

Ich möchte auch vor einer Überschätzung der Verteilungsproble-
matik ganz allgemein warnen. 

~3 Duesenberry: "Income-Consumption Relations and their Implications", 
p. 54-81, Income, Employment and Public Policy. Essays in Honor of Alvin 
H. Hansen, N. Y. 1948; s. auch: Duesenberry: "Income, Saving and the Theory 
of Consumer Behavior", Cambridge.'Mass. 1949. 

24 Modigliani: "Fluctuations in the Saving-Income Ratio: a Problem in 
Economic Forecasting", in: Studies in Income & Wealth, Vol. 11, N.B.E.R., 
Part V, p. 371-441. 
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Der ganze Ökonom ismus , der das Wohlergehen allein vom Einkom-
men oder gar von irgend einem makroökonomischen Verteilungs-
prozentsatz abhängig glaubt, ist einfach ein Unsinn. Eine Verteilungs-
theorie ist wichtig nur insofern, als sie einen Anhaltspunkt gibt, in-
wieweit extreme Unbilligkeiten auf die sem Gebiet vorhanden sind 
oder nicht. Andere Gebiete wie soziale Gleichstellung, öffentliche Ach-
tung, politische Freiheit, Bildungs- und Aufstiegsmöglichkeit, Teil-
nahme am kulturellen Leben, Freude an der Arbeit und an der 
Gemeinschaft mit den Mitbürgern u. ä; sind mindestens ebenso be-
deutsam und nicht aus der Einkommensstatistik abzulesen. 

Trotzdem behält die Verteilungstheorie in ihrem Rahmen ihren 
Wert. Ist sie doch der Fing,er auf dem wunden Punkt einer freien 
Marktwirtschaft: das reine Besitzeinkommen. 
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Anlagen 
I. Die grundlegende Beziehung 
Der Besitzanteil am Volkseinkommen ist gleich dem Produkt aus der durch-
schnittlichen Realkapitalverzinsung und dem Privatkapital-Koeffizienten. 

Ableitung: 
Es sei: 
Y = Volkseinkommen (= Netto-Sozialprodukt zu Faktorkosten) 
B = Besitzeinkommen 

ß = ~ der Anteil des Besitzeinkommens am Volkseinkommen 

K gesamtes privates Volksvermögen 
r = durchschnittliche reale Verzinsung des privaten Volksvermögens (= ur-

sprünglicher Kapitalzins im Sinne von Böhm-Bawerk; enthält aus-
bedungenen Kapitalzins und reinen Unternehmergewinn), so daß 
B = r ° K ist. 

k = ~ der Privatkapital-Koeffizient. 

Nach diesen Definitionen ist 
B r'K K ß =y=y-= r y = r'k; 

also ß = rok 

II. Vbersicht über die Verteilung in Deutschland und den USA (Anl. 1 bis 5) 
Bemerkungen zu den Berechnungen: 
1. Es handelt sich um die Verteilung vor Abzug der direkten Steuern 

(Lohnsteuer, Einkommen- und Körperschaftschaftsteuer), vor Abzug 
der Sozialversicherungsbeiträge und vor Empfang von Transferzahlun-
gen (Unterstützungszahlungen, Renten usw.). Die Umverteilung des Ein-
kommens durch Sozialversicherung und Staat ist also ni c h t be-
rücksichtigt. Die Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber sind als 
Arbeitseinkommen gerechnet, ebenso alle staatlichen Löhne und Gehälter 
(einschließlich der militärischen). Die unverteilten Gesellschaftsgewinne 
gelten als Besitzeinkommen. 

2. Um eine Unterteilung des Gesamteinkommens in Arbeits- und Besitzein-
kommen zu ermöglichen, braucht man zu dem statistisch ausgewiesenen 
Lohn- und Gehaltseinkommen der Unselbständigen noch das Arbeits-
einkommen der Selbständigen (Landwirte, Handwerker, freie Berufe 
usw.). Deren Einkommen ist aber aus Besitz- und Arbeitseinkommen 
zusammengesetzt. Um die Komponenten zu trennen, wurde für Deutsch-
land (Anlage 1 und 2) angenommen, daß das durchschnittliche Arbeits-
einkommen der Selbständigen ebenso groß ist wie das durchschnittliche 
Arbeitseinkommen der Unselbständigen. Alles darüber hinaus vorhandene 
Einkommen der Selbständigen wurde als Besitzeinkommen klassifiziert. 

::i. In den Berechnungen für die USA in Anlage 3 und 4 ist das g e sam t e 
Selbständigeneinkommen als Arbeitseinkommen gerechnet. Damit er-
scheint das Arbeitseinkommen hier sicher überhöht. Immerhin ist der 
Fehler nicht sehr bedeutend, wie sich an Hand der Kuznetsschen Zahlen 
über den Trend in der Einkommensverteilung zeigen läßt (Anlage 5). Das 
rechnerische Arbeitseinkommen der Selbständigen (berechnet unter der 
Voraussetzung, daß das durchschnittliche Arbeitseinkommen der Selb-
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ständigen ebenso groß ist wie das durchschnittliche Arbeitseinkommen 
der Unselbständigen) fällt fast völlig mit dem tatsächlichen Einkommen 
der Selbständigen zusammen, was beweist, daß das Besitzeinkommen der 
Selbständigen (Bauern, Handwerker, freie Berufe) minimal ist. -

Folgerungen: 
1. Die Verteilung schwankt innerhalb einer gewissen Bandbreite. 
2. Diese Bandbreite (etwa zwischen 10 und 25 % reines· Besitzeinkommen) 

ist für alle entwickelten Länder etwa gleich (hier nur gezeigt für die 
USA und Deutschland). 

3. In der Depression ist der Anteil des Besitzeinkommens (im oben definierten 
Sinn) kleiner als im Konjunkturaufschwung. 

111. Zur Berechnung der Verteilung aus Realverzinsung und Kapitalkoeffizient 
(An!. 6 bis 8) 

1. Schätzung des privaten Volksvermögens in Deutsch-
I a n d, s. Anlage 6. 

2. Der P r i v a t kap i tal - K 0 e ff i z i e n t für D e u t s chi a n d , 
USA und G roß b r i t an nie n, s. Anlage 7. 
Folgerung: 
1. Der Kapitalkoeffizient sinkt leicht mit dem technischen Fortschritt. 
2. Der Kapitalkoeffizient ist höher in der Depression und geringer im 

Konjunkturaufschwung. 
3. Die dur c h s c h n i t t I ich e r e ale Ver z ins u n g des P r i v a t -

kap i tal s, berechnet nach der Formel r = ! ' s. Anlage 8. 

Zum Vergleich sind die Nettogewinnsätze der AG, die Gewinnsätze der 
AG ohne Berücksichtigung der Verluste und der durchschnittliche 
Obligationenzins mit aufgeführt. 
Folgerung: 
1. Die durchschnittliche Realkapital-Verzinsung bewegte sich in Deutsch-

land etwa zwischen 1% und 6% %. 

2. Sie ist in der Depression am tiefsten, im Konjunkturaufschwung am 
höchsten. 

3. Die durchschnittliche Kapitalverzinsung (= ursprünglicher Kapital-
zins von Böhm-Bawerk) ist ni c h t identisch mit dem monetären Zins-
fuß. Die Durchschnittsrendite von Wertpapieren war in Deutschland 
z. B. in der Weltwirtschaftskrise sehr hoch, die durchschnittliche 
Kapitalverzinsung dagegen außerordentlich niedrig. (s. Anlage 8) 

4. Die Netto-Gewinnsätze der AG geben die Veränderungen der durch-
schnittlichen Kapitalv€rzinsung in Deutschland qualitativ richtig 
wieder. Noch besser folgt die Kurve der Gewinnsätze der AG u n t e r 
AuS s chi u ß der Ver I u s te der durchschnittlichen Kapitalver-
zinsung (vgl. Anlage 8). Mit ihrer Hilfe könnte man die Verteilung 
durch die Beziehung ß = r· k unmittelbar errechnen. 

IV. Zur 3. These: Die relativen Seltenheiten von Kapital und Arbeit haben 
mit der Verteilung nichts zu tun. (An!. 9 bis 11) 

1. Kapital pro Arbeitsplatz 
als Index für die relative Seltenheit von Kapital und Arbeit, s. Anlage 9. 
Errechnet wurde: 
Volksvermögen geteilt durch Arbeitskräfte insgesamt (Unselbständige 
und Selbständige, also einschließlich der Arbeitslosen). Die gewählten 
Maßstäbe entsprechen grob den Währungsparitäten. 

2. Durchnittsrendite von Obligationen 
als Index für den monetären Zinsfuß, s. Anlage 10. 

3. Dur c h s c h n i t t s ver z ins u n g des Pr i v at kap i tal s (errechnet 

nach der Formel r = ! ) und die N e t t 0 g e w i n n e der A G 

na c h S t e u e r a b zug für Deutschland und die USA, s. Anlage 11. 
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Dies gibt einen Anhalt für die Realkapital-Verzinsung in den beiden 
Ländern. 

Folgerungen aus 1. bis 3.: 
1. Weder die monetären Zinssätze noch die durchschnittliche Verzinsung 

des Privatkapitals oder die Gewinnsätze der AG sind von der relativen 
Seltenheit unmittelbar abhängig. 

2. Die monetären Zinssätze hängen wesentlich von der finanziellen 
Stabilität des betreffenden Landes und von der Geld- und Kredit-
politik ab und haben mit einer naturalwirtschaftlichen Seltenheit von 
Kapital und Arbeit primär nichts zu tun. 

3. Die durchschnittliche Realverzinsung des Privatkapitals war in 
Deutschland und den USA zwischen den beiden Weltkriegen gleich 
hoch. Jetzt ist sie höher in den USA als in Deutschland. Sie ist 
durch di~ Konjunkturlage und andere Faktoren bestimmt, jedenfalls 
aber nicht durch irgendwelche natural wirtschaftliche Seltenheit von 
Kapital und Arbeit. 

V. TIber die Grenzen einer Verteilungsverbesserung (Anl. 12 und 13) 
Verteilung bei 30f0iger Verzinsung des Privatkapitals 
in Deutschland und den USA, konfrontiert mit der tatsächlichen Verteilung, 
s. Anlage 12 und 13). 
Folgerungen: 
Das Besitzeinkommen als Ganzes ist in Deutschland und den USA zwar noch 
zu komprimieren. Der Einkommenseffekt für die Arbeiter als. Ganzes wird 
allerdings wenig spürbar sein. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09
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Anlage 6: Schätzung des deutschen Volksvermögens 
1) S t ein man n - B u c her, ,,350 Mrd. deutsches Volksvermögen. Das 

Volksvermögen Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens und der Ver-
einigten Staaten von Amerika. Neue Maßstäbe und Wege für deutsche 
Politik und Finanzwirtschaft", Berlin 1909. 

2) Hel f f e r ich, "Deutschlands Volkswohlstand 1888-1913", Berlin 1913. 
3) Ball 0 d, "Wie groß ist das deutsche Volksvermögen?" In "Verwaltung 

und Statistik", April 1914. 
4) S t ein man n - B u c her, "Das reiche Deutschland. Ein Wehrbeitrag" , 

Berlin 1914 und "Deutschlands Volksvermögen im Krieg", Finanzwirt-
schaftliche Zeitfragen 24, Stuttgart 1916. 

5) Jak 0 b s und Sol tau, nach einer nicht veröffentlichten Berechnung, 
Berlin 1930, zitiert nach "Investitionen, Sozialprodukt, Lebensstandard", 
(Harmssen-Bericht), Bremen 1947, Anl. V, S.33. 

6) Hel f f e r ich, "Der Schwund unseres Volksvermögens", Berliner Bör-
sen-Courier 1924, No. 141. 

7) Sc hai e n b erg, "Deutschlands Vermögensbildung und Verschuldung 
in den Jahren 1924 und 1925", Dissertation Köln 1927. 

8) G r ü n i g, "Der Wirtschaftskreislauf", München 1933. 
9) R ö chi in g, "Die Kosten des Weltkrieges für Deutschland", Kölnische 

Zeitung No. 105 v. 22. 2. 1931. 
10) G rot i u s, "Die Ostgebiete als Bestandteil des Volksvermögens", Manu-

skript bearbeitet im Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, 
März 1947. 

11) H uns c h a, "Krieg und Volksvermögen", in "Der Kurier", Berlin, No. 35 
v. 9. 3. 1946. 

12) H arm s sen, "Investitionen, Sozialprodukt, Lebensstandard" (Harms-
sen-Bericht), Bremen 1947, Anl. V, S. 33. 

13) R ö s s 1 in g - G r ü t er s, "Zur Frage des Westdeutschen Volksvermö-
gens", Mitteilungen des Wirtschaftswiss.enschaftlichen Instituts der Ge-
werkschaften, Köln, No. 8, April 1951. 

14) Sc hör r y, "Das deutsche Volksvermögen", Finanzarchiv N. F. Jahr-
gang 11 (1948/49), S. 386 ff. 

15) Berechnung aUf Grund der Schörry'schen Zahlen unter Zuhilfenahme 
der Zahlen von Oolowatscheff (s. Anm. 16) für das öffentliche Vermögen 
(vgl. hierzu Anm. 19). 

16) Goi 0 w a t sc h e f f, "Der Verlust an Sachvermögen in Deutschland", 
Wiesbadener Kurier No. 82, v. 21. 6. 1947. 

17) D e u t s c h e s Ins ti tut für Wir t s c h a f t s f 0 r s c h u n g, "Die 
deutsche Wirtschaft 2 Jahre nach dem Zusammenbruch", Berlin 1947. 

18) Ren t r 0 p, "Versuch einer volkswirtschaftlichen Bilanz des Krieges 
für Deutschland", Europa-Archiv, August 1947. 

19) S c h ätz u n g des V 0 I k s ver m ö gen s auf Grund der Schätzung 
Schörrys (s. Anm. 14) für 1939 (= 455 bis 500 Mrd. RM gesamtes Volks-
vermögen für das Reichsgebiet von 1933 und 260 bis 287 Mrd RM für das 
spätere Gebiet der Bundesrepublik Deutschland); öffentliches Sachver-
mögen nach Golowatscheff (s. Anm. 16) (= 45 bis 50 Mrd. RM für 1939 
und Reichsgebiet von 1933; entsprechend 25 bis 30 Mrd. für das spätere 
Gebiet der B. R. D.). Das ergibt: 
Privates Volksvermögen 1939 (Gebietsstand 1933): 405 bis 455 Mrd. RM. 
Wir wählen die Untergrenze: 40'0 Mrd. RM. Privates Volksvermögen 1939 
(Gebietsstand der späteren B. R. D.)· 230 bis 262 Mrd. RM. Rechnen wir 
Kriegszerstörungen nur zu 1/5 dieses Wertes (also zwischen 46 und 52 Mrd.), 
so kommen wir auf etwa 200 Mrd. RM als Privates Volksvermögen 1945. 
Das sind die Anfangswerte, die wir zur Errechnung der Bewegung des 
privaten Volksvermögens mit Hilfe der kumulierten Nettoinvestitionen 
1924 bis 1939 und 1945 bis 1954 zurück- bzw. fortschreiben. Hierbei wurde 
das private Volksvermögen mit der gesamten Nettoinvestition fortge-
schrieben mit Rücksicht darauf, daß die langlebigen Konsumgüter (Möbel 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



92 Bestimmungsgründe der Einkommensverteilung 

usw.) nicht in der Nettoinvestition erscheinen, aber doch zum Volksver-
mögen rechnen. Wie die folgende Tabelle zeigt, ist der Posten "M.öbel 
und Hausrat" des privaten Verbrauchs in der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungi von der Größenordnung der staatlichen Investition, wenn 
wir etwa I/S für kurzlebigen Hausrat abrechnen. Das ergibt die Be-
gründung für das angewandte Verfahren. 

I 1950 I 1951 I 1952 I 1953 I 1954 

(1) Privater Konsum von Möbel und Hausrat zu· 
folge Stat.Jahrb. 1954, S.520, und 1955, S.508 
(Mill. DM) .................................... 4120 5195 5277 5959 6470 

(2) Staat!. Investition (Bauten) nach dem 7. OEEC-
Berimt der Bundesregierung, zitiert nach den 
.Allgemeinen Vorbemerkungen zum Entwurf 
des Bundeshaushaltsplanes für das Redmunqs-
jahr 1956·, S. 38 (MU!. DM) .................. 2510 2860 3390 3710 

(3) Langlebige Konsumgüterkäufe der öffent!. Ver-
waltung (ohne fremde Truppen) nam Berem-
nungen von Dip!.-Vw. Wittrud Rehlen, Okono-
metrismes Institut der Universität Heidelberg 
(Mit!. DM) .................................... 293 454 459 498 515 

(4) Gesamtvermögenszuwachs des Staates = 
(2) + (3) (Mit!. DM) .......................... 2964 3319 3888 4225 

(5) Gesmälztes staat!. I 1945 I 1949 

Vermögen (Mrd. DM) .... J 20,01 25,0 27,0 29,5 32,4 35,8 39,5 

Die staatliche Vermögensbildung wurde für die Vorkriegszeit durch lineare 
Interpolation zwischen Schätzungen zu Anfang und am Ende der betrach-
teten Periode gewonnen. Für 1924 schätzten Helfferich (s. Anm. 6) und Scha-
lenberg (s. Anm.7) das öffentliche Vermögen auf 35 Mrd. RM; für 1939 
schätzte es Golowatscheff auf 50 Mrd. RM. Für die Zeit nach 1945 wurden 
die nach obiger Tabelle geschätzten staatlichen Investitionen aggregiert und 
dem geschätzten Ausgangsbestand, d. h. dem öffentlichen Vermögen in der 
Bundesrepublik 1945 zugezählt. Dabei wurden die Abschreibungen auf öffent-
liche Vermögen nicht berücksichtigt, da sie sich z. T. mit den langlebigen 
Konsumgüterkäufen des Staates kompensieren, z. T. infolge sofortiger Ab-
schreibung von Anlagen nicht der wirklichen Abnutzung des Vermögens-
bestandes entsprechen. Die öffentlichen Abschreibungen betrugen: 

1950 1951 1952 1953 1954 

(1) Absmrelbungen 'auf- öffent!khe'Gebäude 
(Mrd. DM) .................................... 0,14 0,14 0,15 0,15 0,16 

(2) Absmreibungen auf Verkehrs bauten (Mrd. DM) 0,96 1,27 1,52 1,79 2,03 

(3) Insgesamt (Mrd. DM) ........................ 1,10 1,41 1,67 1,94 2,19 

Q u e 11 e : OEEC~Beticht der B.R.D. Tab. 7 (1), S. 56. 

Rechnen wir mit 1/5 Kriegszerstörungen am öffentlichen Vermögen, so er-
halten wir einen Wert des öffentlichen Vermögens 1945 im Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland von 20 Mrd. DM. Dies ist der Ausgangspunkt der 
Fortschätzung. - Auf diese Weise entstanden die folgenden Schätzungen: 
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Anlage 13: Besitzeinkommen bei 3 010 Verzinsung des Privatkapitals USA. 
Trendwerte 

1) V 0 I k sei n kom m e n zufolge An!. 5, Anm. 1, Zeile (5). 
2) Tat s ä chI ich e s Ar bei t sei n kom me n = Einkommen der Un-

selbständigen und rechnerisches Arbeitseinkommen der Selbständigen zu-
folge An!. 5, Anm. 1, Zeile (10). 

3) Tat s ä chI ich e s B e s i t z ein kom m e n zufolge AnI. 5, Anm. 1, 
Zeile (5) - Zeile (10). 

4) R e pro duz i e r t e s Kap i tal + L a n d nach Kuznets "Long Term 
Changes in the National Income of the USA since 1870", in: "Income and 
Wealth", Series H, Cambridge 1952, p. 78. 

\9\4 = \9\9= \924 = \929 = \934 = \939= \944 = 
0 0 0 0 0 0 0 

\909-\8 \9\4-23 \9\9-28 1924-33 \929-38 \934-43 \939-48 

Reprod. Kapital + Land 
(Mrd. $) lfd. Preise •• 336 366 394 447 440 432 509 

3 % davon (Mrd. $) lfd. 
Preise ................ \0,\ 11,0 11,8 13,4 13,2 12,9 \5,\ 
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Generaldiskussion 
Nachmittag, 27. September 1956 

Vorsitzender Prof. Dr. Erich Schneider (Kiel): 

Ich danke Herrn Kollegen Krelle fhr seine Darlegungen und eröffne 
die Generaldiskussion. Herr Kollege Seraphim wird zunächst zum 
Vortrag von Herrn Kollegen Erwin von Beckerath sprechen. Danach 
wird Herr Kollege Preis er sein Korrefer,at zu dem Vortrag von Herrn 
Kollegen Petererstatten. Als Dritter wird Herr Kollege Föhl zu dem 
Vortrag von Herrn Kollegen Krelle sprechen. 

Prof. Dr. Hans-Jürgen Seraphim (Münster): 

Das Referat des Kollegen Erwin von Beckerath "Politik und Wirt-
schaft" läßt die g.anze Breite und Tiefe des Problems einer rationalen 
Wirtschaftspolitik ,aufleuchten. Dabei handelt es sich offensichtlich um 
zwei gesonderte Problemkreise, die allerdings nicht beziehungslos 
nebeneinander: stehen: 

1. Einmal wird die Frage zur Diskussion gestellt, ob eine wissen-
schaftliche Wirtschaftspolitik, die ja ihrem Wesen nach stets 
"rational" sein muß, möglich ist; 

2. Zum andern wird gefragt, ob und wieweit es gelingen kann, die 
Erkenntnisse dieser wissenschaftlichen Wirtschaftspolitik in der 
Welt des praktisch-politischen Handeins zur Geltung zu bringen. 
Dabei wird davon ausgegangen, daß in ihrem Bereich, nicht zu-
letzt durch das Vorhandensein interessentenmäßiger iBindungen, 
aber auch aus anderen Gründen, rationales wirtschaftspolitisches 
Handeln nicht unbedingt oder nicht zureichend gewährleistet ist. 

Das Gemeinsame dieser beiden, an sich höchst unterschiedlichen Pro-
blemkreise möchte ich darin sehen, daß in beiden Fällen das Rationale 
in Frage gestellt ist und durchzusetzen als eine überaus dringliche 
Aufgabe betrachtet werden muß. 

Die beiden Problemkreise stehen aber auch sonst nicht beziehungslos 
nebeneinander, insofern nämlich nicht, als eine rationale Gestaltung 
pl1aktischer Wirtschaftspolitik ohne eine hieb- und stichfeste wissen-
schaftliche Wirtschaftspolitik nicht möglich ist. Diese ist also die un-
abdingbare Voraussetzung für jene. 

Diese Feststellung rechtfertigt es m. E., daß - bei aller Anerken-
nung der überaus großen Wichtigkeit der praktisch-politischen Frage-
stellung - der Wissenschaftler genötigt ist, sich vor allem der in 
seinem ure1genen Bereich beheimateten Problematik zuzuwenden. 

Die von Kollegen Erwin von Beckerath vorgenommene Verkoppe-
lung beider Fragenkreise impliziert eine grundsätzliche Entscheidung 
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hinsichtlich der Funktion der Nationalökonomie, die auch ihre Wesens-
bestimmung beeinflußt, im Sinne nämlich ihrer Anwendbarkeit. Das 
gilt zunächst ganz eindeutig für die wissenschaftliche Wirtschafts-
politik. Das gilt aber darüber hinaus auch für die theoretische National-
ökonomie, für die Wirtschaftstheorie, weil rationale, wissenschaftliche 
Wirtschaftspolitik nichts anderes ist als angewandte Theorie. Damit 
rückt das Verhältnis von wissenschaftlicher Wirtschaftspolitik und 
Theorie in das Zentrum unseres wissenschaftlichen Interesses. 

Dieses Verhältnis beinhaltet nun eine Fülle von methodischen Pro-
blemen, von denen einige von Kollegen ,Erwin von Beckerath ange-
sprochen werden, andere nicht. Zur Diskussion gestellt wird vor allem 
die Möglichkeit einer objektiven Fundierung wissenschaftlicher Wirt-
schaftspolitik auf der GI'undlage einer Theorie, die ebenfalls auf dem-
selben Fundament der Objektivität beruht. Immer wieder wiI'd in 
diesem Zusammenhang im Referat das Problem der Werte und ihrer 
Stellung und Bedeutung im Rahmen wissenschaftlicher Forschung 
angesprochen. Ich kann mich mit der von Herrn Kollegen Erwin 
von Beckerath bezogenen Position persönlich durchaus einverstanden 
erklären. Denn "Objektivität", als Gegenpol von bewußt eingenom-
menen Wertpositionen, ist im Bereich auch der wissenschaftlichen 
Wirtschaftspolitik identisch mit Wertneutralität. Der Wissenschaftler, 
der Wirtschaftspolitik als Disziplin pflegt und der seine Aufgabe nur· 
darin sehen würde, die passenden Instrumente für die Realisierung 
ihm gesetzter Ziele zur Verfügung zu stellen, würde sich für das 
de facto Geschehene mitverantwortlich machen, da ja Anwendung der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse gewollt wird. 

Damit rücken ,die Ziele selbst zwangsläufig in den Bereich des 
wissenschaftlichen Interesses, und sobald das der iFall ist, erhebt sich 
die Frage z.lB. ihrer Rangordnung und mit ihr diejenige ihrer Wer-
tung. Die lap~dare Feststellung im Referat: "Rationale Wirtschafts-
politik hat es letzten Endes mit Werten zu tun" bezieht sich nicht nur 
auf die Praxis der Wirtschaftspolitik, sondern auch auf ihre wissen-
schaftliche Fundierung. Sie würde vor einem Menschenalter noch 
heftigsten Widerspruch hervorgerufen haben und wird wohl auch 
heute nicht unwidersprochen bleiben. Doch zeigt sie den mittlerweise 
eingetretenen fundamentalen Wandel hinsichtlich dieser Grundposition 
an. 

Dieser Wandel ist nicht zufällig und nicht nur als Reaktion auf de 
facto nicht zu erreichende "Objektivität" zu deuten, denn die wissen-
schaftliche Wirtschaftspolitik hat sich, nicht zuletzt unter Euckens 
Einfluß, in besonderem Maße den OI'dnungsproblemen der Wirtschaft 
zugewandt, die eine Stellungnahme zu übergeordneten Wertpositionen 
nahelegen. Sofern sie mit der notwendigen Klarheit herausgearbeitet 
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werden, vermag ich in ihnen auch nicht eine Minderung echter, ratio-
naler Wissenschaftlichkeit zu sehen. 

Das wird z. B. deutlich bei der Lösung schon der ersten, mit Recl1t 
von Kollegen Erwin von Beckerath her,ausgestellten Auf.gabe, die der 
angewandten bzw. der anzuwenden Theorie gestellt ist, nämlich der 
Durchforschung der konkreten Situationen, auf die das von der Theorie 
erarbeitete Instrumentarium bezogen werden muß. iDiese Situationen 
umschließen nämlich die Prämissen, darüber hinaus den "Datenkranz", 
mit dem es sowohl die Theoretiker wie die wissenschaftlichen Wirt-
schaftspolitiker zu tun haben. Auf sie ist die Situationsanalyse bezogen, 
welche notwendigerweise eine Beurteilung von Fakten beinhaltet, die, 
das muß deutlich ausgesprochen werden, stets von einer bestimmten 
Position aus erfolgt. Deshalb wird dieselbe Situation von Wissen-
schaftlern häufig höchst unterschiedlich gedeutet. Darin liegt auch die 
Problematik der verstehenden Methode beschlossen, ohne die der wis-
senschaftliche Wirtschaftspolitiker überhaupt nicht und, wie Sombart 
m. E. unwiderlegt nachg,ewiesen hat, auch der Theoretiker nicht aus-
kommen kann. Deshalb kann ich Herrn Erwin von Beckerath nur mit 
Einschränkungen zustimmen, wenn er in der Vervollkommnung des 
exakt-theoretischen Instrumentariums und in der Ausbildung der 
makroökonomischen Betrachtungsweise allein bzw. vorzugsweise den 
entscheidenden Fortschritt unserer Wissenschaft im Sinne zunehmen-
der wirtschaftspolitischer Anwendbarkeit sieht. Gewiß sind die in den 
letzten Jahrzehnten erarbeiteten theoretischen Werkzeuge immer voll-
kommener, nicht zuletzt auch exakter geworden, gewiß hat die An-
wendung mathematischer Methoden auf Teilgebieten verfeinerte Ein-
sichten ermöglicht - das hindert aber nicht festzustellen, daßI damit 
nicht zwingend die Situationsdiagnose objektiv zutreffender wird. Es 
wird immer entscheidend auf die Deutung der Zusammenhänge an-
kommen. Deshalb möchte ich meinen, daß die nationalökonomische 
Forschung, die wirtschaftspolitisch anwendbar sein soll, allen Anlaß 
hat, neben der Vervollkommnung des exakt-mathematischen und 
statistischen Instrumentariums sich in Zukunft viel intensiver als bis-
her der spezifisch kulturwissenschaftlichen Methoden anzunehmen, die 
für die wissenschaftliche Wirtschaftspolitik zweifellos ebenfalls 
fundamental wichtig sind. Hier scheint sich mir der Forschung noch 
ein weites Feld zu eröffnen. 

Auf einer ähnlich-en Ebene liegen gewisse Einschränkungen gegen-
über der makroökonomischen Betrachtungsweise, deren Bedeutung für 
die wissenschaftliche Wirtschaftspolitik ich keinesfalls verkenne. Aber 
ihr quantifizierender Charakter wirft ebenfalls Probleme auf, die nur 
zu lösen sind, wenn man sich ihrer bewußt ist. Ein solches Problem 
ist z. B. die mit dieser Betrachtungsweise verbundene Simplifizierung 
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sozialpsychologischer Tatbestände und der mit ihnen gegebenen unter-
schiedlichen Verhaltenskonstanten, die sowohl für die Theorie als 
Daten wie für die wissenschaftliche und praktische Wirtschaftspolitik 
vom Standpunkt ihrer Anwendbarkeit von so großer Bedeutung sind. 
Es ist kaum übertrieben, wenn man behauptet, daß unsere Wissenschaft 
dieser Problematik beinahe geflissentlich aus dem Wege gegangen ist. 
Kollege Schmölders hat, wie mir scheint, mit Recht, nicht zuletzt vom 
wirtschaftspolitischen Standpunkt nachdrücklich auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, sich dieser Dinge in erhöhtem Umfang anzunehmen. Nur 
wenn die Theorie sich systematisch auch mit den im strengsten Sinne 
nicht-ökonomisch-rationalen Verhaltenskonstanten befaßt, wird es 
möglich sein, ein rationales System der wissenschaftlichen Wirtschafts-
politik zu entwickeln, das auf die reale Mit- und Umwelt anwendbar 
ist. 

Insgesamt: Die unter dem Aspekt der Wirtschaftspolitik viel zu 
enge Fassung des Begriffes "Wirtschaft" hat zu einer Vereinseitigung 
der methodischen Grundhaltung und deshalb zu einer Beschränkung 
des theoretischen Instrumentariums geführt, die die Anwendbarkeit 
der theoretischen Forschungsergebnisse erschweren und beschränken. 

Unter dem Aspekt des Grundsatzreferats des Kollegen v. B. liegt 
m. E. keine Veranlassung vor, sich mit den unleugbar gegebenen Fort-
schritten zufrieden zu geben, die methodisch und theoretisch die Ent-
wicklung der Nationalökonomie in den letzten Jahrzehnten auszeich-
net. Wenn diese Fortschritte nicht ergänzt werden durch die syste-
matische Weiterentwicklung kulturwissenschaftlicher Methoden, die ja 
auch rationale Durchdringung der sozial ökonomischen Wirklichkeit be-
inhalten, und wenn es nicht gelingt, ihre wechselseitige Anwendung zu 
synchronisieren - erfolgversprechende Ansatzpunkte in dieser Rich-
tung liegen durchaus vor -, dann zeichnen sich m. E. schwerwiegende 
Gefahren ab für die Lösung der Aufgabe, die Kollege Erwin von 
Beckerathzum Thema seiner weitgespannten und überaus anregenden 
Ausführungen gemacht hat. Wenn ich ihn recht verstehe, beurteilt er 
den gegenwärttgen Entwicklungsstand unserer Wissenschaft um einige 
Schattierungen optimistischer als ich. Der entscheidende Durchbruch 
zu einer wirtschaftspolitisch anwendbaren Theorie ist noch nicht er-
folgt. Er muß erst vollzogen werden. 

Prof. Dr. Erich Preis er (München): 

Nicht nur das Referat Krelles, sondern auch Peters Referat war eine 
Herausforderung - ich vermeide das Wort "Provokation" -, eine 
Herausforderung, für die wir dankbar sein müssen. Er fragt: "Gibt es 
eine Verteilungstheorie?", und er antwortet: "Nein, höchstens in An-

8 Sozialpolitik XlII 
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sätzen". Ich will ihm nicht geradezu widersprechen; ich kann das 
schwer bei so viel gemeinsamen Grundlagen. Aber es scheint mir, 
daßI ,seine Skepsis zu groß ist und daß er von der Theorie zuviel ver-
langt. Ich. möchte daher versuchen, das Bild, das mir vorschwebt, zu 
skizzieren, als Ergänzung zu dem Referat von Herrn Kollegen Peter 
und im Ergebnis durchaus auf seiner Linie. 

Der Weg der Distributionstheorie ist merkwürdig genug. Bei den 
Klassikern, insbesondere bei Ricardo, steht sie im Mittelpunkt. Aber 
in der neo klassischen Literatur gibt es gar kein Kapitel "Distribution" 
mehr: in Gestalt der Grenzproduktivitätstheorie ist die Theorie der 
Einkommensverteilung völlig in der allgemeinen Preistheorie aufge-
gangen. Peters Verdikt trifft jedoch nicht nur diese Entwicklung. Viel-
mehr sieht er auch da, wo die Einkommensverteilung explicite be-
handelt wird, in den Modellen der Klassenmonopoltheorie von Marx 
über Oppenheimer bis zu Kalecki, keine Antwort auf die Frage, die 
es zu beantworten gelte. Eine bestimmte Verteilung werde voraus-
gesetzt, das Preissystem aus einer gegebenen Verteilung abgeleitet. 
Kernfrage einer echten Verteilungstheorie sei aber, worauf, d. h. auf 
welche Ursachen die Verteilung zurückzuführen sei. So böten zu-
mindest die stationären Modelle keine Antwort auf die entscheidende 
Frage der Verteilungstheorie. 

Nun, das ist richtig. Aber was könnte man hier mehr verlangen? 
Eine bestimmte Verteilungsstruktur ist in der Tat gegeben, Verteilung 
hier im Sinne der Eigentumsverteilung, der Besitzverteilung. Die 
Theorie hat zu zeigen und zeigt, wie sich demgemäß die Einkommen 
verteilen. Mehr kann sie nicht leisten. Sie stößt an die Grenze der 
Wirtschaftsgeschichte, der Soziologie. Die Grenzproduktivitätstheorie 
allerdings - soweit sie sich nicht bloß auf den Grenzproduktivitätssatz, 
d. h. ·auf die einzelwirtschaftliche Inputregel beschränkt, sondern wie 
Clark zu einer gesamtwirtschaftlichen Erklärung, vorzustoßen trachtet 
- meint zwar, natürliche und technische Gegebenheiten seien die 
ietzte Ursache der tatsächlichen Verteilung; aber sie setzt stillschwei-
gend nicht nur das Privateigentum als solches voraus, sondern auch 
eine bestimmte Verteilung dieses Privateigentums. Die sogenannte 
relative Seltenheit der Produktionsfaktoren, ursprünglich als eine rein 
natürliche Mengenrelation gemeint, ist daher in Wirklichkeit eine 
soziale Kategorie, und die Grenzproduktivitätstheorie beruht so 
de facto auf denselben Grundlagen wie die Klassenmonopoltheorie. 
Manche, wie Marx und Oppenheimer, haben die Entstehung dieser 
sozialen Struktur in ihre Betrachtung einbezogen, d. h. sie haben selbst 
Soziologie getrieben; andere nehmen sie einfach als Datum, wie z. B. 
Kalecki. So oder so ist die theoretische Aufgabe gelöst, die tatsächliche 
Einkommensverteilung auf ihre Ursache, eine bestimmte gesellschaft-
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liche Struktur, zurückgeführt, und mehr kann die statische Theorie 
nicht leisten. 

Peters Problem entsteht nun allerdings erst, wenn wir die Begren-
zungen der stationären Modelle aufgeben. Wir sollten in der Tat den 
ersten Satz von Ricardos Principles zu Ende lesen. Da wird die Auf-
gabe der Nationalökonomie nicht nur dahin bestimmt, zu untersuchen, 
wie groß die Anteile der Klassen am Sozialprodukt seien, sondern auch 
dahin, festzustellen, wie sie sich im Laufe der Entwicklung veränder-
ten. Erst die moderne Theorie kehrt zu dieser dynamischen Frage-
stellung zurück. Jetzt wird es in der Tat notwendig, die Frage nach 
den Ursachen einer bestimmten Verteilung neu zu stellen, und das hat 
ja Peter auch gemeint. Der Hinweis auf die gesellschaftliche Struktur 
genügt nicht mehr. Gewiß bleibt diese Struktur mitbestimmend; aber 
sie ist jetzt nur noch ein Erklärungsmoment, zu dem andere hinzu-
treten. Peter nennt die Technik, den Fiskus, den Bankapparat und 
anderes als Faktoren, die die Verteilung beeinflussen. Vielleicht darf 
ich das allgemein so formulieren, hoffentlich mit Zustimmung Peters 
selbst: Zur Frage nach der Einkommensverteilung, wie sie sich unter 
konstanten Bedingungen - wir können auch sagen: bei einem gege-
benen Sozialprodukt - vollzieht, tritt die Frage nach den Einflüssen 
des Wachstumsprozesses einer Volkswirtschaft auf die Einkommem-
verteilung. Das aber verlangt andere Methoden als in den stationären 
Modellen, und das Gesicht der Distributionstheorie wandelt sich völlig, 
selbst dann, wenn man die von Peter herangezogene Andersartigkeit 
gewisser Verhaltensmaximen zunächst ganz außer acht läßt. 

Sobald man nämlich die Frage nach der volkswirtschaftlichen Ent .. 
wicklung stellt, versagt die Preistheorie. Ich brauche das hier nicht 
auszuführen. Die Distributionstheorie gleicht sich methodisch der Be~ 
schäftigungs- und Wachstumstheorie an, die mit makro-ökonomischen 
Größen, mit Einkommensströmen oder Vermögensbilanzgleichungen 
(Boulding) arbeitet, von Definitionsgleichungen über Verhaltensfunk-
tionen zu Gleichgewichtsbedingungen fortschreitet und auf diese Weise 
die Grundlagen für die Betrachtung des Prozesses erhält. Sie wird da-
bei dynamisch in doppelter Beziehung: im Sinne der langfristigen Ent-
wicklung und im Sinne der Betrachtung von Prozessen, im Sinne also 
der Sequenzanalyse. Der Ansporn geht hier von der Distributions-
theorie selbst, d. h. von der Theorie der Einkommens ver t eil u n g 
aus. Ihr kommt aber zugleich das Bestreben entgegen, die Theorie von 
der B i I dun g des Volkseinkommens - also das, was wir gemeinhin 
Beschäftigungstheorie nennen - nach der verteilungstheoretischen 
Seite hin zu ergänzen. Die Beschäftigungstheorie hat ja als erste mit 
Einkommensströmen gearbeitet, aber ihre Begrenzung lag und liegt 
darin, daß sie allein die Ausgabenströme betrachtet, den Strom der In-
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vestitionen und des Konsums, und erst neuerdings den Versuch macht, 
auch die Ströme der Einkommensarten, der Löhne und der Profite, 
einzubeziehen. So kommt es also jetzt von beiden Seiten her zur 
Synthese von Theorie der Volkseinkommensbildung und Theorie der 
Einkommensverteilung. 

Dabei tritt nun in der Tat in der Distributionstheorie manches in 
den Hintergrund, was bisher als ihr Kern galt, insbesondere der 
Kampf auf dem Arbeitsmarkt. Er tritt mit Recht zurück. Denn wie 
immer er auch ausgehe, die Entscheidung über die realen Anteile der 
Partner am Sozialprodukt fällt doch erst im Prozeß der Gesamtent-
wicklung, und diesen muß man betrachten. Dabei enthüllt sich, am 
deutlichsten vielleicht in der Theorie Kaleckis, das Zusammenspiel der 
beiden Gruppen von Faktoren, die die Distribution beeinflussen: des 
strukturellen Moments, also dessen, was man Monopolgrad im wei-
teren Sinne nennen könnte, auf der einen Seite und derjenigen Mo-
mente, die für den Wachstwnsprozeß ausschlaggebend sind, auf der 
anderen Seite. Hier spielen vor allem die unternehmerischen Entschei-
dungen über Investitionen und Eigenkonsum eine Rolle. Die allge-
meine Gewinnformel G = I + Cu - ,sRF zeigt das ja schon deutlich 
genug. Aber auch wer Formeln nicht liebt, wird die Bedeutung der 
Sache einsehen. Die Investitionsentschlüsse, die Entschlüsse der Unter-
nehmer zu konsumieren und die Sparentschlüsse der Produktionsfak-
toren bestimmen den Gewinn, und von den Gewinnaussichten hängt 
ab, was die Unternehmer tun. 

Dieser Entwicklung der a 11 g e m ein e n Distributionstheorie 
kommt ·die der neueren Pro fit theorie entgegen. Zur Klassen-
monopoltheorie paßt die Profittheorie Jean Marchals; die spezifisch 
dynamischen Profit arten, den dynamischen Marktlagengewinn und den 
Schumpeterschen Pioniergewinn, haben Föhl, Keirstead und andere 
genauer untersucht. Wir wissen, daß auch sie leicht einen monopo-
listischen Charakter bekommen. Wir wissen, insbesondere auch durch 
die Untersuchungen von Keirstead, den KreHe vorhin zitiert hat, daß 
der Unternehmer heute den sicheren Monopolgewinn dem riskanten 
Gewinn aus Neuerungen vorzieht. Hier überall gibt es keine Auto-
matik, weder wenn wir den Wachstumsprozeß im ganzen betrachten 
noch wenn wir auf die Profit- und Investitionstheorie sehen. Gewiß 
muß die Theorie versuchen, den Profit wie die Gesamtverteilung 
mathematisch in den Griff zu bekommen. Aber die Wirtschaftssubjekte 
gestalten den Wirtschaftsprozeß selbst, als Unternehmer, die über In-
vestition und Konsum, als Produktionsfaktoren, die über das Sparen 
beschließen. Warum sie so oder so beschließen, bleibt offen, und wie 
für die Besitzstruktur, so gilt auch für dieses Verhalten im Wachstums-
prozeß die Bemerkung Peters uneingeschränkt, alle Modelle seien un-
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zureichend, die Frage nach den Ursachen führe in Geschichte und 
Soziologie. 

Lassen Sie mich mit einer kurzen Bemerkung zur Einkommens-
politik schließen. Peters Ausführungen und meine Zugaben haben ge-
zeigt, daß, Distribution und Wachstum zusammen gesehen werden 
müssen. Daher können auch Einkommenspolitik und Konjunkturpolitik 
- als Politik der Verstetigung des Wachstums gesehen - nicht ge-
trennt werden. Aber über der Frage nach dem Verhältnis von Profit 
und Lohn im Wachstumsprozeß, genauer: nach dem Anteil dieser 
beiden Einkommensarten am wachsenden Sozialprodukt sollten wir 
nicht vergessen, daß dem Prozeß eine bestimmte Struktur, besonders 
der Besitzverhältnisse, zugrunde liegt - immer, auch im Wachstum -
und daß die entscheidende Frage der Einkommenspolitik nicht dahin 
geht, wie groß der Anteil der beiden Hauptgruppen von Einkommem-
beziehern am laufenden Sozialprodukt ist, sondern dahin, wer die 
Produktionsmittel und damit auch Verantwortung und Mitsprache-
recht besitzt. Für die Einkommenspolitik spielt daher nicht nur die 
Höhe der Löhne eine Rolle, sondern auch ihre Verwendung, und eine 
Einkommenspolitik, die die Struktur ändern will, muß in der Tat auf 
das hinauslaufen, was Weisser soeben treffend eine "Vermögens-
bildungsstrategie zugunsten der Arbeiter" genannt hat. Sie erscheint 
mir fast wichtiger als die fiskalische Umverteilung der Einkommen, 
von der ich bewußt nicht gesprochen habe, weil sie morgen dran-
kommt und weil es zunächst um die ursprüngliche und spontane Bil-
dung der Einkommen und ihre spontane Verteilung ging. 

Prof. Dr. Dr. earl Föhl (Ebingen/Württ.): 

Ich glaube, in Ihrer aller Namen zu sprechen, wenn ich Herrn Pro-
fessor Krelle Dank sage für die mühevolle Bearbeitung des ausführ-
lichen Zahlenmaterials, das er uns mit seinem Referat vorgelegt hat. 

Es verdient, hervorgehoben zu werden, daß man das Besitzeinkom-
men nicht mit dem aus der Steuerstatistik hervorgehenden Ein-
kommen der Selbständigen verwechseln darf, sondern daß man, wie 
der Vortragende dies getan hat, von dem letzteren das Arbeitsein-
kommen der Selbständigen abziehen muß. Es ist sehr interessant, 
daß, wie das Zahlenmaterial zeigt, dann ein Besitzeinkommen in Höhe 
von etwa 15 % des Volkseinkommens übrigbleibt. Das klingt sehr 
beruhigend, aber wir wollen eines nicht vergessen: Auch 15 % sind 
ein recht erheblicher Teil der Einkommen, wenn man bedenkt, daß 
er sich auf einen verhältnismäßig kleinen Kreis von Personen er-
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gießt, zumal nur aus den großen Einkommen nennenswert gespart 
werden kann. Wenn man eine Familie von sechs Köpfen zu ernähren 
hat und 400 Mark nach Hause bringt, dann vergeht einem das Sparen. 
Ein Jahreseinkommen von mehr als 50 000 Mark aber kann man bei 
dem heute üblichen Lebensstil kaum noch mit Anstand zu Ver-
brauchszwecken verwenden. Was darüber ist, das wird gewissermaßen 
automatisch gespart. Die Folge ist, daß fast der gesamte Zuwachs des 
Volksvermögens immer wieder demselben Kreis zufällt. Mit anderen 
Worten: Wer hat, dem wird gegeben. Das ist immerhin ein Grund, 
die Frage zu stellen, ob es Mittel und Wege gibt, auf die Höhe der 
Besitzeinkommen Einfluß zu nehmen. 

Bei seinem Versuch, die Bestimmungsgründe des Besitzeinkommens 
aufzuzeigen, hat der Vortragende von einer Untergrenze gesprochen, 
die dadurch gegeben ist, daß die Unternehmer nicht mehr bereit sind, 
das Produktionsrisiko zu übernehmen, und von einer Obergrenze, bei 
der die Unzufriedenheit der nicht am Besitzeinkommen Beteiligten 
zum Umsturz führt. Er hat dann versucht, klarzustellen, welche 
Gründe zwischen diesen beiden Grenzen die wirklich zustandekom-
mende Größe des Besitzeinkommens bestimmen. 

Was zunächst die Untergrenze anbetrifft, so halte ich die vom 
Referenten angegebene Grenzrendite von 3 % für reichlich hoch. Ich 
glaube, mit Herrn Professor Krelle ganz einer Auffassung zu sein, 
wenn ich geltend mache, daß wir unterscheiden müssen zwischen der 
erwarteten Rendite, bei welcher noch Investitionen vorgenommen 
werden, und der Grenzrendite, bis zu der die Produktion in bereits 
bestehenden Anlagen aufrechterhalten wird. Hinsichtlich der letzteren 
muß man bedenken, daß eine bereits vorhandene Produktionskapazi-
tät auch dann noch weiter ausgenutzt wird, wenn die erzielbaren 
Preise der hergestellten Erzeugnisse weder eine Verzinsung des An-
lagekapitals noch auch nur die Deckung der Abschreibungen ermög-
lichen, solange nur neben den Lohn- und Materialkosten noch der 
Zins auf das Umlaufskapital erwirtschaftet wird. Die in einem solchen 
Falle nicht mehr gedeckten Abschreibungen entsprechen bereits einer 
negativen Rendite. Gleichzeitig kann aber, wenn dieser Fall vorliegt, 
in anderen Unternehmungen zur Erstellung wirtschaftlicherer An-
lagen noch erheblich investiert werden, da dort Differentialgewinne 
zu erwarten sind. Infolgedessen ist es durchaus denkbar, daß ins-
gesamt in der Wirtschaft auch bei einer Rendite, die im Durchschnitt 
in der Nähe von Null liegt, nicht nur die Produktion aufrechterhalten, 
sondern auch noch sehr schön investiert wird. 

Andererseits liegt die Obergrenze meines Erachtens nicht erst dort, 
wo ein politischer Umsturz zur Vergesellschaftung der Produktions..; 
mittel führt, sondern bereits bei einer Rendite, welche die Arbeiter 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



Prof. Dr. Dr. earl Föhl (Ebingen/Württ.) 119 

ver anlaßt, aus Unwillen über die als ungerecht empfundene Ver-
teilung mit ihrer produktiven Leistung zurückzuhalten. 

Für das Zustandekommen der wirklichen Besitzeinkommen zwi-
schen diesen bei den Grenzen hat der Vortragende drei Erklärungs-
gründe angeführt, die Macht der Koalitionen, die Diskontpolitik der 
Notenbank und den "rekurrenten Anschluß". Unter dem letzteren 
versteht der Vortragende, wenn ich ihn recht verstanden habe, die 
durch die Gewöhnung gegebenen Ziele, welche die Einkommens-
bezieher zu erreichen hoffen, also eben das, was sie bei den Verhand-
lungen über die Verteilung des Sozialprodukts durch die Macht ihrer 
Koalitionen durchzusetzen versuchen. Dieser Bestimmungsgrund ist 
also mit der zuerst genannten Macht der Koalitionen zusammen zu 
betrachten. Es handelt sich einfach darum, was die Verhandlungs-
partner erreichen möchten und inwieweit sie infolge ihrer Machtstel-
lung in der Lage sind, ihre Wünsche durchzusetzen. Krelle erkennt 
also im Grunde nur zwei die Verteilung bestimmende Faktoren: 
Erstens die mehr oder weniger erfolgreiche Durchführung von Lohn-
verhandlungen und zweitens die Diskontpolitik. Ich glaube nicht, daß 
es möglich ist, auf diese Weise die funktionale Abhängigkeit der Ein-
kommensverteilung mit genügender Vollständigkeit zu beschreiben. 
Ich bin der Ansicht, daß es nicht zulässig ist, das Besitzeinkommen als 
ein Ganzes zu behandeln, und daß man mindestens zwischen dem 
Unternehmergewinn und dem Faktoreneinkommen Zins unterscheiden 
muß, da diese Bestandteile von durchaus verschiedenen Faktoren ab-
hängig sind. 

Ricardo und Marx gingen bei ihren Versuchen, die Entstehung des 
Unternehmergewinns zu erklären, von der Malthusschen These aus, 
daß der Arbeiter nur sein Existenzminimum bekomme, und daß der 
dem Unternehmer verbleibende Teil des Erzeugten ein surplus, ein 
Mehrwert sei. Dieser Mehrwert könnte aber nur auf Grund einer 
Monopolstellung erhalten bleiben, während die Konkurrenz dafür 
sorgt, daß er weitgehend verschwindet. Es ist schwer zu sagen, wie-
viel Monopolgewinn aufgrund wirtschaftlicher Machtstellungen in dem 
heutigen Besitzeinkommen noch steckt. Der Anteil dürfte meines Er-
achtens sehr gering sein. Weitaus größer dürfte der Anteil der Diffe-
rentialgewinne sein, die dann entstehen, wenn zwei Produzenten mit 
Produktionsmitteln verschiedener Wirtschaftlichkeit arbeiten. Diese 
Differentialgewinne sind - wie sowohl Marshall als auch Franz 
Oppenheimer durchaus geläufig war - eigentlich nichts anderes als 
eine Rente. Genauer gesagt, eine Quasirente, da das hier verwendete 
Sachkapital nicht absolut knapp ist, sondern im Laufe der Zeit er-
weitert werden kann. Diese Quasirente würde verschwinden, wenn 
einmal infolge des Ausbleibens neuer Erfindungen die gesamte In-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



120 Generaldiskussion 

dustrie mit Produktionsanlagen gleicher Wirtschaftlichkeit ausgerüstet 
wäre. Sie bildet sich aber immer wieder aufs neue, wenn neuartige 
wirtschaftlichere Herstellungsverfahren entdeckt und angewendet 
werden, und sie ist um so größer, je größer der Unterschied der 
Wirtschaftlichkeit der neuen Verfahren im Vergleich zu derjenigen 
der alten ist. 

Herr Professor Krelle hat ausdrücklich davon Abstand genommen, 
hier eine Zinstheorie zu entwickeln. Wenn wir aber der Auffassung 
sind, daß der Anteil der Zinseinkommen am gesamten Besitzeinkom-
men von anderen Faktoren abhängig ist als der des Unternehmer-
gewinns, dann sind einige Hinweise auf Wesen und Abhängigkeit des 
Zinses doch unentbehrlich. Daß es nicht möglich ist, den Zins aus der 
Grenzproduktivität des Kapitals herzuleiten, ergibt sich daraus, daß 
der Zins ja seinerseits maßgebend dafür ist, welche Kapitalarbeits-
kombination verwendet wird. Wie der ursprüngliche Kredit wohl ein 
Konsumkredit gewesen sein dürfte, so wird auch der ursprüngliche 
Zins nur ein Konsumzins, eine Leihgebühr gewesen sein. Erst mit der 
Verwendung des Kredites zur Finanzierung von Produktionsvorhaben 
wird deutlich geworden sein, daß man es beim Zins mit einem 
Kostenfaktor zu tun hat, der die Nutzungen für lange Zeit angelegter 
Kapitalien in den ersten Nutzungsjahren ganz erheblich. verteuert. 
So bedeutet bei einer Anlage, deren Lebensdauer für zehn Jahre be-
rechnet ist und die demgemäß jährlich mit 10 Ofo abgeschrieben wird, 
eine Verzinsung von 5 % eine Verteuerung der ersten Nutzungen auf 
das Anderthalbfache. Bei einer Anlage, deren Nutzungensich auf 
hundert Jahre verteilen, bedeutet dieselbe Verzinsung eine Verteue-
rung auf das Sechsfache. Infolge dieser Verteuerung der Nutzung 
langfristiger Anlagen begrenzt der Zins den Investitionswillen der 
Unternehmer. Hier liegt nach meiner Auffassung der entscheidende 
Bestimmungsgrund des Zinses. Er hat die Aufgabe, die Nachfrage 
nach Investitionsgütern soweit zu beschränken, daß sie zusammen 
mit der aufgrund der Verbrauchsfunktion gegebenen Nachfrage nach 
Verbrauchsgütern Gesamtausgaben ergibt, welche dem Grenzprodu-
zenten gestatten, seine Kosten zu decken. Er muß, um diese Aufgabe 
erfüllen zu können, um so höher sein, je mehr technische Investitions-
möglichkeiten bei einem gegebenen Zinsfuß rentabel erscheinen und 
je stärker die Initiative ist, welche die Unternehmer entfalten. Er ist 
also sowohl sachlich als auch psychologisch bedingt. 

Beide Größen, der Differentialgewinn und der Zins, sind Erschei-
nungen der Dynamik. Wenn keine wirtschaftlicheren Herstellungsver-
fahren mehr erfunden werden, dann kann es auf die Dauer keine 
Differentialgewinne mehr geben. Wenn aber keine Differential-
gewinne mehr erwartet werden können und außerdem auch noch 
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die Bevölkerung konstant bleibt, dann gibt es auch keinen Anreiz 
mehr, zu investieren und dann sinkt auch der Zins auf Null, weil 
kein Investitionswille mehr da ist, der zu begrenzen wäre. Betde Er-
scheinungen streben also bei unveränderter Technik der Größe Null 
zu. Sie werden aber immer wieder neu geschaffen durch die ihrer 
Verwirklichung und ihrer allgemeinen Verwendung harrenden, durch 
den Erfindungsgeist neu gefundenen Lösungen der Technik. Das 
scheint mir die wesentliche Erklärung für die Bestimmungsgründe 
des. Besitzeinkommens in der wirtschaftlichen Entwicklung zu sein. 

Leider ist das Material, das uns der Vortragende vorgelegt hat, auf 
einen zu kurzen Zeitraum bezogen, als daß! man die Richtigkeit dieser 
These mit seiner Hilfe überprüfen könnte. Ich vermute, daß in Zeit-
abschnitten, in denen sich neuartige, viel Kapital bindende technische 
Lösungen durchsetzten, beispielsweise in der Zeit der Entwicklung des 
Eisenbahnwesens und sp.äter beim Aufschwung des Automobilbaus 
und der chemischen Industrie, ein relativ hoher Anteil der Besitz-
einkommen festzustellen sein wird, und daß wir dies auch für die 
bevorstehende Periode der Automation und der Atomtechnik zu er-
warten haben. 

Die Frage, ob wir durch wirtschaftspolitische Maßnahmen auf die 
Größe und die Verteilung des BesitzeinkommensEinfluß nehmen 
können, verdient unsere besondere Aufmerksamkeit. Man könnte aus 
den Ausführungen des Vortragenden entnehmen, daß er, da er ja den 
Einfluß der Machtstellung der Koalitionen auf das Besitzeinkommen 
betont, der Auffassung ist, daß durch die erfolgreiche Durchsetzung 
von Nominallohnerhöhungen auch ein höherer Anteil des Arbeits-
einkommens am Volkseinkommen erreicht werden könne. Ich bin 
überzeugt, daß' dies, von vorübergehenden kurzfristigen Auswirkun-
gen abgesehen, nicht der Fall ist, und zwar auch dann nicht, wenn 
die Diskontpolitik durch Herabdrosselung der Investitionen mit Hilfe 
eines höheren Zinssatzes einer solchen Verteilungspolitik Hilfe-
stellung leistet. Gewiß ist es möglich, durch eine redistributive Steuer-
politik den Anteil des Arbeiters am Realprodukt zu vergrößern. So-
Lange aber die Empfänger von Arbeitseinkommen nicht in gleicher 
Höhe Ersparnisse bilden, wie dies die Empfänger großer Besitzein-
kommen tun, bedeutet eine Steigerung des Realeinkommens der Ar-
beitnehmer eine Erhöhung der Verbrauchsausgaben und zwingt damit 
zu einer entsprechenden Verminderung der Investitionen. Sie führt 
also zwangsläufig zu einer Verzögerung der Produktivitätssteigerung 
unserer industriellen Anlagen und zu einem langsameren Wachstum 
des verzehrbaren Sozialprodukts, was keineswegs im Interesse des 
Arbeiters liegt. Solange die Bezieher von Arbeitseinkommen nicht 
freiwillig in nennenswertem Maße sparen, ist eine Erhöhung ihres 
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Anteils an der privaten Vermögensbildung der Volkswirtschaft nur 
durch die Verbindung einer re distributiven Besteuerung mit einer 
langfristigen Fiskalpolitik zu erreichen, bei der ein Teil der zur 
Finanzierung der Investitionen erforderlichen Vermögensbildung an 
Stelle der Bezieher von iBesitzeinkommen durch den Staat über-
nommen wird. 

Vorsitzender Prof. Dr. Erich Schneider (Kiel): 

Ich danke den Herren Diskussionsrednern für Ihre Beiträge. Leider 
erlaubt die zur Verfügung stehende Zeit nicht, weitere Diskussions-
redner zu hören. Ich darf daher auf weitere Beiträge für die morgen 
nachmittag stattfindende Spezialdiskussion verweisen und somit die 
N achmi ttagsveranstal tung schließen. 
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Zweiter Tag, Vormittag 

Freitag, 28. September 1956 

Vor s i tz : Prof. Dr. Fritz Neumark (Frankfurt): 

Vorsitzender Prof. Dr. Fritz Neumark (Frankfurt): 

Wir haben gestern nach dem Grundsatzreferat des Herrn Kollegen 
von Beckerath zwei Vorträge gehört, die sich mit der iEinkommens-
t h e 0 r i e befaßten. Dabei hat allerdings Herr Kollege Peter einige 
Zweifel geäußert, ob wir überhaupt von der Existenz einer eigent-
lichen Einkommens-, namentlich einer Einkommensverteilungstheorie 
sprechen könnten. Ohne zu dieser Frage Stellung nehmen zu wollen 
- ich persönlich neige da eher dem gedämpften Optimismus zu, der 
in den Ausführungen des Herrn Kollegen Preiser durchklang -, 
meine ich, daß hinsichtlich der Einkommens pol i t i k, insbesondere 
der Verteilungspolitik, kein Zweifel an ihrer Existenz bestehen kann, 
spüren wir doch alle in dieser oder jener Form sehr deutlich die 
Wirkung einer solchen Politik, sei es in Form von Subventionen 
künstlich erhöhter Nahrungsmittelpreise, sei es in Gestalt progressiver 
Steuern. Problematisch ist freilich, ob die Einkommensverteilungs-
politik immer die Ziele zu realisieren vermag, die sie sich setzt, und 
ferner, ob und inwieweit die Realisierung solcher Ziele wünschens-
wert ist, wünschenswert im Sinne von kompatibel mit der hier hpyo-
thetisch als wünschenswert vorausgesetzten Erhaltung der geltenden 
Wirtschafts- und Sozialordnung. 

Mit diesen Problemen werden sich die bei den Referate des heutigen 
Vormittags befassen. Das erste von ihnen, das von Herrn Kollegen 
Jecht, befaßt sich mit den iBeziehungen zwischen der staatlichen 
Wirtschaftspolitik und der Einkommensverteilung. Das zweite, das 
des Herrn Kollegen Kolms, wird den Einfluß nichtstaatlicher Instan-
zen in dieser Beziehung behandeln. 

Was das erste Referat betrifft, so könnte man sagen, daß mit der 
Themenstellung die Gesamtproblematik der Wirtschaftspolitik über-
haupt angeschnitten wird. Aber es ist doch nicht zu verkennen, daß 
überall, in entwickelten wie in sogenannten unterentwickelten oder, 
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wie man heute lieber sagt, wenig entwickelten oder noch nicht voll 
entwickelten Ländern, seit ein, zwei Jahrzehnten spezifisch auf eine 
Beeinflussung der Einkommensverteilung gerichtete Maßnahmen pro-
gressiv an Bedeutung gewinnen. Dabei steht die Steuer- oder über-
haupt die Finanzpolitik einerseits, die Sozialpolitik im weitesten 
Sinne des Wortes andererseits im Vordergrund. Die meisten dieser 
Maßnahmen sind hinsichtlich ihrer Zielsetzung dem Grundsatz nach 
zwar unbestritten; aber eine Fülle von Fragen und Meinungsver-
schiedenheiten tut sich auf, wenn es sich darum handelt, Art, Maß 
und Tempo der fraglichen Staatseingriffe kritisch zu würdigen. 

Eine solche Würdigung setzt nun einerseits Theorie, andererseits 
aber eine möglichst exakte und umfassende Kenntnis der Wirkungen 
voraus, die von derartigen Interventionen ausgehen können bzw. 
faktisch ausgegangen sind. Auf alle diese Punkte wird Herr Kollege 
Jecht in seinem Referat eingehen. Dabei ist er freilich insofern in 
einer sehr peinlichen Situation, als im Gegensatz zu der Lage in an-
deren, speziell den angelsächsischen und skandinavischen Ländern, 
in der Bundesrepublik das verfügbare empirisch-statistische Material 
in dieser Hinsicht unvollkommen ist; denn einmal ist es weitgehend 
veraltet, gerade was die Einkommensstatistik betrifft, und zum an-
dem unvollständig hinsichtlich des Inhalts. Daß und wie es Herrn 
Kollegen Jecht gelungen ist, diese und manche anderen Schwierig-
keiten zu meistern, soweit das irgend möglich ist, und die vielleicht 
wichtigste ökonomische und soziale Frage unserer Zeit ganz im Sinne 
der großen Tradition unseres Vereins - seit vorgestern müssen wir 
wohl sagen: unserer Gesellschaft - zu behandeln, werden Sie sogleich 
aus seinem Referat ersehen, zu dem ich ihm nunmehr das Wort 
erteile. 

Staatliche Wirtschaftspolitik und 
Einkommensverteilung 

Von Prof. Dr. Horst Jecht (Münster): 

Herr Vorsitz er, meine Damen und Herren! 

I. 

Der Gedanke eines s t a a t I ich e n I n t e r v e n t ion i s mus auf 
dem G e b i e ted e r Ein kom m e n sv e r t eil u n g taucht im 
Kreise der deutschen Sozialwissenschaft erstmals etwa im Beginn des 
letzten Drittels des vorigen Jahrhunderts auf. Den Hintergrund bildete 
die ungünstige Lage der Arbeiterschaft und die Verschärfung der so-
zialen Gegensätze in der Frühperiode der industriellen Entwicklung. 
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Auf der Eisenacher Konferenz im Jahre 1872, der Keimzelle des 
späteren Vereins für Sozialpolitik, wies Gustav SchmolleT in seiner 
Eröffnungsrede auf die steigende Ungleichheit der Einkommen und 
Vermögen und die daraus für den Bestand der freien politischen 
Institutionen drohenden Gefahren hin, denen der Staat keinesfalls 
gleichgültig zusehen dürfe1. 

Diese erste wissenschaftliche Diskussion über die Berechtigung einer 
staatlichen Einflußnahme auf die Verteilung der Einkommen erfolgte 
in einer Zeit, in der einerseits der Industrialismus bereits zu tief-
greifenden Umschichtungen der Gesellschaft geführt hatte, in der 
jedoch andererseits die überlieferte ablehnende Haltung des klassi-
schen Liberalismus gegenüber allen Maßnahmen einer interventionisti-
schen Politik die öffentliche Meinung noch völlig beherrschte. Seither 
haben sich unter dem Einfluß der politischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung jene tief,greifenden Struktur wandlungen in den Beziehungen 
zwischen Wirtschaft und Staat vollzogen, die in der Bezeichnung des 
heutigen Staates als "W 0 h 1 f a h r t s s t a a t" ihren charakteristischen 
Ausdruck finden. Dieser keineswegs auf Deutschland beschränkte Pro-
zeß bahnt sich seit Ende des vorigen Jahrhunderts an, erfährt jedoch 
seine Intensivierung seit dem 1. und Ir. Weltkriege. Die staatliche Ein-
flußnahme auf die Einkommensverteilung ist heute eine Realität, die 
für die Integration zwischen Wirtschaft und Staat konstitutive 
Bedeutung besitzt. Jedoch bleiben Ausmaß, Wirkungen und Grenzen 
der Eingriffe weiterhin in vielfacher Hinsicht problematisch. 

Im Rahmen der W iss e n s c h a f t wurden von verschiedenen 
Seiten her Versuche unternommen, zu einer genaueren Erfassung 
dieser Fragenkreise zu gelangen. Bedeutungsvoll war zunächst die in 
der neue ren Theorie allgemein vollzogene Unterscheidung zwischen 
funktionaler und personaler Verteilung im Sinne einmal der Zu-
ordnung bestimmter Einkünfte zu den Produktionsfaktoren, sodann 
des tatsächlichen Bezuges von Einkommen durch die verschiedenen 
Personen und Personengruppen. In seinem berühmten Aufsatz "Macht 
oder ökonomisches Gesetz" beantwortete Böhm-BaweTk2 die Fr~ge 
nach der Beeinflussungsmöglichkeit der funktionalen Verteilung im 
wesentlichen im Sinne der Determiniertheit der Verteilungsvorgänge 
durch die Gesetzmäßigkeiten des Marktes, die einer Einwirkung nur 
verhältnismäßig geringen Spielraum ließen. In der anschließenden 
Diskussion wurde von verschiedenen Autoren der Versuch unter.,. 

1 G. Schmoller, Eröffnungsrede. In: Verhandlungen der Eisenacher Ver-
sammlung zur Besprechung der Sozialen Frage. Leipzig 1873. 

2 E. v. Böhm-Bawerk, Macht oder ökonomisches Gesetz, Ztschr. f. Volks-
wirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung, Bd. 23, 1914, wiederabgedruckt in 
"Gesammelte Schriften", 1924. 
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nommen, diese Grenzen interventionistischer Eingriffe in die Ein-
kommensverteilung genauer abzustecken. 

Daneben stehen die Bemühungen einiger neuer Richtungen der 
Wirtschaftsliteratur, das ver t eil u n g s pol i t i s c h e Z i e I selbst 
zu begründen. Wurde der staatliche Interventionismus in der anfäng-
lichen Diskussion mit dem Widerspruch zwischen der im Rahmen der 
Marktwirtschaft sich vollziehenden Einkommensverteilung und den 
Postulaten der sozialen Gerechtigkeit begründet, so war das Bestreben 
nunmehr darauf gerichtet, angesichts des schwankenden Inhalts der 
Gerechtigkeitsidee den Ausgleich der bestehenden Einkommensunter-
schiede mit ökonomischen Argumenten zu rechtfertigen. In diesem 
Zusammenhang ist der Versuch der sogenannten "W 0 h I f a h r t s-
öko n 0 m i e" zu erwähnen, anknüpfend an Gedankengänge der 
Grenznutzentheorie die stärkere Egalisierung der Einkommensvertei-
lung mit einer dadurch bewirkten Erhöhung des Gesamtwohlstandes 
der Bevölkerung zu begründen. Dieser Versuch scheitert nicht nur an 
den Schwierigkeiten des interpersonalen Nutzenvergleichs, sondern 
auch an der Unmöglichkeit einer Aussage über die Grenzen der er-
strebten Einkommensnivellierung. Wesentlich größer war - min-
destens zeitweise - der Einfluß derjenigen Lehren, die das ver-
teilungspolitische Postulat unter Berufung auf Keynes mit dem 
Argument einer Steigerung der Konsumrate zur Verbesserung der 
Beschäftigungslage zu rechtfertigen unternahmen. Von allen sonstigen 
Einwendungen abgesehen, liegt jedoch die Schwäche dieses Gedanken-
ganges darin, daß er allenfalls unter den Voraussetzungen einer be-
stimmten konjunkturellen Lage Gültigkeit beanspruchen kann. 

So bleibt den Bemühungen, die staatliche Einkommenspolitik aus-
schließlich mit ökonomischen Argumenten zu begründen, letztlich der 
Erfolg versagt. Das Ziel, die marktwirtschaftliche Einkommensbildung 
in bestimmter Weise zu korrigieren und zu ergänzen, findet seine 
Fundierung auch weiterhin in dem Pos t u I a t der s 0 z i ale n 
Ger e c h t i g k e i t, das sich selbst der näheren wissenschaftlichen 
Begründung entzieht, das vielmehr von dem Vertreter der Sozial-
wissenschaft den herrschenden Ideenströmungen entnommen wird. 
Seine im höchsten Maße bedeutungsvolle Aufgabe besteht darin, die 
verschiedenen Formen der staatlichen Einflußnahme auf ihre E r -
f 0 1 g s m ö g I ich k e i t e n hin zu diskutieren. Er wird dabei sein 
Augenmerk insbesondere auch jenen N e ben wir k u n gen zuwen-
den müssen, die häufig ebenso wichtig sind wie die unmittelbaren 
Ergebnisse der wirtschaftspolitischen Maßnahmen und die deshalb bei 
der Beurteilung nicht übersehen werden dürfen, zumal ihre Kenntnis 
u. U. wichtige Gesichtspunkte für die Kritik der Zielsetzung selbst 
zu liefern vermag. 
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II. 

Bei einem Überblick über die F 0 r m e n s t a a t li ehe r Ein-
f I u ß nah m e auf die Einkommensverteilung wird man an den An-
fang mit Nachdruck den Satz stellen müssen: Es gibt überhaupt keine 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen des Staates, die nicht verteilungs-
politische Effekte haben oder jedenfalls haben könnten. Umgekehrt 
wird man hinzufügen müssen: Es gibt keine verteilungspolitischen 
Maßnahmen, die nicht ihrerseits andere wirtschaftliche Wirkungen 
ausüben. 

Von grundlegender Bedeutung für das Verteilungsproblem ist be-
reits die Entscheidung zugunsten eines bestimmten Wir t s c h a f t s-
s y s t e m s. So besteht bekanntlich im Rahmen einer Verkehrs- und 
Marktwirtschaft - im Unterschied zu einer zentralen Verwaltungs-
wirtschaft - eine unmittelbare Interdependenz zwischen Produktion 
und Verteilung des Volkseinkommens insofern, als alle originären Ein-
kommen im Zusammenhange mit dem Einsatz der Produktions-
faktoren entstehen. Jeder Eingriff in den Prozeß der Einkommens-
bildung muß auf diesen Zusammenhang Rücksicht nehmen. Alle auf 
die Gestaltung der Wir t s c h a f t s - und M a r k tor d nun g 
hinzielenden Maßnahmen der staatlichen Wirtschaftspolitik, so etwa 
die ausdrückliche oder stillschweigende Anerkennung oder umgekehrt 
die Bekämpfung der Monopolbildung, Versagung oder Anerkennung 
der Koalitionsfreiheit, die Gestaltung des Unternehmungs- und Ge-
seIlschaftsrechts sind für die Einkommensverteilung zwischen den 
wirtschaftlichen Gruppen von größter Bedeutung. Selbstverständlich 
hat auch - um ein weiteres wichtiges Beispiel zu nennen - die 
Nationalisierung ganzer Wirtschaftszweige in einigen Ländern in der 
Zeit nach dem II. Weltkriege die Voraussetzungen der Einkommens-
verteilung tiefgreifend geändert. 

Wenn man von diesen auf die Gestaltung des Wirtschaftssystems 
gerichteten Maßnahmen der staatlichen Wirtschaftspolitik - qualitativ-
strukturellen Maßnahmen i. S. Tinbergens3 - absieht, lassen sich die 
für -die Einkommensverteilung relevanten Interventionen in zwei 
große Gruppen gliedern: 

1. Maßnahmen mit primär wirtschaftspolitischer Zielsetzung, die 
jedoch wichtige verteilungspolitische Wirkungen ausüben; 

2. Maßnahmen, die primär verteilungspolitische Zielsetzungen ver-
folgen oder die - um mit Adolph Wagner zu sprechen - un-
mittelbar an der Beseitigung von Mißständen in der Verteilung 
orien tiert sind. 

3 J. Tinbergen, On the Theory of Economic Policy, Amsterdam 1952. Ders., 
Centralization and Decentralization in Economic Policy. Amsterdam 1954. 

9 Sozialpolitik XIII 
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II!. 

Ich beginne mit einer Diskussion der ersten Gruppe, d. h. also jener 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen des Staates, die zwar andere Ziel-
setzung verfolgen, jedoch beträchtliche Wirkung auf die Einkommens-
v'erteilungen ausüben. Hier ist zunächst an die bekannte Tatsache 
zu erinnern, daß das Verhältnis der verschiedenen Einkommensarten 
im Zusammenhang mit den wirtschaftlichen Wechsellagen wichtige 
Änderungen erfährt4. Sinngemäß ergibt sich daraus, daß auch alle 
beschäftigungs- und konjunkturpolitischen Maß-
nah m e n einen mehr oder minder starken Einfluß auf die Verteilung 
ausüben. Je mehr deshalb die staatliche Finanz- und Wirtschaftspolitik 
neben den traditionellen Mitteln der Geldpolitik für die Konjunktur-
gestaltung Bedeutung erlangt, um so mehr beeinflußt sie die zyklischen 
Schwankungen der Einkommensverteilung. Darüber hinaus lehrt die 
historische Erfahrung der letzten Jahrzehnte, daß, fundamentale 
Änderungen des Preisniveaus als Folge staatlicher Maßnahmen der 
Beschäftigungs-, Rüstungs- und Kriegsfinanzierung im äußersten Falle 
zur Deklassierung ganzer Einkommensschichten führen können. Aber 
auch die "dosierte Inflation", wie sie für die meisten Länder der west-
lichen Welt seit Kriegsende charakteristisch ist, bildet die Grundlage 
für Einkommensumschichtungen, deren Gefahr trotz der Allmählichkeit 
des Vorganges. nicht unterschätzt werden sollte. 

Im Hinblick auf die jüngste deutsche Vergangenheit ist es besonders 
wichtig, die verteilungspolitischen Wirkungen jener finanz- und wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen zu analysieren, die im Zuge des wirt-
schaftlichen Wiederaufbaus mit dem Ziel ergriffen wurden, verstärkte 
Anreize für die private Investition und Ersparnisbildung zu schaffen. 
Seit den 30er Jahren hat sich bekanntlich ein ganzes S y s t e m 
s t e u e r I ich e r Ver g ü n s t i gun gen herausgebildet, das ins-
besondere in den ersten Jahren nach 1948 der Steuergesetzgebung der 
Bundesrepublik geradezl\.l das entscheidende Gepräge gibt, von dem 
aber bedeutsame Reste bis in die Gegenwart hineinragen, ja dessen 
teilweise Wiederbelebung einen Bestandteil der gegenwärtigen Steuer-
reformpläne bildet. Bei diesen Maßnahmen handelt es sich einerseits 
um solche, die eine Erleichterung der Bildung von Ei gen kap i tal 
bei den Unternehmungen bezwecken (hierher gehören vor allem die 
bekannten 7er Paragraphen des EStG5, ferner die verschiedenen Rege-
lungen zwecks Begünstigung des nichtentnommenen Gewinns), an-

4 Vgl. hierzu C. Ctark, National Income and Outlay, London 1937; 
D. Creamer, Personal Income during Business Cycles, Princeton, 1956. 

5 Einige der 7er Paragraphen - wie z. B. § 7 c EStG - dienen gleichzeitig 
!luch der Förderung der Kapitalversorgung anderer Wirtschaftszweige, ins-
besondere der Wohnungswirtschaft und des Schiffsbaus. 
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dererseits um die Gewährung von Steuernachlässen zur Förderung des 
langfristigen S par e n s und der Wer t p a pie r a n lag e (hierher 
gehören die Steuervergünstigungen im Rahmen der Sonderausgaben, 
ferner die Steuerbefreiungen und Ermäßigungen für Zinserträgnisse 
im Rahmen des sogenannten Kapitalmarktförderungsgesetzes vom 
15. Dezember 1952). Diese Begünstigungen haben die erstrebten wirt-
schaftlichen Effekte in beträchtlichem, wenn auch bei den ein-
zelnen Maßnahmen verschieden großem Umfange erreicht - über 
diese wirtschaftspolitische Problematik ist hier nicht zu sprechen -, 
gleichzeitig aber auch sehr bedeutsame verteilungspolitische Konse-
quenzen gehabt. Über diese wird man das Folgende sagen können: 

1. Die Bezieher seI b s t ä n d i ger Ein k ü n f t e und die k ö r -
per s eh a f t I ich e n Unternehmungen haben von den Vergün-
stigungen im allgemeinen stärkerGebrauch machen können als die 
Bezieher unselbständiger Einkommen. Das gilt nicht nur für die 
Abschreibungs- und Investitionsvergünstigungen, wo diese 
Differenzierung im Wesen der Sache liegt, sondern auch für die 
Vergünstigungen bei Kapitalansammlungsverträgen und die 
Steuerbefreiung der Zinsen bestimmter Wertpapiere, da der An-
teil der privaten Sparer an der Wertpapieranlage in der Zeit 
nach 1948 äußerst gering war. Es läßt sich errechnen, daß. auf 
diese Weise die steuerlich erfaßten Einkommen der Selbständigen 
1949/50 um rund 2 Mrd. oder 12,5 '0/0, 1952/53 um 4 Mrd. oder 
15 bis 18 % vermindert worden sind6• Da diese Beträge an der 
Spitze abgesetzt wurden, war die Steuersparnis sehr beträchtlich. 

2. Die Vorteile der Steuernachlässe waren in den meisten Fällen 
für die B e z i ehe r h ö her e r wesentlich größer als für die 
Bezieher kleinerer Einkommen. Dies ergibt sich daraus, daß bei 
der üblichen Methode der Absetzung der steuerfreien Beträge 
- z. B. im Falle der steuerbegünstigten Kapitalansammlungen -
vom steuerpflichtigen Einkommen und nicht von der Steuer-
schuld die Steuerersparnis progressiv mit steigendem Ein-
kommen zunimmt7. Den gröbsten Verstoß gegen die in der 
älteren deutschen finanzwissenschaftlichen Literatur so ein-
drucksvoll vertretene Forderung der Besteuerung nach der Lei-
stungsfähigkeit stellt wohl das Kapitalmarktförderungsgesetz 
mit seiner völligen Steuerbefreiung wichtiger Kapitaleinkünfte 
unabhängig von der Höhe des Gesamteinkommens dar. 

6 Hinsichtlich der Einzelheiten vgl. Statistischer Anhang, Tab. 2. 
7 Auf diese Zusammenhänge habe ich bereits in meiner Schrift "Probleme 

der Einkommensteuerreform", Göttingen 1948, S. 31 f., ferner in einer (un-
veröffentlichten) Denkschrift über die Probleme der steuerlichen Sparbe-
günstigung hingewiesen. 

9· 
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3. Auch bei gleicher Höhe der Einkommen und Gewinne wirkte sich 
die Vergünstigung je nach den besonderen Voraussetzungen z. B. 
nach der Kapitalintensität oder der Liquiditätslage der Unter-
nehmungen in sehr verschiedener Weise aus. 

Bei der Kritik wird man freilich nicht übersehen dürfen, daß im 
Interesse des raschen Wiederaufbaus gewisse sehr grobe Maßnahmen 
wohl mindestens vorübergehend unvermeidlich waren, zumal eine 
allgemeine Senkung des im Zeitpunkt der Währungsreform noch völlig 
überhöhten Tarifes an dem Widerstand der Besatzungsmächte schei-
terte. Trotzdem bleibt die Tatsache bestehen, daß die Einkommens-
verteilung (und ebenso auch die Vermögens ver teilung) durch diese 
Begünstigungen in höchst einseitiger und ungleichmäßiger Weise be-
einflußt worden ist. 

Unter den Maßnahmen, mit denen der Staat den Wirtschaftsablauf 
zu beeinflussen versucht, kommt neben den steuerlichen Anreizen zur 
Belebung der privaten Initiative und Ersparnis der unmittelbaren Er-
höhung der Nachfrage durch ö ff e n t li c h eIn v e s t i t ion e n 
steigende Bedeutung zu. In der Bundesrepublik sind in der 
Zeit von 1949 bis 1955 von der öffentlichen Hand für Bauten und Dar-
lehnsgewährung 45 Mrd. DM verausgabt worden7a, wozu noch etwa 
9 Mrd. DM Vermögensanlage der Sozialversicherungen kommen. Auch 
ohne diese entfallen auf die öffentlichen Investitionen (Real- und 
Finanzinvestitionen) in dieser Zeit etwa ein Viertel der gesamten 
Bruttoanlageinvestitionen der westdeutschen Volkswirtschafts. Dieser 
Anteil ist etwa der gleiche wie in den USA 9, während die öffentlichen 
Investitionen in Großbritannien1o - offenbar als Folge der Nationali-
sierung wichtiger Wirtschaftsgebiete - mehr als die Hälfte der ge-
samten Bruttoinvestitionen ausmachen. 

Die Bedeutung dieser Ziffern liegt - soweit es sich um die Bundes-
republik handelt - zwar in erster Linie darin, daß Einkommens-
beträge, die andernfalls mindestens teilweise konsumtiv verausgabt 
worden wären, auf dem Wege des "Zwangssparens" der Investition 
zugeführt wurden. Neben diesem für das volkswirtschaftliche 
Wachstum entscheidenden Effekt üben die öffentlichen Investi-
tionen aber auch in verschiedener Richtung wichtige Wir-
kungen auf die Einkommensverteilung aus. Unter Berücksichtigung 
der Vermögensanlagen der Sozialversich,erungen entfiel während der 
letzten Jahre mehr als die Hälfte des Gesamtbetrages auf Ausgaben 

7a Bulletin der Bundesregierung Nr. 54 v. 17.3.1956. 
8 Vgl. Statistischer Anhang, Tabelle 6. 
g Vgl. Statistischer Anhang, Tabelle 7. Während des New Deal in den 

20er Jahren haben die öffentlichen Investitionen zeitweise mehr als 50 Ofo aller 
Bruttoinvestitionen betragen. 

10 Vgl. Statistischer Anhang, Tabelle 8. 
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für den Wohnungsbau und andere Zwecke, die bei gleichzeitiger Bin-
dung der Mieten und Preise in erster Linie den breiten Bevölkerungs-
schichten zugute gekommen sind. Auf der anderen Seite sind jedoch 
Darlehn und Bürgschaften in beträchtlichem Umfang gewährt worden, 
die eine Besserung der Einkommenslage bestimmter Unternehmer und 
Produzenten zur Folge hatten. Vielfach liegt eine enge Verbindung 
mit den an bestimmte Wirtschaftszweige gezahlten Sub v e n t ion e n 
vor. Um welche Beträge es sich dabei im einzelnen handelt, zeigen 
besonders eindrucksvoll die Ausgaben zur Förderung der Landwirt-
schaft, die allein im Bundeshaushaltsplan für 1956 896 Mill. aus-
machen (einschl. der Maßnahmen aufgrund des "Grünen Berichtes")l1. 
Angesichts der Zersplitterung der Haushaltspläne der öffentlichen 
Hand in der Bundesrepublik und der bisherigen Methode ihrer Gliede-
rung vorwiegend nach Ressorts und nicht nach. Funktionen ist es aller-
dings kaum möglich, sich einen genauen Überblick über die Höhe und 
Zusammensetzung der Maßnahmen der öffentlichen Wirtsch'aftsförde-
rung zu verschaffen. Die durch diese binnenwirtschaftlichen Inter-
ventionen bewirkten Änderungen der Einkommensverteilung dürften 
heute wichtiger sein als die Auswirkungen der staatlichen Zollpolitik, 
über deren Einkommenseffekt in der Wirtschaftsliteratur in früherer 
Zeit so lebhaft diskutiert wurde. 

IV. 

Ich wende mich nunmehr denjenigen Maßnahmen der staatlichen 
Wirtschaftspolitik zu, die primär auf Beeinflussung der Einkommens-
verteilung gerichtet sind und die man in Übereinstimmung mit einer 
weitverbreiteten Terminologie auch als s oz i alp 0 I i t i sc h e 
I n t e r v e n t ion e n i. e. S. bezeichnen kann. 

Sie können zunächst in dem Versuch einer u n mit tel bar e n 
Ein f I u ß nah m e auf die H ö h e der Ein kom m e n im Zeit-
punkte ihrer Entstehung, d. h. also auf die funktionelle Einkommens-
verteilung, insbesondere auf die Höhe des Lohnes bestehen. Derartige 
Eingriffe des Staates, die auch mit dem System der Marktwirtschaft 
schwer vereinbar sind, kommen jedoch - von Kriegszeiten abge-
sehen - verhältnismäßig selten vor. Die Bestimmung der Löhne ist 
im allgemeinen eine Domäne der Verhandlungen zwischen den Ver-
bänden der Arbeitgeber und Arbeitnehmer und wird deshalb in dem 
folgenden Referat behandelt. Ich werde sie im weiteren außer Betracht 
lassen. 

11 Siehe Bulletin der Bundesregierung, Nr. 155 v. 21. 8. 1956, S. 1508. Die 
Ausgaben der Länderhaushalte für die Förderung der Landwirtschaft dürften 
insgesamt kaum hinter den Bundesausgaben zurückbleiben. 
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Das eigentliche Gebiet des verteilungspolitischen Interventionismus 
ist die Umverteilung der aus dem marktwirtschaftlichen Prozeß her-
vorgehenden Einkommen, insbesondere durch Maßnahmen der öffent-
lichen Haushaltspolitik. Es handelt sich um jene Vorgänge, die im 
allgemeinen als Ein kom m e n s red ist r i b u t ion bezeichnet 
weroen. Der Hegriff ist an sich wenig fest umrissen. Er sagt ins-
besondere nichts darüber aus, zwischen welchen Personen oder Per-
sonengruppen und mit welchem Ziel die Umverteilung des Einkom-
mens erfolgt. Als Möglichkeiten, die hier in Betracht kommen, mögen 
etwa angeführt werden: überleitung von Einkommen von den Gesun-
den auf die Kranken, von den Beschäftigten auf die Erwerbslosen, von 
den Erwerbsfähigen auf die Alten und Invaliden, von den Einzelperso-
nen zu den Familien. Schließlich ist noch jene Redistribution zu nennen, 
an die die Vertreter der klassischen Sozialpolitik in erster Linie 
dachten, als sie das Ziel des lEinkommensausgleichs proklamierten: 
Die übertragung von Kaufkraft von den einkommensstarken auf ein-
kommensschwache Gruppen der Bevölkerung. Es ist unmöglich, alle 
diese Gebiete einer staatlichen Redistributionspolitik in diesem Refe-
rat zu erörtern, vielmehr zwingt die verfügbare Zeit zu einer Be-
schränkung auf bestimmte Probleme. Ich werde nacheinander jeweils 
in einem besonderen Abschnitt behandeln: e r s t e n s die Frage der 
Redistributionswirkung des S t e u e r s y s t e m s; z w e i t e n s das 
Ergebnis des Zusammenspiels von Einnahmen und Ausgaben im 
Rahmen des unter dem Verteilungsgesichtspunkt besonders wichtigen 
öffentlichen S 0 z i ale tat s. In bei den Fällen werden die Hilfsfisci, 
d. h. Lastenausgleich und Sozialversicherung, mit in die Betrachtung 
einbezogen werden. 

Vorauszuschicken sind einige Bemerkungen über die met h 0-

dis ehe n G run .cl lag e n der Analyse. Im Hinblick auf die Be-
steuerung besteht die Aufgabe darin zu zeigen, in welcher Weise sich 
das Steueraufkommen auf die verschiedenen Schichten der Bevölke-
rung aufteilt. ,Es wird versucht, diese Frage aufgrund der vorhandenen 
Daten der Steuerstatistik und unter ergänzender Heranziehung der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung so exakt zu beantworten, wie 
dies die Natur des Materials eben zuläßt. Die größten Schwierig-
keiten ergeben sich - infolge des Fehlens einer nach Einkommens-
schichten gegliederten Verbrauchsstatistik - bei der Auf teilung der 
"i n dir e k t e n S t e u ern". (Ich verwende diese Bezeichnung hier 
im vollen Bewußtsein ihrer Problematik.) Um mehr als um eine ver-
hältnismäßig grobe Schätzung kann es sich infolgedessen nicht handeln. 

Die Einzelheiten hinsichtlich der angewandten Berechnungsmethode 
bitte ich den Anlagen zu entnehmen. Über manches läßt sich 
gewiß diskutieren, sogar darüber, ob angesichts der Mängel des heute 
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verfügbaren Materials der Versuch einer Aussage über die Verteilung 
des Steueraufkommens überhaupt sinnvoll ist. Hierzu kann ich nur 
sagen, daß, ich unter Zurückstellung vielfacher Skrupel zu einer Be-
jahung dieser Frage gelangt bin. Der Versuch, in das bisherige Dunkel 
der durch den öffentlichen Haushalt sich vollziehenden Redistributions-
vorgänge hineinzuleuchten, schien mir angesichts der vielfach verbrei-
teten falschen Meinungen und der darauf gestützten Fehlurteile auch 
dann berechtigt zu sein, wenn das Ergebnis nur eine Aufhellung im 
Sinne der Anleuchtung gewisser Konturen sein konnte. Immerhin 
dürfte vielleicht die Errichtung einer Tafel mit der Aufschrift "Vor 
Mißbrauch wird gewarnt" angebracht sein. 

Ergeben sich so aus der Unvollkommenheit des Materials starke 
Vorbehalte im Hinblick auf die Exaktheit der gemachten Aussagen, 
so scheidet andererseits eine bedeutende Schwierigkeit aus, mit der 
die Analyse der Steuerwirkungen zumeist belastet ist: das übe r . 
wälz u n g s pro b I e m taucht, was ausdrücklich hervorgehoben 
werden muß, bei der Auf teilung des Steueraufkommens wie übrigens 
auch bei der Zurechnung der Ausgaben nicht auf. Die Analyse be-
schränkt sich ja auf die Distribution der Steuern bzw. der Ausgaben 
in einem bestimmten Zeitpunkt, genauer während einer bestimmten 
a b g e s chI 0 s sen e n Per iod e , wobei aus Gründen des sta-
tistischen Materials das unter anderen Gesichtspunkten wenig geeig-
nete Jahr 1950 gewählt werden mußte. Vorgänge der überwälzung, 
d. h. solch.e Wirkungen der Besteuerung, die in Änderungen des Ver-
hältnisses der verschiedenen Einkommensgruppen zueinander ihren 
Niederschlag finden, setzen jedoch den Vergleich zweier zeitlich auf-
einander folgender Zeitpunkte bzw. Perioden voraus. Man kann 
diesen Sachverhalt auch so ausdrücken: in der statistisch erfaßten 
Einkommensverteilung z. B. wiederum des Jahres 1950 sind die Er-
gebnisse der Steuerüberwälzung während dieser oder einer früheren 
Periode bereits enthalten. über sie wird ebensowenig eine Aussage 
gemacht wie über die in einer künftigen Periode etwa zu erwartenden 
überwälzungsvorgänge. 

Die Feststellung, daß die Ergebnisse unserer Analyse von der Be-
handlung des überwälzungsphänomens unabhängig sind, gewinnt ihre 
besondere Bedeutung angesichts des gegenwärtigen Standes der 
Theorie. Gestattet dieser doch - daran dürfte ernsthaft kein Zweifel 
bestehen - keine wirklich sichere Aussage in der überwälzungsfrage. 
Zwar hat die jüngste Diskussion insofern zu einer gewissen Klärung 
geführt, als nunmehr an der These einer in der Regel und vielfach 
vollständig sich vollziehenden Abwälzung der Besteuerung des Unter-
nehmergewinns im Rahmen der Einkommen- und Körperschafts-
steuer, wie sie zuvor von verschiedenen Autoren mit unter-
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schiedlicher Begründung vertreten worden war, nicht mehr fest-
gehalten wird12• Eine solche vollständige Überwälzung kommt - das 
ist das Ergebnis der Diskussion - nur in bestimmten, in der Realität 
selten gegebenen Grenzfällen in Betracht. Es ist jedoch zweifelhaft, ob 
die bisher verwendeten Methoden, insbesondere das allgemeine Kreis-
laufmodell ohne variable Gewinnfunktionen, das Problem überhaupt zu 
erfassen vermögen oder ob hierfür nicht vielmehr eine umfassendere 
Untersuchung über die Zusammenhänge zwischen der öffentlichen 
Wirtschaft und den Bestimmungsgriinden der funktionellen Einkom-
mensverteilung wie Monopolisierungsgrad, Investitionen, Konjunktur 
erforderlich ist. Immerhin wird man aufgrund des gegenwärtigen 
Standes des theoretischen Denkens und gewisser empirischer Daten, 
insbesondere der langfristigen Konstanz der funktionellen Einkom-
mensverteilung, von einer gewissen W a h r s c h ein I ich k e i t 
sprechen können, daß die dir e k t e n Steuern in relativ geringerem, 
die i nd ire k t e n Steuern in relativ größerem Maße überwälzt wer-
den. Diese Aussage läßt sich ohne weiteres in Einklang mit den Er-
gebnissen der statistischen Analyse bringen, obwohl diese, wie noch-
mals ausdrücklich betont werden muß, von der Überwälzungsproble-
matik völlig unabhängig ist. 

V. 
Wenn ich mich nunmehr den Ergebnissen der An a I y se des 

S t e u e r s y s t e m s zuwende - ich darf bitten, hierfür den Anlagen-
band zur Hand zu nehmen -, so ist unter dem Gesichtspunkte der 
Redistribution zunächst die Pro g res s ion der Einkommens-
besteuerung von Interesse. Bei ihrer Betrachtung gewinnt man den 
Eindruck, daß Adolph Wagners Idee der sozialpolitischen Steuergesetz-
gebung in einem Ausmaße verwirklicht worden ist, wie es Wagner 
selbst als unmöglich erschienen wäre. Erreichen doch die Spitzensätze 
der Einkommensteuer auch heute noch trotz der in der Nachkriegszeit 
erfolgten Herabsetzung in Großbritannien 92,5 10/ 0, in den USA 91 0/ 0 

(1954), in der Bundesrepublik 63 % (Plafond 55 0/0). In allen drei Län-
dern werden die Einkünfte aus Kapitalgesellschaften zusätzlich durch 
besondere Körperschaftssteuern (in Großbritannien: profits-tax) be-
steuert. In der Bundesrepublik wird diese Belastung - was bei dem 
niedrigeren Spitzensatz der Einkommensteuer, auch abgesehen von 
der anderen Struktur der Einkommensverteilung, zu beachten ist -
durch Vermögensteuern (Lastenausgleich) z. T. beträchtlich verstärkt. 

12 Vgl. vor allem die an C. Föhls Aufsatz "Kritik der progressiven Ein-
kommensbesteuerung" anschließende Diskussion im Finanzarchiv N. F. Bd. 
14-17 zwis'chen Stucken-Ehrlicher, Rüstow, Neisser, Colm, Krelle und Rich-
ter-Hauser. Die wichtigsten Ergebnisse faßt Föhl selbst in seinem Aufsatz 
"Das Steuerparadoxon" (Finanzarchiv NF Bd. 17, S. 101) zusammen. 
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Alfred Marshall hat bekanntlich davor gewarnt, die verteilungs-
politische Wirkung nur aufgrund einer einzigen Steuer zu beurteilen. 
Daß diese Warnung auch heute nicht überflüssig geworden ist, zeigt 
etwa der neuerdings von Hayek 13 unternommene Versuch, die "Un-
gerechtigkeit der Steuerprogression" bei der Einkommensteuer nach-
zuweisen, ohne dabei die Belastung der Einkommen durch andere 
Steuern zu berücksichtigen. Wir müssen also den Blick auf das 
S t e u e r s y s t e mal s Ga n z e s richten14. Dabei zeigt sich zunächst 
die auffallende Tatsache, daß die Einkommensbesteuerung (einschl. der 
erst 1920 als selbständige Steuerformen eingeführten Lohn- und Kör-
perschaftssteuer) weder im Deutschen Reich in den zwanziger Jahren 
noch. in der Bundesrepublik nach 1948 jene Bedeutung im Steuersystem 
wiedererlangt hat, die sie vor dem 1. Weltkrieg mit rund 35 % des ge-
samten Steueraufkommens besaß. Hingegen sind seit den 20er Jahren 
- mit Ausnahme der krisenbedingten Verhältnisse im Beginn der 30er 
Jahre - sowohl der Anteil der veranlagten Einkommensteuer zuzüg-
lich der Körperschaftsteuer mit 17 bis 21 % als auch der Anteil der 
Lohnsteuer mit 8 bis 10 % ziemlich konstant geblieben. Die aufgrund 
der Verschärfung der Progression und der Erhöhung des Körper-
schaftsteuersatzes eigentlich zu erwartende Steigerung der relativen 
Bedeutung der Einkommen- und Körperschaftssteuer ist also nicht ein-
getreten. Das erklärt sich z. T. aus dem Rückgang der Selbständigen, 
von denen diese Steuern vornehmlich erhoben werden, im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der Erwerbstätigen (1925: 17,20/0, 1950: 14,7%), be-
stätigt jedoch i. ü. die früheren Aussagen über die Auswirkung der 
Begünstigungsmaßnahmen. 

Der Wunsch, eine Aufgliederung des Steueraufkommens nach den 
verschiedenen Ein kom m e n s s chi c h t e n vorzunehmen, läßt sich 
bei dem derzeitigen Stand der westdeutschen Statistik nicht reali-
sieren. Wir betreten bereits ein äußerst unsicheres Terrain, wenn wir 
anknüpfend an die Unterscheidung zwischen Selbständigen und Un-
selbständigen versuchen, das Dur eh s c h n i t t sei n kom m e n 
dieser beiden Gruppen der Bevölkerung und seine dur c h s c h n i t t -
I ich e s t e u e r I ich e Bel ast u n g zu berechnen. Aufgrund der 
verfügbaren Daten und mit dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß es sich 
um nichts anderes als um eine ganz grobe Schätzung handelt, komme 
ich dabei zu folgendem Ergebnis: Das Durchschnittseinkommen der 
Bezieher uns e I b s t ä n d i ger Ein kom m e n einschließlich der 
Transfereinkommen der Sozialrentner belief sich 1950 auf etwa 
2400 DM, die durchschnittliche Belastung durch sämtliche Steuern auf 

13 Vgl. F. A. Hayek, Die Ungerechtigkeit der Steuerprogression, Schweizer 
Monatshefte 33, 1952. 

14 Vgl. hierzu Statistischer Anhang, Tabelle 1. 
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Effektive Belastung der Einkommensgruppen durch die Lohn- und 
Einkommensteuer in Deutschland 1950* 

Einkommens- Zahlder Summe der Steuer- Steuern in vH 
gruppen Steuerpflichtigenl Einkommen2 schuld der Einkommen 

1500 1556229 1529,5 20,5 1,3 
1500<- 3000 4890616 11442,7 264,6 2,3 
3000- 5000 4683832 17883,5 729,6 4,0 
5000- 8000 1128925 7142,0 619,2 8,7 
8000- 12000 335180 3355,6 523,8 15,6 

12000- 16000 92463 1391,1 3J2,2 22,4 
16000- 25000 78288 1688,3 459,1 27,1 
25 OOO~ 50 000 38017 1477,4 507,1 34,3 
50000'-100000 11152 866,4 371,1 42,8 

über 100000 4480 1265,8 662,1 52,3 

Gesamt 12829 182 480'42,3 4469,3 9,3 

* Quellen: Statistik der Bundesrepublik Deutschland, Band 125; Statistisches 
Jahrbuch 1956, S, 404-407. 

1 Steuerbelastete und Steuerbefreite. 
2 Bruttolöhne der nichtveranlagten und Einkommen der veranlagten 

Steuerpflichtigen (einseh!. der Sonderausgaben). 
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etwa 25 %; das Durchschnittseinkommen der SeI b s tä nd i gen 
einschließlich der mithelfenden Familienmitglieder auf 4200 DM (ohne 
diese 8300 DM), die durchschnittliche steuerliche iBelastung dieser Ein-
kommen auf annähernd 37 % 15• Ganz grob ausgedrückt: Die breite 

15 Die Einkommen der Selbständigen und Unselbständigen konnten aus der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ermittelt und daraus das Durch-
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Schicht der Masseneinkommen trug im Jahre 1950 mit etwa einem 
·Wertel, die ebenfalls noch recht umfangreiche Schicht der Einkommen 
der Selbständigen mit etwas mehr als einem Drittel ihres Ein-
kommens zu den öffentlichen Ausgaben bei. 

Die relativ geringe Progression, die in diesen Ziffern zum Ausdruck 
kommt, ist eine Folge der Regressionswirkung der Umsatz- und Ver-
brauchsbesteuerung. Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, daß es 
sich bei der Steuerbelastung der Selbständigen von einem Drittel 
um einen Durchschnittssatz handelt und daß die höheren Einkommen 
allein aufgrund der Einkommensteuerprogression viel stärker besteuert 
waren. Belief sich doch die Effektivbelastung der durch die Lohn-
und Einkommensteuer erfaßten Einkommen im gleichen Jahre 1950 
bei der Einkommensgruppe 8-12 000 DM auf 15,6 0/ 0, bei der Ein-
kommensgruppe von 25-50000 DM auf 34,3 % und bei den Ein-
kommen über 100000 DM auf 52 %. Gewiß ist bei diesen Ziffern 
zu berücksichtigen, daß Einkommen im steuerrechtlichen Sinne nicht 
mit ökonomischem Einkommen identisch ist und daß zumindest bei 
den veranlagten Steuerpflichtigen die tatsächliche Einkommensteuer-
belastung unter der in der Steuerstatistik errechneten gelegen hat. 
Aber diese Abweichungen sind keinesfalls so beträchtlich, daß da-
durch die progressive Abstufung der Steuerbelastung und die durch 
sie bewirkte Einkommensredistribution aufgehoben würde. 

VI. 
Aussagen über die Beeinflussung der Einkommensverteilung durch 

das Steuersystem gestatten - darüber dürfte heute Einmütigkeit be-
stehen - kein abschließendes Urteil über die Redistributivwirkung 
des öffentlichen Haushalts im ganzen. Hierzu ist vielmehr die Ein-
beziehung der Wir k u n g der Aus gab e n auf die private Ein-
kommensverteilung erforderlich. Die Schwierigkeit einer Analyse 
dieses Einflusses liegt darin, daß ein beträchtlicher Teil der öffent-
lichen Ausgaben seiner Natur nach nicht bestimmten Gruppen von 
Einkommensbeziehern zugerechnet werden kann; das gilt z. B. für 
die Ausgaben mir Verteidigungszwecke, für die Rechtspflege, für die 
innere Verwaltung u. a. Jeder Versuch einer Auf teilung dieser Aus-
gaben müßte von willkürlichen Annahmen ausgehen und ist infolge-
dessen abzulehnen. 

schnittseinkommen errechnet werden. Die Arbeitslosen wurden dabei in die 
Zahl der Unselbständigen einbezogen. Die durchschnittliche Steuerbelastung 
ergab sich aus der Zuordnung des gesamten Steueraufkommens (einsch!. der 
in späteren Jahren nachversteuerten Beträge) auf diese beiden Gruppen. Die 
Methode der Zuordnung kann aus den "Erläuterungen zu den Bilanzen der 
sozialen Transferleistungen" im statistischen Anhang ersehen werden. 
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Die folgende Untersuchung beschränkt sich aus diesem Grunde auf 
ein Gebiet des öffentlichen Haushaltes, dessen Ausgaben einerseits 
mit hinreichender Genauigkeit bestimmten Einkommensgruppen zu-
gerechnet werden können und andererseits im Rahmen des öffent-
siehen Gesamthaushaltes seit der Jahrhundertwende eine so 
starke Steigerung aufweisen, daß die Einkommensverteilung durch 
sie in entscheidender Weise beeinfluß<t wird: die Aufwendungen für 
den S 0 z i ale t a t16 • 

Die einschlägigen Zahlen, die dieses Wachstum der Sozialausgaben 
beleuchten, lauten für Deutschland: 

Anteil der Sozialausgaben an den gesamten öffentlichen Ausgaben 
(einschließlich Sozialversicherung und Lastenausgleich): 

Deutsches Reich 1913 30 Ofo 
1928 50 Ofo 
1931 60 Ofo 

Bundesrepublik 1950, 1953 50 Ofo 

Interessant ist die Feststellung, daß die entscheidende Expansion 
der Sozial ausgaben im >Rahmen des öffentlichen Etats sich. bereits in 
den zwanziger Jahren, also im Gefolge des 1. Weltkrieges, vollzieht. 
1931 nimmt als Krisenjahr eine Sonderstellung ein. Die Anteilziffern 
nach 1948 betragen wiederum wie in den zwanziger Jahren 50 0/0. 

In Großbritannien wurde demgegenüber der entscheidende Schritt 
erst nach dem H. Weltkriege im Zusammenhang mit dem Ausbau des 
nationalen Gesundheitsdienstes getan. Der Anteil der Sozialausgaben 
am Gesamtetat belief sich 1937 auf 37 {l/o, 1950 auf 45 tJ/o der Ge-
samtausgaben17. 

In mancher Hinsicht aufschluß~eicher sind, da der Umf.ang des 
öffentlichen Haushaltes im Verhältnis zum Sozialprodukt gewachsen 
ist, die folgenden Anteilziffern des Sozialetats am N e t tos 0 z i a 1 -
pro du k t zu Marktpreisen18: 

1913 
1928 
1931 
1950 
1953 

5 8/0 

16 Ofo 
21 Q/o 
21 Ufo 
23,5 % 

Hier zeigt sich also auch seit den zwanziger Jahren eine weitere 
prozentuelle Steigerung. 

16 Vgl. zum Folgenden: Statistischer Anhang, Tab. 3, 4. 
17 Vgl. A. T. Peacock, The Social Services in Great Britain and the Re-

distribution of Income, in: Income Redistribution and Social Policy, Lon-
don, 1954. 

18 Be.i einem Vergleich mit Großbritannien zeigt sich, daß der Anteil der 
Sozialausgaben am Brutto-Sozialprodukt 1950/51 dort 17,4 >D/o (2,38 Mrd. von 
13,66 Mrd. z) in der Bundesrepublik 19,8 ~/o (17,8 Mrd. von 89,77 Mrd. DM) 
betrug. 
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Es soll nun im weiteren der Versuch gemacht werden, durch 
Gegenüberstellung der Einnahmen und Ausgaben zu einer Art 
von ,,8 0 z i alb i I an z" zu gelangen, aus der sich der Gesamt-
effekt des 80zialetats in redistributiver Hinsicht ergibt. Indem 
ich für alle Einzelheiten wiederum auf die Anlagen verweise, möchte 
ich zu den angewandten Berechnungsmethoden das Folgende be-
merken: 

Auf der Ein nah m e sei t e ruft die Zurechnung der Sozialver-
sicherungsbeiträge im allgemeinen keine besonderen Probleme hervor. 
Sie stellen 'sich als eine Abgabe der versicherungspflichtigen Arbeit-
nehmer dar. Wesentlich problematischer ist die Zuordnung des aus 
dem öffentlichen Haushalt, d. h. also letztlich aus Steuern finanzierten 
Teiles des Sozialetats. Hier wurde die Auf teilung entsprechend dem 
bei der Analyse des Steuersystems angewandten Verfahren vor-
genommen. 

Auf der Aus gab e n sei t e liegt die Problematik in der Ab-
grenzung der Sozialausg,aben. Es kommen drei Arten von öffentlichen 
Aufwendungen in Betracht: 

a) unmittelbare Darbietung von G ü t ern und Lei s tun gen 
seitens der öffentlichen Hand, soweit diese in erster Linie den 
weniger bemittelten Schichten zugute kommen, z. B. Ausgaben 
auf dem Gebiete des öffentlichen Gesundheitswesens, des all-
gemeinen Erziehungswesens usw.; 

b) Zahlung von Pr eis sub v e n t ion e n, die zur Verbilligung 
von Gütern des Massenverbrauchs oder der Nutzung solcher 
langfristiger Gebrauchsgüter führen, die vorwiegend den weniger 
wohlhabenden Schichten zur Verfügung gestellt werden, z. B. 
Lebensmittelsubventionen, Zuschüsse zum Wohnungsbau zwecks 
Niedrighaltung der Mieten usw.; 

c) dir e k t e Gel d z a h I u n gen an einkommensschwache Per-
sonen aus den Haushaltungen der öffentlichen Gebietskörper-
schaften oder der Sozialversicherungskörper. 

Zwischen den erwähnten drei Formen besteht insofern ein Unter-
schied, als die unter a) und b) genannten Ausgaben in der Regel teil-
weise auch Angehörigen der wohlhabenderen Schichten zugute kom-
men, sofern es nicht gelingt, dies durch besondere Maßregeln zu ver-
hindern (z. B. Beschränkung der Wohnungsbauzuschüsse auf Bau-
vorha:ben des sog. Sozialen Wohnungsbaues). Die unter c) erwähnten 
Geldzahlungen dagegen fließen im allgemeinen nur den einkommens-
schwachen Schichten zu. Streng genommen handelt es sich also nur 
hier um reine Sozialausgaben, jedoch erscheint es für den hier ver-
folgten Zweck berechtigt, auch die betden ersten Ausgabenarten mit 
in den Sozialetat einzubeziehen, weil die Inanspruchnahme durch An-
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gehörige der wohlhabenden Schicht im Rahmen der Gesamtausgaben 
relativ gering ist. - Noch nicht berücksichtigt sind die Einnahmen und 
Ausgaben der in der Bundesrepublik erst 1955 eingeführten Farn i-
I i e n aus g lei c h s k ass e, obgleich sie ihrem Wesen nach einen 
Bestandteil des Sozialetats bilden, wie andererseits auch die Familien-
ermäßigungen in die vorangegangene Analyse des Steuersystems nicht 
ausdrücklich einbezogen worden sind. 

Aufgrund der nach diesen Gesichtspunkten aufgestellten "Bilanz" 
läßt sich über die Redistributivwirkungen der Sozialausgaben das Fol-
gende aussagen19: 

1. Das S c h wer g e wie h t der Red ist r i b u t ion liegt 
heute innerhalb der breiten Schicht der unselbständig Erwerbs-
tätigen - derart, daß die Kosten der Versorgung der Kranken, 
Invaliden, Alten usw. von den in Arbeit und Verdienst stehenden 
Angehörigen der gleichen sozialen Schicht in Gestalt von Ver-
sicherungsbeiträgen und Steuern aufgebracht werden. 1950 ent-
fallen auf diese Art der Redistribution mindestens 63 %. 

2. Etwa 23 (1)/0 der Aufwendungen des Sozialetats - der absoluten 
Summe nach ungefähr 4,5 Mrd. DM - wurden von den selb-
ständigen Erwerbstätigen getragen. Bei einer Um r e c h nun g 
auf ,E in kom m e n s s t u f e n ergibt sich, daß auf die Bezieher 
von Einkommen über 4800 DM sogar 24 % der Sozialausgaben 
entfallen, die von ihnen in Form von Steuern erhoben wurden. 
In diesem Umfang hat also eine Redistribution im Sinne der 
klassischen Sozialpolitik stattgefunden. Gleichzeitig ist auf diese 
Weise die durch das Steuersystem bewirkte Tendenz zur Ab-
schwächung der Unterschiede der Einkommensverteilung durch 
den Sozialetat weiter verstärkt worden20,21. 

3. Bei einer weiteren Ausdehnung des Sozialetats - etwa im Zuge 
der geplanten Rentenreform - wird sich der Anteil der Auf-
bringung mit großer Wahrscheinlichkeit weiter zu Lasten der 
unselbständigen Erwerbstätigen verschieben. Die Entscheidung 
für die Erhöhung der Renten bedeutet, wie ich an anderer Stelle 
ausgeführt habe, in erster Linie einen Verzicht der sozialver-

19 Vgl. Statistischer Anhang, Tabellen 5 a und 5 b. 
20 Voraussetzung für die Richtigkeit dieser Feststellung ist allerdings, daß 

der übrige Teil der öffentlichen Ausgaben nicht in einseitiger Weise den wohl-
habenderen Einkommensschichten zugute kommt. Von einer solchen gleich-
sam in umgekehrter Richtung sich vollziehenden Redistribution großen Stiles 
kann jedoch keine Rede sein. 

21 In Großbritannien wurden 1950/51 die Kosten des Welfare-Budgets etwa 
je zur Hälfte von Beziehern von Einkommen unter und über 500 :E auf-
gebracht (s. Peacock a.a.O., S. 158). Der größere Anteil der Bezieher höherer 
Einkommen im Vergleich zu Deutschland ergibt sich daraus, daß die Finan-
zierung vorwiegend aus Mitteln des öffentlichen Haushalts erfolgte. 
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sicherungspflichtigen Arbeitnehmer auf einen Teil des künftigen 
Zuwachses an Realeinkommen zugunsten der Rentenempfänger22• 

ViII. 

Versuchen wir, die ,E r ,ge b n iss e der bisherigen Analyse zu-
sammenzufassen, so werden wir feststellen können, daß~ die staatliche 
Wirtschaftspolitik beträchtlichen Einfluß auf die personale Verteilung 
der Einkommen ausübt. 

Wie aber ist dieses Ergebnis vom Standpunkt der Gesamtwirtschaft 
aus zu beurteilen? Für die Gewinnung eines fundierten Urteils wäre 
es zunächst wichtig zu wissen, ob und in welcher Weise die Ein-
kom m e n s ver t eil u n g - gemeint ist die Einkommensverteilung 
vor Durchführung der Redistribution - langfristig durch die staat-
lichen Interventionsmaßnahmen beeinflußt worden ist. Wir fragen 
also, welche Änderungen sich. in dieser Hinsicht seit dem Beginn des 
verteilungspolitischen Interventionismus vollzogen haben. Die Ten-
denzen, zu deren Feststellung jene Forscher, die sich mit dem Fragen-
kreis eingehend beschäftigten, ziemlich übereinstimmend gelangen, 
lassen sich in z w eiS ätz e n zusammenfassen: 

1. Die U n g lei c h m ä ß, i g k ei t in der Einkommensverteilung 
ni m m t seit dem Beginn des industriellen Zeitalters zu-
n ä c h s t zu. 

2. Seit einigen Jahrzehnten, wenn auch in den einzelnen Ländern 
von einem jeweils verschiedenen Zeitpunkt an, setzt sich diese 
Entwicklung nicht nur nicht fort, sondern wird durch die Te n-
den z zu einer etwas g r ö ß e ren Aus g e g 1 ich e n h e i t 
der Ein kom m e n s ver t eil u n gabgelöst. 

Die den statistischen Anlagen23 beigefügten übersichten über die 
Änderungen der Einkommensverteilung in Deutschland, USA und 
Großbritannien, die sich zwecks Vereinfachung der Darstellungsform 
der Lorenz.,Kurve bedienen, veranschaulichen diese Entwicklung. Be-
sonders eindrucksvoll erscheinen die Wandlungen, die sich in Eng-
land vollzogen haben,zumal hier ein Überblick über einen längeren 
Zeitraum möglich ist. Für Deutschland mußte auf die genauere Er-
fassung der Zeit vor 1913 aus methodischen Gründen verzichtet wer-
den, obgleich auch hier alle Anzeichen dafür sprechen, daß seit der 
Jahrhundertwende eine gewisse Verringerung der Ungleichmäßig-
keiten der Einkommen erfolgt ist. Die Einkommensverteilung des 
Jahres 1936, die eine Abweichung von dem langfristigen Trend dar-

22 Vgl. H. Jecht, Ökonomische Probleme der Produktivitätsrente, Stuttgart 
1956, Abschnitt 3 und 4. 

23 Vgl. Statistischer Anhang, Schaubild 1, 2, 3. 
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stellt, läßt sich ohne Schwierigkeit aus den besonderen wirtschaft-
lichen Verhältnissen der 30er Jahre erklären. Besonders bedauerlich 
für unseren Zweck ist es, daß kein Material für die Zeit nach 1950 
vorliegt. 

Wie ist jene Umkehr in der Entwicklung der Einkommensverteilung 
zu erklären, die im W1derspruch zu sehr bedeutsamen, auf eine wei-
tereEinkommenskonzentration hindrängenden Kräften der fort-
schreitenden Industrialisierung steht? Es liegt nahe, sie mit den 
Wirkungen des verteilungspolitischen Interventionismus in Verbin-
dung zu bringen. Man könnte den Zusammenhang dann etwa so 
deuten, daß die progressive Einkommensbesteuerung der oberen Ein-
kommensschichten deren Fähigkeit zur Vermögensbildung und damit 
langfristig auch die Höhe ihres Einkommens beeinträchtigt hätte. In 
der gleichen Richtung würde in denjenigen Ländern, in denen sie 
eine beachtliche Rolle spielt, auch die Erbschaftssteuer gewirkt haben. 
Einige britische Autoren sehen hierin einen entscheidenden Grund für 
die Abflachung der englischen Einkommenspyramide. Eine absolute Ge-
wißheit, daß ein solcher ursächlicher Zusammenhang besteht, ist frei-
lich nicht vorhanden. Es k ö n ne n auch andere ,Faktoren mit gleicher 
oder größerer Stärke diese Entwicklung beeinflußt haben. Immerhin 
spricht vieles für die Richtigkeit der Vermutung, daß das zeitliche 
Zusammentreffen zwischen der beginnenden Aktivität des Staates auf 
dem Gebiete der Einkommensredistribution und den veränderten Ten-
denzen der Einkommensverteilung kein bloßer Zufall ist. 

Die Beeinflussung der Einkommenspyramide würde jedoch - sofern 
sie zutrifft - nur das äuß'ere Symptom für tiefere Wirkungen sein, die 
von der staatlichen Verteilungspolitik auf die Verhaltensweisen der 
wirtschaftenden Menschen ausgeübt worden sind. Im Vordergrund der 
Diskussion dieser Probleme hat längere Zeit die Frage der Verminde-
rung der "i n c e n t i v e s" als Folge der erhöhten Steuerbelastung ge-
standen. Jedoch dürfte ein Beweis für eine allgemeine Herabminderung 
der Risikobereitschaft der Unternehmungen durch die bestehenden 
Steuersätze in der bisherigen Entwicklung der Nachkriegsjahre kaum 
zu erbringen sein. Unbestreitbar und wichtig ist jedoch. die Tatsache 
einer starken Orientierung der unternehmerischen Dispositionen an 
steuerlichen Gesichtspunkten, die für die Entscheidungen neben der 
Beurteilung der Marktlage eine früher nicht entfernt vorhandene Be-
deutung erlangt hat. Daß diese steuerorientierten Dispositionen aber 
z. B. in Gestalt der vielberufenen "Unkostenproduktion" zu einer Min-
derung der volkswirtschaftlichen Effizienz führen können, ist un-
bestreitbar. 

Werden so auf der Aufbringungsseite Grenzen sichtbar, die einer 
etwaigen weiteren Ausdehnung der Einkommensredistribution ge-
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zogen sind, so gilt es die Gefahren zu erkennen, die sich möglicher-
weise auch von der Ausgabenseite desSozialetats ergeben können. Inten-
sität und Umfang der Ar bei t sIe ist u n g können dann eine Min-
derung erfahren, wenn Renten und Unterstützungen nicht in einem 
sinnvollen Verhältnis zu den Einkünften der Erwerbstätigen stehen. 
Vordringliche Wichtigkeit kommt diesem Gesichtspunkte insbesondere 
bei der Regelung der Arbeitslosenbezüge zu. Aber selbst bei der Aus-
gestaltung der Altersversorgung, bei der diese Rücksicht an sich ge-
ringere Bedeutung besitzt, erscheint es im Zeichen weiterer Ver-
knappung der Arbeitskräfte erwägenswert, Anreize für eine Hinaus-
schiebung der Inanspruchnahme der Rentenleistung zu geben. Die 
Regelung in England, nach der die Höhe der Rente sich bei Verzöge-
rung des Rentenbeginns über das 65. Lebensjahr bei Männern und 
das 60. Lebensjahr bei Frauen hinaus beträchtlich erhöht, könnte als 
Vorbild genommen werden. 

Vom gesamtwirtschaftlichen Standpunkt aus beansprucht schließlich 
besonderes Interesse die Frage, inwieweit die Redistribution die Ver-
wendung des Einkommens, vor allem seine Auf teilung auf K 0 n s u m 
einerseits, E r s par n iss e und I n v e s t i t ion e n andererseits be-
einflußt. Von entscheidender Bedeutung wird hier:für wiederum die 
Art der Aufbringung der Sozialausgaben sein. Erfolgt diese im 
wesentlichen durch Beiträge und Steuern der breiten Schicht der un-
selbständig Erwerbstätigen selbst, so wird das Ergebnis sich besonders 
auf Umschichtungen innerhalb des Konsums und entsprechende Um-
lagerungen der Produktion beschränken. Im Falle der vorzugsweisen 
Belastung der höheren Einkommen hingegen wird sich die Redistribu-
tion entsprechend der geringeren Konsumquote dieser Einkommen 
aufs stärkste in einem Rückgang der privaten Ersparnisbildung 
niederschlagen. Eine in jüngster Zeit durch das Statistische Institut 
der Universität Oxford24 durchgeführte Befragung von 2600 englischen 
Haushaltungen hat gezeigt, daß das Sparen in England überhaupt erst 
bei einem mittleren Einkommen von 600 :E einsetzt, um bei den Ein-
kommen über 1500 :E im Durchschnitt 12 >0/0 der Einkommen zu er-
l·eichen. Die Ersparnisbildung vollzieht sich damit in den gleichen Ein-
kommensschichten, in denen die Einkommensteuer mit mehr als 10 6/0 

progressiv ansteigt. - Nach alledem dürfte kein Zweifel daran be-
stehen, daßl der vielbeklagte anteilmäßige Rückgang des persönlichen 
Sparens an der volkswirtschaftlichen Gesamtersparnis, der ebensowohl 
für England wie für die Bundesrepublik festzustellen ist, in starkem 
Maße mit auf die hohe Besteuerung der größeren Einkommen zurück-
geführt werden muß. Die Erwartung, daß dieser Ausfall bei den Er-
sparnissen der Bezieher höherer Einkommen mit steigendem Real-

24 H. F. Lydall, British Incomes. and Savings, Oxford 1955. 

10 Sozialpolitik XI\I 
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einkommen durch eine größere Sparleistung der breiten Schichten der 
Bevölkerung kompensiert werden würde, findet in der tatsächlichen 
Entwicklung leider keine Bestätigung. Die Sparquote ist in den Ar-
beitnehmerhaushaltungen trotz höherer Reallöhne nicht gewachsen. 
Das sog. "Gesetz der fallenden Konsumquote" ist auf die Erhöhung 
des Einkommensniveaus im Zuge der zeitlichen Entwicklung nicht an-
wendbar. Das Angebot stets neuer Verbrauchs- und Gebrauchsgüter, 
das Vorbild des Verbrauchs der wohlhabenderen Schichten, vielleicht 
auch bis zu einem gewissen Grade die Abwälzung aller entscheidenden 
Risiken auf den heutigen "Versorgungsstaat" dürften die wichtigsten 
Gründe für diese Entwicklung sein. 

Einschränkung des persönlichen Sparens braucht keineswegs in 
jedem Falle zu bedeuten, daß die volkswirtschaftliche In-
v e s ti t ion s q u 0 t e geringer wird. Das zeigt ein iBlickauf die In-
vestitionsraten der drei Länder USA, Großbritannien und die iBundes-
republik Deutschland in der Zeit nach dem Kriege. In den USA wird 
seit 1944 mit 16 bis 18 o/f) Anteil der Brutto-Anlageinvestitionen am 
Bruttosozialprodukt wieder die Investitionsquote der prosperity-Pe-
riode der zwanziger Jahre erreicht25• Auch Großbritannien liegt trotz 
des Rückganges der persönlichen Ersparnisse mit 12 bis 14 °/0 Investi-
tionsquote über der Vorkriegszeit2U• In der Bundesrepublik schließlich, 
wo der Rückgang des privaten Sparens besonders sichtbar in Erschei-
nung tritt, wird seit der Währungsreform mit einer Investitionsquote 
von 18 bis 23 010 die Rate sowohl der zwanziger wie der dreißiger 
Jahre erheblich übertroffen27• Dieses Ergebnis war freilich nur dadurch 
möglich, daß Selbstfinanzierung und öffentliche Investitionen die 
durch den Rückgang des persönlichen Sparens entstandene Lücke aus-
füllten. 

Ob dieser Wandel der Finanzierungsformen der Investition unter 
wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkten positiv oder negativ zu 
beurteilen ist, steht hier nicht zur Diskussion. Auf jeden Fall wäre 
ohne das vergrößerte Volumen der Selbstfinanzierung und der öffent-
lichen Investitionen die außergewöhnlich hohe Investitionsquote der 
vergangenen Jahre nicht möglich gewesen. 

Trotz dieser glänzenden Entwicklung der Investitionen der letzten 
Jahre bleibt das Verhältnis zwischen staatlicher Einkommensredistri-
bution und volkswirtschaftlicher Investitionsquote in Zukunft pro-
b 1 e m a t i s c h. Dies gilt um so mehr, je mehr einerseits eine ständige 
Vollbeschäftigungslage der Volkswirtschaft die Finanzierung der In-
vestitionen aus echten Ersparnissen erforderlich macht und je mehr 

!5 Vgl. Statistischer Anhang, Tabelle 7. 
!6 Vgl. Statistischer Anhang, Tabelle 8. 
27 Vgl. Statistischer Anhang, Tabelle 6. 
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andererseits im Zuge der steigenden Ausgaben für die Aufrüstung 
und für die geplante Rentenreform eine Einschränkung der öffent-
lichen Investitionen zu erwarten ist. Auch wenn es sich nicht darum 
handeln kann, die unter außergewöhnlichen Voraussetzungen zustande-
gekommene IInvestitionsquote der letzten Jahre unter allen Um-
ständen aufrechtzuerhalten, bleibt eine hohe Spar- und Investitions-
rate für die weitere Steigerung des Realeinkommens erforderlich. 
Jedes Wachstum des Realeinkommens hängt, wenn die sonstigen Vor-
aussetzungen gegeben sind und wenn man den marginalen Kap i t a 1-
k 0 e f f i z i e n t e n, d. h. das Verhältnis zwischen Vermehrung des 
Kapitalstocks und Zuwachs der Produktion als konstant voraussetzt, 
von einer bestimmten Höhe der Ne t t 0 in v e s ti t ion e n ab. Dabei 
spricht vieles dafür, daß wir angesichts der Eigenart der technischen 
Entwicklung in Zukunft eher mit einem steigenden Kapitalkoeffi-
zienten und damit mit einem erhöhten Investitionsbedarf zu rechnen 
haben. In den Auswirkungen auf die Investition dürften deshalb auch 
die eigentlichen Grenzen einer weiteren Ausdehnung der Einkom-
mensredistribution - z. B. auch im Rahmen der Rentenreform -
liegen. Daß auch eine erfolgreiche Sozialpolitik auf die Dauer nur 
auf der Grundlage einer wachsenden Volkswirtschaft möglich ist, 
wird ernsthaft heute von keiner Seite bestritten. 

Äußerst wichtig wäre es unter diesem Gesichtspunkte, die steigen-
den Realeinkommen der b r e i t e n B e v ö I k e run g s s chi c h t e n 
in stärkerem Maße, als dies bisher der Fall war, auf freiwilliger 
Grundlage an der Aufbringung der Investitionen und damit an deI 
Ver m ö gen s b i I dun g zu beteiligen. Je besser es gelingt, dieses 
Ziel zu erreichen, um so größer werden die Möglichkeiten für eine 
gleichmäßigeren Gestaltung der ,Einkommensverteilung sein. 

Indem die in der Beibehaltung einer hohen Investitions- und Wachs-
tumsquote liegenden Schranken aufgezeigt werden, muß freilich davor 
gewarnt werden, diese Grenzen als allzu starr zu betrachten. Hatte 
der viel belächelte Fortschrittsglaube früherer Zeitalter insofern einen 
gewissen noblen Zug, als er die geistige Weiterentwicklung des Men-
schen in den Mittelpunkt seiner optimistischen ,Erwartung stellte, so 
neigen die Menschen unserer Zeit zu einer viel gefährlicheren Form 
der Fortschrittsgläubigkeit, nämlich dazu, sich an den Zahlen des 
volkswirtschaftlichen Wachstums zu berauschen und ihre Steigerung 
als höchstes Ziel allen Strebens zu proklamieren. Das Problem hat 
seinen tiefen metaphysischen Kern. Hier genügt es zu sagen, daß es 
für das gewiß wichtige Ziel der Erhöhung des Realeinkommens nicht 
ein M a x i m um, sondern ein 0 p tim umgibt. Die Aufgabe besteht 
darin, einen Aus g lei c h zu finden z w i s c h end e m w e i t e ren 
Wachstum der Volkswirtschaft und einer Ver-
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teilung des Volkseinkommens im Einklang mit 
der auch heute gültigen Idee der sozialen Ge-
r e c h t i g k e i t. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



Statistischer Anhang 

Die Tabellen und graphischen Darstellungen wurden unter entscheidender 
Mitarbeit von Dozent Dr. Konrad Littmann und Dr. AlOOs Oberhauser zu-
sammengestellt. 
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Schoub/ld 1 
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Erläuterungen zu den Lorenzkurven 
Die Darstellung der EinkommensverteUung in der Form von Lorenzkurven bietet 

nicht mehr als gewisse Anhaltspunkte über die in der Realität erfolgten Änderungen 
im Aufbau der Einkommenspyramide. Die UnVOllkommenheit des statistischen 
Materials und häufig auch die unterschiedliche Abgrenzung des EinkommenSbegriffS 
in den einzelnen Statistiken machen zusätzlich Vorbehalte erforderlich. Diese Ein-
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Schaubild 2 
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schränkung gilt insbesondere für die Gegenüberstellung der deutschen Einkommens-
verteilung von 1950 und 1936 und der der .Jahre vor 1936 einerseits und der Kurve für 
Großbritannien des .Jahres 1867 andererseits. Da meist die Einkommensstruktur in 
den oberen Einkommensschichten genauer durch die statistiken erfaßt wurde, bleibt 
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Schaubild .3 
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zwischen dem Null-Punkt des Koordinatensystems und dem ersten und häufig auch 
dem zweiten statistischen Wert der Einkommenskurve ein ziemlich großer UnsIcher-
heitsbereich, in dem der Verlauf der Kurven nur geschätzt werden konnte. Trotz 
dieser beträchtlichen Einschränkungen deuten die Kurven auf eine, wenn auch be-
schränkte Verfiachung der Einkommenspyramide im ·Zeitablauf hin. Bel allen Kurven 
handelt es sich um die Einkommensschichtung vor der Besteuerung. Nur für Groß-
britannien konnte auch die Gliederung nach der Besteuerung hinzugefügt werden. 
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Vorsitzender Prof. Dr. Fritz Neumark (Frankfurt): 

Ich erteile nunmehr Herrn Kollegen Kolms das Wort zu seinem 
Referat "Der Einfluß der nicht-staatlichen Instanzen auf die Einkom-
mensverteil ung". 

Der Einfluß der nicht-staatlichen Instanzen 
auf die Einkommensverteilung 

Von Prof. Dr. Heinz Kolms (Berlin): 

Herr Vorsitzer, meine Damen und Herren! 

1. Ich habe zu sprechen über das Thema: Der Einfluß der nicht-
staatlichen Instanzen auf die Einkommensverteilung. 

1. Die Sch,wierigkeiten des Themas könnten einmal in der Abgren-
zung des iBegriffs "nicht-staatliche Instanrzen" gesehen werden. Immer-
hin handelt es sich dabei um eine reine Frage der bewußten Auswahl. 
Wir woll e nun t ern ich t - s t a a t 1 ich e n Ins t a n zen v e r-
s t ehe n: Organisationen, die von Personengruppen oder anderen 
wirtschaftlichen Entscheidungsträgern (decision units) mit der Be-
fugnis ausgestattet sind, bestimmte wirtschaftliche Interessen wahrzu-
nehmen. Ihre Handlungen sollen - auch wenn sie in gewissem Rah-
men Rechtsschutz genießen - nicht hoheitsrechtlicher Natur sein, 
Andererseits soll nicht ausgeschlossen sein, daß sie ihrerseits auf 
Handlungen von Hoheitsträgern Einfluß nehmen. Solche Instanzen 
können sein: (1) 0 r ga n i sie r te M a r k t par t eie n (a) auf Pro -
d u k t m ä r k t e n (insbesondere Wirtschafts- oder Unternehmerver-
bände, Kartelle), (b) auf Fa k tor e n m ä r k t e n (insbesondere Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände). überschneidungen hinsicht-
lich der Einflußnahme sind dabei in praxi nicht auszuschließen l . 

(2) Sc hut z ver b ä nd e für be so n der e I n't e res sen (wie 
z. B. Bund der Steuerzahler), die deswegen von den organisierten 
Marktparteien zu unterscheiden sind, weil die von ihnen vertretenen 
Interessen jenseits einer marktmäßigen Aufteilung der Wirtschaft 
liegen. 

2. Die Problematik des Themas erweist sich vielmehr, wenn wir 
interpretieren wollen, was unter Einfluß auf die Einkommensvertei-
lung verstanden werden soll. Die Behandlung des Themas könnte er-
fordern: 

a) lediglich eine B e s ehr e i b u n g von Handlungen, die darauf 
gerichtet sind, bestimmte Ziele der o. a. Parteien zu erreichen. In 

1 Vgl. etwa "Milchstreik" der Gewerkschaften. 
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diesem Sinne wäre Einfluß zu deuten als Einfluß, nah m e; darunter 
müßten sicher auch die Handlungen fallen, die nach außen hin andere 
Ziele verfolgen, aber dennoch Einfluß, zumindest auch, auf die Ver-
teilung haben können. 

b) Darüber hinaus aber kann gefordert werden zu untersuchen, was 
durch diese Handlungen tatsächlich - im Hinblick auf die gesetzten 
Ziele - erreicht wird. In diesem Sinne wäre Einfluß. zu deuten als 
Einfluß er f 0 1 g. Gerade diese weitere und interessantere Forderung 
birgt die besonderen Schwierigkeiten des Themas in sich. Rein de-
duktiv wurden Antworten in diesem Sinne z. B. von der neoklassi-
schen Theorie der Marktformen versucht. Die gefundenen Lösungen 
sind allerdings partieller Natur. Will man dagegen die Interdepen-
denzen, wie sie von der Theorie des allgemeinen Gleichgewichts und 
der Kreislaufanalyse in den Vordergrund gerückt wurden, einbeziehen, 
wird die Zahl der als relevant zu betrachtenden Faktoren sehr groß. 
Dabei ist zu beachten, daß eine volle Lösung der gestellten Frage -
wenn überhaupt - nur dann möglich erscheint, wenn genügend fun-
dierte Vorstellungen über die Art der gegenseitigen Beziehungen 
zwischen den ökonomischen Variablen, die Form der Funktionen, in 
denen wir diese Beziehungen ausdrücken, insbesondere aber über die 
numerischen Größen der Koeffizienten (Elastizitäts-Koeffizienten in 
ökonomischer, Regressions-Koeffizienten in statistischer Hinsicht) vor-
handen sind. Letzterer Punkt ist insofern besonders wichtig, als ja 
bekanntlich bei alternativer Wahl der Koeffizienten eines Modells 
völlig divergente Ergebnisse denkbar sind2• 

Deswegen wäre empirische Erforschung der numerischen Zusammen-
hänge für eine Lösung der nach (b) gestellten Fragen erforderlich. 

Solche Forderung aber enthüllt einige spezifische Probleme, die in 
vorliegendem Thema begründet sind. 

Pr i n z i pie 11 braucht man, um die Wirkung eines Einflusses zu 
ermitteln, erstens einen Ausgangspunkt, hier die Einkommensvertei-
lung, wie sie ohne jene Einflußnahme vorhanden wäre, und zweitens 
das Ergebnis, die Einkommensverteilung nach Einsetzen des Einflusses. 
Das heißt, das empirische Material muß ganz bestimmter Art sein, es 
muß der Einfluß (als Einfluß nah m e) einer Instanz innerhalb des 
zu untersuchenden Zeitraumes einsetzen und das Einfluß erg e b n i s 
dann ermittelbar positiv oder auch negativ in den Zahlen sich wider-
spiegeln. 

Dan n ab e r ist zu bedenken, daß eine Reihe anderer Tatbestände 
Einfluß auf die Verteilung ausüben, wie Konjunkturen, staatliche 

2 L. R. Klein, The Use of Econometric Models as a Guide to Economic Policy, 
Econometrica, Vol. 15, 1947, S. 111 ff., insbes. S. 138 f.; J. Tinbergen, Econo-
metries, New York, Philadelphia, Toronto, 1951, S. 161 H. 
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Wirtschaftspolitik usw., die es - zumindest gradweise - schwer 
machen, die zu ermittelnde Einflußwirkung zu isolieren. Fe r n e r 
kommt dazu, daß nach dem Gesetz von actio und reactio in aller 
Regel3 seitens mehrerer (also nicht nur einer, sondern auch anderer) 
Instanzen Einflüsse einsetzen, deren Wirkungen sich gegenseitig ent-
weder ganz oder teilweise aufheben, ohne daß es (ohne weiteres) mög-
lich ist, die einzelnen Einflußwirkungen zu isolieren. 

Es soll nun allerdings nicht gesagt werden, daß die Ermittlung von 
Einflußwirkungen völlig unmöglich ist. Im Zusammenhang mit 
anderen Problemstellungen, so bei Konjunkturfragen und zentrali-
sierter Wirtschaftspolitik4, liegen bereits eine Reihe von Arbeiten vor, 
die, wenn auch nicht völlig unangefochten, so doch grundsätzlich als 
interpretations- und diskussions fähig gelten können. Die Variablen 
jener Modelle können allerdings in einem stärkeren Maße aggregiert 
werden, als es bei vorliegendem Thema möglich erscheint. Auch ist 
hierfür das Zahlenmaterial in der Regel schwierig zu erhalten. 
Den no c h: wenn die Aufgabe nicht nur im Sinne der ersten, 
engeren, sondern der zweiten weiteren Fragestellung überhaupt in An-
griff genommen werden soll, ist es notwendig, die Interdependenz 
grundsätzlich in die überlegungen einzubeziehen. Von einer Lösung 
sind wir im Augenblick noch sehr weit entfernt. 

Was zu n ä c h s t zu leisten ist, ist eine übersicht über die theore-
tisch möglichen Zusammenhänge, wie sie von der wirtschaftspolitischen 
Modelltheorie5 vor allem für staatliche Wirtschaftspolitik erarbeitet 
worden sind, in ihrer Beziehung zum vor I i e gen den Thema. Zu 
diesem Zwecke sind nacheinander folgende Punkte zu klären: 

1. Die Ausgangspunkte der Analyse. 
2. Die Z i eie der von der Analyse zu erfassenden Instanzen. 
3. Die von den Instanzen anzuwendenden Mit tel. 

a Vgl. die Lehre J. K. GalbTaith' von der "countervailing power", Ameriean 
Capitalism, The Coneept of Countervailing Power, Boston, 1952. 

4 Zum Unterschied von "zentralisierter" und "dezentralisierter" Wirtschafts-
politik vgl. Jan TinbeTgen, Centralisation and Decentralisation in EeOil1omie 
Poliey (Contributions to Eeonomic Analysis, 6), Amsterdam 1954. 

5 Ragnar FTisch, Price - Wage - Tax Policies as Instruments in M.ain-
taining Optimal Employment. University Institute of Eeonomies, Oslo (Um-
druck), März 1949; Derselbe, Priee - Wage - Tax - Subsidy Polieies as In-
struments in Maintaining Optimal Employment. E/Cn. I/Sub. 2/13, April 1949, 
United Nations, Economic and Social Couneil; Derselbe, The Logarithmie 
Potential Method of Convex Programming, University Institute of Eeonomies, 
Oslo, Mai 1955; L. R. Klein" a.a.O.; J. TinbeTgen, a.a.O.; Derselbe, Econome-
trics, New York, Philadelphia, Toronto 1951; Derselbe, On the Theory of Eeo-
nomic Poliey, Amsterdam 1952; H. Theil, Eeonometric Models and Welfare 
Maximisation, in: Weltwirtschaftliches Archiv, 1952, Bd. 72, S. 60 ff.; Jaeob 
MaTshak, Statistical Inferenee in Economies, in: Statistical Inferenee in Dyna-
mie Economie Models, ed. T. C. Koopmans, New York, London, 1955, S. 1 ff. 
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4. Die Nebenfolgen, die sich aus dem Mitteleinsatz ergeben. 
5. Ein Ausblick auf mögliche volkswirtschaftliche N e ben b e d i n -

gungen. 

Ir. Anhand solcher Rahmenüberlegungen soll versucht werden, das 
Gebiet der Fragestellung zu umreißen. 

1. Ausgangspositionen 

Die für die Analyse notwendigen Ausgangspunkte beziehen sich zu-
nächst auf die Einkommensverteilung, wie sie vor Einsetzen (oder auch 
deutlich bemerkbarem Stärkerwerden) des oder der zu untersuchenden 
Einflüsse besteht. Notwendig ist dann aber ferner, diese Verteilung 
zu verstehen als das Ergebnis ökonomischer Kräftezusammenhänge 
innerhalb eines Kranzes von Randdaten. Mit anderen Worten, es ist 
ein Aus ga n g s m 0 delI zu entwickeln, das sowohl die ausgangs-
mäßige .Einkommensverteilung (etwa in der Form einer Bilanz-
gleichung) als auch die Funktionen zu zeigen hat, die jene Einkom-
mensverteilung zum Ergebnis haben. 

Ich denke hierbei an die Vorarbeiten von Heinz Haller und die daran 
anschließende Diskussion im theoretischen Ausschuß des Vereins für 
Sozialpolitik 19546• Dann aber schwebt mir in grundsätzlicher Hinsicht 
vor allem die große Völkerbundsarbeit J. Tinbergens7 aus dem 
Jahre 1939 über die Wirtschaftsentwicklung in den USA 1919 bis 1932 
vor, in der in einem besonderen Abschnitt versucht wird, von einem 
empirischen Modell ausgehend die wahrscheinlichen Wirkungen wirt-
schaftspolitischer Aktivität aufzuzeigen. Das für eine fundierte Ana-
lyse schwierigste Probleme liegt vor allem darin, eindeutige numerisch 
bestimmte Reaktionsfunktionen, aus denen ein solches Modell neben 
technischen, institutionellen, Definitions- und Silanzgleichungen der 
reinen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungsanalyse bestehen sollte, 
zu ermitteln. Diese Schwierigkeit gilt insbesondere für Deutschland, 
da hier eine derartige Folge von Strukturveränderungen - aus 
anderen als ökonomischen Gründen - zu beobachten ist, daß! Zeit-
reihen weitgehend fehlen, die statistischen Kriterien genügen. 

2. iD i e ver te i 1 u n g s pol i t i s c h e n Z i eIe 
nicht-staatlicher Instanzen 

Der nächste Schritt ist eine Spezifizierung der verteilungspolitischen 
Ziele. 

Nach der Weite der Zielsetzun~en ist zu unterscheiden: 

e Schriften des Vereins f. Sozialpolitik, Neue Folge Band 11, 1955. 
7 J. Tinbergen, Statistical Testing of Business-Cycle Theories, Bd. 11, 

Business Cycles in the United States of America 1919'---1932, Genf 1939. 
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a) ein e ,E r h ö h u n g (b z w. Be k ä m p fun gei n e r Sen-
ku n g) der n 0 m i n ale n (G e 1 d) ein kom m e n. Eine Gewerk-
schaft mag z. iB. eine Erhöhung der Tariflöhne um einen bestimmten 
Prozentsatz verlangen oder auch durch Effektivklauseln einmal er-
reichte außertarifliche Zulagen zu sichern versuchen. 

b) ein e Er h ö h u n g der Re ale i n kom m e n, zum in des t 
a b e r ihr e E r h alt u n g. In diesem Zusammenhang ist z. B. das 
Streben der Gewerkschaften nach Einführung einer Gleitskala zu er-
wähnen. Während - anders als in anderen Ländern - in Deutsch-
land bisher Indexlöhne nicht verlangt wurden, wurde im Zusammen~ 
hang mit dem Bremer Abkommen (Juni/Juli 1956) eine Sicherheits-
klausel diskutiert, die neue Tarifverhandlungen während der Ver-
tragsdauer (bis Ende 1957) bei Steigen des Lebenshaltungsindex mög-
lich macht. Solche Klauseln sind schon vor einigen Jahren in einzelnen 
westdeutschen Tarifverträgen verankert worden. Von gewerkschaft-
licher Seite8 wurden sie nicht als Vorläufer des Indexlohnsystems be-
zeichnet. 

e) eine Erhöhung (bzw. Bekämpfung einer Sen-
k u n g) der r e I a t i v e n Ein kom m e n san t eil e, Objekt der 
klassischen Verteilungstheorie. Dabei ist es möglich, eine Verbesserung 
der Relationen innerhalb (intra) oder zwischen (inter) den Einkom-
mensgruppen im Sinne der funktionalen Einkommenstheorie zu unter-
scheiden. Als Beispiel für eine versuchte Verbesserung in t e r sind 
(vorweg genommen: vor allem via Einflußnahme auf das Staats-
handeIn) Verteilungskämpfe zwischen Arbeitgebern (allgemeiner "Be-
sitzenden") und Arbeitnehmern anzuführen; oder auch - soweit es 
möglich ist zwischen Grundrenten und Kapitalrenten zu unterschei-
den - zwischen Landwirtschaft und Industrie. Im Hinblick auf ver-
suchte in t r a - Verbesserungen kann auf die - über die klassischen 
Annahmen hinausgehenden - Spannungen zwischen einzelnen Ge-
werkschaften (Bergarbeiter-Metallarbeiter; Nautiker-Ingenieuroffiziere 
der Handelsschiffahrt) verwiesen werden9• Daß das Ziel einer Ver-
besserung der Einkommensrelationen sich in Aktionen zur Erhöhung 
der Geldeinkommen niederschlagen kann, ist natürlich unbestritten1o. 

8 Günter Pehl, Kritische Bemerkungen zum Indexlohn-System, in: Mit-
teilungen des Wirtschaftswiss. Instituts der Gewerkschaften, 1952, 94 ff. 

9 Es ist bereits der Versuch gemacht worden, die Weite der Zielsetzungen 
als wesentliches Element einer Morphologie der Gewerkschaftstypen zu ver-
wenden; vgl. Clarkl Kerr, Trade Unionism and Distributive Shares, Ame~ 
rican Economic Review, Papers and Proceedings, 1954, S. 279 ff. 

10 Zum theoretisch interessanten Fall, daß autonome Gewerkschaften mit 
"ihren" Unternehmern gegen den "Markt", d. h. alle "Anderen" zusammen-
gehen, vgl. Martin Shubik, A Business Cycle Model with Organized Labor 
Considered, Econometrica, Val. 20, 1952, S. 284 ff., insbes. 287 f. 
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Vorwegnehmend zum unten zu behandelnden Punkt Nebenfolgen ist 
bereits hier zu betonen: wird in den Zielsetzungen der Parteien nicht 
nur das naive Ziel einer absoluten nominellen Verbesserung oder einer 
reinen intra-Verschiebung der Einkommensrelation erstrebt, so sind 
die preismäßigen Nebenwirkungen der zur Erreichung der Ziele ein-
setzenden Handlungen in das Zielbewußtsein der Handelnden bereits 
einzubeziehen. Für eine erstrebte Realverbesserung sind somit Er-
höhungen der Geldeinkommen lediglich Z w i s c h e n z i e I, bei gleich-
bleibendem Geldeinkommen könnte eine Senkung der für die betrach-
tete Einkommensgruppe wichtigen Konsumgüterpreise ebenfalls Zwi-
schenziel sein. Die Notwendigkeit einer Einbeziehung der Nebenwir-
kungen stellt sich weiterhin hinsichtlich der Beschäftigung, sofern der 
gesicherte Empfang eines Einkommens als Produkt aus Vergütungs-
sätzen pro Leistungseinheit mal Umsatzmenge dieser Leistung erstrebt 
wird. 

3. Mit tel ein s atz n ich t - s t a a t I ich e r Ins t a n zen 

Wie bei den Zielen eine Staffelung (Zwischenziele - letzte Ziele) 
denkbar ist, so auch bei dem Mitteleinsatz. Gewisse wirtschaftspoli-
tische Bestrebungen können als Voraussetzung für den Einsatz von 
Mitteln angesehen werden, der dann erst dem erstrebt~n Ziel~ selbst 
dient - wir behandeln hier nur Verteilungsziele, nicht andere, wie 
etwa die Erringung wirtschaftlicher oder politischer Macht. Diese Be-
trachtung kann an der in neuerer wirtschaftspolitischer Theoriell ge-
bräuchlichen Gliederung der Wirtschaftspolitik in qualitativ-struktu-
relle und quantitative Politik anschließen. Es ist von vornherein zu 
betonen, daß mit diesen Sezeichnungen keinerlei Werturteile ver-
bunden sind, sondern daßI es sich lediglich darum handelt, modelltheo-
retisch sauberes Denken zu erleichtern. 

A. Bei qua I i tat i ver Politik handelt es sich darum, die struk-
turellen Zusammenhänge, wie sie sich in einem Modell in der Form 
von Gleichungen oder von Kurven darstellen, zu verändern. Das be-
deutet aber im Hinblick auf die eigentlichen Ziele ein Anstreben von 
Zwischenzielen, Erringung günstiger Ausgangsbasen im Verteilungs-
kampf. 

a) Die modelltechnische Veränderung der Struktur durch qualitative 
Politik kann sich darauf beziehen, daß bisher für die Teilnehmer sich 
als Daten darstellende Größen zu Akt ion s par a met ern werden. 
So etwa wenn bisher Vereinzelte sich zusammenschließen, um zu ver-
suchen, über einen ein h e i t I ich gesetzten oder angebotenen Preis 
die Konkurrenz untereinander auszuschalten. Hierher gehören: Er-

11 Marschak. a.a.O., Tinbergen, a.a.O. 
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kämpfung der Koalitionsfreiheit bis hin zum Koalitionszwang (union 
shop-Klausel), Bildung von Organisationen12, Bekämpfung gegne-
rischer Organisationen durch Beschneidung ihrer Rechte; auf dem 
Arbeitsmarkt speziell Erkämpfung und Bekämpfung des Streikrechts, 
Erschwerung bzw. Erleichterung des Zuzugs von Fremdarbeitern zur 
Erleichterung oder zur Erschwerung monopolähnlicher Situationen, Er-
leichterung des Abzugs oder Bindung der Arbeiter an einen Betrieb 
USW.13• 

12 Zwar mag man einwenden, daß das Erreichen solcher Zwischenziele 
praktisch oft pari passu quantitativen Einsatz bringen wird, z. B. Bildung 
einer Organisation (qualitative Politik), die sofort die Verkaufspreise für alle 
Mitglieder verbindlich erhöht (quantitative Politik). Streng theoretisch muß 
jedoch die Scheidung zwischen qualitativer und quantitativer Politik erfol-
gen: es kann ja durchaus Situationen geben, in denen ohne Veränderungen 
qualitativer Natur, z. B. der Organisation, auf einen bestimmten Einsatz 
quantitativer Mittel verzichtet wird, während in anderen Zeitpunkten davon 
Gebrauch gemacht wird. 

13 Um zu zeigen, wie sich solche qualitative Politik auf die Modellstruktur 
auswirkt, seien zwei extreme Beispiele unter Auslassung des einseitigen 
Monopols gezeigt. 

I. K 0 n kur ren zar bei t s m a r k t neo k las s i s c her Prä gun g. 
1. Nil Na (l,v) Na = Nachfrage nach Arbeitseinheiten 
2. A". = A" (l,p) Aa = Angebot von Arbeitseinheiten 

I = Lohnsatz 
V Absatzfaktoren 
p Konsumgüterpreise 

(Unter Auslassung der Gleichungen, die ihrer-
seits p und V und andere, hier nicht einbe-
zogene Variable des gesamtwirtschaftlichen 
Modells bestimmen) 

Hier passen sich die Teilnehmer den Daten, den sich in Verbindung mit 
anderen, durch weitere Gleichungen bestimmten Variablen "einspielenden" 
Marktpreisen (Löhnen) an. Die Lösung des verkürzten Systems lautet 

3. I = I (p,V). 
II. b i I a t e r ale r (A rb e i t g e b er - Ar bei t n eh m er) Mon 0 pol -

mark t. 
Hier ist die Situation grundlegend verändert. Beide Parteien versuchen, 

den Preis zu bestimmen. Die folgenden Gleichungen (sie sind nicht mehr Teil 
eines gesamtwirtschaftlichen Modells) illustrieren lediglich die verhandlungs-
mäßige Ausgangssituation. 

I*A l*A (V,X) I*A 
lOG = lOG (p,Z) lOG 

X 

Z 

Von Arbeitgebern angebotener Lohnsatz 
Von Gewerkschaften geforderter Lohnsatz 
Symbol für die Verhandlungsstärke (Reser-
ven, Stärke der Organisation usw.) der Ar-
beitgeber 
Symbol für die Verhandlungsstärke (Streik-
kassen, Stärke der Organisation usw.) der Ge-
werkschaft. 

Welcher Lohn endgültig erreicht wird, ist Frage der Verhandlungs- und evtI. 
Kampfstrategie, Objekt der Spieltheorie. Wenn einmal gegeben, ist er für 
das volkswirtschaftliche Gesamtmodell exogene Größe, die ihrerseits im Rah-
men sonst unverletzter struktureller Zusammenhänge auf andere Größen 
wirkt. Somit ist die Lohnfestsetzung (1) Funktion der Kampfmöglichkeiten 
und des Kampfes, (2) Ursache von Nebenwirkungen. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



Referat Prof. Dr. Heinz Kolms (Berlin) 173 

b) Dann aber können auch die Koeffizienten in den Funktionen 
(Neigungen von Kurven) durch qualitative Politik verändert werden; 
so etwa wenn durch Typenvereinheitlichung14 oder technische Ver-
besserungen - u. U. mit Unterstützung der Gewerkschaften - die 
Kapital- und/oder die Arbeitsproduktivität verändert wird. 

c) Die Koppelung von sonst nur im Rahmen weiterer Modell-
zusammenhänge verbundenen Größen wie z. B. von Löhnen und Kon-
sumgüterpreisen durch Gleitskalen oder von Gewinnen und Löhnen 
durch Gewinnbeteiligung nimmt eine Stellung zwischen qualitativer 
und quantitativer Politik ein, und zwar insofern, als es dabei zwar 
um die unmittelbare Erreichung quantitativer Ziele geht15, modell-
mäßig jedoch eine Veränderung oder sogar eine Ausschaltung von 
Funktionen erfolgt, die den realen Lohn im Rahmen der Gesamt-
struktur sonst bestimmen. 

B. Während bei qualitativer Politik im Prinzip strukturelle Ver-
änderungen (als Zwischenziele) erstrebt werden, handelt es sich bei 
qua n t i tat i ver Politik streng theoretisch um den Einsatz von 
Mitteln im Rahmen gegebener Strukturen. Durch qualitative Politik 
errungene Verfügungsmacht über ökonomische Größen wird realisiert, 
um ein Endziel zu erreichen. Die endlichen Erfolge, einschließlich der 
damit verbundenen Nebenwirkungen (s. u.), ergeben sich im Rahmen 
gegebener struktureller Zusammenhänge. 

Es ist nicht auszuschließen, daß eine bestimmte quantitative Politik 
eines Partners (Spielers, Kontrahenten) vom Gegenspieler (partner, 
Kontrahent) durch qualitative Änderungen beantwortet wird, z. B. 
durch Änderungen der Produktionstechnik. Als Theoretiker müssen 
wir zur Kenntnis nehmen, daß dadurch eine Veränderung der Struktur 
des den jeweiligen überlegungen zugrunde liegenden Modells u. U. 
erforderlich wird. 

Ein überblick über die möglichen Mittel quantitativer Politik und 
ihrer Ansatzpunkte läßt sich am besten an Begriffen der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung zeigen. 

a) Zunächst gibt es Mittel, die an der E n t s t e h u n g s sei t e des 
Sozialprodukts ansetzen, Summe der Wertschöpfung in den einzelnen 

14 So hat z. B. die Glühlampenindustriei großen Wert darauf gelegt, durch 
"Spannungsangleichung", Ausschaltung von Sondertypen und Sonderanferti-
gungen die Kosten zu senken. Voraussetzung dazu war ein intensiver Kampf 
um die Durchsetzung einheitlicher Spannungen und Typen. 

15 Bei Gleitskalen Verhinderung einer Verschlechterung der realen Ein-
kommenslage; bei Gewinnbeteiligung eine Anpassung - der Idee nach -
von Löhnen an wachsende Rentabilität. Die automatische Erhöhung der 
Löhne um einen bestimmten Satz pro anno, wie sie in einigen amerikanischen 
Tarifverträgen verankert ist, kann - der Idee nach - verstanden werden 
als Versuch zur Konstanthaltung der relativen Einkommensanteile: Ersatz 
für eine Gleitskala im Hinblick auf die Produktivitätsentwicklung. 
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Wirtschaftsbereichen. Hier handelt es sich darum, die Bruttoeinnah-
men abzüglich der Vorleistungen (von anderen Firmen oder anderen 
Wirtschafts bereichen) zu steigern. Die U n t ern e h m e r können hier 
durch Preis- und/oder Absatzpolitik als Anbieter im Rahmen ge-
gebener (oder erkämpfter) Strukturen ihre Positionen inter oder auch 
intra zu verbessern versuchen, wobei es nicht einmal grundsätzlich 
ausgeschlossen sein muß, daß sie die Hilfe der Arbeitnehmer finden, 
wie es z. B. Dunlop16 für amerikanische Gewerkschaften geschildert hat. 

b) Weiterhin ist quantitativ-politischer Mitteleinsatz denkbar, der 
primär die Ver t eil u n g s sei t e des Sozialprodukts berührt. Das 
ist einmal der Fall, wenn die U nt ern e h m e r bzw. ihre Verbände 
versuchen, die Preise der Kostenelemente zu senken. Modelltechnisch 
darf es sich im vorliegenden Zusammenhang nicht darum handeln, die 
Koeffizienten der Produktionsfunktionen selbst zu verändern. Viel-
mehr liegt gemeinter Fall vor, wenn es möglich ist, die Preise zu lie-
fernder Einheiten auf den Produktmärkten oder die Faktorenpreise 
zu beeinflussen. 

Andererseits ist die Politik der Ar bei t n e h m e r (Gewerkschaf-
ten) zu nennen, durch Kollektivverhandlungen Lohnerhöhungen zu er-
reichen. Auch erstrebte Arbeitszeitverkürzungen bei gleichbleibendem 
Einkommen gehören systematisch insofern hierher, als dabei die Ver-
gütungssätze pro Leistungseinheit, u. U. aber auch - wenn nämlich 
die Verkürzung der Arbeitszeit durch Überstundenleistungen nicht 
oder nicht voll effektiv wird -, die Einkommen selbst steigen. (Die 
Relevanz dieser Politik auch für die Entstehungsseite des Sozialpro-
dukts ist im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungs-
arithmetik selbstverständlich.) Bei Kollektivverhandlungen ist die 
Streikdrohung oder der Streik das Hauptmittel, das den Gewerk-
schaften zur Verfügung steht, um eine stärkere Berücksichtigung ihrer 
(nominellen) Forderungen zu erreichen. Der anderen Seite, den Arbeit-
gebern, steht passiv das Durchstehen des Streiks oder (heute seltener 
angewandt) das Kampfmittel der Aussperrung zur Verfügung. Der 
endlich festgestellte Lohn ist dann im volkswirtschaftlichen Gesamt-
modell als exogene Größe zu behandeln, die ihrerseits im Rahmen 
sonst unverletzter struktureller Zusammenhänge auf andere Größen 
wirkt. 

c) Auch die Einflußnahme nicht-staatlicher Instanzen auf staatliche 
Red ist r i b u t ion s pol i t i k durch Steuern und Transferzahlun-
gen ist hier zu erwähnen. Es muß allerdings deutlich gemacht werden, 
daß dadurch die Modellstruktur der ökonomischen Zusammenhänge 
betroffen werden kann. Das ist der Fall, wenn eine auf Dauer berech-

16 John T. Dunlop, Wage Policies of Trade Unions, American Economic 
Review, 1942. 
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nete Änderung der Steuer- und Staatsausgabengesetze das Ziel ist. Die 
Koeffizienten gewisser sog. institutioneller Funktionen wie die in der 
Finanztheorie als "Konjunkturempfindlichkeit" bezeichneten Zusam-
menhänge zwischen Steuererträgen (oder gewissen Staatsausgaben) 
und Sozialprodukt können dadurch verändert werden. Eine von Fall 
zu Fall Steuer- und Ausgabensätze ändernde kompensatorische Fiskal-
politik etwa im Sinne A. Hansens entfernt sich insoweit von unserem 
Thema, als dabei Verteilungswirkungen zwar u. U. als Zwischenfolgen 
eintreten, zielmäßig jedoch nicht primär gewollt sind. 

Vielleicht ist hier (modelltheoretisch) mit größerem Recht auf die 
Redistribution durch betriebliche ("freiwillige") Sozialleistungen hin-
zuweisen. Diese mag auch im qualitativ-politischen Bereich deswegen 
eine Rolle spielen, als dadurch zumindest verbandsmäßig subjektiv 
geglaubt ein Einfluß auf die quantitative Einsatzmöglichkeit der Ar-
beitnehmer angenommen wird. In dieser Hinsicht ist auf die Polemik 
in der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerpresse zum Problem der sog. 
"industriellen Hörigkeit" oder des "Industriefeudalismus" zu ver-
weisen. Auf alle Fälle aber gehört sie (zumindest auch) in den vor-
liegenden Zusammenhang quantitativer Politik. Das ergibt sich auch 
daraus, daß solche Leistungen Gegenstand von Verhandlungen sind. 
Im Streit um die statistische Abgrenzung1; - was sind zusätzliche 
freiwillige und was sind betriebsbedingte Sozialleistungen - klingt in-
des auch hier die qualitativ-politische lBedeutung dieser Leistungen 
durch. 

4. N e ben f 0 I gen 

quantitative Politik mag Auswirkungen auf ökonomische Größen 
haben, die von den Parteien vielleicht weder als Ziele noch als Mittel 
betrachtet werden. Oft wird betont, daß diese durch ökonomische 
Interdependenzen bedingten Nebenfolgen von den Verbänden wegen 
naiver oder auch radikalistischer Betrachtungsweise (u. U. wegen der 
qualitativ-politischen Auswirkungen auf die "Organisation") nicht ge-
nügend beachtet werden. 

Die wesentlichen hier zu nennenden Probleme betreffen die 
K 0 s t e n -, Pro d u k t P r eis - und die B e s c h ä f t i gun g s -
fra g e. Ihre Behandlung in der wissenschaftlichen und Tagesliteratur 
geht einmal weitgehend von der deterministischen neoklassischen 
Theorie aus, zum anderen aber werden vielfach naive empirische Be-
weise derart gebracht, daß einzelne Tatsachen (Zahlenreihen) gegen-
übergestellt werden, ohne die in genereller Analyse heranzuziehenden 
"anderen" Zusammenhänge genügend zu berücksichtigen. Auf die 

17 Vgl. Hans WilZgerodt, Die Krisis der sozialen Sicherheit und das Lohn-
problem, Ordo 1955, S. 146 und die dort angegebene Literatur. 
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Schwächen letzterer Behandlungsweise haben wir bereits oben auf-
merksam gemacht. Auch hinsichtlich der ersten liegen die Dinge nicht 
mehr so klar, wie noch vor einiger Zeit angenommen wurde. Vielmehr 
befindet sich die Theorieentwicklung wieder kräftig im Fluß18. 

Das K 0 s t e n - Pro d u k t p r eis pro b lern berührt den von uns 
bereits erwähnten Zusammenhang zwischen nominellen und realen 
Einkommen. 

In einem Beispiel sei zunächst vorausgesetzt, daß es einer ein z e I -
ne n Ge wer k s c h a f t gelungen ist, den Geldlohn ihrer Mitglieder 
zu erhöhen. Als mögliche Folge können, oder, so wird vielfach argu-
mentiert, müssen nunmehr folgende Nebenwirkungen eintreten: 
Andere Arbeitnehmer als Konsumenten oder ganz allgemein die Kon-
sumenten überhaupt tragen die Last insofern, als infolge erhöhter 
Löhne die Kosten und damit die Preise der Produkte steigen. Dazu 
wurde bereits betont, daß es für die Überwäl2lungsmöglichkeit auf die 
Marktlage der betreffenden Unternehmungen als Verkäufer ankommt. 
Nur bei " weichen " Märkten19 wäre eine Überwälzung möglich. In 
dieser Frage mag auch die staatliche Außenhandelspolitik eine wesent-
liche Rolle spielen. Weiterhin ist, wie ich bereits früher betont habe20, 

ein entscheidender Einbruch in die Beweisführung der deterministi-
schen neoklassischen Theorie durch die Bloomsche Oligopoltheorie21 
erzielt worden, der m. E. durch die Theorie W. Krelles von den "Un-
bestimmtheitsbereichen" wesentlich vertieft worden ist. Wohl auch in 
den vorliegenden Zusammenhang gehört die Aussage22, daß der Ab-
schluß von "Schlüssel"-Tarifverträgen (key bargaining) an Stelle eines 
einheitlichen Tarifvertrages für ein größeres Vertragsgebiet dazu 
dienen kann, die Abwälzung von Lohnerhöhungen auf die Produkt-
preise zu erschweren, zumindest zu verzögern. 

Liegen dagegen Einkommenserhöhungen auf der ganzen Linie vor, 
so ist die von der Einkommenserhöhung ausgehende N achfrage-
erhöhung in Rechnung zu stellen, wobei es auf die Konsum- und In-
vestitionsneigungen der betroffenen Kreise ankommt, ohne deren 

18 Auch für generell-makroökonomische Modelle ist die mikroökonomische 
und partielle Theorie, deren Neuorientierung hier z. T. gestreift wird, be-
bedeutungsvoll. Vgl. hierzu L. R. KLein, der in seiner für die moderne empirisch 
unterbaute Theorie wichtigen Arbeit "Economic Fluctuations in the Uni ted 
States 1921-1941", New York, London 1950, makroökonomische, statistischer 
Forschung zugängliche Funktionen aus mikroökonomischer Analyse heraus 
entwickelt hat. 

10 Kerr, a.a.O., S. 290. 
20 Schmollers Jahrbuch, 72. Jg. 
21 Gordon, F. Btoom, A Reconsideration of the Theory of Exploitation, 

Quarterly Journal of Economics, LV, 1940-1941, abgedruckt in: Readings in 
the Theory of Income Distribution, Philadelphia, Toronto 1946, S. 245 ff. 

22 Vgl. Adolf Sturmthal, Gedanken zur Lohntheorie, Gewerkschaftliche 
Monatshefte 1956, 4. 
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Kenntnis nicht allzuviel zu sagen ist. In diesem Zusammenhang ver-
weise ich nochmals auf die Ergebnisse Hallers und der folgenden Dis-
kussion von 1954 in Bad Nauheim. 

Auch beim Be s c hä f t i gun g s pro b lern wird die determini-
stische Lösung der neoklassischen Theorie entscheidend durch die eben 
genannten Theorien getroffen, insofern danach nicht mehr angenom-
men werden darf, daß eine iKostenänderung eine Veränderung der 
Firmennachfrage nach Faktoren ohne weiteres bringen muß. Die Be-
schäftigung wäre somit vor allem abhängig von einer Verschiebung 
der Nachfragekurve - oder Nachfragekurven - auf Grund einer Ver-
änderung der Geschäftslage, die sich ja bei weitem nicht allein aus 
Veränderungen der Kosten der Faktoren bzw. der hiervon aus-
gehenden Nachfrageänderungen erklären läßt. 

In diesem Zusammenhang müssen wir dann andererseits von einer 
Eigenschaft der Arbeitsangebotskurve (oder Kurven) auf organisierten 
Arbeitsmärkten Kenntnis nehmen, die darin besteht, daß sie, vom 
Punkt einmal festgelegter Preise ausgehend, bei sinkendem Lohnsatz 
nicht fällt, sondern parallel zur Abszissenachse verläuft. Das heißt, es 
ist - im Extremfalle - keine Portion zusätzlicher Arbeitskraft zu 
einem Preise unterhalb des gesetzten Preises erhältlich, oder mit 
anderen Worten: es ,sind Arbeitslose denkbar, ohne daß, wie nach der 
klassischen, insbesondere der Theorie der industriellen Reservearmee 
zu schließen, der Lohn sich ändern muß. 

Arbeitslosigkeit wie allgemein das Nichtrealisierenkönnen latenter 
Produktionswerte beeinflußt andererseits die Ver h a nd I u n g s -
pos i t ion. Damit öffnet sich der Blick auf die Verbindung zwischen 
Beschäftigungs- und Spieltheorie im Sinne Neumann-Morgensterns. In 
diesem Zusammenhang sei auf den Versuch von Martin Shubik23 ver-
wiesen, der den vorliegenden Tatbestand konjunkturell wechselnder 
Verhandlungsstärke spieltheoretisch formuliert in ein makroökono-
misches Effektivnachfragemodell (Samuelson-Hansens) einzubauen ver-
sucht hat. Das bedeutet dann gleichzeitig den Versuch einer Antwort 
auf die Frage, wie und in welchem Maße durch qualitative Politik er-
kämpfteAktionsmöglichkeiten in quantitativem Sinne eingesetzt werden. 

5. V 0 I k s wir t s c h a f t I ich e Z i eIs e t z u n gen 
als Nebenbedingungen 

Abschließend ist noch folgende Fragestellung zu streifen: in der 
wirtschaftspolitischen Diskussion wird oft die Forderung erhoben, daß 
die jeweiligen Kontrahenten sich "höheren", volkswirtschaftlichen 

23 A Business Cycle Model with Organized Labor Considered, Econometrica, 
20, 1952, S. 284 ff. 

12 Sozialpolitik XIII 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



178 Einfluß der nicht-staatlichen Instanzen auf die Einkommensverteilung 

Zielsetzungen unterordnen, z. B. das wirtschaftliche Wachstum nicht 
hemmen sollen. 

Was bedeutet eine solche 'Forderung? In t h e 0 r e t i sc her Sicht 
die Einführung von N e ben b e d i n gun gen, denen die übrigen 
Variablen des Systems, einschließlich der hier zur Debatte stehenden 
einkommens bedeutsamen, genügen sollen. 

M 0 delI t e c h n i s c h handelt es sich darum, ökonomische Größen, 
die bisher als Nebenwirkungen dargestellt wurden, nunmehr unter die 
Zielsetzungen aufzunehmen. Damit aber gelangen wir in den Bereich 
der wirtschaftspolitischen Theorie, die in den "decision models" Frisch-
Tinbergenscher Prägung24 ihren Ausdruck gefunden hat. Für vor-
liegende Fragestellung muß danach neben anderen die Voraussetzung 
gegeben sein, daß eine genügende Zahl von Freiheitsgraden (überhang 
der Variablen über die diese verbindenden voneinander unabhängigen 
Gleichungen), praktisch eine entsprechende Zahl von politisch. mani-
pulierbaren Größen, verfügbar ist. Das ist z. T. eine Frage qualitativer 
Politik. Die genannte Voraussetzung impliziert aber ferner, daß die 
organisierten Parteien, welche die quantitativ-politisch manipulier-
baren Variablen gestalten können, sich bezüglich ihrer Handlungen 
(z. B. durch Einigung untereinander, wo solche erforderlich)25, volks-
wirtschaftlichen Zielsetzungen unterwerfen. 

Wirtschafts pol i t i s c h bedeutet die Einführung solcher Neben-
bedingungen somit, daß von den Kontrahenten verlangt wird, gerade 
die ökonomischen Größen, die sie selbst als Ziele (oder zumindest als 
Zwischenziele) erstreben, nunmehr als quasi-Mittel einzusetzen (oder 
setzen zu lassen) zu einem "höheren", ihnen in verkehrswirtschaftlich-
altliberalem Sinne u. U. fremdem Zweck. Das aber kann nur verlangt 
werden, wenn dieser höhere Zweck von den organisierten Parteien 
erkannt und anerkannt wird oder die Allgemeinheit seiner Anerken-
nung, z. B. via öffentliche Meinung, erzwingt. 

Sie können dann immerhin die Frage aufwerfen, ob nicht der Ein-
satz anderer wirtschaftspolitischer wie zentralbank- oder finanzpoli-
tisch er Mittel alternativ oder komplementär möglich ist. Auch die 
Weite der Ziele wie ihre Stellung zueinander wird grundsätzlich 
Objekt von Fragestellungen bleiben. Eine wie auch immer "beglau-
bigte" oder um ihre "Beglaubigung" ringende richtungsweisende In-
stanz wird sich deshalb - wenn wir diese Zusammenhänge im theo-

24 Vgl. R. Frisch, Price-Wage-Tax-Subsidy Policies as Instruments: in 
Maintaining Optimal Employment, United Nations, Economic and Sodal 
Council, 1949; J. Tinbergen, On the Theory of Economic Policy, Amsterdam 
1952; derselbe, Centralization and Decentralization in Economic Policy, 
Amsterdam ui54. 

25 Das eher bei Löhnen, weniger, aber nicht völlig ausschließbar, bei Preis-
festsetzungen auf den Produktmärkten. 
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retischen Raum betrachten - welfare-theoretischer Argumente und 
Instrumente bedienen müssen. 

Alle Modellgrößen, Ziele wie auch Instrumentvariable, die sich in 
Nutzen und Kosten social-welfare-theoretisch meßbar (im Sinne ordi-
naler Betrachtung vergleichbar) darstellen lassen müssen, sind nun-
mehr einer sog. "social welfare function" zu unterwerfen, die zu 
maximieren Aufgabe wäre. 

Wer den Stand der "Welfare Economics" kennt, weiß, welche Pro-
bleme eine solche Forderung aufwirft. Das aber ist zu betonen, bevor 
man die folgenden Fragen überhaupt als behandlungsreif anerkennen 
kann. Ich will einige nennen, ohne daß ich jedoch in der Lage bin, 
sie im notwendigen Maße hier zu behandeln. Deswegen können ledig-
lich einige EIe m e n t e der betreffenden Fragestellungen aufgezählt 
werden. 

Forderungen, wie (1) Vermeidung einer Inflation, (2) Vermeidung 
des Absinkens der Beschäftigung, sind zielmäßig ohne weiteres abzu-
leiten aus den im vorigen Abschnitt (II, 4) dargestellten Zusammen-
hängen, d. h. können die Partner u. U. im Hinblick auf ihre eigenen 
Ziele unmittelbar selbst interessieren. Die Frage dagegen, welchen 
"Instanzen" die Last der Verantwortung aufgebürdet und welche 
Mittel eingesetzt werden sollen, bleibt ohne Bezugnahme auf welfare-
ökonomische Analyse unbeantwortbar. 

Weitere Forderungen können sich (3) darauf beziehen, das volks-
wirtschaftliche Wachstum nicht zu stören. Diese Forderung ist insofern 
von der beschäftigungspolitischen (2) zu unterscheiden, als hierbei 
nicht nur über die Beschäftigung allein (wesentlich, daß I + C - Nach-
frage insgesamt genügend groß, so daß alle beschäftigungswilligen 
Faktoren beschäftigt sind), sondern auch über die Verteilung des 
Sozialprodukts auf Konsumtion und Investition insbesondere über die 
Qualität der Investitionen in technisch-ökonomischer Hinsicht entschie-
den werden muß. Es wird einerseits betont26, daß eine Minderung der 
Gewinne auch eine Minderung der Investitionsanreize bedeute. Dem-
gegenüber stellt die Theorie des sog. "shock effects" dar, daß die durch 
hohe Löhne in die Enge getriebenen Unternehmer gerade dadurch ge-
zwungen würden, die Effizienz ihrer Betriebe durch Rationalisierun-
gen zu erhöhen. Diesem, dem im großen und ganzen so zu nennenden 
Produktivitäts- und im weiteren Sinne Kapazitätsaspekt, steht die 
Frage gegenüber, ob die mit wachsender Angebotsmöglichkeit er-
forderliche Nachfrage gleichzeitig wächst. Das ist nicht nur ein An-
liegen der sog. Unterkonsumtionstheorie in ihren modernen Varianten, 
sondern auch eine Frage, die das Problem der sogenannten induzierten 

26 Martin Bronfenbrenner, The Incidence of Collective Bargaining, 
American Economic Review, Papers and Proceedings, Mai 1954, 293 ff., 305 f. 

12* 
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Nachfrage nach Investitionsgütern berührt. Darüber liegen eine Reihe 
von Vorarbeiten im Zusammenhang mit der dynamischen Wachstums-
theorie (Harrod, Domar) vor, auch solche, aus denen geschlossen wer-
den könnte, daß ein vorprellendes Wachstum der Löhne nötig ist, um 
das Nachfrageproblem bei wachsender Ausstoßkapazität zu lösen27. 

Eine Aussage derart, daß dieses Problem im Rahmen welfare-theore-
tischer Fragestellung bereits gelöst ist, wäre jedoch m. E. unangebracht. 

Weiterhin stellt sich {4) das Problem des Zahlungsbilanzdefizits. Es 
beschäftigt uns derzeit - noch? - weniger als die Volkswirte anderer 
Länder. Sein Ansatzpunkt liegt darin, daß u. U. bei einer egalisieren-
den Veränderung der Einkommensverteilung wegen der größeren 
Konsumneigung der Bezieher kleiner Einkommen die Importneigung 
wachsen kann. Dabei ist natürlich die Frage zu berücksichtigen, ob die 
jetzt bevorzugten Einkommensempfänger auf Grund ihres Einkom-
menswachstums gerade solche Güter konsumtiv nachfragen, die vor-
züglich vom Ausland geliefert werden. Somit kommt es in Verbindung 
mit der veränderten Konsumnachfrage auf die potentielle Angebots-
(Produktions-)struktur des Inlands an, inwiefern ein Problem besteht. 
J. Tinbergen28 hat vor allem zu dieser Frage Modelluntersuchungen 
angestellt. Sein Ergebnis ist übrigens - natürlich nur im von ihm 
untersuchten Falle von Bedeutung -, daß: Lohnpolitik (allein) eine 
geringe Eignung für die Lösung des zur Diskussion stehenden Pro-
blems hat. 

Ein Sonderproblem (4 a) sei noch erwähnt: Eine sich entwickelnde 
Volkswirtschaft mag regionalen, kosten- und nachfragebedingten 
Schwerpunktverlagerungen unterliegen. Man kann das Postulat auf-
stellen, daß eine solche an sich vielleicht "notwendige" Entwicklung 
in ihren Auswirkungen gemildert werden sollte29• In diesem Zu-
sammenhang ist gefragt worden, inwiefern die Verbände, vor allem 
die Gewerkschaften, durch die Erzielung volkswirtschaftlich-über-
regionaler Einheitspreise (-löhne) dieses erschweren. Gerade aber wo 
dies etwa bejaht werden muß30, zeigt sich ein echter Interessengegen-
satz, wenn einheitliche Lohnsätze wie überhaupt Einheitspreise aus 
qualitativ-politischen Gründen erstrebt werden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht schließ~n mit der Aus-
sage, daß die gestellte Aufgabe etwa nicht lösbar ist, auch wenn ich 
mich auf die Darlegung eines Teiles der Problematik beschränken 

~7 Albert Wissler, Lohnpolitik und öffentliche Finanzen, Berlin 1954. 
28 Econometrics, 1951, S. 173 ff. (177). 
29 S. E. Harris. Interreginal Competition: with Particular Reference to 

North-South Competition, American Economic Review. Papers and Pro-
ceedings, Mai 1954, 367 ff., 378; John V. van Sickle, Regional Economic Ad-
justments: The Role of Geographical Wage Differentials, ebenda, S. 381 ff. 

30 Harris, 367 f.; van Sickle, 389 f. 
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mußte. Möglichkeiten für Lösungsannäherungen scheinen mir im Ge-
genteil durchaus nicht ausgeschlossen zu sein. Voraussetzung dazu ist 
aber nicht nur eine weitere theoretische Durchdringung des Stoffes, 
sondern vor allem auch eine Verstärkung empirischer Forschung, wo-
bei eine erweiterte Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und "nicht-
staatlichen Instanzen" sich nur förderlich auswirken dürfte. 

Generaldiskussion 
Vormittag, 28. September 1957 

Vorsitzender Prof. Dr. Fritz Neumark (Frankfurt): 

Ich danke Herrn Kollegen Kolms für seine Ausführungen und darf 
nunmehr zur Generaldiskussion überleiten. Ich möchte zunächst Herrn 
Kollegen Thalheim bitten, das Wort zu seinem Diskussionsbeitrag zu 
dem Vortrag von Herrn Kollegen Jecht zu ergreifen. 

Prof. Dr. Karl C. Thalheim (Berlin): 

Ich glaube im Sinne der gesamten Versammlung zu sprechen, wenn 
ich zunächst einmal auch dem Herrn Kollegen Jecht sehr herzlich 
danke für die außerordentliche Mühe, die er mit der iBereitstellung 
des statistischen Materials gehabt hat, das uns hier als eine sehr 
wertvolle Unterlage und Anlage zu seinen Ausführungen gegeben 
worden ist. 

Ich glaube, wir werden alle dieses Material auch über die Tagung 
hinaus als eine sehr gewichtige Grundlage unserer eigenen Arbeit 
ansehen können. 

Als ich das Manuskript des Vortrages von Herrn Kollegen Jecht 
las, das mir zur Vorbereitung dieses Diskussionsbeitrages freund-
lichst zur Verfügung gestellt worden war, war ich eigentlich zunächst 
recht traurig. Es ist ja die Aufgabe jedes guten Diskussionsredners, 
zunächst einmal Kritik an dem Referat zu üben, zu dem er sich 
äußern soll, und das Referat des Herrn Kollegen Jecht hat mir leider 
außerordentlich wenig Anlaß 2JU solcher Kritik gegeben. 

Ich möchte also infolgedessen meinen Diskussionsbeitrag nicht in 
erster Linie auf kritische Bemerkungen zu dem Referat einstellen, 
sondern möchte versuchen, die Ausführungen von Herrn Jecht in 
einigen mir wesentlich erscheinenden Punkten zu ergänzen und viel-
leicht auch bestimmte Gedankengänge, die von Herrn Jecht notwen-
digerweise nur kurz gehalten werden konnten, etwas weiterzuführen. 
Ich werde mich - um im Stile des gestrigen Nachmittags zu blei-
ben - bemühen, dabei auch für die Diskussion des heutigen Nach-
mittags ein wenig provokatorisch zu wirken. 
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Herr Kollege Jecht hat mit Recht betont, daß es im Grunde ge-
nommen keine wirtschaftspolitische Maßnahme gibt, die nicht irgend-
wie auch verteilungspolitische Wirkungen hätte. Infolgedessen könnte 
man natürlich in einem solchen Referat praktisch den Gesamtbereich 
der staatlichen Wirtschaftspolitik überhaupt abschreiten, um ihren 
Einfluß auf die Verteilung zu untersuchen. Das ist selbstverständlich 
unmöglich. Ich möchte aber doch wenigstens auf einige Punkte hin-
weisen, die mir in Ergänzung der Ausführungen von Herrn Jecht 
wichtig zu sein scheinen. Das eine ist das mir aus eigenen Arbeiten 
sehr naheliegende Problem der Beeinflussung der regionalen Ein-
kommensunterschiede. Wenn man von dem ·Einfluß des Staates auf 
die Einkommensverteilung spricht, dann kann man wohl auch an 
dieser Frage nicht ganz vorübergehen. Ich denke dabei nicht so sehr 
an die internationalen Unterschiede der Einkommensverteilung -
das wäre das Problem der under-developed countries -, sondern in 
erster Linie an die Einkommensunterschiede, die sich innerhalb eines 
einheitlichen staatlichen Raumes ergeben. Auch hier sehen wir ja, 
daß die staatliche Wirtschafts-und Finanzpolitik einen ganz erheb-
lichen Einfluß in der Richtung auf einen Ausgleich der sich bei freier 
Wirtschaft zunächst einmal ergebenden Einkommensunterschiede aus-
übt. Ich erinnere vor allen Dingen an den in dieser Beziehung so 
außerordentlich wichtigen Finanzausgleich, ich erinnere weiter an 
Maßnahmen, wie sie uns heute in der Berlin-Hilfe entgegentreten, 
an die Hilfe für die Zonengrenzgebiete und ähnliche Maßnahmen 
mehr. 

Ein Zweites: Wenn wir hier weitgehend mit makro-ökonomischen 
Größen arbeiten, wenn wir gegenüberstellen das Einkommen der 
Selbständigen auf der einen Seite und das Einkommen der Unselb-
ständigen auf der anderen, wenn wir von Arbeitseinkommen und von 
Besitzeinkommen sprechen, dann dürfen wir wohl nicht an der Tat-
sache vorübergehen, daß sich ja innerhalb dieser Gruppen wiederum 
sehr erhebliche Unterschiede ergeben und daß sich in den Relationen, 
die den einzelnen Kategorien, etwa innerhalb des Arbeitnehmer-
einkommens, zukommen, ebenfalls sehr erhebliche Unterschiede voll-
zogen haben, Unterschiede, die unter Umständen auch soziologisch 
eine sehr große Tragweite besitzen können. Ich erinnere nur etwa an 
das Problem der Verschiebung der Relationen zwischen dem Durch-
schnittslohn des sogenannten Handarbeiters und dem Durchschnitts-
gehalt des sogenannten Angestellten. Hier haben wir doch eine sehr 
deutliche Tendenz der Nivellierung der früher erheblichen Unter-
schiede zwischen diesen Kategorien festzustellen. 

Nun hat Herr Kollege Jecht mit Recht von dieser Frage nicht ge-
sprochen, mit Recht deshalb, weil es sich dabei ja eigentlich nicht 
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um Wirkungen staatlicher Einflußnahme handelt, sondern um Wir-
kungen vor allen Dingen der Marktposition, der Einflüsse der ge-
werkschaftlichen Organisationen usw. Ich möchte mit einer kritischen 
Bemerkung zu den gestrigen Ausführungen von Herrn Krelle sagen, 
daß man bei der Behandlung dieser Relationen dem jeweiligen 
Seltenheitsgrad der betreffenden Arbeitskategorie immerhin doch eine 
recht ansehnliche Bedeutung wird zuschreiben müssen. 

In einer Beziehung sch,eint mir allerdings auch da die staatliche 
Finanzpolitik einen nicht unerheblichen Einfluß zu haben, nämlich. bei. 
der doch ziemlich großen und bedeutungsvollen Gruppe der Beamten 
und Angestellten des öffentlich'en Dienstes. Wenn wir hier die Ver-
hältnisse heute vergleichen etwa mit denen der Zeit vor 1914, dann 
werden wir auch eine sehr deutliche Tendenz der Nivellierung nach 
der Mitte hin feststellen können. Ich brauche in diesem Kreise nur 
einmal daran zu erinnern, wie sich gegenüber 1914 die Relation zwi-
schen dem Gehalt eines Ordinarius und dem Gehalt eines Assistenten 
verschoben hat. 

Ähnliches können wir ja durchaus auch in anderen Bereichen fest-
stellen. Also können wir auch hier eine Verstärkung der Nivellie-
rungstendenz beobachten, von der Herr Jecht in seinem Vortrag ge-
sprochen hat. 

Nun ist sicherlich uns allen bei den Ausführungen von Herrn Kol-
legen Jecht die Verbindung von theoretischer Analyse und empirischer 
Tatsachenforschung ganz besonders wertvoll gewesen. Wir sind wohl 
alle Herrn Jecht außerordentlich dankbar dafür, daß er diesen Ver-
such gewagt hat in voller Kenntnis der Problematik des statistischen 
Materials. Wir können auch hier wieder nur feststellen, wie bedauer-
lich es ist, daß auf so ungemein wichtigen Gebieten die exakt faß-
baren statistischen Unterlagen so wenig befriedigend sind. 

Mir scheint, daß zwei Ergebnisse von Herrn Jecht von ganz beson-
derer (Bedeutung waren: Erstens einmal die Feststellung, daß in den 
letzten Jahrzehnten die Änderungen in der funktionalen Einkom-
mensverteilung verhältnismäßig gering gewesen sind - das ist ja 
auch gestern durch die Ausführungen von Herrn Kollegen Peter und 
von Herrn Kollegen Krelle bestätigt worden -; zweitens aber die 
Tatsache, daß sich in der personellen Einkommensverteilung unter 
dem Einfluß der Besteuerung Redistributionsvorgänge von immerhin 
nicht ganz geringem Umfang vollziehen, bei denen eine unmittelbare 
Verbindung mit den staatlichen Eingriffen mindestens mit einem 
hohen Grade von Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. Mit anderen 
Worten - und das ist ja auch in den gestrigen Referaten bestätigt 
worden -, wir können die Tendenz einer allmählichen Nivellierung 
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der ursprünglich sehr starken Einkommensunterschiede feststellen. 
Das ist doch. wohl eine Feststellung von einer wahrhaft säkularen 
Bedeutung. Denn wenn es so ist, bedeutet das, daß das soziale Pro-
blem des Industriezeitalters, insoweit es ein Problem der Einkom-
mensverteilung ist - es ist natürlich nicht nur das -, im Rahmen 
unserer heutigen Wirtschaftsordnung ohne einen revolutionären Um-
bruch gelöst werden kann. 

Mir scheint es von besonderer Bedeutung zu sein, sich immer dessen 
bewußt zu bleiben, daß die sozial relevante Größe für den einzelnen 
ja doch nur das Nettoeinkommen ist, das ihm verbleibt, wenn die 
Steuern und sonstigen Leistungen an die öffentlichen Haushalte ab-
gezogen sind. Ich glaube, man kann die soziale Bewertung der heu-
tigen Einkommensstruktur nur von der Gegenüberstellung dieser 
Nettoeinkommen aus vornehmen, während in der öffentlichen Dis-
kussion sehr häufig von der Gegenüberstellung der Bruttoeinkommen 
ohne Abzug der jeweiligen Steuerquoten ausgegangen wird. 

Weiter halte ich für sehr bedeutsam die Feststellung, daß die Quote 
des Arbeitnehmereinkommens sich im Verhältnis zur Quote des Ein-
kommens der Selbständigen verhältnismäßig wenig verändert hat. 
Das scheint, wenn man die Konsequenzen daraus zieht, zu besagen, 
daß die unbezweifelbare materielle Verbesserung der Situation vo' 
allen Dingen des Arbeiters in erster Linie und ganz entscheidend 
nicht auf Veränderungen in der Verteilung, sondern auf das Wachs-
tum des Sozialprodukts zurückzuführen ist. Ich glaube auch, daß man 
von dieser Feststellung aus zu sehr wichtigen Schlußfolgerungen für 
die Beurteilung der Verteilungspolitik kommen muß. Die soziale Ge-
rechtigkeit, die immer wieder angesprochen ist, fordert eine Gleich-
mäßigkeit der Verteilung. Diese Gleichmäßigkeit der Verteilung trägt 
aber, wie wir aus den Ausführungen von Herrn Kollegen Jecht ja 
eindringlich gehört haben, mindestens die Gefahr in sich, daß dadurch 
die Wachstumsrate der Volkswirtschaft verringert wird. Ich sage "die 
Gefahr"; denn ganz offensichtlich ist dieser Zustand bisher noch nicht 
eingetreten. Ich stimme mit Herrn Kollegen Jecht darin über-
ein, daß im Gegensatz zu Behauptungen, die vielfach in der öffent-
lichen Diskussion erhoben werden, ganz offenbar die heutigen Be-
steuerungsmethoden, auch die heutige Progression, noch nicht zu einer 
Minderung der Investitionsbereitschaft der Unternehmer geführt 
haben. Denn wenn diese Wirkung eingetreten wäre, könnte man sich 
schlechterdings den heutigen Umfang der von der privaten Hand 
durchgeführten Investitionen nicht erklären. Viel gefährlicher er-
scheint mir als Wirkung der steuerlichen Progression beim Unter-
nehmer das, was Kollege Jecht die Orientierung an steuerpolitischen 
Gesichtspunkten nannte, auch die Vermeidung von Steuern durch 
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einen übermäßigen Aufwand auf Kosten des Spesenkontos, was ja 
auch für die Frage der Einkommensverteilung und der Konsum-
gestaltung von einer nicht ganz geringen iBedeutung ist. Aber ich 
möchte diese Dinge beiseite lassen. 

Die ganz entscheidende Frage ist doch wohl die: wieweit wird 
durch bestimmte verteilungspolitische Methoden das Wachstum der 
Volkswirtschaft beeinflußt? Das hat Herr Kollege Jecht am Schlusse 
seiner Ausführungen mit großem Nachdruck in den Vordergrund ge-
stellt, und ich glaube, mit vollem Recht. Aus drei Gründen glaube 
ich das. Erstens einmal wissen wir alle, daß die moderne Volkswirt-
schaft nur dann im Gleichgewicht sein kann, wenn sie wächst; andern-
falls müßte ihre innere Struktur wesentlich umgestaltet werden. 
Zweitens haben wir gesehen, daß die materielle Besserstellung der 
Arbeitnehmer im weitesten Sinne in einem nennenswerten Umfang 
nur bei wachsendem Sozialprodukt möglich ist. Drittens - und Sie 
gestatten mir, daß ich auf Grund meiner besonderen Arbeitsrichtung 
diesen Gesichtspunkt etwas stärker berühre, der von Herrn Krelle 
gestern am Ende seines Referats ganz kurz erw.ähnt worden ist -: 
das Problem der Wachstumsraten in der östlichen und in der west-
lichen Welt, d. h. auch das Problem der Investitionsquoten in der 
östlichen und in der westlichen Welt. Es kann wohl kaum ein Zweifel 
darüber bestehen, daß die große Auseinandersetzung zwischen dem 
östlichen und dem westlichen Gesellschaftssystem sich. heute von dem 
rein militärischen Gebiet mehr und mehr auf das wirtschaftliche Ge-
biet verschiebt. Dabei spielt sicherlich auch die ,Frage nach den Wachs-
tumsraten in der östlichen und in der westlichen Welt eine nicht 
ganz geringe Rolle. Im Osten haben wir nun, wenn wir im Rahmen 
unserer Tagung von dem Einfluß des Staates auf die Einkommens-
verteilung sprechen, die Situation, daß praktisch jedes Einkommen 
unmittelbar durch den Staat reguliert wird. Wenn Sie sich das sowje-
tische System ansehen, dann haben Sie dort praktisch nur noch zwei 
ins Gewicht fallende .Kategorien von Einkommen - alle anderen 
sind nur noch in Rudimenten vorhanden und ohne eigentliche Be-
deutung -: einmal das der Arbeitnehmer, und diese Arbeitnehmer 
sind mit wenigen Ausnahmen Arbeitnehmer des Staates, da der Staat 
ja Eigentümer aller Produktionsmittel ist. Die Einkommen dieser 
Arbeitnehmer werden vom Staat unmittelbar autoritär festgesetzt. Sie 
entstehen nicht auf dem Wege irgendwelcher kollektiver Verein-
barungen, sondern sind durch staatliche Regelung bestimmt. Das 
gleiche gilt, wenn es sich. dabei auch um andere Methoden handelt, 
von der zweiten Einkommenskategorie, dem Einkommen der Kolchoc;-
bauern. Da geschieht es auf dem Wege über die staatliche autoritäre 
Preisbildung. 
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Das Entscheidende im Hinblick auf unser Thema ist nun, daß es 
im Rahmen des östlichen Wirtschaftssystems möglich ist, Investitions-
quoten zu erzwingen, die weit über allem liegen, was aus der west-
lichen Welt bekannt ist. Kollege Jecht hat einige Investitionsquoten 
der westlichen Länder genannt. Die höchste IQuote, die er genannt hat, 
war die in der Bundesrepublik nach dem Kriege einmal erreichte 
von 23 0/ 0. Wenn ich mir nun die Investitionsquoten in der östlichen 
Welt ansehe, muß ich zunächst einmal feststellen, daß wir uns da 
auf einem statistisch ziemlich schwankenden Boden befinden. Immer-
hin, die Untersuchungen der ECE in Genf haben ein recht hohes Maß 
von Wahrscheinlichkeit. Sie ergeben für die Zeit von 1950 bis 1955 
in der Sowjetunion, in Bulgarien, der Tschechoslowakei, Ungarn, 
Polen und Rumänien Investitionsquoten von 24 oder 25 % des Sozial-
produkts. Mit einer so hohen Investitionsquote wird vermutlich auch 
ein rascheres Wachstum der Gesamtwirtschaft ermöglicht, als es in 
der westlichen Welt im allgemeinen zu verzeichnen ist. 

Hier komme ich nun zu der provokatorischen Frage: Ist es denn 
eigentlich sowohl aus sozialen als auch aus wirtschaftlichen Gründen 
eine sinnvolle Politik, wenn man die Verteilung, die Anteilsquoten 
am Sozialprodukt, durch staatliche Maßnahmen zu beeinflussen ver-
sucht und dadurch möglicherweise eine Verringerung des Wachstums 
dieses Sozialprodukts bewirkt, womit man erstens gegenüber der öst-
lichen Welt in eine schwächere Position kommt und womit man zwei-
tens die eigentliche Quelle der Verbesserung des Lebensstandards der 
breiten Massen verstopft? Ich glaube, diese Frage sollte man einmal 
sehr ernsthaft erörtern, und hoffe, daß die Diskussion heute nach-
mittag Gelegenheit dazu geben wird. 

Vorsitzender Prof. Dr. Fritz Neumark (Frankfurt): 

Ich darf Herrn Kollegen Thalheim sehr herzlich für seine provo-
katorischen und nichtprovokatorischen ergänzenden Ausführungen 
danken, die sicherlich noch in der Nachmittagsdiskussion eine Rolle 
spielen werden. 

Wenn ich nunmehr Herrn Präsidenten Dr. Fürst das Wort gebe, 
so bitte ich mich nicht miß,zuverstehen. Ich sage weder: "der An-
geklagte", noch: "der Herr Verteidiger" hat das Wort! 

Dr. Gerhard Fürst, Präsident des Statistischen Bundesamtes (Wies-
baden): 

Die einführenden Bemerkungen des Herrn Vorsitzenden haben 
Ihnen wohl gezeigt, daß ich nicht ganz freiwillig hier heraufgekommen 
bin, um zu den theoretischen Themen zu sprechen. Ich habe vielmehr 
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dem liebenswürdigen, aber sehr energischen Druck der beiden Herren 
Vorsitzenden nachgegeben. 

Wenn nach den strengen Anweisungen, die uns schriftlich in die 
Hand gegeben worden sind, in der Generaldiskussion nur zu grund-
sätzlichen Problemen gesprochen werden soll, so muß ich als Leiter 
des Statistischen Bundesamtes wohl zu dem grundsätzlichen Problem 
der "Interdependenz der theoretischen Forschung und des vorhandenen 
statistischen Materials" sprechen. Den Statistiker freut es natürlich un-
gemein, wenn deutsche Theoretiker ihre Theorien von tatsächlichen, 
empirischen Unterlagen ableiten. Dieser Hunger nach Material ist für 
den Statistiker erfreulich, 'Selbst wenn er dabei zu hören bekommt, das 
statistische Material sei schlecht - wobei die betreffenden Herren 
natürlich immer sagen: "Das soll kein Angriff gegen Sie persönlich 
sein." Zu diesem Vorwurf muß doch einiges gesagt werden. Ich glaube, 
die Referate und vor allen Dingen die Arbeiten der Herren Profes-
soren Krelle und Jecht haben eines gezeigt: wenn es wirklich so 
schlimm um das statistische Material bei uns bestellt wäre, dann 
wären diese Zusammenstellungen nicht möglich gewesen. 

Mich tröstet noch etwas anderes. Mein englischer Kollege hat ein-
mal vor einem internationalen Gremium gesagt: Ja, wenn wir die 
deutschen Statistiken hätten, könnten wir natürlich bei uns auCh 
einiges anfangen! 

Da man im allgemeinen das statistische Material des anderen immer 
etwas weniger gen au kennt und die Anmerkungen und Fußnoten 
ohnehin nicht liest, glaubt man leicht, bei den Angelsachsen wäre alles 
sehr viel sch,öner. Wir leiden vielleicht auch unter unserer deutschen 
Genauigkeit, wenn wir oft Einschränkungen machen und z. iB. nicht 
glauben, aus veröffentlichten Bilanzen alles über Investitionen zu er-
fahren. Wenn Sie angelsächsische Statistiken genauer ansehen, werden 
Sie z. B. feststellen können, da'ßI sich die Angaben oft nur auf die "Cor-
porations" beziehen, und für die deutschen Aktiengesellschaften 
können Sie das entsprechende Material auch haben! Wir glauben nur 
nicht, daß man daraus ohne weiteres Schlüsse auf die gesamte Wirt-
schaft ziehen kann. 

Ich möchte Sie bitten, die Statistik nicht zu überfordern, weder dem 
Umfange noch dem Inhalt nach. Auch auf die Gefahr hin, lästig zu 
fallen, möchte ich auch von dieser Stelle wiederholen, daß der Sta-
tistiker in Deutschland von sich aus keinerlei Recht hat, eine Statistik 
in Gang zu setzen. Wir brauchen dazu Gesetze und Verordnungen. Es 
ist aber leichter, die Transparenz über Märkte zu fordern, als den Ent-
schluß zu fassen, seinen Namen unter eine Verordnung über Statistik 
zu setzen. Das geschieht nun einmal aus durchaus verständlichen 
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Gründen nicht sehr leicht. Wir können also immer nur bitten, daß 
der Ruf nach mehr und besseren Statistiken möglichst vernehmbar bei 
denen erhoben wird, die die Verantwortung von Statistiken tragen. 
Das ist auch wieder sehr schwierig, denn die Herren, die diesen Ruf 
hören müß.ten, sind meist nicht anwesend, und man spricht zu denen, 
die ohnehin der gleichen Meinung sind. 

Das soll keineswegs etwa eine Bemerkung für den Herren Bundes-
wirtschaftsminister sein, der heute nicht anwesend sein kann. Für eine 
Verordnung über Statistik brauchen wir die Zustimmung des Bundes-
rats. Da gibt es z. B. ein Gremium, einen Sonderausschuß der Innen-
ministerien der Länder, der die Bundesratszustimmung zu statistischen 
Verordnungen vorbereitet. Diese Herren sind im Saale natürlich nicht 
anwesend und haben im allgemeinen mit wirtschaftlichen Problemen 
wenig zu tun und sehen jede Statistik meist nur unter verwaltungs-
mäßigen und kostenmäßigen Gesichtspunkten. Wenn wir dort als Sta-
tistiker die Forderung nach mehr Statistik vertreten, so heißt es gar 
zu leicht: "Ihr habt schon so ein großes Haus und verbraucht soviel 
Geld, wozu noch mehr?" Es wird vielfach geglaubt, es handele sich 
um reine Großmannssucht von seiten der Statistiker. Deshalb meinE: 
Bitte an die Herren Professoren, so nachdrücklich wie möglich einen 
Ausbau der Statistik an den Stellen zu fordern, bei denen die Ent-
scheidung über die Anordnung liegt. 

Herr Mersmann vom iBundesfinanzministerium ist letder nicht mehr 
da. Wir hatten mit dem Herrn Vorsitzenden vorhin ein Gespräch: 
Frage der Finanzierung neuer Statistiken. Es liegt aber nicht am Geld, 
sondern an der fehlenden Anordnung. In der heutigen Diskussion über 
die Einkommensverteilung hat selbstverständlich die Einkommen-
steuerstatistik eine große Rolle gespielt. Es wil'd hier vieles besser 
werden, denn ab 1954 wird laufend eine Einkommensteuerstatistik zur 
Verfügung stehen. Aber wie sollen wir von 1950 bis 1954 laufende 
Zahlen geben, wenn die Aufbereitung der an sich vorhandenen Unter-
lagen nicht angeordnet worden ist? Dann kommt der nicht leicht zu 
nehmende Einwand, daß die Änderungen der Steuervorschriften die 
Finanzämter derartig belasten, daß sie nicht noch zusätzlich statistische 
Zählblätter ausfüllen könnten. Das Beispiel zeigt, daß. auch eine Ver-
waltungsvereinbarung mit den Ländern, selbst wenn kein Gesetz und 
keine Verordnung notwendig ist, nicht ganz einfach durchzusetzen ist. 

Ein Grund für die veraltete Einkommenstatistik liegt auch darin, 
daß die Steuerstatistik zeitlich immer sehr nachhinkt. iDas liegt an den 
langen Veranlagungszeiträumen. Das wichtigste über die Einkommens-
verteilung und die Einkommenshöhe kann im Grunde genommen nur 
gesagt werden, wenn wir Daten über die Familieneinkommen haben. 
Wir müssen daher nach anderen Quellen der Einkommenstatistik 
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suchen und dürfen uns nicht völlig auf die Einkommensteuerstatistik 
verlassen. Das gilt auch deshalb - und das ist in den Referaten gar 
nicht angeklungen -, weil sich in der Nachkriegszeit andere Formen 
der Einkommensbildung und der Abgrenzung der Einkommen heraus-
gebildet haben. Das Verhältnis des Inhalts der Lohntüte zum tatsäch-
lichen Einkommen beträgt mindestens 100 zu 130. Wenn man von 
"funktionaler Verteilung" spricht, muß man wohl auch berücksich-
tigen, daß eine Reihe von Beträgen (z. B. Kindergeld, Mutterschafts-
hilfe und Urlaub) zwar über die Lohntüte bezahlt werden, aber nicht 
die Vergütung für eine tatsächlich geleistete Arbeit darstellen. Wenn 
man das noch berücksichtigt, kommt man in dem Verhältnis sogar auf 
eine Größenordnung von 100 zu 160. 

Wir Statistiker haben - vielleicht als gebrannte Kinder - die 
Kühnheit bewundert, mit der hier manchmal, ich darf wohl sagen, 
etwas unbekümmert um die Tragfähigkeit und Leistungsfähigkeit des 
Baumaterials gewagte Gedanken- und Zahlengebäude errichtet worden 
sind. Genauigkeit mag nicht so wichtig sein, wenn man Größenordnun-
gen sucht, die theoretische Ableitungen erlauben. Wenn aber die 
Fehlergrenzen zu groß werden, so können darunter die theoretischen 
Ableitungen leiden oder unrichtig werden, und dann ist Mangel an Ge-
nauigkeit doch ein schwerwiegendes Argument. Es ist selbstverständ-
lich, in der Kürze der Zeit auf Grund eines Vortrages und auf Grund 
der hier verteilten Unterlagen nicht möglich zu sagen, ob eine genaue 
Nachprütung dieser Berechnungen mit voller Kenntnis der Mängel 
dieses Materials wesentlich andere Ergebnisse zeitigen würde. 

Was mir in der Zusammenarbeit zwischen der Theorie und dem das 
Material bereitstellenden Statistiker wichtig erscheint, ist die Defini-
tion der vom Standpunkt der Theorie aus wichtigen Tatbestände. Wir 
Statistiker erwarten eigentlich immer, daß wir von den Theoretikern 
neue Erleuchtungen bekommen über das, was statistisch die Messung 
lohnt. Als Statistiker kann man es dann beruhigend finden, wenn hier 
gesagt würde, daß wir keine iDistributionstheorie haben, denn dann 
brauchen wir Statistiker auch nicht zu wissen, welche statistischen 
Größen oder welche Tatbestände wir eigentlich messen sollen. 

Es ist hier bei dem Problem der Einkommensverteilung sehr viel 
über die "funktionale Verteilung" gesprochen worden. Die funktionale 
Verteilung sieht ja nicht den Gegensatz Arbeitnehmer und Unterneh-
mer, sondern das Besitzeinkommen und das Arbeitseinkommen, wobei 
für die Zwecke der Theorie eine Aufteilung des Unternehmergewinns 
in seine Komponenten erforderlich wird. Da mußI ich sagen: Das ist 
statistisch, also etwa durch eine Befragung der einzelnen Unternehmer, 
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überhaupt nicht zu lösen. Solche Auf teilungen werden immer eine 
Domäne des schätzenden Wissenschaftlers bleiben müssen, der dabei 
mit bestimmten Annahmen arbeitet. Wie weit die Ansätze verfeinert 
wel'den können, ist allerdings dann meist eine Frage des Apparats, 
der für die Rechenarbeit zur Verfügung steht. Ich habe die höchste 
Bewunderung für das, was die Professoren Jecht und KreUe geleistet 
haben; denn wer weiß, welche praktische Arbeit es macht, solches 
Material zusammenzustellen, wenn man kaum Rechenkräfte oder 
Rechenmaschinen zur Verfügung hat, der kann am besten beurteilen, 
welche Arbeit darin steckt. Aber es steckt auch darin die Gefahr der 
allzu großen Vereinfachung, ich möchte fast sagen: der "terrible sim-
plification". Wenn man, wie es Professor KreHe getan hat, über Jahre 
hinweg mit der Annahme arbeitet, daß das Arbeitseinkommen der 
Selbständigen sich genau parallel zum Arbeitseinkommen der 
Unselbständigen bewegt, so abstrahiert man von jeder Veränderung 
in der Struktur der Wirtschaft, etwa ob in den einzelnen Zeiträumen 
viel oder wenig Landwirte mit ihren mithelfenden Familienangehöri-
gen in dieser Zahl der "Selbständigen" enthalten sind. Ohne Rücksicht 
darauf, mit einem durchschnittlichen Selbständigen-Einkommen zu 
rechnen, scheint mir sehr gefährlich zu sein. 

über die funktionale Verteilung der Einkommen werden Sie auch 
in Zukunft von uns nicht sehr viel bekommen können, sofern dazu 
eine Aufteilung des Unternehmergewinns erforderlich ist. Auch bei der 
so oft angekündigten und nun fast fertigen Aufstellung der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung - die wir noch nicht haben, denn wir 
haben bisher nur eine Sozialproduktberechnung - wird natürlich 
wieder nicht nur von der Theorie, sondern stark vom Material, das 
uns zur Verfügung steht, ausgegangen werden. Wir streben dabei nicht 
die funktionale Verteilung zwischen den Produktionsfaktoren Arbeit 
und Kapital an, sondern wir werden Unterscheidungen nach Ein-
kommensquellen und vor allen Dingen nach Empfängergruppen 
machen. 

Mir scheint, daß die bisherige Diskussion an ein anderes wichtiges 
Problem noch wenig gerührt hat: Es ist zwar manchmal von "perso-
naler" Verteilung gegenüber "funktionaler" Verteilung gesprochen 
worden, aber dabei hat man nicht gesagt, was man eigentlich für 
"Personen" oder Empfängergruppen meint. Es klang durch, daßI man 
wohl an Schichten nach der Einkommenshöhe denkt. Aber das allein 
ist nicht das, was man in der Wirtschafts- und Sozialpolitik heute will. 
Es sind andere Gruppen - der Ausdruck "sozioökonomische Gruppen" 
hat sich als Verlegenheitsbezeichnung eingebürgert -, die heute inter-
essieren. Der Mittelstand ist so ein Begriff, bei dem jeder fragt: "Was 
ist das eigentlich?"; aber politisch nimmt man ihn so wichtig, daß er 
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dauernd angesprochen wird. Also muß er doch eine Realität sein! 
Fragen nach der Einkommensgruppierung des selbständigen oder 

des unselbständigen Mittelstandes und anderer "sozioökonomischer" 
Gruppen sind es, die heute an das Statistische Amt herankommen. 
Es ist nicht so wichtig, eine funktionale Gruppe von "Einkommens-
empfängern aus unselbständiger Arbeit" zu bilden, die sich über eine 
weite Skala von Einkommensstufen hinzieht, sondern viel wichtiger 
ist die Bildung von Empfängergruppen im angedeuteten Sinne. Fest-
zustellen, welche Gesichtspunkte für die Gruppenbildung wichtig sind, 
wäre eine Aufgabe, die vom Theoretiker gelöst werden müßte. 

Wir halten die Zurechnung der Einkommen zu sozioökonomischen 
Empfängergruppen und nicht nur zu "funktionalen Gruppen" auch 
deshalb für wichtig, weil wir in der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung von der Verteilungsseite der Einkommen auf die Verwen-
dungsseite hinüberkommen wollen. über den Verbrauch aber ent-
scheidet der Mensch, und für die Verbrauchsforschung ist es eine 
völlig unmögliche -Fragestellung, ob - gemäß einer funktionalen 
Auf teilung - Arbeitseinkommen oder Besitzeinkommen zum Ankauf 
eines Fernsehapparates oder Automobils benutzt worden ist. Hier 
kann es nur darum gehen, wie Personen oder Familien, die einer 
sozioökonomischen Gruppe angehören und über eine bestimmte Ein-
kommenshöhe verfügen, ihr Einkommen verausgabt haben. 

Um es kurz zusammenzufassen: Wir haben uns auf der einen Seite 
als Statistiker sehr gefreut, daß die Theorie sich auf tatsächliche 
Unterlagen zu stützen beginnt und Wert darauf legt, diese Unter-
lagen zu haben. Auf der anderen 'Seite würden wir Statistiker im-
mer dankbar sein, wenn wir hinsichtlich der Frage, was im statisti-
schen Material gezeigt, was gemessen werden soll, was bei der 
theoretischen Abgrenzung und überhaupt bei der Abgrenzung der in 
der Einkommensstatistik wichtigen Empfängergruppen beachtet wer-
den muß, auf Ihre Hilfe rechnen könnten. 

Vorsitzender Prof. Dr. Fritz Neumark (Frankfurt): 

Wir sind Herrn Präsidenten Dr. Fürst zu ganz besonderem Dank 
verpflichtet für diese Ausführungen, die, wie mir scheint, erneut be-
wiesen haben, wie dringlich es ist, daß nicht nur die Erzeuger, son-
dern auch die Konsumenten von 'Statistiken einmal denjenigen 
Stellen, auf die es ankommt, klarmachen, wie wesentlich es ist, hier 
Remedur zu schaffen. Auf den von Herrn Präsidenten Dr. Fürst 
zitierten Einwand, der von seiten der Finanzministerien gemacht 
wird, man könne doch die ohnehin schon durch ständige Steuerrechts-
änderungen überlasteten Finanzämter nun nicht auch noch mit sta-
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tistischen Zählungen befassen, möchte ich entgegnen: ein Grund mehr, 
nicht so häufig Steuerrechts änderungen vorzunehmen! 

Darf ich nun Herrn Kollegen Timm von der Universität Saar-
brücken bitten, das Wort zu nehmen. 

Prof. Dr. Herbert Timm (Saarbrücken): 

Wenn für einen guten Diskussionsredner die Kritik an den voran-
gegangenen Referaten nach Herrn Kollegen Thalheim eines der Kri-
terien ist, dann bin ich insoweit bestimmt kein guter Diskussions-
redner. Denn ich werde keine Kritik an den beiden interessanten 
Referaten der Herren Kollegen Jecht und Kolms üben, sondern viel-
mehr folgendes Anliegen vortragen. 

Die Referate der Herren Jecht und Kolms haben mir, so verschie-
den sie in der Fragestellung und in ihren Methoden waren, doch 
beide zusammen eine - wie ich glaube, ziemlich nahe liegende -
Anregung gegeben, nämlich die Frage zu stellen: Wie schneiden 
staatliche Einkommensverteilungspolitik auf der einen und Einkom-
mensverteilungspolitik der nichtstaatlichen Instanzen auf der anderen 
Seite im Vergleich miteinander ab? Ich muß mich, was Sie verstehen 
werden, darauf beschränken, bei der Einkommensverteilungspolitik 
der nichtstaatlichen Instanzen den wichtigsten Bereich dieser Politik 
zu behandeln, nämlich die Lohnpolitik. Konkret gesprochen: ich ver-
suche, einen - natürlich kurzen - Nachtrag über einen Vergleich der 
Lohnpolitik und der staatlichen Redistributionspolitik zu geben. 

Dabei mache ich zwei Grundannahmen, obwohl ich davon überzeugt 
bin, daß beide fragwürdig sind: 1. Die personelle Einkommensagglo-
meration stehe in enger Korrelation zur funktionellen Einkommens-
verteilung derart, daß die hohen Einkommen die Besitzeinkommen 
seien (Zins und Profit). 2. Eine Vergleichmäßigung der Einkommens-
verteilung sei erwünscht. - Ich habe mich eigentlich gewundert, wie 
wenig versucht worden ist, diese zweite Annahme auf dieser Tagung 
zu diskutieren. 

Ich möchte in der nachfolgenden kurzen Betrachtung zwei Fälle 
unterscheiden. Im ersten werde ich so tun, als ob es neben den Besitz-
einkommen und den Arbeitseinkommen keine anderen Einkommen 
gäbe; ich werde sie jedenfalls nicht berücksichtigen. Im zweiten Fall 
werde ich sie ausdrücklich berücksichtigen. Ich möchte dann sehen, 
welche Ergebnisse bei diesem Vergleich zwischen der staatlichen Ein-
kommensverteilungspolitik und der Lohnpolitik herauskommen. 
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Zunächst zu der Betrachtung ohne Rücksichtnahme auf diejenigen-
ich will sie die "dritte Klasse" nennen -, die kein Besitz- und Ar-
beitseinkommen empfangen. Das wären also im wesentlichen die Be-
amten und die Rentner. Die Einflußnahme auf die Einkommens-
verteilung durch nichtstaatliche Instanzen erfolgt auf dem Wege einer 
- generellen - Lohnerhöhung, die die Gewerkschaften auf Grund 
ihrer stärkeren Machtposition durchsetzen. Das bedeutet faktisch, daß 
sie im Vollbeschäftigungszustand oder doch im Engpaßzustand vor 
sich geht. Bei unelastischem Geldsystem oder einer zurückhaltenden 
Investitionsneigung der Unternehmer sind - wie Haller nachge-
wiesen hat - verschiedene Resultate je nach der Preispolitik der 
Unternehmer möglich, nämlich: a) Eine Reduktion der Unternehmer-
gewinne bei entsprechender Erhöhung der Arbeitseinkommen und 
Aufrechterhaltung der Beschäftigung; das würde heißen, daß das Re-
distributionszJel der Lohnpolitik erreicht wäre. b) Eine verringerte 
Produktion und Beschäftigung, bei der der beabsichtigte Erfolg der 
Lohnerhöhungspolitik wegen der Einkommenskürzung der beschäfti-
gungslos gewordenen Arbeiter zumindest nur teilwei·se erreicht wird. 

Das unter dem Redistributionsgesichtspunkt günstige Ergebnis 
unter a) wird indessen beeinträchtigt, und zwar einmal dadurch, daß 
die Wachstumsbedingungen ungünstig beeinflußt werden, und ferner 
sollte man meines Erachtens nicht vergessen, daß die generelle und 
gleichmäßige Lohnerhöhung zur Ausschaltung der weniger leistungs-
fähigen und relativ lohnintensiven Unternehmungen führt und damit 
die Besitzkonzentration fördert. 

Stellt man unter denselben oben erwähnten Bedingungen, nämlich 
unelastisches Geldsystem oder Zurückhaltung in den Investitionsdis-
positionen der Unternehmer, den Vergleich mit der staatlichen Ver-
teilungspolitik an, dann müssen zwei Varianten dieser Politik unter-
schieden werden: a) Eine Erhöhung der Steuer auf Profite, verbunden 
mit einer entsprechend großen Senkung der Lohnsteuer, also bei kon-
stanten Staatsausg.aben und konstantem Steueraufkommen. Diese 
Politik kann grundsätzlich zu denselben verschiedenen Ergebnissen 
wie bei der Lohnerhöhungspolitik führen; aber ich glaube, daß die 
Chance, um eine Kontraktion der Produktion und Beschäftigung 
herumzukommen, größer ist als bei der Lohnerhöhungspolitik, ob-
schon ich. hinzufügen muß, daß diese Behauptung nur unter Zuhilfe-
nahme mikro ökonomisch er Betrachtungen zu begründen wäre. Sicher 
aber vermeidet sie den oben erwähnten nachteiligen Effekt der Be-
sitzkonzentration. b) Die zweite V.ariante der staatlichen Redistribu-
tionspolitik in dieser Situation, nämlich eine Umschichtung der Staats-
ausgaben von den Sachausgaben auf Transrerausgaben für die Arbeit-
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nehmer bei konstantem Steueraufkommen, hat zweifellos den Vorzug, 
eine Kontraktion von Produktion und Beschäftigung ebenso wie die 
Gefahr einer lBesitzkonzentration und der Verringerung der Wachs-
tumsrate zu vermeiden. Auf die Bedingung Vollbeschäftigung und 
elastisches Geldsystem komme ich bei Berücksichtigung der dritten 
Klasse zu sprechen, da sie gerade dort von Bedeutung ist. 

Ich meine also - wenn ich die bisherigen Erörterungen zusammen-
fassen darf -, daß die staatliche Redistributionspolitik insbesondere 
der zweiten Variante unter diesen Bedingungen den Vorzug ver-
dient. Sie gewinnt noch erheblich, wenn wir an den Fall einer nicht 
vollbeschäftigten Wirtschaft denken. Denn in einem solchen Zustand 
ist mit einer Lohnerhöhung wegen der relativ schwachen Position der 
Arbeitnehmerschaft praktisch nicht zu rechnen. Demgegenüber bietet 
sich der staatlichen Redistributionspolitik durchaus eine erfolgverspre-
chende Möglichkeit, freilich nicht mit Hilfe der beiden oben er-
wähnten Varianten, sondern durch Anwendung eines dritten Weges, 
nämlich einer Gewinnsteuererhöhung bei gleichzeitiger Erhöhung der 
Staatsausgaben - der bekannte Föhl-Fall -, was bei elastischem 
Geldsystem zur Erhöhung des nominellen und realen Volkseinkom-
mens führt. Bei unveränderter !Faktorenkombination wird sich die 
Relation von Nettoeinkommen der Nichtunternehmer zu den Netto-
gewinnen der Unternehmer zugunsten der ersteren verschieben. 

Ich möchte jetzt die bisherigen Betrachtungen ergänzen durch die 
zusätzliche Berücksichtigung der, wie ich sie nannte, "dritten Klasse", 
also derjenigen, die keine :Besitz- oder Arbeitseinkommen beziehen. 
Wenn wir uns auf das wesentliche beschränken, dann stellt sich der 
erste wichtige Unterschied zum vorherigen Fall in der Vollbeschäfti-
gungssituation bei elastischem Geldsystem und optimistischen Unter-
nehmererwartungen heraus. Denn der inflatorische Prozeß, ausgelöst 
durch. die Lohnerhöhung, geht nun klar auf Kosten der dritten 
Klasse, da ihre gesetzlich festgelegten Einkommen mit der Steigerung 
der Gewinne und Löhne nicht mitkommen. Da in der Realität ein 
großer Teil dieser dritten Klasse ohnehin zu den Beziehern kleinerer 
Einkommen gehört, kann diese Wirkung nur bedauert werden. 

Im Gegensatz dazu hat die staatliche Einkommensverteilungspolitik 
es in der Hand, bei Vermeidung von Inflationen auch die dritte 
Klasse zu bedenken, indem die die Gewinnsteuererhöhung kompen-
sierende Lohnsteuersenkung eben auch auf die Einkommen der Be-
amten ausgedehnt wird und die Rentner durch die Erhöhung der 
Transferausgaben bedacht werden. 

Im Falle der nicht vollbeschäftigten Wirtschaft hat die staatliche 
Einkommensverteilungspolitik die Möglichkeit, innerhalb der Staats-
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ausgabenerhöhung - die die Gewinnsteuererhöhung begleitet - die 
Transferausgaben für die Rentner und die kleineren Beamtengehälter 
zu erhöhen. 

Handelt es sich bei der Lohnerhöhung um die Teilnahme am Pro-
duktivitätszuwachs, dann bedeutet das eine Auf teilung dieses Zu-
wachses lediglich unter den Unternehmern und den Arbeitern und 
also den Ausschluß der dritten Klasse bei der Auf teilung des ver-
größerten Kuchens. Kann der Staat eine Preissenkung nicht durch-
setzen, hat also seine Politik der Wettbewerbsförderung keinen aus-
reichenden iErfolg, dann wäre auch in diesem Fall die staatliche Ein-
kommensverteilungspolitik, die auch die dritte Klasse berücksichtigt, 
besser als die zwischen den Unternehmern und den Arbeitern aus-
gehandelte Auf teilung. 

Fasse ich die kurzen Erörterungen zusammen, dann komme ich zu 
dem Resultat, daß die staatliche Einkommensverteilungspolitik gegen-
über der Redistributionspolitik nichtstaatlicher Instanzen - hier: der 
Lohnpolitik - den Vorzug verdient. Berücksichtigt man noch, welche 
bedenklichen Begleiterscheinungen für den sozialen Frieden sich 
äußern, wenn - auch noch so berechtigte - Lohnerhöhungen durch-
gesetzt werden sollen, dann würde dieser Vorzug der staatlich.en Ein-
kommensverteilungspolitik in einem noch helleren Licht erscheinen, 
wenn man hoffen dürfte, daß, die staatliche Einkommensverteilungs-
politik nicht eben auch - wenngleich auf einem anderen Kampf-
platz - ein Spielball der Interessengruppen bleiben würde. 

Vorsitzender Prof. Dr. Fritz Neumark (Frankfurt): 

Herzlichen Dank, Herr Kollege Timm, für Ihren Diskussionsbeitrag, 
von dem ich überzeugt bin, daß er in der Aussprache am Nachmittag 
noch eine Rolle spielen wird. 

Ich darf nun als letztem Redner in der allgemeinen Debatte - die 
beiden anderen Herren, die sich freundlicherweise bereit erklärt 
hatten, einen Betrag zur Generaldiskussion zu liefern, Herrn Kollegen 
WeIter und Herrn Kollegen Andreae, möchte ich bitten, in der Nach-
mittagssitzung zu sprechen - Herrn Kollegen von Gadolin, Finnland, 
das Wort geben. 

Privatdozent Dr. Axel von Gadolin (Helsinki-Helsingfors): 

Der Platz an diesem feierlichen Pult entspricht eigentlich nicht den 
kurzen Bemerkungen aus dem Stegreif, die ich hier machen wollte. 
Ich will die zehn Minuten nicht so verdichten wie die Vorredner; ich 
hoffe auch, daß' ich mit fünf Minuten auskomme. 
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Ich bin mit größtem Interesse den Ausführungen von Herrn Pro-
fessor Jecht gefolgt, und ich möchte sagen, daß er gerade an Finn-
land, woher ich komme, ein gutes Beispiel hätte. Das Land vertritt 
eine überblickbare Einheit, die auch von einem sehr großen statisti-
schen Amt bearbeitet wird. 

Nun möchte ich auf ein paar Gesichtspunkte eingehen, die beleuch-
ten, wie schwierig es ist, die Einkommensstatistik zu verwenden, 
wenn man generelle Schlüsse ziehen will. Mehr und mehr - und 
besonders in den Staaten, die sich leider in einer weiter östlichen 
Position befinden - ist die Tendenz zu verzeichnen, daß man aus 
der Einkommensstatistik gar nicht den wirklichen Konsum ablesen 
kann. Der wirkliche Konsum ist viel größer, die Einkommen sind nur 
eine formale Sache. Das ist ja auch hier in Deutschland der Fall, wie 
aus der Diskussion hervorgegangen ist. Aber bei uns macht es sich 
sehr stark geltend. Es kommen hier die stark angewachsenen 
staatlichen Stellen, die erheblich ausgeweiteten Industrien und die 
stark subventionierte Landwirtschaft in Betracht. Eine wachsende 
Zahl von Bürgern ist in der Lage, in zwei verschiedenen Eigen-
schaften als nachfragende Subjekte zu erscheinen: 1. in einer privaten 
Sphäre mit kleinen Einkommen, die in der Einkommensstatistik er-
faßt werden; 2. als Vertreter staatlicher Behörden, landwirtschaft-
licher Organisationen oder industrieller Institutionen, wo sie einen 
ganz anderen Konsum ausüben und nachher mit einem ganz anderen 
Maßstab messen. Einer, der privat zweiter Klasse fährt, fährt als 
Vertreter gerne so teuer wie möglich. Das ist eine sehr gefährliche 
Erscheinung, denn sie verwischt das Bild der wirklichen Lage der 
Menschen. Dieses führt hinüber in die Situation, die wir gerade in 
der Sowjetunion kennen, wo alle Leute mehr oder weniger auf Staats-
kosten leben. 

Ich möchte Ihnen nur ein Paar Beispiele nennen. Sie werden, so-
weit Sie in den nordischen Ländern, insbesondere in Finnland ge-
wesen sind, festgestellt haben, daß die zahlreichen Restaurants 
bei uns außerordentlich- teuer sind. Sie sind deswegen so teuer, weil 
meines Erachtens ungefähr 90 % aller Restaurantrechnungen nicht 
von Privaten, sondern von staatlichen Behörden, von Unternehmen 
oder Verbänden usw. bezahlt werden. Die privaten Firmen sind sehr 
stark besteuert, aber einen Ausweg haben sie: sie können gut 
repräsentieren, und sie dürfen das tun, denn dadurch befreunden sie 
sich mit den staatlichen Institutionen, und das ist manchmal sehr 
notwendig in einem Lande mit viel Lizenzen und Sonderbestim-
mungen. Eine Firma, die das nicht ausnützt, verliert auf die Dauer. 
Im Beispiel des Restaurants: eine Rechnung dort bedeutet nur in der 
Hälfte ihrer Höhe Kosten für die Firma; denn den Betrag dieser 
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Rechnung müßte sie sonst als Einkommen versteuern. Insofern können 
die gesamten Restaurants ihre Rechnungen um 50 % erhöhen, denn 
es lohnt sich doch, sie zu bezahlen. Das gebe ich als iBeispiel, weil 
diese Erscheinung immer mehr zunimmt. 

Es ist auch auf anderen Gebieten so. Ich glaube, die Regierung von 
Flinnland ist diejenige in Europa, die über die größte Zahl von mo-
dernen Automobilen verfügt. Diese Automobile werden natürlich nicht 
so sehr vom Staat beansprucht; sie werden auch sonst benutzt, und 
so geht es mit allen diesen Dingen. Alle öffentlichen Gebäude, die 
in modernen Staaten gebaut werden, werden mit einem Luxus aus-
gestattet, den man privat nicht kennt. iDie Kinder kommen in eine 
Schule, die einem Palast gleicht, während sie zu Hause unter ganz 
kleinen Verhältnissen leben. Dieser Gegensatz zeigt die mangelnde 
Einigkeit zwischen den beiden Subjekten, die zu bestimmen haben. 

Abschließend darf ich noch auf eine Sache eingehen, die mir eben-
falls gefährlich erscheint. Die Landwirtschaft bei uns lebt hauptsäch-
lich durch Subventionen. Sie umfaßt ungefähr ein Drittel der Be-
völkerung. Die Landwirtschaft trägt aber nur mit 14 % zum National-
produkt bei. Es klafft also eine sehr große Lücke, und diese Lücke 
muß durch Subventionen überbrückt werden. Es handelt sich dabei 
aber nicht nur darum, daß die Menschen besser leben wollen, son-
dern es kommt ein ganz anderer Gesichtspunkt hinzu, den Sie in 
Deutschland vielleicht nicht kennen: Wenn man diese kleinen Land-
wirte nicht unterstützte eben als Landwirte, so würden sie unter 
Umständen mehr östliche Ideale bekommen, und das wäre sehr ge-
fährlich. Wir haben aus dem Grunde zweimal Agrarreformen ge-
macht. Da kann man nicht darauf sehen, was ökonomisch vernünftig 
ist. Für uns wäre es viel besser, unsere Felder überhaupt mit Wäldern 
bewachsen zu lassen; es würde sich mehr lohnen. Dann würden aber 
diese Leute auch noch Industriearbeiter werden, und das könnte unter 
Umständen gefährlich sein. Also ein Gesichtspunkt, der nicht 
aus der ökonomischen Verteilungstheorie kommt, sondern rein poE-
tischen überlegungen entspringt, der sich aber sehr stark auf die 
staatliche Einkommensverteilungspolitik auswirkt! Denn alle diese 
Menschen müssen auch leben und müssen so leben, daß sie sich als 
Eigentümer fühlen. 

Es kommt noch ein interessanter Gesichtspunkt hinzu. Das Index-
prinzip hängt damit zusammen, indem es der Industrie bei uns viel 
besser geht als anderen Erwerbszweigen. Sie muß nun die Landwirt-
schaft miterhalten. Wir haben bei uns in Finnland seit Jahren die 
rot-grüne Koalition, und sie ist an und für sich die vernünftigste. 
Aber nun müssen die Sozialdemokraten immer für Zahlungen an die 
kleinen Landwirte sorgen, und diese gehen auf Kosten von Handel 
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und Industrie. Deswegen müssen die letztgenannten Erwerbszweige 
nun auch 'etwas vom Leben haben, wie ich es vorhin andeutete. 

Vorsitzender Prof. Dr. Fritz Neumark (Frankfurt): 

Ich danke den Herren Diskussionsrednern für ihre Beiträge und 
schließe damit die Vormittagssitzung. 

Zweiter Tag, Nachmittag 
Freitag, 28. September 1956 

Spezialdiskussionen 
1. Politik und Wirtschaft: ist eine rationale Wirtschaftspolitik möglich? 

Diskussionsleiter : 
Prof. Dr. Andreas PredöhZ (Münster). 

2. Formen der Einkommensbildung und Einkommensverteilung. 
Diskussionsleiter : 
Prof. Dr. Erich Preiser (München): 

3. tBestimmungsgründe der Einkommensverteilung in der modernen 
Wirtschaft. 
Diskussionsleiter : 
Prof. Dr. ~Erich Gutenberg (Köln). 

4. Staatliche Wirtschaftspolitik und Einkommensverteilung. 
Diskussionsleiter: 
Prof. Dr. Rudolf Stucken {Erlangen). 

5. Der Einfluß der nicht-staatlichen Instanz·en auf die Einkommens-
verteilung. 
Diskussionsleiter : 
Prof. Dr. Herbert Timm (Saarbrücken). 

Die Beiträge in den Spezi,aldiskussionen, die unter regel' Beteiligung 
der Tagungsteilnehmer durchgeführt wurden, sind nicht aufgenommen 
worden, da gemäß Beschluß! des erweiterten Vorstandes der Stil eines 
informellen Gespräches gewahrt werden sollte. 
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Zweiter Tag, Nachmittag 
Freitag, 28. September 1956 

Schluß veranstaltung 

Vor s i t z: Prof. Dr. Gerhard Albrecht (Marburg) 

Vorsitzender Prof. Dr. Gerhard Albrecht (Marburg): 

Ich erteile zunächst dem Vorsitzenden der Gesellschaft für Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften das Wort zu einigen Mitteilungen. 

Prof. Dr. Walther G. Hoffmann (Münster): 

Bevor wir zum sachlichen Abschluß der Tagung kommen, darf ich 
den anwesenden Mitgliedern und Gästen noch einige Mitteilungen 
weitgehend formaler Art machen. 

In der Mitgliederversammlung am 26. September 1956 wurde 
satzungsgemäß der engere Vorstand neu gewählt und beim erwei-
terten Vorstand eine Ersatzwahl vorgenommen. Nachdem die Ge-
wählten die Annahme ihrer Wahl erklärt haben, ergi!bt sich folgende 
Zusammensetzung: 

Engerer Vorstand: 
Professor Dr. Walther G. Hoffmann, Münster, 1. Vorsitzender 
Professor Dr. Karl Hax, Frankfurt a. M., 2. Vorsitzender 
Professor Dr. Günter Schmölders, Köln, Schatzmeister 
DOlZent Dr. Hans Ohm, Münster, Schriftführer 

Erweiterter Vorstand: 
Professor Dr. Gerhard Albrecht, Marburg 
Professor Dr. Helmut Arndt, Darmstadt 
Verlagsinhaber Dr. Hans Broermann, Berlin 
Professor Dr. Dr. earl Föhl, Ebingen/Württ. 
Professor Dr. Herbert Giersch, Sa'arbrücken 
Professor Dr. Erich Gutenberg, Köln 
Stadtkämmerer Erwin Hielscher, München 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



200 Schlußveranstaltung 

Professor Dr. Georg Jahn, Berlin 
Professor Dr. Horst Jecht, Münster 
Professor Dr. W. A. Jöhr, 8t. Gallen 
Professor Dr. Dr. Friedrich Lütge, München 
Professor Dr. Fritz Neumark, Frankfurt 
Professor Dr. Bernhard Pfister, Münch'en 
Dozent Dr. Rudolf Richter, Frankfurt 
Professor Dr. Heinrich Rittershausen, Köln 
Professor Dr. Bruno Rogowsky, Köln 
Professor Dr. Karl Schiller, Hamburg 
Professor Dr. Erich Schneider, Kiel 
Professor Dr. Karl Schwantag, Mainz 
Professor Dr. Hans-Jürgen Seraphim, Münster 
Professor Dr. Dr. Adolf Weber, Münch,en 
Professor Dr. Walter Weddigen, Nürnberg 
Professor Dr. Erich WeIter, Mainz 
Professor Dr. Theodor WesseIs, Köln 
Dr. Eduard Wolf, Mitglied des Direktoriums der' 

Bank deutscher Länder, Frankfurt 

Ich ,gebe des weiteren bekannt, daß in der Mitgliederversammlung 
auf Grund eines (Berich,tes von Herrn Professor Ur. Erwin von 
Beckerath, Bonn, dem Vorsitzenden einesad hoc berufenen Ausschusses 
eine Namensänderung mit der satzungs gemäß erforderlichen Mehrheit 
beschlossen wurde. Danach heißt die Vereinigung künftig 

GESELLSCHAFT FüR WIRTSCHAFTS- UND SOZIALWISSENSCHAFTEN 

VEREIN FüR SOCIALPOLITIK GEGR. 1872 

Dahinter steht die Absicht, Tradition und 'Fortschritt gleichsam mit-
einander zu verbinden und denjenigen, die kein inneres, traditions-
gemäßes Verhältnis zum alten Verein haben, das Verständnis dafür 
zu erleichtern, was mit dieser Vereinigung bezweckt ist. 

Schließlich darf ich der mehrfach gegebenen Anregung an dieser 
Stelle Ausdruck geben, die Ausschüsse häufiger als bisher zu Sitzun-
gen einzuberufen, um eine größere Kontinuität der Aussprache in 
diesem kleinen Kreis zu erzielen. Trotz der Beanspruchung vieler 
Mitglieder durch Beiräte oder andere Institutionen würde eine der-
artige Aktivierung der Ausschußarbeit eine Gelegenheit bieten, die 
wirtschaftswissenschaftliche Forschung auf einer Reihe von Gebieten 
anzuregen. 
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Vorsitzender Prof. Dr. Gerhard Albrecht (iMarburg): 

Ich gebe nunmehr das Wort den Herren Vortragenden zu ihren 
Schluß bemerkungen, und zwar in umgekehrter Reihenfolge. 

Schlußwort des Referenten Prof. Dr. Heinz Kolms {Berlin): 

Wir haben bei der Diskussion meines Referates eine sehr inter-
essante, lebhafte Unterhaltung gehabt. Für die gegebenen Anregun-
gen möchte ich den Damen und Herren Diskussionsteilnehmern noch-
mals danken. 

Auf der Grundlage der Diskussion darf ich wiederholt betonen, daß 
ich in meinem IBeitrag die Vielfalt der möglichen Zusammenhänge 
aufzuzeigen hatte und aufzeigen wollte, nicht um zu bedeuten, daß 
alle diese Zusammenhänge ständig im gleichen Ausmaß relevant sind, 
aber um zu zeigen, was grundsätzlich bedacht werden muß. Erst dann 
ist anhand der Fakten zu entscheiden, ob man die eine oder andere 
Größe, den einen oder anderen Zusammenhang, in den betreffenden 
Fällen vernachlässigen kann. Man kann aber nur das "vernach-
lässigen", was man zunächst in den grundsätzlichen Zusammenhang 
eingeordnet hat. Auch die Nullstelle hat ihren Platz. 

Es ist nochmals herauszustellen, daß es zwei Möglichkeiten wirt-
schaftstheoretisch-politischer Analyse gibt. Einmal analytische Modelle 
mit der Fragestellung: was passiert, wenn ir.gendeine exogene Größe, 
in bestimmter Art und Weise eingesetzt, verändert, verkleinert oder 
vergrößert wird, mit den anderen mit dieser Größe in Zusammen-
hang stehenden ökonomischen Variablen im Rahmen einer Struktur, 
die in dem Gedankenmodell, mit dem wir arbeiten, dargestellt ist. 
Hierher gehören Fragestellungen, wie wir sie öfter in der Diskussion, 
auch. der Generaldiskussion und in Zusammenhang mit den anderen 
Referaten gehört haben: wenn die Löhne erhöht wel"den, was ge-
schieht dann mit den Preisen? Wenn wir Zölle senken, welche Ent-
wicklung nimmt dann die Zahlungsbilanz?, usw. Das ist die eine 
Möglichkeit der Anwendung wirtschaftspolitischer Modelle. 

Zum anderen sind in neuerer Zeit sogenannte Dezisionsmodelle ent-
wickelt worden. Sie sollen den wirtschaftspolitischen Entscheidungs-
trägern die Entscheidungsfindung erleichtern, wenn ein bestimmtes 
Ziel oder ein bestimmter Zielkomplex erreicht werden soll. Anders 
als bei den analytischen Modellen sind hier die Ziele gegeben, wäh-
rend die Instrumente ermittelt werden sollen, die im Rahmen einer 
gegebenen Struktur dieses Ziel erreichen helfen sollen. Es ist natür-
lich vorauszusetzen, daß! eine genügende Zahl von - wirtschafts-
politischen - Freiheitsgraden vorhanden ist, und damit finden wir 
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wiederum den Anschluß an das, was ich qualitative Politik nannte, 
insofern diese dazu dient, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
ökonomische Variable, die sich sonst vielleicht im Sinne der neo-
klassischen Konkurrenztheorie am Markte ergeben hätten, nun von 
den Entscheidungsträgern selbst manipuliert werden können. 

Wir sehen also, daß bei den analytischen Modellen die Instrumente 
gegeben, und dann die Wirkungen auf die anderen ökonomischen 
Größen - sofern es möglich ist - errechnet werden, während bei 
den Dezisionsmodellen die Ziele gegeben und die dazu dienlichen 
Mittel errechnet werden sollen. Dabei ist zu unterschetden zwischen 
Modellen mit fixen Zielen und mit variablen Zielen. Ein Modell mit 
variablen Zielen liegt dann vor, wenn es nicht darauf ankommt, Ziele 
zu maximieren, sondern wenn eine optimale Lösung erstrebt wird, 
d. h. die anderen mit diesen Größ€n interdependent verbundenen 
ökonomischen Variablen ebenfalls bewertet werden und somit u. U. 
auf eine Maximierung der Zielvariablen zu verzichten ist. Wenn in 
anderen Vorträgen und auch in der Generaldiskussion das Stichwort 
"optimale" Lösung anstelle einer "maximalen" Lösung gefallen ist, 
so betrifft das diese Zusammenhänge, gleich ob man es explicite sagt 
oder nur implicite. 

Dabei ist ein Unterschied zu machen zwischen zentralisierter und 
dezentralisierter Politik. Erstere liegt vor, wenn ein einziger wirt-
schaftspolitischer Entscheidungsträger angenommen wird, z. B. in ein-
fachen Modellen der "Staat". Das von mir behandelte Thema hat sich 
mit dem Problem dezentralisierter Politik in dem Sinne befaßt, daß 
hier die Entscheidungen nichtstaatlicher Instanzen, einer Vielzahl von 
Entscheidungsträgern, zur Debatte standen. Ihre Ziele liegen in ver-
schiedener Richtung. Das kann auch für staatliche Politik gelten bei 
Machtkämpfen beispielsweise zwischen einzelnen Ministerien, muß 
aber als typisch. angesehen werden für die Wirtschaftspolitik nicht-
staatlicher Instanzen. 

Aus alledem geht hervor, daß es nicht nur denkbar ist, mit Hilfe 
wirtschaftspolitischer Modelle einsichtig zu machen, was geschehen 
kann, wenn wirtschaftspolitische Instanzen, wie etwa die Gewerk-
schaften oder Unternehmer- und Arbeitgeberverbände, dies oder jenes 
tun, sondern es ist auch grundsätzlich möglich, den Entscheidungs-
trägern deutlich werden zu lassen, was sie in einer gegebenen 
Situation zu tun haben, um ihren Zielen zu dienen. Das ist gewiß 
im Falle dezentralisierter Politik schwieriger als bei anzunehmender 
zentralisierter Politik. Deswegen sind die Modellzusammenhänge als 
grundsätzlich kompliziert anzunehmen und daher war es notwendig, 
bei der Behandlung meines Themas von vornherein von der grund-
sätzlichen Kompliziertheit der Zusammenhänge auszugehen. 
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Wenn ich zusammenfassen darf: wir sehen, daß es unabwendbar 
ist, zunächst einmal die mögliche Vielfalt der Zusammenhänge dar-
zulegen und erst dann anhand der Fakten einer konkreten Situation 
zu entscheiden, welche Zusammenhänge als nicht relevant vernach-
lässigt werden dürfen. Der ersteren Aufgabe habe ich mich unter-
zogen; an weiterer Durchdringung muß noch gearbeitet werden. 
Letztere steht in Zusammenhang mit den Möglichkeiten quantitativ-
numerischer 'Forschung. 

Schlußwort des Referenten Prof. Dr. Horst Jecht (Münster): 

Ich wäre in einer einfacheren Situation, wenn ich mich gegen 
massive Kritik zu verteidigen hätte. Eine derartige Kritik ist nicht 
geübt worden. Ich bin vielmehr in der Diskussion außerordentlich 
freundlich behandelt worden. Meine Aufgabe kann so nur darin be-
stehen, auf einige der vielfachen Anregungen und Ergänzungen ein-
zugehen, die im Laufe der Besprechung vorgebracht worden sind und 
für die ich an dieser Stelle aufrichtig zu danken habe. 

Zunächst sind von verschiedenen Diskussionsrednern Vorschläge 
gemacht worden, wie man auf dem Wege, der in diesem Referat -
soweit ich sehen kann - jedenfalls für Deutschland zum ersten Male 
beschritten worden ist, vielleicht weiterkommen könnte. Ich kann 
dallu nur sagen: Es wäre sehr sch,ön, wenn wir weiterkämen, aber 
das Gelände ist außerordentlich schwierig, sehr unwegsam. Es wird 
also großer Anstrengungen bedürfen, um über die bescheidenen Er-
gebnisse, die bisher erzielt werden konnten, weiter hinauszukommen. 

Im übrigen habe ich also für eine ganze Reihe von Ergänzungen 
Dank auszusprechen. Herr von Gadolin hat meine Ausführungen in 
einer sehr anschaulichen Weise am finnischen Beispiel erläutert, in-
dem er u. a. auf die "Unkostenproduktion" in den finnisch.en Restau-
rants hinwies. Es soll ja auch bei uns gelegentlich Derartiges geben. 
Damit werden nochmals die möglicherweise auftretenden Nebenwir-
kungen einer wirtschaftspolitisch orientierten Besteuerung beleuchtet, 
von denen in meinem Referat mehrfach die Rede war. 

Herr Kollege Thalheim hat mit Recht auf verschiedene Lücken 
meiner Ausführungen hingewiesen, über die ich. mir selbst völlig im 
klaren bin und die nur mit der knappen verfügbaren Zeit ent-
schuldigt werden können. Die Problematik der regionalen Umvertei-
lung des Einkommens ist selbstverständlich außerordentlich wichtig. 
Man sollte die Finanzausgleichsproblematik viel stärker unter diesem 
Gesichtspunkt der Einkommensverteilung sehen. Es ist vielleicht kein 
Zufall, daß gerade ein Berliner Kollege auf diese Zusammenhänge 
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aufmerksam macht. Hier sind also sehr wichtige Probleme vorhanden, 
die ich im einzelnen nicht berücksichtigen konnte. 

Dann waren mir wertvoll - und ich werde sie weiterhin beherzi-
gen - Hinweise und Warnungen im Hinblick auf die Gefahren eines 
vorzeitigen internationalen Vergleichs. Ich glaubte zwar schon einige 
Reserven angebracht zu haben. Aber ich bin dem betriebswirtschaft-
lichen Kollegen sehr dankbar - ich habe leider den Namen in der 
Diskussion nicht aufgenommen -, der auf Unterschiede der Gewerbe-
steuerbelastung hinwies. Ich bin Herrn Kollegen Neumark dankbar, 
daß er nochmals davor warnte - die Problematik ist wohl auch von 
mir betont worden -, einseitig aus der Einkommensbesteuerung 
Schlüsse auf die steuerliche Belastung in den verschiedenen Ländern 
zu ziehen. Man kann hier sicherlich gar nicht vorsichtig genug ver-
fahren. 

Mein weiterer Dank gilt Herrn Präsidenten Fürst. Herr Fürst hat 
ja sozusagen eine zweifache Stellungnahme bezogen. Er hat einmal 
gesagt, so schlimm könne es doch mit der deutschen Statistik nicht 
stehen, wenn es immerhin möglich sei, daß Herr Kollege Krelle und 
ich darauf zwei Referate aufbauen konnten. Das ist außerordentlich 
freundlich für uns gesagt; aber es schließt offenbar nicht die Kritik 
aus, die er dann vorbrachte, daß vielleicht einige Schlüsse, zu denen 
ich gelangt bin, allzu kühn erscheinen könnten. Damit ist ja wieder 
ein Hinweis darauf gegeben, daß wir hier noch sehr viele Wünsche 
haben, und das möchte ich als das eigentliche Ergebnis dieses Dis-
kussionsbeitrages von Herrn Fürst hervorheben. Hier ziehen wir an 
einem gemeinsamen Strang. Der Ausbau der Statistik ist ein gemein-
sames Anliegen sowohl des statistischen Fachgelehrten wie auch des 
Wirtschaftstheoretikers. 

Herr Kollege Timm hat dankenswerterweise einen Gesichts-
punkt in die Debatte geworfen, dem man noch weiter nach-
gehen sollte, zumal Abschließendes im gegenwärtigen Zeitpunkt 
darüber kaum zu sagen sein wird. Er hat nämlich die Frage gestellt, 
ob einer Beeinflussung der Löhne oder aber einer staatlichen Re-
distribution eine stärkere Erfolgschance zuzumessen sei. Ich würde 
dazu folgendes sagen: Ich glaube, daß es sich hier um zwei Gebiete 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik mit ganz verschiedenen Aufgaben 
handelt. Man wird also vielleicht die Alternative gar nicht so stellen 
können. Die staatliche Redistribution bezweckt ja einerseits die Ver-
sorgung bestimmter Personenkreise, die sonst bei der marktwirt-
.,chaftlichen Situation unversorgt sein würden, andererseits aber auch 
die Darbietung bestimmter Güter und Leistungen - so auf dem Ge-
biete des Schulwesens oder des Gesundheitsdienstes in England -, 
die den breitesten Schichten der Bevölkerung zugute kommen. Das ist 
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eine andere Zielsetzung als die der Erweiterung des Lebensstandards 
im Zuge gesteigerter Löhne. Ich glaube also, die beiden Bemühungen 
werden nebeneinander gehen müssen, und es kommt in beiden Fällen 
nur darauf an, die richtigen Grenzen einzuhalten. Ich glaube nicht, 
daß man der einen oder anderen Methode unbedingt den Vorzug 
geben sollte. Das, was die staatliche Redistribution leisten kann, ist 
verhältnismäßig begrenzt; darüber müssen wir uns klar sein. Der 
große Optimismus von Adolph Wagner ist heute einer etwas nüch-
terneren Einstellung gewichen. Es werden also beide Gebiete weiter-
hin in den richtigen Grenzen ihre Bedeutung behalten. 

Und nun schließlich ein Problem, das immer wieder in der Dis-
kussion auftauchte, auch in der Diskussion im kleineren Kreise: wie 
weit ist denn eine gleichmäßigere Einkommensverteilung überhaupt 
wünschenswert? Das ist natürlich. eine Frage, die unter den verschie-
densten Gesichtspunkten gesehen und beantwortet werden will, eine 
Frage, die weitgehend metaökonomischen Charakter trägt und über 
die sich hier also auch nur sehr begrenzt sprechen läßt. Auf der einen 
Seite wird man doch wohl sagen können, daß eine allzu krasse Un-
gleichmäßigkeit unerwünscht ist. Es ließen sich genügend historische 
Beispiele anführen, daß solche krassen Ungleichmäßigkeiten der Ein-
kommensstrukturzu gewaltsamen Explosionen auf sozialem und poli-
tischem Gebiet geführt haben. Auf der anderen Seite ist unbestreit-
bar, daß eine völlige Egalisierung der Einkommensverteilung offen-
bar der menschlichen Natur widerspricht und jeden Leistungsantrieb 
stillegen würde. Hier also die richtige Mitte zu finden, wird die 
immer neu gestellte Aufgabe sein. 

Herr Kollege Fricke hat den interessanten Gesichtspunkt in die 
Debatte geworfen, daß die verschiedenen Zeitalter - also sagen wir 
einmal das Zeitalter des Hochkapitalismus und unser Zeitalter des 
20. Jahrhunderts - jeweils sozusagen besondere Einkommensstruk-
turen aufweisen, die der jeweiligen Wirtschaftsstruktur und Wirt-
schaftsverfassung adäquat sind. Auf diesem Wege könnte man viel-
leicht weiterkommen. 

Gegen eine zu starke Egalisierung spricht j'a - wenn ich diesen 
Punkt meines Referates noch einmal aufnehmen darf - auch die Not-
wendigkeit der Aufrechterhaltung der Investitionsquote. Herr Kollege 
Thalheim, der den sehr interessanten Vergleich zwischen dem Osten 
und dem Westen angestellt hat, hat die Frage aufgeworfen, ob man 
es sich würde leisten können, hinter der Investitionsquote des Ostens 
zurückzubleiben. Das ist natürlich auch wiederum ein weites Feld, 
geht auch weit über die uns hier im engeren Sinne beschäftigende 
ökonomische Problematik hinaus. Man darf dabei auch nicht ver-
gessen, daß das, was den Menschen des Ostens auf Grund einer jahr-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



206 Schlußveranstaltung 

hundertelangen Tradition zugemutet werden kann, für die abend-
ländischen Menschen wahrscheinlich nicht zumutbar ist und daß in 
dieser Einstellung Kräfte liegen, die in der geistigen Auseinander-
setzung zwischen dem Osten und dem Westen eine sehr wichtige 
Rolle spielen. 

Wir sehen also, daß das Problem, das eine so nüchterne Basis hat, 
schließlich in sehr weitgesteckte, metaphysische Perspektiven aus-
mündet. Aber ich glaube, da weiter vorzudringen dürfte kaum die 
Aufgabe unserer heutigen Zusammenkunft sein. 

Schlußwort des Referenten Prof. ,Dr. Wilhelm Krelle (St. Gallen): 

In der ,Diskussion über mein Referat sind zunächst einmal Ver-
feinerungen des von mir vorgetragenen Modells vorgeschlagen wor-
den. Hierzu wUl'den eine große Anzahl von Einzelbemerkungen ge-
macht, von denen ich nur einige hervorheben möchte. 

Einmal wurde gesagt, die Untergrenze des iBesitzeinkommens sei 
nicht etwa bei 3 '% oder ein wenig niedriger anzusetzen, sondern 
vi e 1 niedriger, weil für bereits investiertes Kapital überhaupt keine 
Verzinsung notwendig ist. Der Gedanke ist vom Kollegen Föhl und 
mehreren anderen Herren vorgebracht worden. Ebenso wurde gesagt, 
daß die Obergrenze nicht erst beim Bruchpunkt des sozialen Systems 
liege, sondern schon viel früher, wenn nämlich die Arbeiter nicht 
mehr gutwillig bereit seien, ihre Leistungen in dem üblichen Ausmaß 
herzugeben. Ich nehme das an und bin dankbar für die Ergänzungen 
in diesen sowie auch in anderen Punkten. 

Dann ist der Verwendung anderer Definitionen vorgeschlagen wor-
den. iMan sagte, ich hätte eigentlich. mein Untersuchungsobjekt anders 
wählen sollen. Einige schlugen vor, ich hätte nur das persönliche Ein-
kommen betrachten sollen, also z. iB. die zurückbehaltenen Gewinne 
aus der Betrachtung herauslassen sollen. Andere sagten, ich sollte 
das Brutto- statt das Nettosozialprodukt zugrunde legen. Dann wie-
derum wurde gesagt, ich hätte das Aggregat "iBesitzeinkommen" auf-
teilen sollen ins Zins, üblichen Unternehmergewinn und Monopol-
gewinn; wieder andere me,inten, ich hätte den Reingewinn statt des 
Besitzeinkommens betrachten sollen. Das sind eine große Zahl von 
Wünschen, die auch in sich nicht kompatibel sind. Es mußte ein Ent-
scheid getroffen werden, und ich halte den iEntscheid, den ich ge-
troffen habe, aus theoretischen und statistischen Gründen für den 
besten. Es hat keinen Sinn, Theorien über Dinge aufzustellen, für die 
man keine Unterlagen hat. Das war mein Gesichtspunkt. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44147-1 | Generated on 2025-06-07 16:23:09



Prof. Dr. Wilhelm Krelle (St. Gallen) 207 

Als nächstes möchte ich zu einigen Äußerungen Stellung nehmen, 
die sich auf meine These beziehen, daß die relativen Seltenheiten in 
der Bestimmung der Verteilung keine oder nur eine sehr geringe 
Rolle ,spielen. Zunächst ist zu den Äußerungen von Kollegen Thalheim 
in der Generaldebatte zu sagen, daß ich. keinesfalls behauptet habe, 
die relativen Seltenheiten spielten für die Lohnbestimmung innerhalb 
einer iBranche oder eines Betriebes keine Rolle. Nur die Relationen 
der Gesamtaggregate iBesitzeinkommen und Arbeitseinkommen sind 
unabhängig davon. Unter relativen Seltenheiten verstehe ich. dabei die 
physischen Seltenheiten, die Verhältnisse von Arbeitsmenge zu 
Kapitalmenge sozusagen. Zu meinem Erstaunen habe ich zu die s e r 
These eigentlich wenig Widerspruch gefunden. 

Allerdings sind dann weiterhin zu meiner Behauptung, daß dies 
die Grenzproduktivitätstheorie der Verteilung aus den Angeln heben 
sollte, erhebliche Bedenken angemerdet worden, die ich durchaus ver-
stehe, mit denen ich mich. jedoch nicht einverstanden erklären kann. 
Aber das ist nicht ausdiskutiert worden; das war in der zur Ver-
fügung stehenden Zeit nicht möglich. Insofern bleibt hier zunächst 
einmal ein Dissens bestehen. 

Ferner sind mehrfach alternative Ansätze für eine Verteilungs-
theorie vorgeschlagen worden. Es wurde mir bedeutet - um es grob 
auszusprechen -, der theoretische Ansatz sei reichlich primitiv. Ich 
möchte da zunächst zubilligen, daß der logische Gedankenaufbau sehr 
einfach war insofern, als ich eben die eigentlichen Bestimmungsgründe 
der Verteilung klarzulegen versuchte, ohne mich in die technisch-öko-
nomischen Einzelheiten des marktwirtschaftlichen Apparates zu ver-
lieren. Ich habe eine Art Kausalkette gezogen von den Ursachen zu 
den Wirkungen und die ganzen Interdependenzen zwischen den ein-
zelnen Sektoren nicht explizite aufgeführt. Sie stecken natürlich im 
Hintergrund mit darin. 

Nun, ich nehme den Kritikpunkt ohne weiteres an. Auch ich glaube, 
daß man, wenn man weiter in die Verteilungstheorie eindringen will, 
tatsächlich zu interdependenten Modellen kommen muß. Immerhin 
möchte ich als Entschuldigung für meinen Ansatz vorbringen, daß 
man bei einem kreislauftheoretischen Modell, wenn man einigermaßen 
realistische Annahmen machen will, nicht mit zwei oder drei Unbe-
kannten auskommt, sondern vielleicht fünfzehn braucht. Das führt 
aber schon bei linearen Ansätzen zu Matrizeninversionen von 15mal 
15 Gliedern, die nicht mehr verbal interpretiert werden können, und 
Sie werden vielleicht verstehen, daß! ich iBedenken hatte, so etwas 
meiner Analyse zugrunde zu legen und hier vorzutragen. Aber ich 
gebe zu, daß, wenn man weiterkommen will, kompliziertere und viel-
leicht auch grundsätzlich andere Ansätze gewählt werden sollten. 
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Im übrigen danke ich für die vielen Anregungen, die mir in der 
Diskussion und in privaten Gesprächen zugegangen sind. Sie waren 
für mich von großem Wert, und ich will versuchen, sie für meine 
weiteren Arbeiten auszunutzen. 

Schlußwort des Referenten Prof. Dr. Hans Pet er (Tübingen): 

Ich möchte zunächst meinem Korreferenten Preiser danken, daß er 
gesagt hat, ich hätte mit meinem Referat provozieren wollen. Ich 
wollte tatsächlich provozieren, und zwar wollte ich die Diskussion des 
Ansatzes der Verteilungstheorie, ich möchte ruhig sagen: erzwingen. 
Der Gang der Diskussion, auch in den Ausschüssen, hat gezeigt, daß 
ich das, was ich damit beabsichtigt hatte, erreicht habe. 

Das versetzt mich nun allerdings in die Lage, daß ich hier eigent-
lich nur diese Tatsache, jedenfalls nicht viel mehr als diese Tatsache, 
feststellen kann. Denn die Diskussion ging nun auf diesen Ansatz ein. 
Das Hauptthema, das in meinem Diskussionskreis erörtert wurde, war 
die Frage: Was bringt eigentlich die Spieltheorie, und in welchem 
Verhältnis steht sie zu dem Bisherigen? Sie werden verstehen, daß ich 
bei diesem Stand der Dinge hier nicht auf Einzelheiten eingehen kann; 
denn das würde mich dazu zwingen, beinahe länger zu sprechen, als 
ich in meinem Referat gesprochen habe. Ich müßte dann nämlich die 
ganze Segriffsbildung der Spieltheorie erörtern. Ich möchte mich des-
halb auf die Feststellung beschränken: Es wurde der Gedanke auf-
gegriffen, daß man durch diesen grundsätzlich neuen Ansatz der 
Theorie die Möglichkeit in die Hand bekommt, in sehr vielgestaltigen 
Modellen auch solche Probleme wie die echter Verteilungstheorie zu 
behandeln. 

Ich darf mit einem Wort noch auf die Ausklammerung zurück-
kommen, die ich bei der Behandlung meines Themas vorgenommen 
habe. Ich habe die normative Problematik selbstverständlich, da ich 
über Theorie sprach, ausklammern müssen. Ich verstehe aber sehr gut, 
daß in der Diskussion auf die Wichtigkeit dieser normativen Proble-
matik hingewiesen wurde. Ich sagte ja schon, daß ich darüber an 
anderer Stelle gesprochen hatte, und auch das würde mich hier zu 
sehr viel breiteren Ausführungen zwingen. 

Ich möchte den Teilnehmern der Diskussion vorhin, die mir eine 
große Reihe von Anregungen gegeben haben, herzlich danken, vor 
allen Dingen für die Lebhaftigkeit, mit der sie auf die Probleme, 
die ich teilweise schon angeschnitten habe bzw. durch meinen Vortrag 
provoziert hatte, eingegangen sind. 
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Schlußwort des Referenten Prof. Dr. Erwin von Beckerath (Bonn): 

Ich darf kurz über den Gang der Diskussion berichten, die sich an 
mein Referat angeschlossen hatte. Diese Diskussion war eine außer-
ordentlich lebendige und reichhaltige, und das war ja zu erwarten 
angesichts der Tatsache, daß ich es mit einem Gegenstand zu tun 
habe, der nicht rein ökonomisch, vielmehr ebenso politisch, philoso-
phisch und soziologisch ist, d. h. sich auf Gebieten bewegte, auf 
denen erfahrungsgemäß eine Einigung schwieriger zu erreichen ist als 
dort, wo es sich um den Beweis von ökonomischen Thesen handelt. 
Dementsprechend habe ich teils Zustimmung, teils kritische Zustim-
mung und teils kritischen Widerspruch gefunden. Allen, die sich ge-
äußert haben, den Vertretern des kritischen Widerspruchs, der 
kritischen Zustimmung und der vorbehaltlosen Zustimmung, bin ich 
dankbar für die Anregungen, die sie mir gegeben haben. 

Kurz darf ich noch darauf hinweisen, um welche Probleme im 
wesentlichen unsere Diskussion sich bewegte: Zunächst um das Wert-
problem, und an dieser Frage verfing sie sich immer wieder von 
neuern. Man hätte sich in eine Diskussion des Vereins für Sozial-
politik, die vor vier Jahrzehnten stattgefunden hat, zurückversetzt 
fühlen können, und das beweist ja nur, daß. es gleichsam ewige 
Fragen, ewige Probleme gibt, mit denen wir immer wieder ringen 
Ich hatte ja in meinem Vortrag gesagt, daß wir es mit Projektionen 
aus einer höheren Wertebene zu tun haben. Ich hatte diese genannt 
und hatte dann versucht, zu zeigen, welche Instrumente zur Ver-
fügung stehen und wie sie gehandhabt werden müßten, damit die 
gewollte Wirkung tatsächlich erreicht wird. 

Bezüglich. des Instrumentariums hatte ich mich gleichfalls geäußert, 
und hier war vielleicht der Widerspruch am geringsten. Ich sprach 
von mikro- und makro-ökonomischer Betrachtung, hob aber die Be-
deutung der makro-ökonomischen hervor, und hier war es der ver-
ehrte Kollege Geheimrat Weber, der - wenn auch nicht expressis 
verbis, so doch deutlich genug - einen Widerspruch anmeldete. 
Die Frage konnte nicht ausdiskutiert werden. - Besonders dankbar 
bin ich dem Kollegen Wessels, da er meine Gedanken in einer glück-
lichen Weise interpretiert und auf einen kurzen Nenner gebracht hat. 
Das war für mich eine Gelegenheit, an seine Ausführungen mit wei-
teren Detailbemerkungen anzuknüpfen. 

Weniger haben wir über die politische Willensbildung gesprochen 
und über die Ansatzpunkte innerhalb des politischen Mechanismus, 
wo der Einfluß der Wissenschaft angesetzt werden könnte, wobei ich 
den Eindruck hatte, daß bei manchen der Herren Diskussionsredner 
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die Skepsis gegenüber dem Einfluß der Wissenschaft allzu groß ist. 
Die Tätigkeit des Vereins für Sozialpolitik findet letzten Endes ihre 
Ratio darin, daß wir an die Vernunft glauben und der Überzeugung 
sind, daß wir, wenn auch allmählich, gleichwohl den Gang der Wirt-
schaftspol~tik rational zu beeinflussen in der Lage sind. Auch darüber 
sind in der Diskussion einige Bemerkungen gemacht worden. Über 
die Institutionalisierung des wissenschaftlichen Einflusses im einzelnen 
ist nicht gesprochen worden. Es war auch nicht die Absicht meines 
Referats, hier eine Diskussion hervorzurufen. Meine Absicht war, 
den anwesenden Kollegen und Politikern, soweit sie unter uns 
waren - sie haben ja leider im wesentlichen noch in letzter Sekunde 
absagen müssen, wie das bei den vielbesch.äftigten Herren sehr 
oft der Fall ist - und vor allen Dingen auch den Herren von 
der Presse zu sagen, daß' die Wissenschaft heute über einen ganz 
anderen Schatz von Erkenntnissen verfügt, den ·sie der praktischen 
Politik - was man auch sagen mag - zur Verfügung stellen kann. 
Ich glaube, und darin bin ich durch den Pessimismus einiger Dis-
kussionsredner nicht erschüttert worden, daß hier in der Tat eine 
großartige Aufgabe vorliegt - ich. könnte hinweisen auf Beispiele 
aus anderen ökonomisch und wissenschaftlich fortgeschrittenen Län-
dern -, eine Au:ßgabe, mit der wir uns auseinanderzusetzen die 
Pflicht haben. 

Vorsitzender Prof. Dr. Gerhard Albrecht (Marburg): 

Ich darf den Herren Vortragenden für ihr Schlußwort und zugleich 
dafür herzlich danken, daß sie durch ~hre Referate den Grund für 
die wissenschaftliche Diskussion gelegt haben, die heute nachmittag 
in fünf Sondersitzungen stattgefunden hat. Durch die soeben gehörten 
Schlußworte haben die Erörterungen der nun zu ihrem Ende ge-
langten Tagung ihre den großen Zusammenhang noch einmal auf-
zeigende Abrundung gefunden. 

Damit könnte ich mich des Auftrages entledigen, der mir von dem 
Herrn Vorsitzenden der Gesellschaft erteilt worden ist, nämlich die 
Tagung zu schließen; aber ich. möchte Sie bitten, mir wenigstens noch 
ein ganz kurzes Wort zu erlauben. Es ist das traditionelle Vorrecht 
eines der Angehörigen der ältesten Generation unter den Teilneh-
mern an den Tagungen unserer Gesellschaft, an ihrem Schluß ein 
Wort des Dankes auszusprechen. So möchte ich - und ich glaube, 
ich mache mich damit zum Interpreten der Empfindungen aller 
Tagungsteilnehmer - dem Herrn Vorsitzenden, Herrn Kollegen Hoff-
mann, und dem ganzen Vorstand aufs herzlichste für die große Mühe 
und die viele Arbeit danken, die sie aufgewandt haben, um diese 
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Tagung zustande zu bringen und so erfolgreich durchzuführen. Es ist 
mir hierbei ein Bedürfnis, ganz besonders auch den jetzt aus dem 
engeren und weiteren Vorstand ausscheidenden Herren zu danken, 
mit denen ich ja noch selbst früher eng zusammengearbeitet habe, 
vor allem unserem Freunde Gutenberg, der, als ich vor zwei Jahren 
mein Amt als Vorsitzender weitergab, das für ihn schwere Opfer 
brachte, zur Aufrechterhaltung der Kontinuität in der Vorstandsarbeit 
sein Amt als zweiter Vorsitzender noch zwei weitere Jahre zu führen. 

Der Verlauf unserer diesjährigen Tagung hätte nicht ein so schöner 
und, wie ich meine, ertragreicher sein können, wenn sie nicht wissen-
schaftlich so ausgezeichnet vorbereitet worden wäre, wie sich sowohl 
an dem Aufbau der Vortragsfolge als auch bei der Durchführung 
de.s Tagungsprogrammes gezeigt hat. Dafür, Herr Kolle.ge Schneider, 
möchte ich Jhnen unserer aller aufrichtigsten Dank aussprechen. 

Unser Dank gilt aber auch allen den zahlreichen Helfern, besonders 
den netten und freundlichen jungen Damen, die sich zur Unter-
stützung der Tagungsleitung zur Verfügung gestellt und ihre Aufgabe 
in so tatkräftiger und umsichtiger Weise erfüllt haben; wir wissen 
von früheren Tagungen, daß es ohne die aufopfernde und emsige 
Arbeit dieser Helfer nicht abgeht. 

Zuletzt danke ich allen Teilnehmern, allen Gästen, allen Mitglie-
dern, den Vertretern der Presse. Sie werden Verständnis dafür 
haben, daß ich, unter den Gästen ganz besonders unserer Freunde 
aus Österreich gedenke in der Hoffnung und der festen Zuversicht, 
daß, wie früher im alten Verein für Sozialpolitik, so auch weiterhin 
die Zusammenarbeit zwischen den Kollegen und wissenschaftlich 
interessierten Praktikern Deutschlands und Österreichs eine enge und 
wissenschaftlich fruchtbare bleiben wird. 

Möge nun diese Tagung ihre Früchte tragen und der Verein für 
Sozialpolitik - von nun an die Gesellschaft für Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften, Verein für Socialpolitik, gegr. 1872 - auf dem 
nach 1945 wiedergefundenen Wege glückhaft fortschreiten. 
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